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AKTENSTÜCKE UND NACHWEISE 

1814—1859. 

NEBST EINER EINLEITUNG 

ÜBER DIE FLUSÖSCHIFFAHRTS -BESTIMMUNGEN DER WIENER 
KONGRESSAKTE UND DIE ELBZOLLFRAGE. 



„Bei Feiitütelluiig der FluMcotltarife wird man von 
dem Ge-^iclitspunkte ausgehen, durch Erleichterung 
der Schiffahrt den Handel ca ermuntern.*'' 

Wiener Kongretsakte. 



LEIPZIG: 
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Einleitung. 

Die Flasssehiffahrto-Bestiiuiniuigen der Wiener Kon- 
gressakte und die Eibzollfrage. 



Vorbemerkung. 

Wer die in diesem Bande gesammelten Aktenstücke im Zusammen- 
hange durchlesen wird, für den bedarf es keiner Vorerinnerung noch 
Erläuterung über die darin behandelten Angelegenheiten und den Zweck 
ihrer Veröffentlichung. Es lässt sich jedoch nicht ohne weiteres voraus- 
setzen, dass Viele sich solcher Mühe unterziehen werden, weil der 
Gegenstand an sich zu trocken und die Verhandlungen zu weitläufig 
erscheinen, und andererseits die politische wie volkswirthschaftliche Be- 
deutung der ElbzoUfi-age für Deutschland noch zu wenig erkannt wird. 
Noch weniger möchte im voraus die Belehrung gewürdigt werden, welche 
man, für die Beurtheilung der bisherigen öffentlichen deutschen Zustände 
überhaupt, aus der nähern Kenntnissnahme solcher Verhandlungen ent- 
nehmen kann. Es ist unmögUch, die Mangelhaftigkeit jener Zustände, 
wie sich dieselbe durch das unbehinderte Vorwalten selbstsüchtiger Par- 
tikularinteressen auf Kosten der berechtigten Gesammtwohlfahrt kund 
gibt, überzeugender nachzuweisen, als hier aus den Protokollen der Eib- 
kommissionen von 1819 — 1858 geschehen ist. 

Eine den umfangreichen Aktenstücken vorangestellte Darlegung der 
Hauptpunkte der Elbzollfrage findet leichter Beachtung und veranlasst 
dann vielleicht auch den Einen oder Andeni , dessen Meinung über diese 
Dinge von Gewicht ist, die ausführlichen officiellen Belege zu lesen und 
den ganzen Sachverhalt selbst näher zu prüfen. 

Dies herbeizuführen, ist vor allem der Zweck dieser einleitenden 
Darlegung, welche zugleich über die Entstehung und den Zweck der 
wichtigen und vielbesprochenen Artikel 108 — 116 der Wiener Kongress- 
akte einige Bemerkungen mittheilen wird. 



L Die Schiffahrtsverhältnisse der deutschen Flüsse, namentlich des 
Rheins und der Elbe, waren zu Ende des vorigen Jahrhunderts im 
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grössten Masse bedrückt und verkommen. Unverati^nd und Willkür 
hatten um die Wette das Aeusserste aufgeboten, dem deutsehen Volke 
die herrliche Gottesgabe der schiflTbaren Ströme künstlich zu verderben. 
Stapel- oder Umschlags-Gerechtsame vieler Städte, sowie Monopole und 
Privilegien der SchiflFergilden unterbrachen und beschrankten überall den 
grossen Flussverkehr. Ausserdem bestand längs der Flüsse eine Un- 
zahl von PassagezöHen mit den verschiedenartigsten und verworrensten 
Tarifen. Ein Theil dieser Zölle beruhte auf Verleihungen von Kaiser 
und Reich, bei andern berief man sich auf altes Herkommen und frühere 
Geleitsrecfate, noch andere waren eigenmächtige Einrichtungen einzelner 
Reichsstände; bei fast allen Flusszöllen aber hatte man die ursprüng- 
lichen Zollsätze in völlig unberechtigter Weise allmählich erhöht. 

Im Westfälischen Frieden war festgestellt worden, dass die im Laufe 
des Kriegs etwa neu eingefilfartra oder erhöhten FluaazöUe aufgehoben 
oder auf dasjenige Mass zurückgeführt werden sdlten, wie es yot dem 
Kriege langjähriges Herkommen gewesen; auch ward in den seitdem 
stattgefundenen kaiserlichen Wahlkapitulationen anerkannt, dass künftig 
keine neue PassagezöUc vom Kaiser, selbst unter Zustimmung der Kur- 
fürsten, sollten verliehen werden dürfen, ohne zuvor die betheiligten 
Reichsstände über deren Zulässigkeit zu vernehmen. Allein dessenun- 
geachtet ward es seit der Zeit des 17. Jahrhunderts mit der Zollbelastung 
der deutschen Flüsse immer ärger. 

Man muss sich in der That darüber wundem, wie unter solchen 
Missbräuchen und Bedrückungen ein Flussverkehr, welcher noch die 
Zollerhebung lohnen konnte, überall fortzubestehen vermochte. Es lässt 
sich dies auch nur dadurch erklären, dass die Landstrassen damals von 
unbeschreiblich schlechter Beschaffenheit waren und ebenfalls manchen 
Transitbelastungen unterlagen, sowie femer daraus, dass die Flusszoll- 
Tarife vielfach nicht in der ganzen Strenge ihrer vermeintlichen Be- 
rechtigung zur Anwendung kamen. Eine nur oberflächliche Kontrole 
der Ladungen, eine häufige Verständigung der Schififer mit den Er- 
hebungsbeamten wegen Zollnachlasses, oder auch eine im Verwaltungs- 
wege angeordnete mildere Praxis mussten nothdürftig aushelfen. Bei 
einer genauen Durchführung der in Anspmch genommenen Gerechtsame 
der verschiedenen Zollämter wäre der grosse FlussschiflFahrtsverkehr so- 
fort in völlige Stockung gerathen. Dass man nicht ganz soweit ging, 
hatte seinen Grund nur in der Rücksicht auf die Beibehaltung einer 
Zolleinnahme, nicht auf das Interesse der Schiffahrt. 

Die Verkehrtheit und Unerträglichkeit eines solchen Zustandes wa- 
ren augenscheinlich; allein alle Versuche, durch Uebereinkünfte der Ufer- 
staaten eine Abhülfe zu beschaffen, blieben vergeblich. Die damalige 
traurige Verfassung des deutschen Reichs, die gegenseitige Eifersudit 
der einzelnen Reichsstände und die Gleichgültigkeit der meisten deut- 
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sehen Regierungen für kommerzielle Interessen raussten leider von vorn- 
herein jede Hoffnung auf gründliche Reformen des IlusszoU- Unwesens 
auf diesem Wege als illusorisch erscheinen lassen, me gross auch 
das Uebel war. 

n. Um die eben angedeuteten Zustände durch ein Beispiel zu veran- 
schaulichen, theilen wir aus dem TheaU-um Europaeum vom Jahre 1669 
(Vol. X., Abthl. 2., p. 18.) einen Bericht über die im genannten Jahre 
zu Hamburg abgehaltene Eibkommission wörtlich mit: 

„Mitlerweile fanden sich daselbst zu Hamburg, Chur-Branden- 
burg-, Braunschweig -Zellische, Mechelnburg-Schwerin- und Gu- 
strovische HeiTen Gesandten ein, um den Punct des Zolls und 
der Commeraen auff dem gantzen Elb*Strom, sonderlich aber zu 
Dömitz, Ratzen- [Boitzen-] und Lauenburg zu erledigen und dann 
etwan ausszufinden, welcher gestalt die Wahren, welche wegen 
dess hohen Zolls auif der Achse fortgehen, wiederumb zu Wasser 
möchten versendet werden, und dass dahero sothaner ZoU aller 
Orten zu leichtem und zu mindern sey; wesswegen sie täglich. 
Vor- und Nachmittag an dem bestimbten Ort im Thum fleissig 
zusammen kamen, und ihnen das Werck mit allem Ernst angelegen 
seyn, auch zu solchem Ende einige auffwerts seglende Schiffer 
vor sich kommen und ihre Ausssag thun Hessen; sonderlich hat 
man Heirn Heitzog Chiistians zu Mechelnburg Abgesandten wegen 
seines gnädigsten Herrn schweren Aufflagen dissfalls zugeredet, 
und sich nit wenig darüber beschweret: worauff sie allerseits 
wieder von einander gereiset, mit dem schliesslichen Verlass, 
dass dererselben allerseits gnädigste Herren Principalen sich 
inner gewissen Zeit wegen Einstellung der fast überhäufften Zoll- 
Missbräuchen und Gebrechen zu erklären, und all solchem best- 
möglichst zu remediren nicht ermangeln würden; im widrigen Fall 
solte die Cron Schweden, beneben Chur-Brandenburg, und Braun- 
schweig -Lüneburg, die aufgetragene Execution der Zöller zu 
Dömitz verrichten." 
Die Resultatlosigkeit dieser Verhandlungen, trotz der angedrohten 
Exekution, erhellt genügend daraus, dass schon drei Jahre später aufs 
neue eine Elbkonunission zusanunentrat und von derselben ein ebenso 
erfol^oser „Recess, derer im Nieder-Sächsischen Crayss gelegenen Chur- 
nnd Fürsten, auch der Stadt Hamburg, wegen des Commercii und Schif- 
&rth auf der Elbe, Anno 1672 zu jetztermeldtem Hamburg aufgerichtet" 
ward (s. Lünigs „Teutsches Reichs-Archiv", Bd. VII., 2. Abth., S. 351). 
„Zu wissen: Demnach nun von etlichen Jahi-en hero wahr- 
genommen worden, dass die Commercia und Schiffahrt auf der 
Elbe je länger je mehr in Abgang kommen, und zu befahren ge- 
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Wesen, dass dieselbe endlich mit allzu empfindlichen Abbruch und 
Verringerung der Elb- Zölle -Einnahme, wie auch der Unterthanen 
Nahrung zu schaden, davon divertiret werden möchten, dass die 
beym Elb-Commercio interessirte Churfürsten und Stände daher 
verursachet werden, auf die Ursachen sothanen Abgangs und 
Schadens genauer zu inquiriren, und ihre Gedancke dahin zu 
wenden, wie demselben gesteuret werden möchte u. s. w." 

In Artikel 1 wird bestimmt: „dass die bisshero ein und andern Orts 
eigenmächtig erhöhete Rollen auf den alten Fuss, wie sie vor 
dem Krieges -Wesen gewesen, reduciret und eingerichtet" werden. 

Und im Artikel 4 heisst es: „Hiemechst ist erinnert worden, dass 
die Einnahme der Zölle ehrUchen und gewissenhafften Leuten an- 
vertrauet werden möchte, die zwar billich der Herrschafft Befug- 
niss in acht nehmen, nicht aber allzu rigerös mit denen, so sidi 
<les Elb-Commercii gebrauchen, verfahren müssen." 

In Betreff der Zollermässigungen erachtet Chur-Brandenburg im Ar- 
tikel 22 „zur Auf helffung des Elb-Commercii absonderlich erspriess- 
lich, dass zum wenigsten bey etlichen Waaren von dem gewöhn- 
lichen hergebrachten Zoll etwas remittiret werden möchte, nur 
auf ein Versuch und geringe Zeit, von etwa 2 oder 3 Jahren, ob 
sich solcher gestalt mit der Zeit die Schiffer auf der Elbe wieder 
wollen ziehen lassen, wie sie denn schon an ihren Zollstädten 
den Anfang gemachet, und von Wolle, Wachs, Tuch und Kupffer 
nur die Helffte zu nehmen anbefohlen; die meisten Gesandten 
haben sich dofectu mandati entschuldiget, und es ad referendum 
genommen, der Fürstl. Mecklenburg- Schwerinische hat dafür ge- 
halten, dass an Seiten seines gnädigsten Fürsten und Herrn 
Fürstl. Durchl. von denen in der Zoll-Rollen de An. 23 specifi- 
cirten Waaren nicht würde moderiret werden, was aber darinn 
nicht begriffen, und doch vermöge der in ihrem Privilegio ent- 
haltenen dausidae getieralis zollbar wäre, darinn würde wohl 
eine Mässigung können verfüget werden, jedoch auch endlich unter- 
thänigst zu referiren sich erbothen." 



HL Wer weiss, wie lange die Verkehrtheit und Willkür bei den deut- 
schen Flusszöllen noch fortgedauert hätten, wenn nicht endlich, zu An- 
fang des gegenwärtigen Jahrhunderts, leider nur durch fremdes Machte 
wort, zunächst für den Rheinstrom eine völlige Umgestaltung der Schifr 
fahrtsabgaben mittelst vollständiger Aufhebung aUer früheren Zollgerecht- 
same und Zollmissbräuche eingetreten wäre, welche heilsame und durch- 
greifende Massregel dann als Norm für die übrigen Flüsse, die in ihrem 
schiffbaren Laufe verschiedene Staaten berühren, aufgesteUt werden 
konnte. 
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Auf dem Rastadter Kongress*) war es, wo die französischen 
Bevollmächtigten in einer Note vom 14. Floreal VI (3. Mai 1798) an 
die deutsche Reichs-Friedens-Deputation unter anderm auch folgende 
peremtorische Forderungen stellten: 

„Die Rheinschiffahrt wird für beide Nationen frei sein, und 
die übrigen Völker werden nur mit beiderseitiger Einwilligung 
und unter Bedingungen, welche von beiden Theilen genehmigt 
sind, daran Theil nehmen können. 

Die Leinpfade werden durch die Uferbewohner einer jeden 
Seite unterhalten werden, und man wird auf keinem der beiden 
Ufer Arbeiten unternehmen können, welche dem entgegengesetzten 
Gestade Nachtheü bringen könnten. 

Der Transite auf den beiderseitigen Leinpfaden wird frei sein, 
und alle Zölle werden aufgehoben werden. Die Kauftnannswaaren 
werden blos den Einfuhrzöllen eines jedweden Landes unterworfen 
sein, und dies da, wo sie ausgeschifft werden, ohne dass jedoch 
die Abgabe auf dem einen Ufer die auf dem andern übersteigen 
dürfte. 

Der unermessliche Vortheil, der aus einer freien Schiffahrt 
entspringt, lässt billigerweise hoffen, die Deputation werde es 
nicht weniger zuträglich finden, die Schiffahrt auf den Flüssen, 
welche sich in den Rhein ergiessen, sowie die auf den grossen 
Flüssen Teutschlands, namentlich auf der Donau, ebenfalls für 
beide Nationen freizugeben." 
Die Note schliesst mit den Worten: 

„Die Minister der fränkischen Republik können sich keiner 
Einwürfe gegen ihre ebenso gemässigten als zuträglichen Forde- 
rungen versehen. Sie erwarten eine schleunige Antwort; die Zeit 
des Hinhaltens ist vorbei." 

Es erfolgte hierauf eine Erwiderung der Reichs-Friedens-Deputation 
vom 14. Mai 1798, worin weitläufig auseinandergesetzt wird, weshalb 
eine Verbindlichkeit wegen Gleichstellung der Einfuhrzölle deutscherseits 
nicht eingegangen werden könne. 

„Dies sei bei so vielen, am rechten Rheinufer liegenden gros- 
sem und kleinem Staaten, neben und hinter denen noch über- 
dies wieder so viele andere kleinere oder grössere Staaten lägen, 



^) Die folgenden Auszüge sind entnommen aus £. L. Posselt^s Europäischen 
Annalen, Jahrgang 1798, Bd. 3. — Eine 1856 in Utrecht erschienene Schrift von 
M. van Dyk: „Precis des negociations du congres de Rastadt, 1798" urtheilt über 
diesen Kongress wie folgt: „Le Congres offrit le spectacle d'une reunion brillante 
dliommes d'etat, qui ne devait etre eclipsee, qu'ä cette autre Cong^res oü, 17 ans 
{ilua tard, furent reglees les afiGures du continent." 

Die Elbxöile. b 
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die mithin auch so verschiedene Interessen , Bedürfhisse und Hin- 
sichten hätten, so leicht und ohne die genaueste Prüfung des 
Details nicht auszuführen. Es sei an sich ganz klar, dass es 
das Interesse jedes Reichsstandes sei, hierin nach seiner indivi- 
duellen Lage und den Bedürfhissen seines Staats Abänderungen 
treflfen zu können, oft auf die Einfuhr von Gegenständen Straf- 
verbote zu legen, auf welche ein benachbarter Staat Prämien 
setzt etc. etc." 

In Bezug auf die verlangte Freiheit der Flussschiflfahrt bemerkt die 
Reichs - Friedens - Deputation : 

„Der Vorschlag der Abschaffung der Rheinzölle (droits de 
p^age) scheine zwar allerdings dem Handel Vortheil verschaffen 
zu können, dagegen sei aber zu besorgen, dass, wenn die Fluss- 
einkünfte wegfielen, die hie und da nicht wenig kostbare Unter- 
haltung der Wasserstrasse in fahrbarem Stande unterbleiben möge. 
Sollte diese Besorgniss, auch der Umstand, dass die Zolleinkünfte 
vielen Gläubigem verhypothecirt seien, nicht überwiegen, so werde 
jedoch diese Aufhebung alsdann auch auf die Batavische Republik 
auszudehnen, und zu mehrerer Begünstigung der Handelsfreiheit 
auch die Stapelrechte nebst dem Schiffer- Zunftzwang ebenfalls 
zu supprimiren seyn." 

Von Seiten der Reichsdeputation glaubte man darauf antragen zu 
müssen, „dass alle, die Rheinschiffahrt, den Leinpfad, den Uferbau, die 
Zölle (droits de pöage), die Mauthen (droits de douane) und den 
Handel überhaupt betreffenden Punkte bis zu einem abzuschlies- 
senden eignen Handels- und Schiffahrts- Traktat auszusetzen; in 
solange aber alles noch einstweilen in Statu quo zu belassen sei. 
Der hierbei aber von den französischen Ministem noch weiter 
geäusserte Wunsch allgemeiner Schiffahrts-Freiheit auf den in 
den Rhein sich ergiessenden und andem grossen Flüssen Teutsch- 
lands übersteige die Befugnisse dieser Reichsdeputation." 

Eine Note der französischen Bevollmächtigten vom 4. Messidor VI 
(22. Juni 1798) entgegnet: 

„Sie hätten geglaubt, dass die Reichsdeputation, 

statt sich je mehr und mehr in unabsehliche Discussionen ein- 
zulassen, sich bemühen würde, ihren Antworten Bestimmtheit zu 
geben, besonders aber, dass sie durch die Stärke der Vernunft- 
gründe, denen redliche Männer nie widerstehen, den gegen die 
wichtigsten Punkte von ihr bezeugten Widerstand rechtfer- 
tigen würde. 

In ihrer Hoffnung getäuscht, haben die Unterzeichneten die 
Note vom 19. Floreal nur mit desto mehr Aufimerksamkeit über- 
legt. Allein sie müssen gestehen, dass ihnen diese Untersuchung 
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keinen hinlänglich überzeugenden Grund gewährte, um sie zu 
vermögen, von ihren ersten Forderungen abzugehen. Es ist zum 
Beispiel doch wol nicht ernstlich gemeint, wenn die Deputation 
den Vorschlag thut, alles, was in der fränkischen Note die 
Rheinschiffahrt, den Leinpfad, den Flussbau, die Zölle 
u. 8. w. betrift, einem besondern Handels -Schiflfahrtstraktat zu- 
zuweisen. In der That lässt sich's nicht begreifen, was ein Handels- 
traktat mit dem Reich überhaupt sein soll; nur mit jedem Stande 
insbesondere kann man , den beiderseitigen Konvenienzen gemäss, 
Verbindungen dieser Art eingehen: allein die Gegenstände, von 
welchen hier die Rede ist (die Einfuhrzölle, die in blose Han- 
delsverträge einschlagen, vielleicht ausgenommen), müssen, da sie 
für das Reich ein allgemeine^ und unmittelbares Interesse haben, 
in dem mit ihm abzuschliessenden Friedenstraktat ihre Stelle 
finden. 

Ebenso schwer ist es, sich von der Erklärung der Reichs- 
deputation Rechenschaft zu geben, dass es ausser ihrer Befugniss 
hege, sich über die Forderung der bevollmächtigten Minister 
der fränkischen Republik in Rücksicht der freien Schiffahrt 
der Flüsse, welche sich in den Rhein ergiessen, und 
überhaupt aller grossen Flüsse Teutschlands zu erklären. 
Es scheint, dass sich die Reichsdeputation desfalls vergebens für 
inkompetent ausgibt; kommt es ihr aber auch nicht zu, hierüber 
zu entscheiden, so ist es doch ihre Sache, die Entscheidung der 
Reichsversammlung zu betreiben, und gewiss müsste man sich 
umsomehr über ihre Gleichgiltigkeit bei dieser Gelegenheit wun- 
dem, da die Befreiung der Innern Flüsse Teutschlands 
ein Gegenstand ist, dessen Resultat die teutsche Na- 
tion ganz vorzüglich interessirt." 
Es ward über diese Angelegenheit noch in fernem Noten verhan- 
delt. Die Reichsdeputation gab schliesslich im Principe nach, suchte 
indess mit verschiedenen Vorbehalten durchzukommen; die französischen 
Bevollmächtigten verharrten aber bei ihrem Verlangen. In ihrer Note 
vom 12. Vendemiaire VII (3. Okt. 1798) wiederholen sie, dass die 
Rheinschiffahrt für beide Nationen frei sein soll; sie verwerfen den Vor- 
behalt „nach Nothdurft und Möglichkeit*' bei der Verbindlichkeit für 
Unterhaltung der Leinpfade, als unnütz, oder gar als gefahrlich, weil 
er in der Folge Vorwände zur Ablehnung der Vollziehung des Artikels 
geben könne; sie modificlren ferner die von der Deputation gestellte 
Bedingung, dass die wirkliche Aufhebung aller Rheinzölle erst in zwei 
Jahren vor sich gehen solle, dahin: 

„dass die Aufhebung aller Zölle auf dem Rhein in dem Traktat 
als Gmndsatz, und so stipulirt werde, dass sie ihre ganze und 

b* 
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vollständige Wirkung sechs Monate nach der Auswechselung der 
Ratifikation habe, ohne dass ein Zoll unter irgendeinem Verwand 
über diese Frist hinaus verlängert oder ersetzt werden könne/' 
Wegen der Übrigen deutschen Fltlsse heisst es in derselben Note: 
„Wenn die französische Regierung die Befreiung der inneru 
Flüsse Teutschlands verlangte, so gab sie den bei dieser Schiff- 
fahrtsfreiheit unmittelbar interessirten Einwohnern des Reichs einen 
Beweis ihrer Wohlthätigkeit. Die Unterzeichneten wollen aber 
nicht auf diesem Artikel bestehen, den sie gleichwohl der Weis- 
heit der Reichsdeputation anempfehlen. Aber sie begehren form- 
lich für die fränkische Republik die gegenwärtige Aufhebung des 
Zolles von Elsfleth*) an der Weser, als eines fttr ihren Handel 
mit der Stadt Bremen äusserst schädlichen Hindernisses/' — 
Kein Deutscher, dem die Ehre des gemeinsamen Vaterlandes theuer 
ist, wird ohne das tiefste Gefühl der Scham an die Rastadter Kongress- 
verhandlungen und die damalige Erniedrigung des deutschen Reichs zurück- 
denken. Allein deshalb bleiben die damaligen Voi^änge doch für uns 
unvergessliche und lehrreiche geschichtliche Thatsachen, und wie manche 
und gerechte Vorwürfe man auch gegen den Uebermuth Frankreichs in 
jener und der folgenden Zeit sonst erheben mag, als wahr muss es an- 
erkannt werden, dass die deutschen Regierungen und Staatsmänner jener 
Periode nicht den geringsten Begriff von der volkswirthschaftlichen Be- 
deutung und der völkerrechtlichen Begründung einer freien Flussschiff- 
fahrt hatten, und dass Frankreich es war, von dem damals zuerst 



*) Demgemäss ward durch die Artikel 8 und 27 des Reichsdeputations -Haupt- 
achluBses vom 25. Februar 1803 der Elsflether ZoU für immer aufgehoben erklärt 
Der Herzog von Holstein -Oldenburg, dem in Betracht der Aufhebung dieses bisher 
von ihm erhobenen WeserzoUs verschiedene durch die Säkularisation disponibel 
gewordene Territorien überwiesen wurden, protestirte dagegen; worauf dann durch 
Vermittelung von Frankreich und Russland eine, später von Reichswegen bestfttigrte 
specielle Uebereinkunft mit dem Herzoge zu Stande kam. Durch diese genehmigte 
derselbe die ihn betreffenden Bestimmungen des Reichsdeputations -Hauptschlusses 
und also auch die Aufhebung des Elsflether Zolls, letztere jedoch mit dem Vorbehalt, 
noch zehn Jahre (bis zum 1. Januar 1813) die Zollerhebung fortsetzen zu dürfen, 
von da ab aber keinesfalls, unter welchem Verwände es auch sei, diese ZoUerhebung 
zu verlängern. Als dessenungeachtet nach dem Sturze der Napoleonisohen Herr- 
schaft die hergestellte Oldenburgisohe Regierung (1814) auch die Erhebung des Els- 
flether Zolls wieder eintreten liess, bot Bremen mit unermüdlicher Beharrlichkeit 
alles auf, um die vertragsmässige Zollfreiheit der Niederweser ins Leben zu rufen. 
Es wandte sich dieserhalb an den Wiener und an den Aachener Kongress , sowie an 
den Bundestag, durch dessen Vermittelung (Protokoll der Bundesversammlung vom 
26. Aug. 1819) endlich die definitive Aufhebung des Elsflether Weserzolls vom 7. Mai 
1820 an erzielt wurde. — Die ursprüngliche Veranlassung zu dieser für den deutschen 
Seehandel höchst wohlthätigen Massregel ist aber unzweifelhaft durch die Verhand- 
lungen des Rastadter Kongresses und die damalige Anregung der Sache von Seiten 
Frankreichs gegeben worden. 



Digitized by 



Google 



Einleitung. xxi 

iür das europäische Völkerrecht das wichtige Prindp zur Geltung zu 
bringen versudit ward, die Erhebung von Passagezöllen auf gemein- 
schaftlichen Flüssen zu finanziellen und zu partikularen Zwecken sei 
ein nachdrücklichst zu bekämpfender Missbrauch. Von jenen Rastadter 
Verhandlungen im Jahre 1798 müssen die Flussschiffiahrtsbestimmungen 
der Wiener Kongressakte ihren Ursprung ableiten. 



IV. Als nändich der Rastadter Kongress sein ominöses Ende gefunden 
hatte, später aber, im wesentlichen unter Beibehaltung der dort gewon- 
nenen Grundlagen, zu Lüneville der Frieden zwischen dem deutschen 
Reiche und Frankreich zu Stande gekommen war, wurden die frühem 
französischen Forderungen in Betreff der Rheinschiffahrt zwar etwas mo- 
difidrt, allein in der Hauptsache — der gründlichen Beseitigung des ganzen 
bisherigen Rheiuzollunwesens ohne Entschädigung — die frühem Ansichten 
festgehalten. Und das deutsche Reich musste endlich nothgedrungen auf 
die dadurch gebotene Reform eingehen. 

Der zur Ausführung jenes Friedens bestimmte Reichsdeputations- 
Hauptschluss vom 25. Febmar 1803 enthält demgemäss im Artikel 39 
folgende Grundsätze für die künftige Regulimng der Rheinschiffahrt: 

„Alle, sowohl auf dem rechten als linken Ufer erho- 
benen Rheinzölle sind abgeschafft, und sie dürfen unter 
keiner Benennung wieder hergestellt werden, jedoch mit 
Vorbehalt der Douaneugebühren und eines Schiffahrtsoctroi , über 
welches man nach folgenden Gmndlagen übereingekommen ist. 

Da der Rhein von den Grenzen der batavischen Republik bis zu 
jenen der helvetischen Republik ein zwischen Frankreich und dem 
deutschen Reiche gemeinschaftlicher Fluss geworden ist, so 
soll ein Schiffahrtsoctroi errichtet werden, welches gemeinschaft- 
lich von Frankreich und dem Reiche regulirt und erhoben werden 

soll. 

Die Taxe soll so kombinirt werden, dass sie den Betrag der 
aufgehobenen Zölle nicht übersteigt. Sie soll höher sein auf die 
Schiffahrt der fremden, als für jene der französischen oder deut- 
schen Uferbewohner, und die auf die Schiffe, welche den Rhein 
aufwärts fahren, höher als auf jene, welche den Rhein abwärts 

fahren. 

Der Ertrag des Octroi ist vorzüglich zur Bestreitung der Er- 
hebungs-, Verwaltungs- und Polizeikosten bestimmt. 

Der Ueberschuss wird in zwei gleiche Theile getheilt, 
deren jeder hauptsächlich zur Unterhaltung der Lein- 
pfade und zu den Arbeiten verwendet werden soll, welche 
die Schiffahrt auf jedem der respektiven Ufer nothwen- 
dig macht. 
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Der reine Ueberrest der dem rechten Rheinufer zugehörigen 
Hälfte ist verhypothecirt 1) zur Ergänzung der Dotation des Kur- 
fürsten Erzkanzlers und für andere in den §§. 9, 14, 17, 19 und 
20 gegebene Anweisungen ; 2) zur Bezahlung der in den §§. 7 und 
27 subsidiarisch und bedingungsweise angewiesenen Beuten. 

Wenn sich ein jährlicher Ueberschuss von Einkünften ergeben 
sollte, so soll er zur stufenweisen Tilgung der Lasten dienen, 
welche auf den Schiffahrtsoctroi -Gebühren haften." 

Auf Grund dieses Artikels ward dann im folgenden Jahre die Rhein- 
Octroikonvention vom 5. August 1804 abgeschlossen, welche seitdem die 
Grundlage aller Bestimmungen für die RheinschiflFahrt und die davon 
erhobenen Abgaben geblieben ist. 

Fragt man, worin der eigenthche Kern und das Wesen der neuen 
Gestaltung bestand, was von hoher Wichtigkeit ist, weil die spätem 
allgemeinen Grundsätze für freie Flussschiifahrt vom Vorbilde des Rhein- 
octroi ausgehen und es hierbei selbstverständlich nicht auf Nebendinge, 
sondern auf die ursprüngliche Grundidee dieser Normalregulirung an- 
kommt, so kann diese nur darin erkannt werden, dass das neuein- 
gerichtete Rheinoctroi in keiner Weise ein Surrogat der aufgehobenen 
Rheinzölle war, noch sein sollte, sondern eine ganz neue selbständige 
Einrichtung, deren Rechtfertigung darin bestand, dass der Ertrag (wenn 
auch in Betracht besonderer Umstände noch nicht ausschliesslich, doch 
vorwiegend) zur Unterhaltung des Leinpfades und des Fahrwassers be- 
stimmt war. Der Eingang des Artikels besagt: alle Rheinzölle sind ab- 
geschafft und dürfen unter keiner Benennung hergestellt werden; ferner 
heisst es dort: das neue Schiffahrtsoctroi soll, weil der Huss ein gemein- 
schaftlicher, auch gemeinschaftlich regulirt werden, und bei der Aus- 
führung dieser Regulirung hat man in keiner Weise die frühern Zoll- 
erhebungen, wie auch ihr wirklicher oder angeblicher Rechtstitel sein 
mochte, berücksichtigt, sondern hat einfach die Länge der Uferstrecke 
jedes Staats als Richtschnur der Vertheilung genommen. 

Diese Grundideen des Rheinoctroi hegen klar vor Augen und lassen 
sich durch keine Raisonnements beseitigen. 



V. Als nach dem Sturae der Napoleon'schen Herrschaft im Jahre 1814, 
in so manchen andern Beziehungen frühere Ansprüche und Privilegien 
wieder zur Geltung zu kommen versuchten, und dies zum Theil auch 
erreichten, schien es den Grossmächten, welche den Pariser Frieden vom 
30. Mai 1814 abschlössen, mit Recht erforderUch, die vor zehn Jahren 
zu Stande gekommene Reform des mittelalterlichen Zollunwesens auf dem 
Rhein, nicht allein im wohlverstandenen Interesse der sämmtUchen Ufer- 
staaten, sondern auch zum Besten des Handels im allgemeinen gegen 
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etwaige ßestaurationsgelüste sicherzustellen. Nach der nämlichen logi- 
schen Konsequenz aber, welche 1798 schon in ßastadt dahin geführt 
hatte, bei der Bheinzollregulirung auch zugleich für die übrigen deutschen 
Ströme eine analoge Abstellung der bisherigen Bedrückungen in Anre- 
gung zu bringen (weil ohne solchen äussern Beweggrund, bei dem erfah- 
rungsmässigen Mangel an Gemeinsinn und Einsicht mancher Uferstaaten 
in Sachen der Passagezölle leider nichts zu hoffen war), musste es auch 
damals als eine weise Massregel erscheinen, in dem Traktat, welcher 
ganz Europa den Frieden wiedergab, neben dem Kheinoctroi gleichzeitig 
filr sämmüiche Ströme, welche in ihrem schiffbaren Laufe verschiedene 
Staaten berühren, eine entsprechende zeitgemässe liegulirung vor- 
zuschreiben. , 

Demgemäss bestimmte der zweite Satz des dritten Artikels des Pa- 
riser Friedens: 

„Auf dem künftigen Kongress soll ebenfalls untersucht und 
entschieden werden, auf welche Weise, um die Verbindungen 
zwischen den Völkern zu erleichtem und dieselben immer weniger 
fremd untereinander zumachen, die für den Rhein getroffene 
Feststellung [wonach die Schiffahrt auf demselben für jeder- 
mann frei sein und der künftige Kongress sich mit den Grund- 
sätzen beschäftigen soll, nach welchen die Schiffahrtsabgaben auf 
möglichst gleichmässige und für den Handel aller Nationen mög- 
lichst günstige Weise zu regeln sind] gleichmässig auf alle 
andern Flüsse, welche in ihrem schiffbaren Laufe ver- 
schiedene Staaten trennen oder durchströmen, auszu- 
dehnen sei." 
Folgende Punkte sind bei dieser folgewichtigen Stipulation haupt- 
sächlich zu beachten: 

1) In den frühem Verhandlungen und im Rheinoctroivertrag vom 
Jahre 1804 war daran festgehalten worden, dass die Unterthanen 
der Uferstaaten bei dem Verkehr auf dem gemeinschaftlichen Strome 
begünstigt sein sollten; der Pariser Frieden bestunmt dagegen 
ausdrücklich: „Za navigatian sera libre de teile sorte qu'eUe ne 
puisse etre interdite ä personne^^, und die Schiffahrtsabgaben 
sollen regulirt werden „de la maniere la plus favorable au com- 
merce de toutes les nations.^' 

2) Dem künftigen Kongress wird die Entscheidung über die Aus- 
dehnung dieser Grundsätze auf alle andere, verschiedenen Staaten 
gemeinsame schiffbare Flüsse übertragen („ü sera decide''); er 
soU nicht etwa vermitteln, sondern völkerrechtliche Grundsätze 
feststellen, denen sich alle betheiligte Staaten zu fügen haben. 

Hierbei erhebt sich nun freiUch die Frage, woher die fünf Gross- 
mächte, welche am 30. ^Mai 1814 den Pariser Frieden unterzeichneten, 



Digitized by 



Google 



xxiY EinleitunfT. 

— Oesterreich, Frankreich, Grossbritannien, Preussen und Russland — 
sich und dem bevorstehenden Kongress die Befugniss beilegen konnten, 
so ohne weiteres über die wirklichen oder doch bisher in Anspruch 
genommenen Gerechtsame dritter Staaten zu entscheiden. Denn — dar- 
über konnte kein Zweifel obwalten — die Ausdehnung der Grundsätze 
des Rheinoctroi auf andere gemeinschaftliche Flüsse bedeutete nichts 
weniger: als Aufhebung aller frühem Rechtstitel auf dortige Flusszoll- 
erhebung und selbständige Einführung eines ganz neuen Schififahrts- 
abgabensystems nach dem Verhältniss der Uferlängen und hauptsächlich 
mit Rücksicht auf die Unterhaltung der Leinpfade und des Fahrwassers. 
Ein vor einigen Monaten im Archiv für Mecklenburgische Landes- 
kunde veröffentlichter Aufsatz über die Elbzollfrage enthält über diesen 
Punkt nachstehende bemerkenswerthe Erörterung: 

„Fragt man nach dem Rechte, wodurch die europäischen 
Mächte, welche den Pariser Friedenstraktat und die Wiener Kon- 
gressakte unterzeichneten, berufen sein konnten, sich überall mit 
der vorliegenden Materie zu beschäftigen und darin, wie durch 
die Art. 108—116 geschehen, in die Rechtsverhältnisse dritter 
Staaten tief eingreifende Bestimmungen zu treffen, so ist dies kein 
anderes, als womit durch die nämliche Akte über ganze Völker 
und Reiche die Würfel geworfen, wohlerworbene Rechte, welche 
Jahrhunderte hindurch unangefochten geblieben waren, im Grossen 
wie im Kleinen vielfach gebrochen und völlig neue Basen für das 
europäische Staateusystem statuirt wurden. Die Kongressmächte 
sahen oder tingirten in den öffentlichen Verhältnissen der Staaten, 
welche in die voraufgegangenen Kriegsereigiiisse näher oder ent- 
fernter hineingezogen waren, eine tabula rasa vor sich und dis- 
ponirten darüber nach ihrer Konvenienz in dem Bewusstsein, dass 
die Macht der Verhältnisse den also getroffenen Dispositionen 
Nachdruck geben werde. Wenn die Gewalt der Umstände mannich- 
faltig benutzt wurde, um ohne Rücksicht auf entgegenstehende 
Rechte anderer Verhältnisse zu Sanktioniren, die nur durch den 
Ehrgeiz und das Interesse einzelner getragen waren und selbst 
gegen die Gesetze des natürlichen Rechts verstiessen, so wird 
sich weniger gegen deiyenigen Gebrauch derselben Macht erinnern 
lassen, der nur den Zweck hatte, in das europäische Völkerrecht 
Principien einzuführen, mit deren Hülfe Hemnmisse beseitigt wer- 
den sollten, welche aus bestehenden Rechtsverhältnissen Fort- 
schritten der Civilisation und Massregeln entgegentraten, die im 
allgemeinen den Völkern nur zum Segen gereichen können. Da- 
hin aber werden die in der Wiener Kongressakte festgestellten 
Principien über die Schiffahrtsverhältnisse auf den konventionellen 
Strömen nicht weniger zu rechnen sein, als die später von den 
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europäischen Grossmächten gefassten Beschlüsse gegen den Skla- 
venhandel und als die durch den jüngsten europäischen Friedens- 
schluss angenommenen Grundsätze über die Rechte der Neutralen 
im Seekriege." 

VI. Die Begründung der Verbindlichkeit der im Pariser Frieden und in 
der Wiener Akte aufgestellten völkerrechtlichen Grundsätze für die Schiflf- 
fahrt auf den sogenannten konventionellen Flüssen dürfte jedoch !iicht 
lediglich auf die zwingende Macht der Umstände zurückzuführen sein. 
Es ist dies auch insofern nicht unbedenklich, weil es gewissermassen 
auch die Wiederbeschränkung jener Verbindlichkeit für diejenigen Staa- 
ten, welche nicht ausdrücklich auf ihre frühem Rechte verzichtet haben, 
rechtfertigen würde, sobald sie glauben, die Macht der Umstände für 
ihren mit jenen Grundsätzen nicht im Einklang stehenden Besitzstand 
benutzen zu können, und die dadurch beeinträchtigten andern Staaten^ 
etwa zu schwach oder auch zu rücksichtsvoll oder gleichgültig sind, um 
dagegen einzuschreiten. Es lässt sich aber, wenn man auf den Ursprung 
der Wiener Kongressakte zurückgeht, eine Rechtsbasis für die dauernde 
allgemeine Verbindlichkeit jener Flussschiffahrtsbestimmungen, auch wenn 
die thatsächlichen Umstände sich später wieder geändert haben, nach- 
weisen. 

Im 32. Artikel des Pariser Friedensvertrags war festgestellt, dass 
alle die Staaten, welche auf der einen oder andern Seite beim Kriege 
betheiligt gewesen, Bevollmächtigte nach Wien zu senden hätten, um auf 
einem aDgemeinen Kongress diejenigen Anordnungen zu regeln, welche 
die Bestimmungen dieses Vertrags vervollständigen sollten — ,,poi4/r rSgler, 
dan$ un congrhs gener älj les arrangements qui doivent compläer les 
disposUions du present traite.^^ 

In der Deklaration, welche sodann die bevollmächtigten Minister der 
Hofe, von denen der Pariser Friedenstraktat war unterzeichnet worden, 
am 8. Oktober 1814 wegen Aussetzung der formlichen Eröffnung des 
Wiener Kongresses auf den 1. November 1814 erliessen, wird als Motiv 
geltend gemacht, dass bis dahin die von ihnen zu entschddenden Fragen 
den Grad von Reife gewonnen haben würden, „ohne welchen ein mit 
den Grundsätzen des Völkerrechts, den Stipulationen des Pa- 
riser Friedens und den gerechten Erwartungen der Zeitgenos- 
sen möglichst übereinstimmendes Resultat nicht zu erreichen 
sein würde." 

Diejenigen Staaten, welche demgemäss sich am Wiener Kongresse 
betheiligten (und dazu gehören sämmtliche Eibuferstaaten), konnten dies 
nicht anders thun, als unter Anerkennung der durch den vorangegange- 
nen Pariser Friedenstraktat gegebenen Basis und Bedingungen. Neben 
den Rechten und Vortheilen, welche der wiederhergestellte europäische 
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Friedeüszustand und die Feststellungen des allgemeinen Kongresses den 
einzelnen Staaten verschafilen, mussten dieselben, der Natur der Sache 
nach, auch die ihnen durch den nämlichen Vertrag und dessen Konse- 
quenzen auferlegten VerbindUchkeiten erfüllen. Glaubte ein Staat ausser 
den acht Mächten, welche ursprünglich oder nachträglich den Pariser 
Friedenstraktat vom 30. Mai 1814 unterzeichnet hatten, durch einzelne 
Bestimmungen dieses Vertrags sein Interesse beeinträchtigt und sich zum 
WidÄ'spruch dagegen berechtigt, so war es seine Aufgabe > vor der Be- 
theiligung am Wiener Kongress dieserhalb gehörige Verwahrung einzu- 
legen, und hätte sich dann das Weitere finden müssen*). Zu solchen 
Bestimmungen, welche allerdings gewisse Partikularinteressen mehr oder 
weniger berühren mussten, gehörte vor allem der Grundsatz der Be- 
freiung der Schiffahrt auf denjenigen Flüssen, welche in ihrem schiff- 
baren Laufe verschiedene Staaten trennen oder durchströmen, wie der- 
selbe im ö. Artikel des Pariser Friedens deutlich ausgesprochen war, im 
unmittelbaren Anschluss an die Anerkennung des Rheinoctroi. Der wört- 
lichen Fassung wie dem Zusammenhange nach konnte, wie oben bereits 
bemerkt, keine Ungewissheit darüber obwalten, dass dieser Artikel, gleich- 
wie das Rheinoctroi solches mit sich gebracht hatte, eine principielle 
Aufhebung aller und jeder frühem Schiffahrtsabgaben auf den konven- 
tionellen Flüssen, und aller denselben zum Grunde liegenden Rechtstitel 
in sich schloss. Sollten fernerhin noch Abgaben von der Flussschiffahrt 
erhoben werden, so musste für diese auf Grund der von dem Kongress 
festzustellenden Normen eine ganz neue Berechtigung geschaffen werden, 
ebenso wie dies beim Rhein nach dem Verhältniss der Uferlänge gesche- 
hen war. 

Wenn man sich vergegenwärtigt, welchen ausserordentlichen Werth, 
vom finanziellen wie politischen Standpunkte aus, manche deutsche Re- 
gierungen späterhin auf die ihnen von alters her zustehenden FlusszoU- 
gerechtsame gelegt haben, so dürfte es vielleicht auffallend erscheinen, 
dass sie, ohne Vorbehalt wegen der Konsequenzen des 5. Artikels des 
Pariser Friedensvertrags vom 30. Mai 1814, beim Wiener Kongress sich 
betheiligten, und man könnte der Vermuthung Raum geben, dass dieser 
Artikel von ihnen ganz anders verstanden worden. Allein die Sache 
erklärt sich einfach daraus, dass bei der Eröffnung des Wiener Kon- 
gresses zunächst viele andere Dinge für die kleinern Staaten in Frage 
standen: erhabenere Titel ihrer Herrscher, Vergrösserung und Arrondi- 
rung der Territorien, die künftige deutsche Bundesverfassung u. a. Ein 
Protest gegen den Artikel 5 des Pariser Friedensvertrags und eventuelle 
Femhaltung vom Kongress hätte leicht den sonstigen Ansprüchen prä- 



♦) Wie die« z. B. seitens Portugal gegen den Artikel 10 des Pariser Friedens ge- 
schah, was zu der Reservation im Artikel 106 der Wiener Akte Veranlassung gab. 
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judiciren können, und dazu kam noch die verhältnissmässige finanzielle 
Geringfügigkeit der Flusszölle nach der Er&hrung der letztvorhergegan- 
genen Jahre. Infolge der Blokade der grossen Flussmündungen und 
der Kontinentalsperre war die Einnahme von den Flusszöllen imi jene 
Zeit gar sehr herabgesunken, sodass es kaum Wunder nehmen kann, 
wenn die Bevollmächtigten der betreffenden mittlem und kleinem deut- 
schen Staaten beim Wiener Kongress dem Princip der Befreiung der 
Flussschiffahrt nach dem Vorbild des ßheinoctroi nur wenig Beachtung 
zuwandten. 

Wie dem aber auch sein mag, es ist unter allen Umständen un- 
bestreitbar, dass der Artikel 5 des Pariser Friedensvertrags und die zu 
dessen Vervollständigung bestimmten Artikel 108 — 116 der Wiener Kon- 
gressakte in ihrem vollen ursprünglichen Sinne, wie sich solcher aus der 
Entstehung jenes Artikels ergibt und womit der Wortlaut durchaus im 
Einklang steht, unbedingt verbindlich sind für alle Staaten, welche am 
Wiener Kongresse betheiligt gewesen, und für alle Flüsse, welche nur 
solche Staaten trennen oder durchströmen, die sogenannten konventio- 
nellen Flüsse*). Ebenso unzweifelhaft, wie diese Verbindlichkeit, ist aber 
andererseits auch das Recht aller Staaten, welche am Wiener Kougress 
betheiligt gewesen sind, namentlich der acht Mächte, welche den Pariser 
Frieden von 1814 und die Wiener Kongressakte unterzeichnet haben, zu 
verlangen, dass die infolge derselben festgestellten völkerrechtlichen 
Grundsätze für die Schiffahrt auf den konventionellen Jtlüssen in voll- 
ständige Anwendung kommen. Sowol im Pariser Friedensvertrage, als 
auch in der Wiener Kongressakte, ist die neue Regulirung dieser Schiffahrt 
ausdrücklich als zum Vortheil des Handels aller Nationen hingestellt 
und ein integrirender Bestandtheil des europäischen Völkerrechts 
geworden. 



Vn. Wir haben es nach dem speciellen Zweck dieser Publikation hier 
nicht mit den sonstigen Bestimmungen der Wiener Kongressakte für die 
Schiffahrt auf den konventionellen Flüssen zu thun, sondern nur die auf 
das Flusszollwesen bezüglichen Vorschiiften derselben ins Auge zu fassen. 
Diese finden sich in dem Einen Artikel 111 zusammengefasst; allein je 
kürzer die Vorschriften, um so wichtiger wird es, die wahre Bedeutung 
und den ganzen Inhalt dieses gewaltigen Artikels 111, den man mit Recht 
als den Glanzpunkt der ganzen Wiener Akte bezeichnen darf, nachzu- 



*) Da die Donau auch die Türkei berührt, welche am Wiener Kongress be- 
kanntlich nicht betheiligt war, so bedurfte es natürlich, um die Grundsätze der 
Wiener Akte in Bezug auf freie FlussschiffSahrt auch auf die Donau anzuwenden, einer 
besondem vöncerrechtlichen Bestimmung, wie solche erst durch den Pariser Frieden 
T. J. 1856 erfolgt ist 
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weisen und ihn gegen allerlei Insinuationen und geradezu falsche Inter- 
pretationen zu vertheidigen. 

Dieser Artikel enthält im einzehien folgende Bestimmungen: 

1) „Die Schiffahrtsabgaben sollen auf eine gleichförmige, 
unveränderliche und von der verschiedenen Beschaffen- 
heit der Waaren insoweit unabhängige Art festgesetzt 
werden, als erforderlich ist, um eine ins einzelne gehende 
Prüfung der Ladung auf Defraudations - und Kontra- 
ventionsfälle beschränken zu können/^ 

Diese Vorschrift ist an sich so klar und bestimmt, dass sie keiner 
weitem Erläuterung bedarf. Derselben ist auch in allen seit 1816 re- 
gulirten Flusszolltarifen durch Einführung einer durchgängigen Verzollung 
nach dem Gewicht entsprochen worden, und sind in dieser Hinsicht ent- 
weder gar keine Klagen vorgekommen, oder doch nur solche Beschwer- 
den, welche im Vergleich mit denen über sonstige Verkehrsbelästigungen 
unbedeutend erscheinen. 

2) „Der Betrag der Flussschiffahrtsabgabeu soll nach den 
örtlichen Verhältnissen bestimmt werden, die eine all- 
gemeine Regel in dieser Hinsicht nicht zulassen. ^^ 

Bei oberflächlicher Betrachtung könnte dieser Satz als eine Beschrän- 
kung für die Befreiung der Schiffahrt von den frühem Belastungen, als 
eine theilweise Wiederaufhebung der sonst in diesem Artikel zu Gunsten 
der Schiffahrt und des Handels festgestellten Normen angesehen werden, 
und er ist in der That mitunter in diesem Sinne gemissdeutet worden. 
Allein das ist eine unzulässige, irrige Supposition. Man wird bei der 
Auslegung eines so reiflich erwogenen und folgewichtigen Aktenstückes, 
wie die Flussschiffahrtsbestimmungen der Wiener Akte es in jeder Hin- 
sicht zu sein beanspmchen müssen, nicht leichthin annehmen dürfen, 
dass darin etwas üeberflüssiges oder selbst einander Widersprechendes 
aufgenommen sei. Der einfache Wortlaut, und wo wegen dessen Kürze 
eine Erklärung erforderlich ist, dasjenige Verständniss, welches aus 
dem Zusammenhange des fraglichen Satzes mit den übrigen unmittelbar 
vorangehenden oder nachfolgenden Sätzen, sowie aus der Entstehung des 
Artikels und den ihm zum Gmnde liegenden altern Aktenstücken, in 
ungezwungener und genügender Weise sich ergibt, muss massgebend 
sein. Hiemach kann aber bei unbefangener Prüfung der Verhältnisse 
über die wahre Bedeutung der obenstehenden Bestimmung des Art. 111 
der Wiener Akte ein begründeter Zweifel schwerlich obwalten. 

Im ursprünglichen Rheinoctroi, welches den Ausgangspunkt für die 
Flussschiffahrtsbestimmungen des Pariser Friedens und demgemäss auch 
der Wiener Kongressakte bildet, war (wie im Vorhergehenden nach- 
gewiesen worden) als der hauptsächliche Zweck desselben die Erzielung 
von Einnahmen, um die Kosten der Unterhaltung der Leinpfade und des 
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Fahrwassers zu decken, anerkannt. Da dieser Zweck auch bei den neu 
einzurichtenden Schiffahrtsabgaben der übrigen konventionellen Fl&sse 
ins Auge geüasst werden sollte, so folgte daraus die Nothwendigkeit, auf 
die Feststellung eines für alle Flüsse gleichmässigen Tarifs nach Yer- 
hältniss der Länge der durchfahrenen Strecken und auf dne strikte 
Uebertragung des Rheinoctroi zu verzichten. Die Kommission des Wie- 
ner Kongresses, welche die Flussschiffahrtsbestimmungen berieth und 
vorlegte, musste sich sagen, dass die von ihr aufgestellten allgemeinen 
Können Anwendung finden sollten auf Flüsse der verschiedensten Art. 
Ctehörten nicht Tajo, Po, Maas, Weser, Elbe und Weichsel zu den kon- 
ventionellen Flüssen, und wie abweichend sind die Schiffahrts - und Ufer- 
verhaltnisse dieser Ströme? Wie verschieden müssen also auch die Aus- 
gaben für die Wasserbauten sich bei ihnen gestalten? Es war mithin eine 
nothwendige Bestimmung in dem Artikel über die künftigen Flusszoll- 
tarife, „dass der Betrag dieser Abgaben nach den örtlichen Verhältnis- 
sen, weldie in dieser Hinsicht eine allgemeine Regel nicht zulassen, 
geregelt werden solle.'' 

Und diese einfache Erklärung stimmt vöUig mit dem Wortlaut und 
dem Zusammenhange, während jede andere Deutung dem Artikel ent- 
weder eine rein überflüssige Phrase oder einen augenscheinlichen Wider- 
spruch zwischen seinen einzelnen Sätzen unterlegt 

3) „Die neuen Schiffahrtsabgaben dürfen in keinem Falle 
die gegenwärtig bestehenden (ceux existants actuelle- 
ment) überschreiten." 

Abseiten solcher Regierungen, die im einseitigen Finanzinteresse einer 
zeitgemässen liberalen Regulirung der Flusspassagezölle, auch nach dem 
Inkrafttreten der Wiener Akte, abgeneigt blieben, ist dieser Satz vielfach 
zu ihren Zwecken benutzt worden. Man hat in ihm den eigentlichen 
Schwerpunkt des ganzen Reglements für die neuen völkerrechtlichen 
SduflEahrtsbestimmungen hinsichtlich der konventionellen Flüsse erkennen 
wollen. Hiemach will man als den Hauptzweck derselben gdtend machen, 
dass durch die Wiener Akte nur jeder weitem Erhöhung der bestehen- 
den Flusszölle über ihren Betrag am 14. Juni 1815 hinaus habe vor- 
gebeugt werden sollen, und dies sei etwas sehr Grosses. Nicht selten 
ist man sogar noch weiter in dieser Richtung gegangen und hat aus dem 
in Rede stehenden Satze des Artikels 111 den Anspmch ableiten wollen, 
dass dadurch die Wiener Kongressakte den Besitzstand der am 14. Juni 
Idlö in wirklicher Anwendung gewesenen Flusszölle, ohne Rücksicht auf 
deren Rechtstitel, sanktionirt habe; dass es somit von da an von dem 
freien Belieben oder der „Konvenienz^^ jeder einzelnen Regierung ab- 
gehangen habe und noch abhänge, ob und wie weit sie von den im Jahre 
1815 angewandten FlusszollroUen oder den dafür seitdem als Aequivalent 
vertragsmftssig eingetretenen Schiffahrtstarifsätzen etwas nachlassen wolle, 
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oder nicht, gleichviel wie das allgemeine Bedürihiss des Verkehrs auf 
dem konventionellen Flusse sei. 

Es kann nichts Willkttrlicheres geben als solche Deutung, welche in 
keinerlei Weise, weder durch den wörtlichen Inhalt noch den Zusammen- 
hang des fraglichen Satzes, gerechtfertigt wird. Derselbe gibt nämlich 
ganz und gar keine positive Norm für die einzuführenden neuen Fluss- 
zölle, sondern bestimmt lediglich die Grenze, welche diese Abgaben in 
keinem Falle sollen überschreiten dürfen. Es soll eine solche üeber- 
schreitung in keinem Falle stattfinden, also auch dann nicht, wenn 
die örtlichen Verhältnisse — etwa der bisherige niedrige Betrag der Ab- 
gaben und die Kostspieligkeit der Unterhaltung des Leinpfads und des 
Fahrwassers — solches motiviren möchten und wenn auch alle bethei- 
ligten üferstaaten damit einverstanden wären; die völkerrechtliche Vor- 
schrift der Wiener Akte lautet in dieser Beziehung ganz allgemein und 
unbedingt. Thatsächlich freilich könnte dennoch vielleicht unter Um- 
ständen bei einem konventionellen Flusse eine Erhöhung der SchiflfaJirts- 
abgaben über den Bestand von 1815 hinaus eintreten, ohne dass von 
irgendeiner Seite Einsprache dagegen geschieht; allein ein solches Vor- 
gehen bliebe deshalb doch immer eine Verletzung des positiven europäi- 
schen Völkerrechts, gegen welche, auch nach langer Dauer, jeder Staat, 
der an dem Wiener Kongress sich betheiligt und nicht ausdrücklich seine 
Einwilligung zu solcher Abweichung ertheilt hat, einzuschreiten das 
Recht hätte. 

Eine fernere Willkür bei Deutung des fraglichen Satzes hat sich 
darin gezeigt, dass man die Worte ,,c€ux existants actueUement^ so hat 
verstehen wollen, als wenn dadurch die am 14. Juni 1815 in Anwendung 
gewesenen Flusszolltarife, nach ihrem damaligen faktischen Bestände, 
ohne Rücksicht auf ihre Berechtigung, sanktionirt und als Grundlage der 
neuen Regulirung anerkannt wären. Eine solche Hypothese ist in jeder 
Beziehung unhaltbar; denn einmal liegt die Bedeutung des „faktischen*' 
im Gegensatz zum „ rechtlichen*' Bestände keineswegs in dem Ausdruck 
jyOcttieUemcnV^ und dann widerstreitet eine solche Annahme ebenso 
sehr der ganzen Tendenz der Wiener Akte wie der natürlichen Billig- 
keit. Wie ist es denkbar, dass der Wiener Kongress, ohne alle beson- 
dere Veranlassung oder vorgängige Untersuchung, sich dazu hätte her- 
geben sollen, solche Zölle, welche eigenmächtig, vielleicht erst kurz vor 
dem 14. Juni 1815, unter Widerspruch der betheiligten Uferstaaten, in 
die Höhe geschroben wären, kurzweg zu sanktioniren I Wäre ein der- 
artiges Verfahren nicht eine offenbare unnöthige Beeinträchtigung der 
Rechte anderer Uferstaaten gewesen, deren Regierungen mit grösserer 
Gewissenhaftigkeit und Schonung die althergebrachten Zollrollen inne- 
gehalten, oder welche gar keine Flusszölle erhoben hatten, und dagegen 
eine Belohnung derjenigen Regierungen, von denen bestehende Reichs- 
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gesetze oder Veiträge missachtet worden waren? Wenn der Artikel 111 
der Wiener Kongressakte bestimmt, die neuen Flussschiflfahrtsabgaben 
sollen in keinem Falle die beim Abscbluss der Akte, also die am 14. Juni 
1815 [dduellement] bestehenden, Zölle [droits] übersteigen, so kann hier- 
unter nichts anderes verstanden werden, als die unbedingte und un- 
beschränkte Vorschrift, dass (wenn besondere Umstände im Interesse 
der Schiffahrt wegen der daftti' zu verwendenden Kosten hohe Abgaben 
motiviren sollten) das Maximum dieser Zölle jedenfalls derjenige Betrag 
sein solle, welcher im Juni 1815 wirklich bestand, d. h. rechtlich be- 
gründet war. 

4) „Bei Feststellung des Tarifs soll von dem Gesichtspunkte 
ausgegangen werden, durch Erleichterung der Schiffahrt 
den Handel zu ermuntern, und das Rheinoetroi wird da- 
bei zur ungefähren Richtschnur dienen können.^* 
Diese Bestimmungen geben allein die positive Norm für die neu 
einzuführenden Schifiiahrtsabgaben. In ihrer Kürze enthalten sie aber 
erade das, was als völkerrechtlicher Grundsatz für die Regulirung von 
Passagezöllen, soweit dieselben auf gemeinschaftlichen Flüssen aufrecht er- 
halten werden sollen, der Natur der Sache nach, für alle Zeiten und alle 
Länder gelten muss, und es wird schwerlich gelingen, hierfür einen 
bessern Ausdruck zu finden. 

Wie es aber oft geschieht, da^s gerade das Beste am ehesten ver- 
kannt oder gemissbraucht wird, so ist es auch in Bezug auf diese Fun- 
damentalbestimmungen der Fall gewesen. Man hat mitunter keinen An- 
stand genommen, um sich den Konsequenzen dieses Satzes zu entziehen, 
denselben als eine nichtssagende Phrase, ja geradezu als etwas Absurdes 
hinzustellen. Es ist behauptet worden, kein ZoU, und wenn er noch so 
unbedeutend sei, erleichtere die Schiffahrt, und wenn also als Gesichts- 
punkt für Regulirung eines Flusszolltarifs die Beförderung des Handels 
durch Erleichterug der Schiffahrt hingestellt werde, so sei das ein offen- 
barer innerer Widerspruch, und das habe man schon 1815 beim Wiener 
Kongress ebenso gut beurtheilen können wie jetzt. Die weitere sich aus 
diesen Prämissen von selbst ergebende Schlussfolgerung, dass hiemach 
der Artikel 111 etwas augenscheinlich Unvernünftiges besage und deshalb 
der in Rede stehende Satz gewissermassen als in rechtlicher Hinsicht 
bedeutungslos betrachtet werden müsse, wird zwar nicht geradezu aus- 
gesprochen, allein sie erscheint dadurch indicirt, dass gar nicht versucht 
wird, den Satz in anderer Weise, sachgemäss und nach seinem Zusam- 
menhange mit dem übrigen Inhalt des Artikels 111, zu interpretiren. 

Thut man dies letztere, so lässt sich dem Satz kein anderer Sinn 
und Zweck beilegen als folgender: Auf den konventionellen Flüssen wer- 
den alle bisherigen FlusszöUe aufgehoben und soll ein ganz neues Schiff- 
fahrtsabgabensystem eingerichtet werden, wobei das Rheinoetroi zur un- 
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gefahren Richtschnur dienen kann. Die Gnindzüge des Octroi bestan- 
den aber darin, daas für den schifiTbaren Lauf des Rheines, bei einer 
Länge von etwa 100 Meilen, die gesammten Abgaben der höchsten Tarif- 
klasse auf 2 Francs per Centner aufwärts und auf 1 Franc 33 Cent, 
niederwärts gesetzt und nach den Uferstrecken der verschiedenen Staa- 
ten vertheilt waren. Das ist jedoch keine positive Vorschrift, sondern 
diese wird durch die Bestimmung gegeben, dass man bei Feststellung 
des Tarifs von dem (jesichtspunkt auszugehen habe, den Handel durch 
Erleichterung der Schifiahrt zu befördern. Eine Erleichterung der Fluss- 
schiffahrt geschieht bekanntlich der Hauptsache nach auf zweierlei Weise: 
durch Ermässigung der Abgaben und durch Herstellung und Erhaltung 
eines guten Fahrwassers. SoU eine bedeutende Herabsetzung oder selbst 
die Aufhebung der Abgaben durch Vernachlässigung der zur Erhaltung 
des Fahrwassers erforderlichen Arbeiten kompensirt werden, so kann 
unter Umständen das Heilmittel Idcht nachtheiliger werden als das Uebel 
war; denn ein gut unterhaltenes Fahrwasser und, wenn es zu diesem 
Zwecke sein muss, dagegen massige Schiffahrtsabgaben, welche mit den 
auf den konkurrirenden Handelswegen erhobenen Abgaben im Verhältniss 
stehen, werden dem Schiffer in der Regel willkommener sein, als Zoll- 
befreiung bei schlechter Fahrbahn, bei der sein Fahrzeug oft nur halb 
oder noch weniger laden kann und wo bei niedrigem Wasserstand die 
Schiffahrt mitunter gänzüch unterbrochen wird. Das Traurigste ist frei- 
lich ein Zustand, wie er seit lange bei der Elbe notorisch stattfindet, 
enorme Zollbelastung und dabei progressive Verschlechterung des Fahr- 
wassers infolge der Vernachlässigung der nothwendigsten hydrotechni- 
schen Arbeiten. Es ist dies das vollständige Gegentheil von dem, was 
Artikel 111 der Wiener Akte durch die weise Vorschrift gewollt hat, dass 
die Erleichterung der Schiffahrt der leitende Gesichtspunkt für die künf- 
tigen konventionellen Flusszolltarife sein solle. Diese Bestimmung schliesst 
sich im Artikel 111 unmittelbar an den vorhin erörterten Satz, dass der 
Betrag der Schiffahrtsabgaben nach den verschiedenen örtlichen Verhält- 
nissen zu bemessen sein werde, und hängt mit diesem aufä engste zu- 
sammen. Diese Sätze geben nur dann einen in den Zusammenhang pas- 
senden, vernünftigen Sinn, wenn man in den Artikel 111 nicht Willkür* 
lieh hineinträgt, was in demselben mit keinem Worte erwähnt oder nur 
angedeutet wurd, einen selbständigen finanziellen Zweck der Schiffahrts- 
abgaben. Die darin angegebene positive Norm für die künftigen Zolltarife 
der konventionellen Flüsse besteht darin, dass dieselben nicht höher 
sollen gesetzt werden, als um den Ertrag aufzubringen, welcher erfor- 
derlich ist, um den Leinpfad und das Fahrwasser in gutem Stande zu 
erhalten, falls diese Kosten nicht anderweitig gedeckt werden sollten. 
Die positive Vorschrift, dass die Erleichterung der Schiffahrt für die 
Zolltarife auf den konventionellen Flüssen massgebend sein solle, ist 
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mithin sehr verständig und gewichtig; man hat noch nichts Besseres aus- 
gefunden und muss dieselbe daher auch da, wo sie in den seitdem ver- 
flossenen 45 Jahren leider noch immer unberücksichtigt geblieben, end- 
lich zur praktischen Anwendung bringen. 

Wir können Inders diesen Gegenstand nicht verlassen, ohne zuvor 
noch zweier Einwendungen zu gedenken, wdche gegen die vorstehende 
Auslegung vorgebracht worden. Man beruft sich erstens darauf, dass 
beim Rheinoctroi auch ein rein finanzieller Gesichtspunkt mit massgebend 
gewesen sei, indem bei Feststellung desselben ein Theil des Ertrags 
ausdrücklich zur Zahlung gewisser darauf angewiesener Renten mit be* 
stimmt gewesen sei. Dies hat allerdings seine Richtigkeit (s. o. S. XXL), 
allein es ist wohl zu bemerken, dass in dem das Rheinoctroi begrün- 
denden Artikel 39 des Reichsdeputationsschlusses vom Jahre 1803 die 
Nettoeinnahmen von den künftigen Schiffahrtsabgaben vor allem zur 
Unterhaltung des Leinpfads und des Fahrwassers bestimmt werden, 
und dass nur accessorisch der üeberschuss jener Einnahmen für andere 
finanzielle Zwecke angewiesen wird. Es kann hiemach zugegeben wer- 
den, dass wenn an der Elbe oder einem andern konventionellen Flusse 
analoge Verhältnisse bestanden wie am Rhein , welche die temporäre Ver- 
wendung eines relativ geringen Theils des Ertrags der neuen Schiffahrts- 
abgaben wünsehenswerth hätten erseheinen lassen, unter Zustimmung 
sämmtlicher Uferstaaten und unter Aufrechthaltung des Hauptprincips 
des Rheinoctrois, eine solche Modifikation, unbeschadet der Ausführung 
der Artikel 108—116, als rechtmässig anerkannt werden müsste. Es 
ist jedoch ein ganz wesentlicher Unterschied zwischen einer solchergestalt 
eingeräumten Modifikation nach der Analogie des Rheinoctroi und der 
Behauptung, dass in der Wiener Akte die rein finanzielle Berechtigung 
der Flusszölle grundsätzliche Anerkennung gefunden. Von dieser ist mit 
keinem Worte die Rede. 

Der andere Einwand ist entnommen aus dem siebenten Konferenz- 
protokolle der vom Wiener Kongress niedergesetzten Kommission für die 
fi-de Flussschiffahrt (s. die Aktenstücke S. 9). Es wird hier berichtet, 
der Grossbritannische Bevollmächtigte habe beantragt, „den Grundsatz 
aufzustellen: die Schiffahrtsabgaben sollten nicht als eine Quelle direkten 
Einkommens betrachtet werden können**, habe jedoch auf sein Amende- 
ment nicht weiter bestanden, nachdem die übrigen Bevolhnächtigten ge- 
meint, dass man dies Princip nicht voranstellen könne, und nachdem von 
Herrn von Humboldt insbesondere bemerkt worden, diese Stipulation sei 
zu präcis, als dass die Mächte sich so die Hände binden sollten. 

Auch dieser Einwand erledigt sich bei näherer Prüfung durch eine 
einfache Erläuterung. Lord Clancarty hatte sein Amendement zu der 
Fassung des damals vorUegenden Entwurfs gestellt, wonach es hiess: 
die Abgaben von der Schiffahrt sind hauptsächlich dazu bestimmt, die 

Die Elbiölle. C 
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Kosten ihrer Unterhaltung zu bestreiten. Es mnsste diese Fassung ihm 
deshalb bedenklich erscheinen, weil dadurch der finanzielle Zweck der 
Rüsszölle zwar nicht als Hauptsache, aber doch in zweiter Linie an- 
erkannt wurde. Andererseits erscheint das Bedenken der übrigen Bevoll- 
mächtigten gegen das Amendement des Lord Clancarty ebenfalls nicht 
unbegründet. Denn dadurch wäre abgewichen worden von der im Pari- 
ser Friedensvertrag und durch das Vorbild des Rheinoctroi vorgeschrie- 
benen Basis, über welche hinaus die am Wiener Kongress betheiligten 
Staaten nicht gebunden waren, und es musste auch bei den übrigen kon- 
ventionellen Flüssen den Uferstaaten überlassen bleiben, eventuell ana- 
loge Ausnahmen anzuordnen, wie beim Rhein geschehen. Was aber die 
Hauptsache, wie das Clancarty 'sehe Amendement zurückgenonmien wor- 
den, so wurde auch diejenige Fassung des Entwurfs, wogegen es gerichtet 
gewesen, aufgegeben. In den sehr kurz gefassten Protokollen findet es 
sich nicht besonders erwähnt, allein man entnimmt es aus den schUess- 
Uch angenommenen Artikeln, welche jene Fassung nicht mehr enthalten. 
Haben wir die Einwendungen gegen die oben erörterte Bedeutung 
der Hauptsätze des Artikel 111 erwähnt, so möge nicht minder eine 
bemerkenswerthe Bestätigung derselben hervorgehoben werden. Es liegt 
diese vor in der am 7. November 1857 abgeschlossenen Donauschifhhrts- 
akte. Der Pariser Traktat von 1856 hat festgestellt, dass die Bestnn- 
mungen der Wiener Kongressakte für freie Flussschiffahrt künftig auch 
auf die Donau volle Anwendung finden sollen. Die Donauuferstaaten haben 
den Artikel 111 der Wiener Akte so verstanden, dass (Artikel 19 und 
20 der Donauakte) „sämmtliche bisher bestehende Gebühren und Ab- 
gaben dieser Art, sie mögen was inmier für einen Namen haben und sie 
mögen im Besitze des Staats, der Gemeinden, Korporationen oder Pri- 
vaten sich befinden, hiermit gänzlich aufhören''; die künftig etwa em- 
zuführenden neuen Gebühren sind „nur für wirklich benutzte Anstalt» 
und geleistete Arbeiten einzuheben''. Auch „sollen die Gebühren für be- 
reits bestehende Einrichtungen dieser Art über das gegenwärtige Ausmass 
nicht erhöht und bei neu errichteten oder mit erheblichen Kosten wesent- 
lich verbesserten nicht höher bestimmt werden, als zur Deckung der Unter- 
haltskosten sammt den Zinsen des Anlagekapitals annähenmgsweise 
erforderlich ist."*) 



*) Auch in den Verträgen über die freie Schiffahrt auf dem Po vom 3. Juli 1849 
und 12. Febr. 1850 ist aufs bestimmteste der Grundsatz anerkannt, dass, unter Weg- 
fall aller Mhem Passagezölle, künftig nur solche Schiffahrtsabgaben erhoben werden 
sollen, welche durch das Interesse des Handels selbst motivirt werden. Im 17. Artikel 
dieser Verträge heisst es: „i Govemi degli Stati segnatarj, partendo dal prinoipio^ 
che il loro vero interesse consista nel favorire il commercio e che la tassa per la 
navigazione sia esclusivamente destinata a far fronte alle spese di manutenzione e 
miglioramento del corso del üume, per aumentare vieppiü la sicurezza e la faciü-^ 
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Das ist ein klares und richtiges Verständniss des Artikels 111 der 
Wiener Kongressakte; — wie ganz anders hat sich die Sache bisher in 
der Elbschiffahrtsakte gestellt I — 

Der Schiusssatz des genannten Artikels 111 scheint nie Gegenstand 
eines Zweifels oder von Beschwerden gewesen zu sein, und ist es also 
nicht nöthig, hierbei zu verwdlen. 

Dagegen wird über den AnfEuig des zweiten Absatzes des Artikels 116 
der Wiener Akte einiges zu bemerken sein, weil derselbe zur Ablehnung 
von Herabsetzung bestehender hoher Flusszolltarife vorzugsweise benutzt 
wird. Er lautet: 

„Nach erfolgter Vereinbarung des Reglements kann dasselbe 
nur im Einverständniss aller üferstaaten abgeändert werden." 

Diese Bestimmung ist klar und unanfechtbar — unter Vorbehalt einer 
Bedingung jedoch, die ihrerseits ebenso klar und unanfechtbar ist. Diese 
Bedingung besteht darin, dass das vereinbarte Reglement wirklidi den im 
Artikel 5 des Pariser Friedens und in den Artikeln 108 — 116 der Wie- 
ner Kongressakte vorgeschriebenen Grundsätzen voUständig entspreche. 
Ist dies nicht der Fall, so ist jeder am Wiener Kongress betheiligt ge* 
wesene Staat berechtigt, jederzeit Abänderung des Reglements zu ver- 
langen. Artikel 116 der Wiener Akte wird für die Uferstaaten eines kon- 
ventionellen Flusses erst dann rechtskräftig, wenn dieselben den Artikel 
108 derselben Akte zuvor erfüUt haben. Dieser besagt aber, dass von 
den Uferstaaten gemeinschaftlich aüßs dasjenige festzustellen, was sich 
auf die Schiffahrt des gemeinschaftlichen Stroms bezieht, auf Grundlage 
der in den Artikeln 108 — 116 angestellten Grundsätze. Wenn nun ein 
Reglement abgeschlossen worden, in welchem Artikel 111 keine volle 
Anw^dung gefunden, so ist dasselbe nicht so abgeschlossen, wie Artikel 
108 vorschreibt, und kann mithin auch nicht unter der Garantie des Arti- 
kds 116 stehen. 



VUL Wir wollen nun zunächst untersuchen, welche Anwendung die 
Flussschiffahrtsbestimmungen der Wiener Kongressakte, insbesondere der 
Artikel 111 derselben, in Bezug auf die Eibschiffahrt gefunden hat. 

Schon der Anfang war nicht günstig; man. begann gleich mit der 
Nichtbeobachtung einer wichtigen Bestimmung der Wiener Akte. 

Im Artikel 108 war nämlich ausgemacht, dass Bevollmächtigte der 
Uferstaaten der konventionellen Flüsse spätestens sechs Monate nach 
Beendigung des Kongresses zusammentreten sollten, um gemein- 



taadone della oavigazione etesea, si obbligano formalmente di non ammettere an au- 
mento della tassa predetta, se non che per motivi i piü giusti e piü urgentL 
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schaftlich unter Zugrundelegung der aufgestellten Grundsätze die Regle- 
ments festzusetzen. Die £lbschi£fahrtskommission trat aber erst am 
18. Juni 1819 in Dresden zusammen, also erst nach 48, statt nach 6 
Monaten. Diese Verzögerung trägt unyerkennbar einen guten Theil der 
Schuld des unbefriedigenden Resultats jener konstituirenden Eibkonunis- 
sion. Die Oesterreichische Regierung hätte offenbar ungleich günstigere 
Umstände für die von ihr später mit der aufrichtigsten Undgennützigkeit 
und aller Beharrlichkeit erstrebte Durchfahrung jener Grundsätze gefun- 
den, wenn nach Anleitung der Akte von ihr schon zu Ende 1815 die 
Konmussion zusammenberufen wäre, als das Bewusstsein der Verbind- 
lichkeit gegen die Anordnungen des Kongresses bei allen kleinem Staa- 
ten noch so viel lebhafter war und man andererseits die altem Zoll- 
erhebungen noch nicht wieder gehörig hatte organisiren und erbebliche 
Einkünfte daraus ziehen können. 

Die in diesem Bande S. 16—47 mitgetheilten Ausztlge aus den zwei- 
jährigen Verhandlungen der Elbschiffahrtskommission weisen es deutlich 
nach, wie bei Beginn derselben freilich noch allseitig ausdrAcklich an- 
erkannt wurde, „dass die Bestimmungen, welche die Artikel 108— llü 
der Wiener Kongressakte enthalten, als Basis und alleinige Richtschnur 
bei ihren Verhandlungen zu dienen hätten und dass der zu regulirende 
Fluss in seinem Laufe als ein gemeinschaftliches, organisches Ganzes zu 
betrachten sei;" — wie aber von da ab, von Monat zu Monat, mehr und 
mehi* eine davon wesentlich abweichende Auffassung zur Geltung kam, 
wonach der faktische Besitzstand der Elbzollerhebungen und die Abhän- 
gigkeit des Zustandekommens der neuen Regulimng im ganzen von der 
nach Konvenienz zu ertheilenden oder zu versagenden Zustimmung jedes 
einzelnen Uferstaats für den ElbzoUtarif die Basis und Richtschnur 
bildeten. 

Oesterreich und Hamburg waren es allein, welche im Sinne des Ar- 
tikels 111 der Wiener Akte die Umgestaltung des ElbzoUwesens herbei- 
zuftthren fortdauernd bestrebt waren. Von Oesterreichischer Seite wurde 
gleich anfangs ein Projekt vorgelegt, welches das Rheinoctroi zum Vor- 
bild genommen hatte und im Artikel 4 den Gmndsatz aussprach, „dass 
die auf der Schiffahrt lastenden Abgaben vorzüglich zu den Kosten ver- 
wendet werden sollten, welche die Unterhaltung der Lempfade und die 
Arbeiten im Strombette erfordern" (s. S. 17), und wiederholt daran er- 
innert, dass die Wiener Kongressakte vorschreibe, dass „man bei An- 
fertigung des Tarifs von dem Gmndsatz ausgehen solle, den Handel zu 
ermuntern, indem man die Schiffahrt erleichtere" (s. S. 27 u. a.). 
Selbst Mecklenburg sprach sich dahin aus (s. S. 36): „nach dem Art. 5 
des Pariser Friedensinstruments vom 30. Mai 1814, sowie nach den Wie- 
ner Kongressbeschlilssen und besonders nach den hiesigen Verhandlungen 
konnte lange nicht ein Zweifel darüber aufkommen, dass es die gemein- 
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same Absicht sei, das Rheinoctroisystem, mehr oder minder modifi- 
cirt, auf die Elbe anzuwenden. 

Im diametralen Gegensatz hierzu wurden von Hannover folgende 
Behauptungen angestellt: die Wiener Kongressakte „konnte und wollte 
bestimmt nicht den Handel und die Schiffahrt auf Kosten wohlerworbener 
Rechte heben"; — „jede Verminderung der bisherigen Zollgefälle ist zu 
empfangen als ein freiwilliges und mit Dank anzuerkennendes Opfer von 
selten deijenigen, die es bringen"; — „es sei thöricht, die Kolonial- 
prodokte und die Industrieprodukte fremder Nationen auf eine ganz ausser 
Verhältniss seiende Weise zu erleichtem"; — „Hannover könne nur den 
Status quo von 1815 als die einzig billige Basis für die Regulirung der 
künftigen ZoUgefUle anerkennen". 

Wenn nun auch Preussen, Sachsen, Anhalt und Dänemark, und selbst 
Mecklaiburg im Anfange"^), keineswegs mit gleicher Entschiedenheit, wie 
Hannover, für den eben angedeuteten Standpunkt auftraten, so gewann 
derselbe doch immer mehr Einfluss, weil es an kräftiger Zurückweisung 
fehlte und Gefahr zu drohen schien, dass wenn man darauf nicht ein- 
gehe, alles beim alten bleiben werde, mit dem alleinigen Unterschied, 
dass die bisherige Zollbelastung bei der inzwischen eingetretenen schar- 
fem Kontrole noch viel drückender werden musste. Die Kommission, 
weil sie die allein berechtigte Basis des Artikel 111 der Wiener Akte 
aulgegeben hatte, verlor sich (wie 1798 die Reichsfriedensdeputation in 
Rastadt s. o. S. XVm) über die Zollfrage m unabsehbare Diskussionen, und 
die Dresdener Eibkommission hätte 1821 aller Wahrscheinlichkeit nach eine 
gleiche Endschaft genommen, wie die Hamburger Eibkommission von 
1669 (s. 0. S. XVI), wenn nicht endlich die treffende Bemerkung des Meck- 
lenburgischen Bevollmächtigten in der 31. Konferenz durchgedmngen wäre: 
„der Zeitverlauf werde die Schwierigkeiten und Bedenken immer noch 
mehren und sie unübersteiglich häufen; — kurz, auf dem jetzigen Be- 
handlungsw^e könne die Kommission zwar noch Jahre lang fortarbeiten, 
werde aber nie eine Vereinbamng zu Stande bringen"; man möge an- 
einander ordnen, was jeder Staat zugestehen wolle, und das Weitere einer 
künftigen Revisionskommission vorbehalten. 



*) Dass Mecklenburg nur durch den Vorgang Hannovers veranlasst wurde, den 
Konsequenzen der Wiener Kongressakte in Bezug auf den ElbzoUtarif nicht Folge zu 
geben, erhellt klar aus folgender Stelle des Mecklenburgischen Votums am 7. Nov. 
1820 (s. S. 36): „Der Rechtsbestand jener kommissarischen Beschlüsse [auf Grund des 
Artikel 5 des Pariser Friedens und der Wiener Akte] bleibe immerhin unerörtert, 
allein wenn die neuerliche Verneinung desselben [abseiten Hannovers am 17. Okt. 1820] 
unerwartet war, so führte sie natürlich auch auf rechtliche Erwägungen zurück, 
die man sonst wol jenen höhern Ansichten untergeordnet hätte etc. — 
Mecklenburgs Fürstenhaus war immer, wo es das Gemeinwohl galt, entschlossen 
vorangegangen; auch hier wollte es wahrlich nicht zurückbleiben 1^ 
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Auf solche Weise kam denn der ElbzoUtarif von 1821 zu Stande^ 
welcher einen Normalzollsatz von 21% gGr. K.-M. für den Centner Ham- 
burger Gewicht, nebst Rekognitionsgebühr für das Fahrzeug, feststellte 
und angeblich eine Herabsetzung der bisherigen ElbzöUe um etwa 7 Gro- 
schen gewähren soUte, in der Praxis aber eine durchschnittUch bedeu- 
tend vermehrte Zollbelastung des Eibverkehrs herbeiführte. Die Reguli- 
rung war, im Vergleich mit dem Zustande vor 1815, weit mehr zu Gun- 
sten der ElbzoUkassen als des Handels ausgefallen und stand hn offen- 
baren Widerspruch mit Artikel 111 der Wiener Akte, wie nachstehende 
Bemerkungen darthun. 

Diesem Artikel gemäss durften, wie oben nachgewiesen ist, die neuen 
Schiffahrtsabgaben in keinem Falle diejenigen übersteigen, welche im Juni 
1815 rechtmässig bestanden hatten. Dieser Bestimmung war die Kom- 
mission so wenig nachgekommen, dass sie nicht einmal eine Untersuchung 
hinsichtlich des wirklichen rechtlichen Bestandes der verschiedenen Elb- 
zöUe im Jahre 1815 und eine nähere Prüfung der ihr von den verschiedenen 
Regierungen übergebenen Zollrollen der einzdnen FJbzoUämter vomaiim, 
sondern diese Rollen ohne weiteres dem neu zu begründenden Tarife 
zum Grunde legte. Dass dieser Vorwurf nicht auf blosser Hypothese 
beruht, dafür sprechen gewiss unverdächtige Zeugnisse, nämlich mehrere, 
ohne Widerspruch gebliebene, hierauf bezügliche protokdlarische Erklä- 
rungen der Mecklenburgischen Regierung. Ihr Bevollmächtigter sagt unter 
anderm in der 31. Konferenz am 7. November 1821 (s. S. 36): Mecklen- 
burg habe wohl ganz allein [diese Worte sind im Originalprotokoll 
unterstrichen] seit 1623, ohne Beachtung der Einbussen durch Vennin- 
derung des Geldwerthes und andere Veränderungen, nicht die mindeste 
üeberschreitung seiner Rolle unternommen!" — — „Wenn dessen- 
ungeachtet ihm nun neue Opfer in gleichem Masse mit andern Staaten 
angesonnen werden, so dürfe man billig fragen: wäre das Resultat nicht 
ganz anders, wenn Mecklenburg in allen direkten wie indirekten Zoll- 
erhöhungen mit andern Staaten gleichen Schritt gehalten?" (s. S. 37) 
Und noch in der ersten Revisionskommission spricht Mecklenburg sich 
am 10. Februar 1824 dahin aus (s. S. 62): Die ganze Taritbestimmung 
beruhe offenbar auf Vergleich, ohne Untersuchung; — — „wie hätte 
sonst so manches eintreten können, was eigentlich der gemeinsamen Ab- 
sicht der allerhöchsten Kontrahenten, bestehenden Eibvereinen, sogar 
den neuesten Bündnissen und der Wiener Kongressakte gera- 
dezu entgegen ist?" 

Wenn auf solche Weise bei Feststellung des neuen Eibzolltarifs sogar 
die in der Wiener Akte mit aller Bestimmtheit vorgeschriebene Grenze 
des Maximums überschritten wwrde, so leuchtet von selbst ein, dass noch 
viel weniger die eigentliche positive Richtschnur für diesen Tarif, die 
Erleichterung der Schiffahrt, unter Berücksichtigung der örtlichen Ver- 
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hältnisse des Fahrwassers, dabei in Betracht gekommen sein kann. 
Abgesehen, wie gesagt, von den vereinzelten und unbeachtet gebliebenen 
Erklärungen Oesterreichs und Hamburgs, wurde über die ElbzoUfrage 
in der konstituirenden Eibkommission so verhandelt, als ob der Pariser 
Frieden und die Wiener Eongressakte die Bestimmung enthalten hätten; 
gemeinschaftliche Kommissionen der Uferstaaten der konventionellen Flüsse 
sollten allerdings neue Flusszolltarife feststellen, allein der leitende Ge- 
sichtspunkt solle dabei sein, die künftigen Zölle ja so einzurichten, dass 
auch die vorangegangene willkürlichste Erhöhung der alten Zollrollen 
sanktionirt würde, dass die einzehien Uferstaaten, welche bisher schon 
Elbzollerhebungen gehabt, möglichst grossen finanziellen Gewinn von der 
neuen Feststellung hätten, und dass lediglich diese Rücksicht die Grenze 
för die Höhe der Zollsätze abzugeben habe. Dass dem Artikel 5 des 
Pariser Friedens und Artikel 111 der Wiener Kongressakte die Voraus- 
setzung einer Aufhebung aller bisherigen Rechtstitel auf Schiffahrts- 
abgaben von den konventionellen Flüssen, und der Zweck einer Erleich- 
terung der Schiffahrt im allgemeinen Interesse durch gute Instandhaltung 
des Fahrwassers mittels der aus massigen Flusszöllen hierzu erzielten 
Einnahmen zum Grunde gelegen haben, davon findet man in dem Resul- 
tate der Eibkommission gar keine Spur. 

Und noch in anderer Hinsicht liess diese erste Eibkommission sich 
eine auffällige Nichtbeachtung der Wiener Akte zu Schulden kommen, 
indem sie nämlich den Hannoverschen Elbzoll zu Brunshausen (Stade) 
in die Regulirung nicht mit einbegriff, obschon ihrer Kompetenz der 
ganze Lauf des Flusses, von dem Punkte an, wo er schiffbar wird, bis 
zu seiner Mündung, zugewiesen war. 



IX. Die Hoffnung, welche Oesterreich und Hamburg beim Ab- 
schlüsse der Eibakte hegten, dass die bei diesem Vertrage in Hinsicht 
des Zollwesens zu vermissende Beachtung der Fundamentalsätze der 
Wiener Akte durch die vorbehaltene Revision sich später wenigstens 
einigermassen werde ausgleichen und nachholen lassen, ist keineswegs 
in Erfüllung gegangen. Wie wenig auch die ursprüngliche Eibakte dem 
Bedürfniss des Verkehrs und den völkerrechtlichen Anforderungen enU 
sprach, der Uebelstand liess sich einstweilen ertragen, sobald nur der 
Beschluss der Eibkommission vom 13. Februar 1821 und des Artikels 30 
der Elbschiffahrtsakte zur Ausführung kamen, welche wie folgt lauteten: 

Kommissionsbeschluss. „Sollte die Erfahrung eine Herabsetzung des 
demnächst für den ganzen Lauf der Elbe zu fixirenden Tarifsatzes zur 
Beförderung des Handels und der Schiffahrt als wünschenswerth dar- 
stellen, so bleibt es der Revisionskonmiission vorbehalten, eine 

Ermässigung, sowol im ganzen als für den Tarif einzelner Staaten, zu 
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bewirken, und es lässt sich in dieser Beziehung ein bereitwilliges Ent* 
gegenkonunen der Uferstaaten voraussetzen/' 

Artikel 30 der Elbschiffahrtsakte. — — „Der Zweck und der Wir- 
kungskreis dieser Revisionskommission sind: sich von der vollständigen 
Beobachtung der gegenwärtigen Konvention zu überzeugen, einen Ver- 
einigungspunkt zwischen den Uferstaaten zu bilden, um Abstellung von 
Beschwerden zu veranlassen, auch Veranstaltungen und Massrcgebi, welche 
nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt femer erleichtem könn- 
ten, zu berathen. 

Diese wird jeder BevoUmächtigte bei seiner Regierung zur Bewirkung 
eines Beschlusses in Vorschlag bringen." 

Vorstehender Kommissionsbeschluss und Artikel der Eibakte haben 
jedoch ebenso wenig ihren beabsichtigten Zweck erreicht, wie der Arti- 
kel 5 des Pariser Friedens und die Artikel 108 — 116 der Wiener Kon- 
gressakte. Es haben seit Abschluss der Elbschiffahrtsakte vier Revi- 
sionskommissionen auf Grund des Artikels 30 derselben stattgefunden, 
welche zusammen (ohne die Vertagungen der dritten Revisionskonmüssion 
einzurechnen) über 47 Monate getagt und 123 officielle Konferenzen ab- 
gehalten haben; — allein der ElbzoUtarif von 1821 hat dessenungeachtet 
keine prindpielle Herabsetzung erfahren. Der Normalzollsatz ist sogar 
durch die Art der Konvertimng der sogenannten Rekognitionsgebühr von 
der zweiten Revisionskommission noch um etwas erhöht worden; er be- 
trägt jetzt 33 Sgr. 11 Pfg. per Zollcentner, statt des frühem Satzes 
27 Va Groschen Konv.-M. per Hamb. Centner. Wenn thatsächliche Er- 
leichterungen im ElbzoUwesen eingetreten sind, so verdankt man diese 
nicht der vertragsmässigen Revisionskommission und einer Erfüllung der 
in Artikel 30 der Eibakte von sämmtlichen Uferstaaten übernommenen 
Verpflichtungen, sondern der selbständigen liberalen Auffassung der Fluss- 
zollverhältnisse seitens Preussens, Sachsens und Oesterreichs, und dar- 
über hinaus partiellen Verwaltungsmassregeln oder den auf eine bestimmte 
Zdtdauer und unter dem Vorbehalt des Widenrufs bewilligten ungenügen- 
den Zollermässigungen für einzelne Artikel abseiten der andem Staaten. 

Es kann nicht die Aufgabe dieser Einleitung sein, die ebenso lang- 
wierigen wie vergeblichen Verhandlungen der vier Elbschiffahrts-Revisions- 
kommissionen in Bezug auf die Elbzollfrage hier noch besonders erörtern 
zu wollen ; es wird genügen, auf die im vorliegenden Bande hierüber zu- 
sammengestellten Aktenstücke zu verweisen. Ueber die dahin gehörigen 
Konferenzen der drei ersten Revisionskommissionen sind die Protokolle 
nur in Auszügen mitgetheilt; dagegen schien es erford^lich, um jeden 
Schein und Vorwurf einer nicht- unparteiischen Darlegung zu vermeiden, 
die Verhandlungen der letzten (vierten) Revisionskonmüssion über die 
Eibzollfrage vollständig vorzulegen, denn hier findet man alle Argumente 
von beiden Seiten in der aUerausfÜhrlichsten Weise zur Sprache ge- 
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bracht und die gegenwärtige Lage der Sache in allen Beziehungen be- 
leuchtet. 

Nur einige hauptsächliche Momente und Gesichtspunkte mögen hier 
in Kürze hervorgehoben werden. 

Betrachten wir zunächst im Ueberblick die Stellung, welche die ver- 
schiedenen Uferstaaten seit 1821 bei den Revisionskonmiissionen zur Eib- 
frage eingenommen haben. 

Oesterreich und Hamburg haben von Anfang an bis zuletzt den in 
der Wiener Kongressakte festgestellten Grundsatz, dass für den Eibzoll- 
tarif die Beförderung des Handels durch Erleichterung der Schiffahrt der 
leitende Gesichtspunkt sein müsse, auf aUe Weise zur Geltung zu brin- 
gen versucht und demgemäss beständig auf durchgreifende Reform des 
Elbzollwesens gedrungen. 

Sachsen und Preussen haben erst seit dem Zusammentritt der drit- 
ten Revisionskommission (seit 1850) den nämlichen Standpunkt ein- 
genommen, aUein seitdem waltet zwischen ihnen und den beiden zuerst 
genannten Uferstaaten in der Auffassung der rechtlichen wie kommerzidlen 
Verhältaissein Betreif des Elbzollwesens eine völlige Uebereinstimmung 
ob. In der letzten Revisionskommission (1858) war es Preussen, welches 
die durchgreifendsten Anträge auf Herabsetzung des ElbzoUs gestellt hat. 

Die Anhaltschen Herzogthümer nagten sich früher bei ihren Ab- 
stimmungen in der Elbzollfragc mehr zu den von Hannover, Mecklenburg 
und Dänemark vertretenen Ansichten und Ansprüchen, wenngleich nicht 
mit derselben Entschiedenheit; allein gegen den Schluss der vierten Re- 
visionskommission findet man die Anhaltschen Erklärungen, ohne dass 
darin die Principfrage weiter urgirt wird, auf Seite derjenigen Staaten, 
welche im Sinne der massgebenden Bestimmungen der Wiener Akte und 
des Artikels 30 der Eibakte dem Nothstande der Eibschiffahrt eine gründ- 
Hche Abhülfe verschaffen wollen. 

Dänemark hat freilich während der beiden letzten Revisionskommis- 
sionen dem Principe nach den Standpunkt noch nicht aufgegeben, wel- 
chen die Elbschiffahrtsakte von 1821 thatsächlich gegeben hatte, und 
unterstützt in dieser Beziehung die Verwahrungen und den Widerstand Han- 
novers und Mecklenburgs. Allein was die Bereitwilligkeit zu wesentli- 
chen, die ganze Eibschiffahrt umfassenden Erleichterungen betrifft, so 
hat Dänemark seit 1851 eine entschieden liberalere und bundesfreund- 
Mehere Stellung zur ElbzoUfrage eingenonmien. Schon im Jahre 1851 hat 
Dänemark eine allgemeine Zollermässigung für die dem Normalsatz unterlie- 
genden Artikel auf die Hälfte angeboten, und dieses Anerbieten, nebst wei- 
tergehender Herabsetzung für einzehie wichtige Artikel, zuletzt noch im 
Jahre 1858 wiederholt. Jeder, der unbefangen die Verhandlungen durch- 
geht, wird den Eindruck gewinnen, dass nicht Dänemark es gewesen, 
dem die Schuld beizumessen ist, wenn bis jetzt in der für ganz Deutsch- 
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land so ausserordentlich wichtigen Elbzollfrage keine Abhülfe erreicht 
und der, grosser Ausdehnung fähige Verkehr auf einem mächtigen deut- 
schen Strome gewaltsam unterdrückt worden, dass vielmehr die Hofi&iung 
wohlbegründet erscheint, Dänemark werde hierbei in seinen Koncessionen 
keinenMs hinter Hannover und Mecklenburg zurückbleiben. 

Diese beiden Uferstaaten sind es, welche bis jetzt mit äusserster 
Rücksichtslosigkeit an der Ansicht festgehalten haben, dass von einer 
vertragsmässigen Verpflichtung zu irgendwelcher Herabsetzung der durch 
die Eibakte einmal festgesetzten ElbzoUsätze nicht die Rede sein könne 
und dass einem jeden Uferstaate das Recht zustehe, zu einer solchen 
Massregel die Zustimmung nach seiner Konvenienz zu ertheilen und zu 
versagen. Nach der Behauptung Hannovers und Mecklenburgs ist bei 
Beurtheilung der Eibzollfrage eine Berufung auf die Stipulationen der 
Wiener Kongressakte, um dadurch die auf Grund derselben unter den 
Eibuferstaaten abgeschlossenen Specialverträge zu entkräften, für recht- 
lich unstatthaft zu erachten. Und was insbesondere die Anwendung des 
Artikels 30 der Eibakte anlangt, so erklären sich diese Staaten dahin 
(s. S. 264): „Die Absicht des Vertrags könne bei diesen Worten über- 
haupt nur auf solche Veranstaltungen und Massregeln gerichtet gewesen 

sein, welche ausserhalb der TarifiGrage lägen ; wogegen die einmal 

im Vertragswege unwiderruflich festgesetzten Tarifsätze als ein Kompaktat 
anzusehen wären, dessen V^änderung sich durch die Rücksicht auf die 
zu bewirkende Erleichterung des Handels und Verkehrs nicht zu be- 
stimmen habe." 

Wäre die eben angedeutete und in den betreffenden Erklärungen 
(s. S. 208— 210, 259—267, 308—312) umständlich entwickelte Auffassung 
der Elbzollfrage richtig, so müsste man im höchsten Grade bedauern^ 
dass in den bisherigen Revisionskommissionen abseiten Oesterreichs, 
Preussens, Sachsens und Hamburgs auf die Erstrebung einer zeitgemässen 
Reform des Eibzollwesens so viel Zeit und Mühe verschwendet worden, 
dass man nicht statt dessen von Anfang an die nothwendigen oder wün- 
schenswerthen Ermässigungen des ElbzoUs nur durch Vorstellungen und 
Wünsche ausserhalb der Kommissionen zu erlangen versucht, oder den 
Plan eines Abkaufs der bestehenden Zollerhebungen allseitig emstUch 
ins Auge gefasst habe. Ist aber die Hannoversche und Mecklenburgische 
Auffassung der Elbzollfrage nicht richtig, muss vielmehr eine fortdauernde 
völkerrechtliche und vertragsmässige Verbindlichkeit sämmtlicher Eibufer- 
staaten anerkannt werden, die positiven Vorschriften des Artikels 111 
der Wiener Kongressakte für die Eibschiffahrt in Ausführung zu bringen 
und die Bestimmung des Artikels 30 der Eibakte auch in Rücksicht der 
Tariffrage gelten zu lassen, so folgt hieraus, dass der gegenwärtige Zu- 
stand des Eibzollwesens einer unrechtmässigen Bedrückung des 
Handels fremder Staaten, sowie einer gewaltsamen Verdrängung des 
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Verkdirs im Elbhandelsgebiet aus seinem natüiüchen Wege gleich zu 
achten ist und dass ein solcher Zustand von den europäischen Gross- 
mächten, sobald dieselben von diesen Verhältnissen in geeigneter Weise 
Kenntniss erlangen, unmöglich geduldet werden kann. Muss es anerkannt 
werden, dass auch für den Elbzolltarif der fundamentale Grundsatz der 
Erleichterung der Schiffahrt in seinem allein sachgemässen Yerständniss 
(s. 0. S. XXVni ff.) massgebend sein sollte, so ist die einfache Schluss- 
folgerung, dass die Hannoversche, die Mecklenburgische und die Dänische 
Staatakasse, nach Abzug der für den Strombau im Interesse der Schiff- 
fahrt verwendeten Kosten, seit 1821 zusammen weit über zwanzig Millionen 
Thaler vom Handel aller Nationen, ohne dazu berechtigt zu sein, erhoben 
haben. Würde eingewendet, dass, wenn auch die bisherige Eibzollerhe- 
bung mit den völkerrechtlichen Bestimmungen der Wiener Akte nicht im 
Einklänge stehe, ein eigentlich unrechtmässiges Verfahren hierbei des- 
halb nicht angenommen werden dürfe, weil ursprünglich die zunächst 
betheiligten Uferstaaten einem solchen Tarif zugestimmt hätten und weder 
bei der ersten noch bei der zweiten Revisionskommission von irgend- 
einem der Staaten die Fortdauer dieses Tarifs als eine Verletzung des 
Wiener Kongresses und des Artikels 30 der Eibakte ausdrücklich geltend 
gemacht worden, so ist hiergegen zu erinnern, dass der Artikel 5 des 
Pariser Friedens von 1814 und Artikel 108 — 116 der Wiener Kongress- 
akte nicht allein den betreffenden Uferstaaten, sondern allen Nationen 
das Recht auf eine nach den Grundsätzen des Rheinoctroi zu reguUrende 
Benutzung der konventionellen Flüsse zugesichert haben, und dass jeden- 
falls seit dem Zusammentritt der dritten Revisionskommission in Magde- 
burg im Jahre 1850 von Oesterreich und andern Eibuferstaaten die Um- 
gestaltung des Eibzollwesens nach den unverjährbaren völkerrechtlichen 
Grundsätzen dringend und wiederholt verlangt worden ist. Seit 1850 
kami von Hannover, Mecklenburg und Dänemark das Einverständniss 
sämmtlicher Uferstaaten mit der Nichtbeobachtung des Artikels 111 der 
Wiener Akte zur Rechtfertigung ihrer exorbitanten Eibzölle und des da- 
durch dem allgemeinen Handel auch indirekt zugefügten sonstigen Scha- 
dens keinesfalls mehr behauptet werden. 



X* Es mögen hier, weil auf diesen Punkt natürlich das grösste Ge- 
wicht bei Beurtheilung der Eibzollfrage zu legen ist und sich daran vor 
allem die Hoffiiung auf endliche Abhülfe knüpfen muss, aus den Akten^ 
stücken einige bezügliche Erklärungen der beiden deutschen Grossmächte, 
welche als solche den Pariser Frieden von 1814 und die Wiener Kon- 
gressakte mit unterzeichnet haben, hervorgehoben werden. 

Aus der Oesterreichischen Erklärung vom 5. November 1850 
(8. S. 156): „Es kann, der Natur der Sache nach, weder mit der Absicht, 
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noch dem Sinne der Wiener Kongressakte, noch der Elbschiffahrtsakte 
vereinbar gelten, dass ein Tarif beibehalten werde, dessen Ausführung 
den Eibtransport der wichtigsten Handelsartikel unterdrücken müsste. 
Die FeststeUung eines NonnaLsollsatzes, dieser Grundlage der ganzen 
Eibzollerhebung, kann unmöglich zu dem Zwecke dienen, statt dner 
Besteuerung des Eibverkehrs, gleichsam ein förmliches Verkehrsverbot 
abzugeben. Ein solcher Zustand widerspricht ersichtlich der leitenden 
allgemeinen Norm, die in der Wiener Kongressakte, Artikel 111, bekannt- 
lich, wie folgt, lautet: ,,0n partira, en dressant le tarif, dupoint de vue 
d'encourager le commerce en faciUtmU la navigation.*^ Es liegt in die- 
ser Vorschrift unverkennbar vor allem die Bestimmung, dass kein Tarif 
au^estellt werden sollte, welcher in Bezug auf Handelszwecke die Fluss- 
schiffahrt durch die Höhe der Zollsätze ausschlösse. Was aber ursprünglich 
für die erste gemeinschaftliche Anordnung des Tarifs galt, muss auch 
für die vertragsmässige Revision der Schiffahrtsakte massgebend sein, 
wie denn auch in diesem Sinne darin auf die Berathung von Massregeln 
für die fernere Erleichterung des Handels und der Schiffahrt ausdrüdi- 
lich hingewiesen wird." 

Aus der Erklärung des Oesterrwchischen Bevollmächtigten vom 
19. November 1851 (s. S. 170): „Ich habe meine Regierung hinsichtlich 
der aus den Elbschiffahrtsverträgen ihr zustehenden Ansprüche auf eine 
der Nothlage des Eibverkehrs entsprechende Venninderung der jetzigen 
Elbzollast gegen die von der Mecklenburgischen Regierung beharrlich 
festgehaltene Auffassung auf das bestimmteste zu verwahren und ihr 
das volle Recht auf spätere ausreichende Geltendmachung dieser An- 
sprüche durch Anwendung der ihr dazu geeignet scheinenden Einwir- 
kungsmittel vorzubehalten." 

Aus der Erklärung des Oesterreichischen Bevollmächtigten vom 
24. September 1853 (s. S. 176): „Da nach den Erfahrungen kein begrün- 
deter Zweifel darüber mehr obwalten kann, dass ein Normaltarifsatz von 
33 Sgr. 11 Kg. einem faktischen Verkehrs verböte für die dem voUen 
Satze unterworfenen Artikel gleichkommt, und dass ein solcher Zustand 
mit Artikel 111 der Wiener Kongressakte im Widerspruch steht, welcher 
vorschreibt : „On partira, en dressant le tarifj du poifit de vue d'encourager 
le commerce en facUitant la navigation^\ kann, nach dem Dafürhalten 
meiner Regierung, die daraus sich ergebende Erfüllung der vertrags- 
mässigen Verbindlichkeiten des Art. 30 der Eibakte mit Grund erwartet 
werden. Die in dem Votum des Mecklenburgischen Bevollmächtigten vor- 
kommende Ansicht, dass die Wiener Kongressakte durch die Eibakte für 
die einschlagenden Verhältnisse der Elbe eine rechtliche Bedeutung nicht 
mehr habe, vermag meine Regierung nicht anzuerkennen. — Wenn über 
die Absicht und den Sinn einer abgeleiteten vertragsmässigen Bestim- 
mung Zweifel entsteht, so ist nichts natürUcher, als dass man auf den 
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principalen Vertrag zurackgeht, also dass man den Art. 30 der Eibakte 
nach Art. 111 der Wiener Kongressakte auslegt." 

Ans der Erklärung des Oesterreichischen Bevollmächtigten vom 
8. Juli 1858 (s. S. 210): „Gegen die in der soeben vernommenen Kollek- 
tiverklärung der Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen« 
bürg angedeutete Auffassung des rechtlichen Standpunktes, und gegen 
die Ansicht, ihi-e Regierungen ständen auf dem Boden des Rechts, wenn 
sie zu Herabsetzungen der durch die Elbschiffahrts - und Additionalakte 
festgestellten Zollsätze die Zustimmung versagen, sehe ich mich ver- 
anlasst, im Namen der Oesterreichischen Regierung feierlich Verwahrung 
einzulegen, indem meine Regierung eine solche mit dem Zwecke der auf- 
recht bestehenden Elbschiffahrtsverträge unvereinbarliche Auffassung nie 
anericannt hat und auch nie anerkennen wird." 

Aus der Oesterreichischen Erklärung vom 28. Juli 1858 (s. S. 221): 

^Was den staatsrechtlichen Gesichtspunkt anbelangt, so wird den 

erwähnten R^gierungsbevoUmächtigten bemerkt, wie wenig die von ihnen 
angeführten Gründe geeignet seien, die Bestimmungen der Wiener Kon- 
gressakte vom 9. Juni 1815 und des Art. 30 der Elbsehiffahrtsakte vom 
23. Juni 1821 anders als nach ihrem klaren Wortlaut und bestimmt 

ausgesprochenen Zweck auszulegen u. s. w." „Die Oesterreichische 

Regierung bedauert lebhaft, dass man sich noch immer die erfolglose 
Mühe nimmt, Beweismittel erfinden zu wollen, welche verhelfen sollen, 
die Bedeutungslosigkeit der wesentUchsten Bestimmimg der Elbschiffahrts- 
verträge darzuthun." 

„Wenn in der Kollektiverklärung für die Uferstaaten das Recht der 
Zustimmung oder Ablehnung zu jeglichen Modifikationen der zwischen 
ihnen über die Verhältnisse des Elbstroms und der Eibschiffahrt errich- 
teten Verträge in Anspruch genommen wird, so sei es gestattet zu be- 
merken:^ dass dieses formelle Recht selbstverständlich seine natürliche 
Grenze in der vertragsmässig übernommenen Verpflichtung findet, der 
Eibschiffahrt die sich nach neuerer Erfahrung als nothwendig heraus- 
gestellten Erleichterungen zu gewähren, und es keineswegs gerechtfertigt 
erscheint, die Zustimmung zu den beantragten Modifikationen des Elb- 
zolltarifs auch dann zu versagen, wenn es sich um Massregeln handelt, 
die zur Erfüllung einer ganz wesentlichen und unzweifelhaften Vertrags- 
absicht nothwendig sind." 

Preussens Erklärung vom 26. Juni 1858: „Während es Dänemark 
gegenüber an einem Rechtstitel, die Aufhebung oder Ermässigung des 
Sundzolls zu verlangen, gänzlich fehlte, ist für die Regulirung der Elb- 
zSIle eine konventionsmässige Grundlage in dem Artikel 111 der Wiener 
Kongressakte vom 9. Juni 1815 vorhanden. Wenn in derselben als lei- 
tende Norm für die ZoUerhebung auf den gemeinschaftlichen Strömen 
ausgesprochen ist: „On partira^ en dressant le tarif, du point de vue 
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d'encourager le comm^ce en faeiUtant la navigation", und wenn f^üer 
dieser GcKlanke auch in der Elbschiffahrteakte vom 23. Juni 1821 selbst 
Ausdruck gefunden hat, indem es im Art. 30 daselbst unter anderm als 
Aufgabe der Revisionskommission bezeichnet wird: ,,yeranstaltungen und 
Massregeln , welche nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt femer 
erleichtem können, zu berathen", so wird man, falls nachgewiesen wer- 
den kann, dass die gegenwärtig in Gültigkeit stehenden Zollsätze den 
Schiffahrtsverkehr auf der Elbe im Vergleich zu andem Verkehrsstrassen 
übermässig belasten, die Ermässigung als eine vertragsmässige Verpffieli- 
tung zu fordern und respektive zu gewähren haben." 

Oesterreich und Preussen sprechen sich femer in der nut Sach- 
sen gemeinschaftlich abgegebenen Erklärung vom 28. August 1858 dahin 
aus (s. S. 234 ff.): „Endlich ist wiederholt die Frage berührt worden, ob 
und inwiefern die Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815, soweit sie die 
Ströme Deutschlands und die Schiffahrt auf denselben zum Gegenstände 
hat, noch jetzt, und der über die Schiffahrt auf den deutschen Flüssen 
getroffenen spätem Vereinbamngen ungeachtet, als massgebend anzu- 
erkennen sei. In Beziehung hierauf wn*d man sich vorerst zu vergegen- 
wärtigen haben, wie die Wiener Kongressakte im 108. Artikel den Re- 
gierungen deqenigen Staaten, deren Gebiet ein schiffbarer Fluss b^renzt 
oder durchströmt, die Verbindlichkeit auferlegt, die diesfälligen Schiffahrts- 
verhältnisse durch gemeinschaftliche Uebereinkunft zu ordnen. Die Akte 
setzt dabei zugleich fest, dass bei den deshalb zu pflegenden Verhand- 
lungen von denjenigen Grundsätzen auszugehen sei, welche sich in den 
nachfolgenden Artikehi 109 bis mit 116 aufgestellt befinden, und nament- 
lich soll (Art. 111) in Erwägung, dass sich für die, von örtlichen Vei> 
hältnissen abhängige Bemessung der Flusszölle eine allgemeine Vorschrift 
nicht ertheilen lässt, doch bei Aufstellung der Tarife der Gesichtspunkt 
leitend sein, dass durch Erleichterung der Schiffahrt der Handel zu be- 
leben sei." „Die hohen Kontrahenten der Elbschiffahrtsakte vom 

23. Juni 1821 haben sich nur im Sinne der Kongressakte vereinbart und 
vereinbaren können; es sind daher die principiellen Bestimmungen der 
letztem fortwährend als in der Elbschiffahrtsakte vorherrschend und 
deshalb massgebend zu betrachten, und es darf die Elbschiffahrtsakte 
unter allen Umständen nur in dem Sinne verstanden werden, wie solcher 
der Absicht des Wiener Kongresses entsprechend ist." 

„Die Principien des letztem sind aber für alle Zeiten aufgestellt 
Sie bestehen bis auf den heutigen Tag in unveränderter Geltung, und es 
müssen daher, wenn sich dieselben mit den im Laufe der Zeit veränder- 
ten, thatsächlichen Zuständen nicht mehr vereinigen lassen, diese letz- 
tem mit 'jenen unwandelbaren Principien wiederum in Einklang gesetzt 
werden. Im 116. Artikel der Kongressakte, welcher den zu errichtenden 
Schiffahrtsordnungen die Eigenschaft der ünveränderlichkeit entschieden 
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benimmt, ist die Nothwendigkeit, auch nach Feststellung der SchiflF- 
Cahrtsordnungen den inmittelst veränderten Umständen Rechnung zu tra- 
gen, ausdrücklich anerkannt, und eben deshalb setzt die Schiffahrtsakte 
in dem, ihrer Aenderung und weitem Ausbildung überall Raum gebenden 
Art. 30 fest, dass zwischen Kommissarien der Eibuferstaaten periodisch 
Veranstaltungen und Massregeln berathen werden sollen, welche nach 
neuerer Erfahrung Handel und SchifiiEdirt ferner erieichtem könnten. Es 
Yersteht sich von selbst, und wird auch der Bemerkung S. 58 unserer Proto- 
kolle gegenüber keiner Ausführung bedürfen, dass diese Berathungen nicht 
Zweck, sondern nur Mittel dazu sind, und dass das letztere nur darin 
bestehen kann, Verhältnisse, welche Handel und Schifahrt beschweren, 
klar zu stellen und zum allseitigen Anerkenntniss zu bringen. Kann aber 
letzteres nicht versagt werden, so liegt auch in folgerichtijger Beachtung 
aller für Erfüllung bestehender Verträge massgebender staatsrechüicher 
Grundsätze allerseits die Nothwendigkeit vor, zu Beseitigung der, Schiff- 
fahrt und Handel erschwerenden Hindemisse mitzuwirken.^* 

Die eben erwähnte Auffassung der vertragsmässigen Verpflichtung 
sämmtlicher Uferstaaten zur Herabsetzung der exorbitanten Eibzölle auf 
Grund der Wiener Kongressakte und des Art. 30 der Eibakte wird von 
Oesterreich und Preussen gemeinschaftlich in einer Erklärung am 
23. November 1858 (s. S. 287) aufs neue bestätigt, und beim darauf fol- 
genden Abbruch der Verhandlungen der vierten Revisionskommission lassen 
diese Regiemngen schUesslich erklären (s. S. 307): „Die gegenwärtige 
Kommission ist durch beharrlich versagte Zustimmung einzelna* 
Uferstaaten zu einer, dem nachgewiesenen Verkehrsbedürfnisse, wie dem 
Zwecke des Art. 30 der Eibakte entsprechenden Modifikation des Eibzoll- 
tarifs in die Lage versetzt, die ihr vertragsmässig obliegenden Verpflich- 
tungen nicht erfüllen zu können. Die Verantwortlichkeit für diesen 
beklagenswerthen Zustand und die daraus hervorgehenden Folgen trifft 
nur diejenigen, welche dabei beharren, der in ihren wichtigsten Zwei- 
gen durch erdrückende Zollbelastung gestörten Eibschiffahrt und dadurdi 
dem Handel überhaupt die durch die Wiener Kongressakte zu- 
gesicherten Wohlthaten vorzuenthalten." 

„Die Regiemngen reserviren sich die weitem Massregeln, welche ihnen 
geeignet erscheinen, um eine Abhülfe gegen die längere Fortdauer der 
mit den Stipulationen der Wiener Verträge und der Eibakte im Wider- 
sprach stehenden Elbzollverhältnisse herbeizuführen." 



XL Wenn die in vertragsmässigen Konferenzen zu Protokoll ge- 
gebenen Erklämngen mächtiger Regiemngen nicht als blosse Phrasen 
gelten dürfen, sondern eine effektive Bedeutung haben müssen, beson- 
ders dann, wenn solche Erklärungen zu verschiedenen Zeiten und bei 
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verschiedenen Veranlassungen ausdrücklich wiederholt werden, wenn der 
Wortlaut derselben in möglichst unzweideutiger und bestimmter Weise 
sich ausspricht, wenn endlich durch die völlige Uebereinstimmung meh- 
rerer Regierungen die Richtigkeit und Wichtigkeit solcher Erklärungen 
eine Bestätigung findet, so kann niemand, der von den vorstehenden 
Erklärungen der Oesterreichischen und der Preussischen Regie- 
rung Kenntniss genommen hat, in Abrede stellen, dass beide deutsche 
Grossmächte in unzweifelhafter Weise das Verfahren der Hannover- 
schen und der Mecklenburgischen Regierung in der ElbzoUfrage als 
nicht allein mit Art. 30 der Eibakte, sondern ebenso sehr mit den Sti- 
pulationen der Wiener Kongressakte im offenbaren Wider- 
spruch stehend bezeichnet und, wie die Ausführungen in den Proto- 
kollen darthun, im einzelnen nachgewiesen haben. Die gegenwärtige 
ElbzoUerhebung unterhalb Wittenberge ist mithin als eine Verietzung des 
positiven europäischen Völkerrechts und deshalb als unrechtmässig 
zu erachten. 

Dass ein solcher abnormer Zustand, nachdem er einmal offenkundig 
geworden, noch lange geduldet werden kann, ist nicht wol anzunehmen, 
wenn auch leider die öffentlichen Verhältnisse in Deutschland an sich 
noch keine Garantie geben, dass ohne äussern Antrieb darin bald Wan- 
del geschaffen würde. Die Regulirung der Schiffahrtsabgaben auf den 
konventionellen Flüssen, auch wenn dieselben nur deutsche Gebiete be- 
rühren, ist indess keine nur Deutschland interessirende Angelegenheit, 
sondern eine Europäische, denn Art. 5 des Pariser Friedens und Art 
108—116 der Wiener Kongressakte beziehen sich ausdrücklich auf alle 
Flüsse, welche in ihrem schiffbaren Laufe verschiedene Staaten trennen 
oder durchströmen, ohne für diejenigen Russe, welche nur verschiedene 
deutsche Staaten berühren, ein exceptionelles Verhältniss anzuerkennen. 
Die Aktenstücke, welche es, in Uebereinstimmung mit den in der letzten 
ElbschifijGthrts- Revisionskommission abgegebenen betreffenden Erklärun- 
gen, darthun, dass die europäischen Grossmächte, als solche, berechtigt 
sind, auch nachdem für die einzelnen Flüsse die vorgeschriebenen Schiff- 
fahrtsakten vereinbart worden, auf die vollständige Ausführung der Fluss- 
schiffahrtsbestinmiungen des Pariser Friedens und der Wiener Kongress- 
akte zu achten, finden sich in den am Schlüsse dieses Bandes mit- 
getheilten Anlagen. Wie sich hieraus ergibt, wurde schon auf dem Kon- 
gresse zu Verona am 27. November 1822 anerkannt, „dass die fünf 
Mächte wirküch die Befugniss haben, zur Vollziehung der in der Kon- 
gressakte enthaltenen und die Schiffahrt betreffenden Verfügungen mit- 
zuwirken.'' Und auf den im Jahre 1858 auf Anlass der Donauschiffahrts- 
akte in Paris abgehaltenen Konferenzen hob der französische Bevoll- 
mächtigte nachdrücklichst hervor, wie für die bezügUchen Verhältnisse 
nicht die aus den spätem Rheinschiffiahrts -Reglements abgeleiteten Kon- 
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Sequenzen, sondern die Principien der Wiener Kongressakte und, in 
letzter Instanz, „die primitive und fundamentale Bestimmung des Trak- 
tats von 1814" massgebend seien, während der grossbritannische 
Bevollmächtigte geltend machte: „Wenn übrigens das Rheinschiflfiahrts- 
Reglement bis jetzt noch nicht Gegenstand irgendeiner Reklamation 
gewesen ist, so gibt dies in keiner Weise einen Grund ab, aus solcher 
Enthaltung zu schliessen, dass das Reglement den Grundsätzen der Wie- 
ner Kongressakte konform sei.*^ 

Was hier vom Rhein gilt, findet selbstverständüch in gleicherweise 
Anwendung auf die Elbe. 

Wenn hiemach eine fortdauernde Verletzung des Art. 111 derWie^ 
ner Kongressakte durch die jetzige Eibzollerhebung wohlbegründete Re- 
klamationen der übrigen Grossmächte herbeizuführen geeignet ist, so 
wird es für Oesterreich und Preussen eine um so dringendere Pflicht, 
ihrem wiederholten Vorbehalt „weiterer Massregehi, um eine Abhülfe 
gegen die längere Fortdauer der mit den Wiener Verträgen irad der 
Eibakte im Widerspruch stehenden ElbzoUverhältnisse herbeizuführen", 
endlich einmal Folge zu geben. Der Deutsche Bund kann unmöglich, 
nachdem die Dmge durch das beharrUche Widerstreben Hannovers und 
Mecklenburgs einmal in die jetzige Lage gebracht sind, auf die Länge 
gleichgültig dabei bleiben, dass zwei oder drei seiner Mitglieder eine von 
beiden deutsehen Grossmächten ihnen mehrfach und unwiderleglich nach- 
gewiesene Verletzung des positiven europäischen Völkerrechts fortsetzen, 
weil es ihren partikularen Finanz- und Eisenbahninteressen und ihrer 
Konvenienz entspricht. Ist der Deutsche Bund verpflichtet, jedes seiner 
Mitglieder gegen unberechtigte Reklamationen und Verletzungen fremder 
Mächte zu schützen, so muss er andererseits nicht minder berechtigt 
sein, jedes seiner MitgUeder anzuhalten, fremden Mächten keine Ver- 
anlassung zu wohlbegründeten Einsprachen wegen Vertragsverletzungen 
zu geben, oder wo solche bereits vorhandene Veranlassung offenkundig 
geworden, dieselbe unverzüglich zu beseitigen. 



Es ist oben (s. S. XXXII) auf den genauen Zusammenhang der 
Flussschiffahrtsabgaben mit den Kosten der Unterhaltung des Fahrwas- 
sers hingewiesen worden, welcher Zusammenhang ebenso sehr in der 
Natur der Sache wie in dem Ursprünge der Flussschiflahrtsbestimmungen 
der Wiener Kongressakte begründet erscheint. In den Verhandlungen 
der Eibkommissionen findet man nur einzelne schwache Spuren dieses 
Zusammenhangs, und in der Wirklichkeit statt dessen das ärgste Miss- 
verhältniss. Die Wiener Kongressakte verlangt flir die konventionellen 
Flüsse massige Flusszölle und gutes Fahrwasser; — die Elbe zeigt über- 
mässige Flusszölle und eine so schlechte Unterhaltung des Fahrwassers, 

Die ElbzöUe. d 



Digitized by 



Google 



L Einleitung. 

dass mitunter behauptet wird, diese Vernachlässigung sei für den Eib- 
verkehr noch schädlicher als der bestehende ElbzoUtarif. Auch hierin 
liegt eine Nichtbeachtung der Wiener Kongressakte, denn diese besagt 
in Art. 113: Jeder Uferstaat ühemimmt innerhalb seines Gebiets die Ar- 
beiten im Strombette, welche zu dem Zwecke erforderlich sind, dass die 
Schiifahrt nirgends auf Hindernisse stosse (pour ne faire eprouver aucun 
obstade ä la navigation). 

In der Tabelle VIII des neunten Abschiiitts dieses Buchs findet sich 
eine Uebersicht der von den verschiedenen Uferstaaten in den acht Jahren 
(1^51 — 1857) für Eibbauten verwendeten Kosten, verglichen mit den Ein- 
nahmen von den Eibzöllen. Hiemach haben im jährlichen Durchschnitt 
für die Eibbauten mehr verausgabt, als an FlusszöDen eingenommen: 

Oesterreich 51,331 Thb., Preussen 62,925 Thlr., Sachsen 14,059 TWr., 
Hamburg 103,163 Thh*. — Dagegen haben an oberelbischen Zöllen im 
jährUchen Durchschnitt mehr eingenommen, als für Eibbauten ver- 
ausgabt: 

Anhalt 2167 Thk., Hannover 138,850 Thlr., Mecjdenburg 114,798 Thlr., 
Dänemark 53,411 Thlr. Bringt man für Hannover noch die Einnahme 
vom Brunshauser ZoU in Anrechnung, so beträgt dessen durchschnittliche 
jährliche Mehreinnahme 370,864 Thlr.! 

Die für die Eibbauten in der erwähnten Tabelle Vm angegebenen 
Summen sind keineswegs allein im Interesse der Schiffahrt verwendet, 
sondern es sind darin auch solche Verausgabungen für Wasserbauten mit 
einbegriffen, welche ganz vorzugsweise zum Schutz der am Ufer belege- 
nen Landstriche erfordert wurden. Wenn genau specificirt werden sollte, 
was von Hannover, Mecklenburg und Lauenburg in den letzten Jahren 
durchschnittlich für Eibbauten zum Nutzen der Schiffahrt verwendet 
worden, so dürften verhältnissmässig sehr geringfügige Sumnien sich 
herausstellen. 

Was die Vernachlässigung des Fahrwassers der Elbe betrifft, so wird 
es, unter Hinweis auf die hierüber in den Berichten der Magdeburger 
Kaufmannschaft mitgetheilten Klagen (s. S. 323—331), genügen, folgenden 
authentischen Nachweis vorzulegen. 

In der Elbschiffahrts-Additionalakte vom 13. April 1844 hatten die 
Uferstaaten sich verbindlich gemacht (§. 53), „die geeigneten Massregeln 
zu treffen, um dem Fahrwasser der Elbe zwischen Hamburg und Tetschen 
eine Tiefe von wenigstens drei Fuss Rheinländisch bei einem Wasser- 
stande, welcher nur um 6 Zoll höher ist, als der im Jahre 1842 beob- 
achtete niedrigste, zu verschaffen und zu erhalten." 

Inwieweit der gegenwärtige Zustand der Elbe dieser vor 16 Jahren, 
auf Grund einer im Jahre 1842 unternommenen gemeinschaflUchen Strom- 
schau von Hydrotechniken! sämmtlicher Uferstaaten, getroffenen Verein- 
barung, welche damals als ein hauptsächliches Argument gegen Ermässi- 
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gung der ElbzöUe geltend gemacht ward (s. S. 113), entspricht, darüber 
geben nachstehende, einem in der 7. Konferenz der vierten Revisions- 
kommission vorgelegten Kommissionsberichte vom 7. August 1858 ent- 
nommene Mittheüungen nähern Aufschluss. Dieselben begründen sich 
auf die Stromschauprotokolle der Jahre 1850 und 1858. 

„Ohne Zweifel ging bei der Bestimmung im §. 53 der Additionalakte 
die Intention der Uferstaaten dahin, durch Korrektionen das Fahrwasser 
der Elbe dahin zu verbessern, dass die gewöhnlichen Elbschiflfe zwischen 
Tetschen und Hamburg selbst bei so niedrigen Wasserständen, wie solche 
vor 1842 nur in den Jahren 1811 und 1835 beobachtet waren , noch mit 
32 Zoll Einsenkung ungehindert fahren könnten, was eine Tiefe von 
36 ZoU nothwendig macht. Man betrachtete den noch niedrigem Wasser- 
stand des Jahres 1842 als ein zu abnormes, aussergewöhnliches Ereig- 
niss, um darauf bei Feststellung der durch die Korrektion zu bewirkenden 
Vertiefung des Stroms besondere Rücksicht zu nehmen, obwol sich aus 
den Verhandlungen der damaligen hydrotechnischen Konmiission ergibt, 
dass keineswegs alle Mtglieder hiermit einverstanden waren, sondern 
mehrere unter ihnen die Feststellung einer giössem Tiefe für nothwen- 
dig erachteten, damit die Segelschiffe die Hülfe des Windes mehr be- 
nutzen könnten, der bewegliche Sand auf dem Bette nicht leicht dem 
Fortkommen hinderlich werde, und die Dampfschiffahrt, bei welcher eine 
schnelle Beförderung ein Hauptumstand ihres Bestehens sei, auch die 
Nächte zu ihren Unternehmungen zu benutzen im Stande wären." 

lieber dasjenige, was in den Jahren 1844 bis 1850 zur Erfüllung 
der durch §. 53 der Additionalakte übernommenen Verbindlichkeit seitens 
der Uferstaaten geschehen war, spricht der Bericht der Stromschaukoni- 
mission von 1850 es als eine von sämmtlichen Mitgliedern der Kommis- 
sion nach gewissenhafter Erwägung bestätigte Wahrnehmung aus: „dass 
in allen Staatsgebieten, welche von der Elbe durchströmt werden, seit 
1842 wesentliche Verbesserungen zur Ausführung gebracht waren, und 
dass ein unverkennbarer bedeutender Fortschritt auf dem damals vor- 
gezeichneten Wege gründlicher Stromkorrektion stattgefunden hatte," 

Das Gutachten der Stromschaukommission von 1858 konstatirt da- 
gegen nicht nur keine weitem Fortschritte in der Verbesserung des 
Fahrwassers der Elbe, sondern sogar einen unerfreuUchen Rückschritt, 
und stimmt also die technische Untersuchung hierin mit den Erfahrungen 
und Ansichten der Schiffahrttreibenden ganz überein. Das hydrotechni- 
sche Gutachten vom 27. November 1850 hatte den Regierungen dringend 
empfohlen „in jeder thunlichen Weise auf die Beseitigung der, direkt 
und indirekt, die Herstellung und Erhaltung einer geregelten Fahrbahn 
erschwerenden und verzögernden Uferabbrüche hinzuwirken und dem Ent- 
stehen neuer Abbruche thunlichst vorzubeugen." 

d* 
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„Wie aber stellt sich der Bestand der im Abbruche befindlichen Ufer 
aus den Stromschauprotokollen zu den yerschiedenen Zeiten, wo sie ab- 
gehalten wurden, dar? Es ergibt sich daraus, dass bei der ersten Strom- 
schau i. J. 1842 eine Uferlänge von 28,278 Ruthen, 

bei der Stromschau i. J. 1850 aber nur von 20,619 „ 

als abbrüchig erkannt, dass mithin die Uferabbrüche sich u m 7669 Ruthen 
vermindert hatten. 

Es ergibt sich aber weiter, dass bei der Stromschau 

i. J, 1858 abbrüchig befunden wurden 29,427 Ruthen, 

sodass der Bestand der Uferabbrtiche sich nicht nur gegen 

1850 um 8808 „ 

vermehrt hat, sondern auch sogai* den Bestand von 1842 

noch mit 1149 „ 

überschreitet, sodass in dieser wichtigen Beziehung die Verhältnisse des 
Stroms sich seit 1842 nicht verbessert, sondern verschlimmert haben. — 
Ebenso sind, wenngleich die Buhnen von 3627 Stück i. J. 1850 sich auf 
4248 Stück i. J. 1858, also um 621 Stück vermehrt haben, doch die 
Deckwerke seit 1850 von 31,996 Ruthen auf 30,102 Ruthen, also um 
1894 Ruthen zurückgegangen." 

Das Resultat der letzten Stromschau von 1858 findet sich in dem 
hydrotechnischen Gutachten vom 28. Juni desselben Jahres dahin zu- 
sammengcfasst: „dass der gegenwärtige Zustand des Stroms von 
dem vorgesteckten Ziele noch weit entfernt sei, sich auch seit 
der letzten gemeinschaftlichen Befahrung (i. J. 185Ö) im gan- 
zen kaum gebessert habe." 

Der Kommissionsbericht vom 7. Aug» 1858 fügt diesem Ausspruch 
folgende Bemerkungen hinzu: „Es kann nicht verkannt werden, dass die 
durch die letzte Stromschau an den Tag gelegten Thatsachen vollkommen 
geeignet sind, das Vertrauen aufs tiefste zu erschüttern, zwar nicht in 
Ansehung der Mittel, welche vom technischen Standpunkte aus zur Re- 
gulirung und Aptirung des Stroms für die Zwecke der SchiflFahrt im Ver- 
tragswege den Uferstaaten zur Anwendung empfohlen, wol aber in An- 
sehung der durch die bestehenden Vertragsbestimmungen nur gewährten 
Garantien, dass jene Mittel zur rechten Zeit und in genügender Voll- 
ständigkeit wirklich zur Anwendung gebracht werden. Der Fehler liegt 
nicht in einer etwa durch die Erfahrung konstatirten, verkehrten tech- 
nischen Auffassung der Aufgabe und der zu ihrer Lösung bestimmten 
Massregeln ; er liegt in der Unbestimmtheit der rücksichtlich der letztem 
den Uferstaaten obliegenden Verpflichtungen. Diese Unbestinuntheit hat 
die Folge gehabt, dass zu dem bezweckten Korrektionswerke keineswegs 
allseitig und konsequent mit den^jenigen Nachdrucke und Ineinander- 
greifen mitgewirkt ist, die nach der Katur der Verhältnisse als eine 
wesentliche Bedingung seines Gelingens angesehen werden mussten. Dar- 
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Über, welches zu einer gründlichen Korrektion des Stroms, wie solche 
-im Interesse der Schiffahrt als nothwendig erkannt ist, die geeigneten 
Mittel sind, herrscht heute so wenig, als bei Abschluss der Additional- 
akte, ein Zweifel; wenn aber jetzt, nachdem inzwischen 14 Jahre ver- 
flossen sind, die Schiffahrt auf der Elbe noch mit denselben Hindernissen 
zu ringen hat, welche im Jahre 1842 Veranlassung gaben, auf eine gründ- 
liche Refektion des Fahrwassers Bedacht zu nehmen, wenn die Strom- 
schaukommission, während sie beschäftigt war, sich davon zu überzeugen, 
wie dem Fahrwasser die konventionell festgestellte Tiefe von mindestens 
36 Zoll gegeben sei, an sich selbst die Erfahrung machen musste, bei 
einem kaum noch für ungewöhnlich niedrig zu haltenden Wasserstande 
mit ihrem nur 29 Zoll tiefgehenden Fahrzeuge auf den Grund zu gera- 
then und sich dadui'ch in der Fortsetzung ihres Geschäfts aufgehalten 
zu sehen; wenn aus dieser Stromschau erhellt, dass der Zustand des 
Stroms im Laufe von acht Jahren sich kaum verbessert hat, in dem ersten 
Erfordernisse einer gründlichen Korrektion desselben, gehöriger Ufer- 
dedning, aber nicht nur überall keine Foitschritte, sondern bedeutende 
Bückschritte gemacht word^ sind, — wird dann noch irgendein Zweifel 
jdarüber obwalten können, dass jene Mittel in dem Geiste und in dem 
Umfange, wie bei dem Abschlüsse der Additionalakte die Anwendung 
dersdben gedacht und beabsichtigt wurde und wie dadurch die Erreichung 
des Zwecks auch nur verbürgt erscheint, in der Wirklichkeit nicht zur 
Anwendung kamen?" 

Es ergibt sich aus diesen Darlegungen vor allem zweierlei: erstens, 
4ass der vertragsmässigen Verpflichtung in §. 53 der Additionalakte vom 
13. April 1844 rücksichtlich der Herstellung ^und Erhaltung eines guten 
Fahrwassers auf der Elbe nicht genügt worden; und zweitens, dass der 
Hinweis auf die bisher beschafften hydrotechnischen Leistungen der Ufer- 
staatra auf keinerlei Weise einen irgend begründeten Vorwand selbst 
gegen die weitestgehenden Anträge auf Herabsetzung des bestehenden 
ElbzoUtarifs abgeben kann. 



XHL Der neunte Abschnitt der vorliegenden Sammlung gibt eine 
Reihe von tabellarischen Uebersichten in Bezug auf die Gestaltung des 
Eibverkehrs unter der Einwirkung der bisherigen Zollverhältnisse. Wer 
sich die Mühe nehmen wird, diese Uebersichten näher anzusehen, findet 
darin die vollständigsten statistischen Nachweise, welcbe zur Erläuterung 
der Elbzollfrage gewünscht werden können. Ausserdem enthalten die 
Oesterrdchischen, Preussischen, Sächsischen und Hamburgischen Erklä- 
rungen in der 2. und 8. Konferenz da* vierten Revisionskommission 
(s. S. 190—192, 194 u. 196, 226—230, 242—254), sowie die Kommissions- 
berichte des Preussischen Landtags (s. S. 337—340) damit überein- 
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10 „ 


„ « 20%o„l9%„ „ 


11 „ 


„ „ 34% Sgr. 
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stimmende ausführliche Darlegungen. Indem auf diese Darlegungen ver- 
wiesen wird, sollen hier nur wenige Hauptmomente hervorgehoben wer- 
den, welche auch bei ihrer Kürze es einleuchtend vor Augen stellen, 
dass die „neuere Erfahrung", auf welche der Artikel 30 der Eibakte als 
den Leitfaden für die zu treffenden Massregeln zur fernem Erleichterung 
des Handels und der Schiffahrt Bezug nimmt, eine durchgreifende Re- 
form des jetzigen ElbzoUwesens nothwendig verlangt. Es betragen per 
Centner (s. S. 242) 

der tarifiiiässige 
Normalelbzoll: 
von Hamburg nach Wittenberge 6 Sgr. 
von Hamburg nach Magdeburg 17 „ 
von Hamburg nach Dresden 29 „ 
von Hamburg nach Prag 33 „ 

Berücksichtigt man nur die thatsächliche Zollerhebung, d. h. dass nur 
Hannover, Mecklenburg und Dänemark die vollen tarifmässigen Zollsätze 
erheben, die übrigen Uferstaaten aber dieselben ganz oder theilweise 
nachlassen, so zeigt sich doch noch immer ein arges Missverhältniss zu 
Ungunsten der Elbschi£fahrt, wie aus folgenden Beispielen zu schliessen. 
Die Eisenbahnfracht für den Centner Zink von Berlin nach Hamburg 
beträgt, einschliesslich des Mecklenburgischen Transitzolls, 8 Sgr.; der 
Transport auf dem Wasserwege würde aber, bei noch einigermassen 
lohnender Fracht für den Schiffer, 10 Sgr. sein, denn dieser muss jetzt 
allein an Elbzöllen 6 Sgr. 8% Pfg. zahlen (s. S. 243). — Die Eisenbahn- 
fracht für den Centner Kaffee und ähnliche Artikel von Hamburg nach 
Magdeburg, einschliessüch der Transitzölle und aller Nebenkosten, ist 
11 Sgr., während sich die Kosten des Transports auf der Elbe auf 
4 Vi bis 5 Sgl-. Fracht, 6 Sgr. 8% Pfg. Elbzoll und V« % Assekuranz 
belaufen (s. ebendaselbst). — Kaffee veranlasst beim Bezüge von Ham- 
bui-g oder Harburg nach Dresden auf der Eisenbahn einen Spesenauf- 
wand von 21 Vio oder resp. 19%o Sgr. per Centner, wofür die Waare bis vor 
das Haus des Empfängers geüefert wird; der Transport auf der Elbe 
bis an den Landungsplatz in Dresden kostet 19Vio Sgr., worin 7 Sgr. 
10 Pfg. ElbzöUe, also ungefähr 40 Procent der Generalkosten enthalten 
sind; ausserdem treten den letzten noch %—'^U Sgr. für das Ausladen 
aus dem Schiffe, sowie für das Abrollen bis an das Haus des Beziehers 
hinzu, und wenn überdies noch die ungleich längere Dauer des Wasser- 
transports die Waaren vertheuert, so wird man wol nicht bezweifeln 
können, dass eben diese Verhältnisse den Bezug der voUtarifirten Artikel 
auf der Elbe zur Unmöghchkeit machen müssen (s. S. 194 f.). — Durch 
den Druck der ElbzöUe wird die Oesterreichische Industrie zu Tetschen, 
unmittelbar an der Elbe, genöthigt, die für den Fabriksbedarf erforder- 
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liehe Baumwolle, ungeachtet dieser Artikel nur dem halben ElbzoUsatze 
unterliegt, über Stettin zu beziehen (s. S. 204). 

Unter solchen Missverhältnissen, wie sie aus den eben erwähnten 
praktischen Beispielen sich abnehmen lassen, kann es nicht auffallen, 
dass der Verkehr mit den dem vollen öder auch dem halben ElbzoUsatze 
unterworfenen Artikeln in letzterer Zeit sich in dem Masse vermindert 
hat, wie die Tabellen HI— VII des neunten Abschnitts vor Augen stellen. 

Der Eibtransport der diesen Elbzollklassen angehörenden Artikel 
betrug nach den Listen des Zollamts Wittenberge (aufwärts und nieder- 
wärts zusammen) 

1845. 1857. 1858. 

im Gesammtverkehr: Ctn. 2,489,032 294,293 271,666 

im Verkehr von und nach Sachsen: Ctn. 195,871 72,598 78,090 
im Verkehr von und nach Böhmen: Ctn. 81,032 3,796 9,585. 

Was den Transport einzelner wichtiger Artikel anlangt, so mögen 
hier zur anschaulichen Erläuterung des Sachverhalts — der völkerrecht- 
lichen Bestimmung, dass der Zolltarif die Beförderung des Handels durch Er- 
leichterung der Schiffahrt ins Auge zu fassen habe, und der thatsächlichen 
Erhebung eines Zollbetrags von 6 Sgr. 5 Pfg. per Centner (abseiten der 
Hannoverschen, der Mecklenburgischen und der Dänischen Regierung) 
auf einer Strecke von nur etwa 16 Meilen, für welche die Fracht selbst 
auf nur 2 ä 3 Sgr. anzunehmen ist -r- noch folgende statistische 
Notizen erwähnt werden. Es passirten Wittenberge: 



auf der 
Elbe: 

1846. 
326,613 

46,689 
328,400 



180,311 
159,271 

9841 



1850. 
141,066 
3913 
21,907 

75,989 
211,428 



1858. 
41,371 

670. 

359 

21,748 
5916 

131,371 



auf der 
Eisenbahn: 



1850. 

207,460 

44,817 

389,352 

123,980 
83,328 



1858. 
385,866 

59,726 
392,770 

160,656 
281,836 



Kaffee (% ZoU-Satz) Un. 

Taback (% Z.-S.) 

Game (V, Z.-S.). 

^ „ »vor 1851 (Vi Z.-S.) 

Baumwolle J , , « c // 1 / »^ c \ 
(iiachl851(yaZ.-S.) 

Zink (Vi Z.-S.) 

Herimrel^^'' ^^^^ ^"'^ ^"^'^ 

^^ 1 nach 1848 (Vi Z.-S.) „ 9841 93,902(131,371 7078 12,104 

Die Zunahme des Tränsports von Heringen auf der Elbe, seitdem 
der ElbzoÜ auf ein Zehntel des Normalsatzes ermässigt ist, — d. h. auf 
dasjenige Mass, welches Preussen in seinem Antrage vom 26. Juni 1858 
(s. S. 194) als zeitgemässen und nach dem Sinn der Verträge zu ver- 
langenden künftigen Normalsatz aufgestellt hat — liefert ein beachtens- 
werthes Beispiel, welche Wohlthat eine solche durchgreifende allgemeine 
Herabsetzung der ElbzöUe dem Handel und der Schiffahrt gewähren 
würde I 
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XIV. lieber den Brunshauser oder Stader ZoU soD hier wenig be- 
merkt werden. Die mitgetheilten Verhandlimgen und Aktenstücke (s. S. 
42—48, 70—75, 79—91 u. 121—132) legen es vor Augen, in welcher 
rücksichtslosen Weise abseiten Hannovers hierin von Anfang an vor- 
gegangen und wie der Staatsvertrag über d^ Brunshauser Zoll vom 
13. April 1844 zu Stande gebracht ist. Man vergleiche die klsure und 
gründliche Erörterung der rechtUchen Verhältnisse dieses Zolls in der 
Note des grossbritannischen Ministers vom 6. Aug. 1841 mit den will- 
Jjürlichen Behauptungen und sonderbaren Schlussfolgerungen in den 
Gutachten des sogenannten Vermittelungskomit^ bei der zweiten Elb- 
Revisionskommission, und man wird es leicht begreifen, weshalb die 
Hamburger Bürgerschaft die Ratifikation jenes Vertirags, welcher lang- 
geübtes Unrecht für die Zukunft sanktioniren sollte, dreimal ablehnte, 
und Hamburgs Ratifikation nur durch aussergewöhnliche Auskunftsmittel 
schliesslich erzielt werden konnte. Ist die oben gegebene Erläuterung 
und Auslegung des Artikels 111 der Wiener Kongressakte irgend be- 
gründet, so folgt daraus, dass der jetzige Brunshauser Zolltarif den- 
jenigen Staaten gegenüber, welche dieserhalb eine Specialübereinkunft 
mit Hannover entweder überall nicht abgeschlossen haben, oder für 
welche eine solche nach erfolgter Kündigung abgelaufen ist, eine rechts- 
verbindliche Gültigkeit in keiner Weise beanspnichen kann. Da die 
Hannoversche Regierung auf der Elbe unterhalb Hambui^ keine Strom- 
bauten noch sonstige Anstalten zum Besten der Schiffahrt unterhält, 
sondern diese Fürsorge von alters her der Stadt Hamburg obliegt, so 
widerspricht überhaupt der Fortbestand des Brunshauser Zolls dem 
volkerrechtlichen Grundsatz, dass allein die Erleichterung der Schiffahrt 
der leitende Gesichtspunkt für die Flusszolltarife sein soll; die altem 
Rechtstitel der Flusszölle atif den konventionellen Flüssen waren, wie 
oben nachgewiesen, durch Artikel 5 des Pariser Friedenstraktats von 
1814 aufgehoben, und zu einer neuen Berechtigung Hannovers hinsicht- 
lich eines Passagezolls an der Unterelbe lag gar kein Grund vor. Gross- 
britannien, nach Ablauf seines Vertrags mit Hannover vom Jahre 1844, 
Frankreich und Russland haben, ein jeder Staat für sich, auf Grund der 
Wiener Kongressakte, das unzweifelhafte Recht, dem Brunshauser Zoll 
die Anerkennung zu versagen und für ihre Schifie und deren Ladungen, 
sobald sie nur wollen, Befreiung vom Brunshauser Zolt zu bewirken. 
Dass die Eibuferstaaten am 13. April 1844 über den Brunshauser Zoll 
einen Staatsvertrag abgeschlossen haben, kann in diesem internationalen 
Rechtsverhältniss nichts ändern, denn diese Staaten waren nicht befugt, 
Hannover zu Gefallen, in einer auch für fremde Staaten verbindlichen 
Weise die Fi^idamentalgrundsätze des Pariser Friedens und der Wiener 
Kongressakte zu alteriren. Haben die fremden Staaten bisher von ihrem 
Rechte keinen Gebrauch gemacht, so ist das Recht selbst dadurch nicht 
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eatkräftet worden , und muss in dieser Hinsicht an die firäher bereits 
angeführte Erklärung des Grossbritannischen BevoUmächtigten bei den 
Pariser Konferenzen im August ISbS erinnert werden. Und hierzu tritt 
nun noch der Umstand, dass der gegenwärtige Brunshauser Zolltarif 
schon deshalb den erwähnten fremden Staaten gegenüber eine rechtUche 
Gültigkeit nicht haben kann, weil er überdies in offenbarem Widerspruch 
mit der ganz positiven Vorschrift des Artikels 111 der Wiener Konpress- 
akte steht, dass die neuen Tarife auf keinen FaH die 1815 rechtmässig 
bestehenden Zölle ül^^reiten sollen« Die s^ein als rechtmässig anzu- 
erkennende Zollerhebung vor 1^15 war aber, wie in der englischen Note 
vom 6, Mgust 1841 unwiderleglich nachgewiesen ist, die auf die Stader 
Elbzolltafe vom Jahre 1692 begründete, welche auf der Basis eines 
WerthzoUs von Vi« Procent beruhte, während der jetzige Brunshauser 
Tarif auf eine durchschnittliche Zollbelastung mit circa V« Procent 
auskommt. 

Es wird in der erwähnten Note auf überzeugende Weise dasselbe 
nachgewiesen, was Mecklenburg in der ersten Eibkommission (s. S. 22 f.) 
nachdrücklich geltend gemacht hat, dass bis 1815 für die Elbe wie für alle 
deutschen Flüsse nur diejenige Zollerhebung als rechtmässig zu erachten 
war, welche die vor dem Dreissigjährigen Kriege bestandenen Normen inne 
hielt, es sei denn, dass unter Zustimmung aller betheiligten Uferstaaten 
und mit Einwilligung des Reichs eine Abänderung beliebt wäre, was 
aber hinsichtlich keines Eibzolls geschehen ist. Welche Theorie hat da^ 
gegen das Gutachten des sogenannten Vermittelungskomit^ in Dresden 
vom 17. Oktober 1843 aufgestellt ? Dänischer und Hamburgischerseits 
hatte man darauf sich berufen, dass die Bremen-Verdensche Publikations- 
verordnung der Elbzolltaxe von 1692 besage: „man [das Schwedische 
Generalgouvernement zu Stade und Deputirte des Magistrats der Stadt 
Hamburg] sei endlich auch so weit einig geworden, dass mit einhelliger 
Beliebung nachfolgende RoUe zum künftigen Reglement verfasst und fest- 
gestellt, auch zum öffentUchen Druck befördert und publicirt worden." 
Das Eomit^ meint „aus der aUegirten Stelle könne ein mehreres nicht, 
als das Einverständniss Hamburgs mit der damals entworfenen Zolltaxe 
gefolgert werden; dass aber dieses Einverständniss als nothwendige Be- 
dingung der Gültigkeit jener Eibzolltaxe habe betrachtet werden müssen, 

lasse sich durch nichts vertheidigen." ,yEs unterliege keinem Zweifel, 

dass die Beftigniss der Deutschen Reichsstände seit dem WestfaUschen 
Frieden zu Einführung, Erhöhung oder Wiederaufhebung von Transit- 
zöllen sowol auf Land- als Wasserstrassen eine unbeschränkte und unbe-^ 
strittene war*)." „Es dürfte jedenfalls unstatthaft erscheinen, bei 



♦) Im erwähnten Mecklenburgischen Votum vom 21. Sept. 1819 heiset es da- 
gegen: „Der Grundsatz, dass nur die ZoUroUen vor dem Dreissigjährigen Krieg« 
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Beurtheilung dessen, was Hannover in Ansehung des Stader Zolls, wenig- 
stens seit der Auflösung des Deutschen Reichs, anzuordnen für gut be- 
funden, auf die frühem, ungültig gewordenen Deutschen ßeichsgesetze 
zurückzugehen" (s. S. 125 ff.). 

Man erstaunt, wie es möglich gewesen, dass Bevollmächtigte Deut- 
scher Regierungen im Jahre 1843 solche Behauptungen, deren Unzu- 
lässigkeit auf flacher Hand liegt, haben aufstellen und unterzeichnen 
können! Es scheint ihnen selbst freilich bei ruhiger Ueberlegung nicht 
ganz wohl zu Muthe dabei gewesen zu sein; denn das Komit^ erklärte 
später, es beabsichtige keineswegs, seine Gutachten zu den Kommis- 
sionsprotokoUetf zu geben, obschon das eine in diesen die fortlaufen- 
den Seitenzahlen führt und so eine unverkennbare Lücke entstanden 
ist, und sonstige Gutachten doch stets, wenn auch nur als Anlagen, in- 
tegrirende Theile des Protokolls der Eibkommissionen bilden. Allein 
wenn eine solche Art formeller Desavouirung auch nachträglich einge- 
treten, die von den Urhebern jener Argumentationen beabsichtigte Wir- 
kung — der Abschluss des Staats Vertrags über den Brunshauser Zoll 
vom 13. April 1844 — wurde erreicht. Es muss aber jedem Unbe- 
fangenen einleuchten, dass einem auf solcher Grundlage errichteten 
Staatsvertrage mit seinem beigefügten Zolltarif, trotz der erlangten Ra- 
tifikation sämmtlicher Uferstaaten, fremden Mächten gegenüber eine 
rechtsverbindliche Kraft deshalb nicht beiwohnen noch auch auf die 
Dauer verschafft werden kann, weil durch den neu eingeführten Tarif 
die wesentlichsten Bestimmungen des Artikels 111 der Wiener Kongress- 
akte augenscheinlich verletzt worden sind und es noch immer werden. 



XV. Eine durchgreifende Reform des ganzen ElbzoUwesens im 
wahren Sinne des Artikels 111 der Wiener Kongressakte wäre natürlich 
schon längst, namentlich seit dem Jahre 1850, ein höchst erfreuliches 
und segensreiches Ereigniss gewesen, und konnte schon immer aus den 
einleuchtendsten Gründen des Rechts wie der Zweckmässigkeit verlangt 
werden. Der beharrUche Widerstand, den einzelne Uferstaaten einer 
solchen Massregel bisher mit Erfolg entgegengestellt haben und der keine 
andere Begründung hatte als selbstsüchtiges Partikularinteresse und die 
Zuversicht, dass es trotz aller energischen Erklärungen anderer Regie- 
rungen diesen an bereiten Mittehi fehlen werde, die Erfüllung der ver- 
\ragsmässigen Verbindlichkeiten wirklich herbeizuführen, muss deshalb 
jeden, dem die Wohlfahrt und die Ehre des gemeinsamen Deutschen 



als gültig anzusehen, auch dass solche nicht anders als mit Zustimmung aller Ufer- 
staaten geändert werden durften, war seit dem Westfälischen Frieden fortdauernd 
Grundgesetz bei den Verhandlungen der Elbuferstaaten.^ 
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Vaterlandes am Herzen liegt, mit dem innigsten Bedauern erfüllen, üebel- 
stände aber, wie deijenige, dessen Aufdeckung die vorliegende Publikation 
sich zur Aufgabe gestellt hat, gehören gottlob nicht zu denen, welche 
eine lange Zeitdauer und die Vergeblichkeit der bisherigen Bekämpfimg 
endlich mit Resignation zu ertragen gewöhnt. Die Eibzoll frage ist viel- 
mehr eine derjenigen Angelegenheiten, wo die Nothwendigkeit einer dem 
Rechte wie dem allgemeinen Interesse entsprechenden Erledigung immer 
aufs neue und zwar mit progressivem Nachdruck sich geltend macht. 
Und gerade bei der Elbzollfrage kommen jetzt so manche wichtige Um- 
stände zusammen, welche mehr und mehr auf eine solche Erledigung 
hindrängen müssen, sobald diese Frage nur immer wieder vor das Fo- 
rum der Oeffentlichkeit gebracht wird. Denn wie ist die gegebene 
Sachlage? 

1) Es ist nachgewiesen, dass nach dem klaren Wortlaut und Simi 
des Artikels 5 des. Pariser Friedens von 1814 und der Artikel 
108 — 116 der Wiener Kongressakte es für die üferstaaten an den 
konventionellen Flüssen unverjährbare völkerrechtliche Verpflich- 
tung ist, auf diesen nur mit Rücksicht auf Erleichterung der 
Schiffahrt Abgaben zu erheben, was selbstverständlich einen 
rein finanziellen Zweck und noch mehr die Benutzung derselben 
zur Verdrängung des Verkehrs vom Flusse auf die Eisenbahnen 
völlig ausschliesst und den Fortbestand der Flusszölle nur so weit 
rechtiich zulässt, als der Ertrag zur Verbesserung und Erhal- 
tung der Leinpfade und des Fahrwassers erforderUch ist und ver- 
wendet wird. 

2) Gegen die Richtigkeit und Verbindlichkeit dieses Princips, ist es 
bisher nicht gelungen, rechtlich begründete Bedenken geltend zu 
machen; dasselbe ist vielmehr bei den zuletzt abgeschlossenen 
Schiffahrtreglements konventioneller Flüsse (des Po und der Donau) 
ohne alle Einrede anerkannt worden und in allseitige Anwendung 
gekonmien. 

3) Der konventionsinässige volle ElbzoU beträgt für die etwa 80 
Meilen lange Strecke von Mehiick nach Hamburg 33 Sgr. 11 Pfg. 
pro Centner und das Fahrwasser ist an vielen Stellen trotz der dort 
erhobenen hohen Zölle in einem sehr vernachlässigten Zustande. 
— Auf dem Rhein beträgt gegenwärtig auf einer Strecke von 
etwa 100 Meilen der volle Tarifsatz aufwärts 96.48 Centimes und nie- 
derwärts 73.97 Centimes pro Centner, und wird dort für das Fahrwasser 
besser gesorgt, als auf der Elbe. — Die Weserzölle sind seit dem 
Jahre 1854 gänzUch beseitigt. — Der Sundzoll, welcher für den 
Verkehr des nordöstlichen Deutschlands eine den Eibzöllen analoge 
Handelsbelastung abgab, hat seit 1857 aufgehört und die Prägra- 
vation des Eibverkehrs ist dadurch um so empfindlicher geworden. 
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4) Die nicht allein im Tarif aufgeführten, sondern auch tbatsächlidb 
erhobenen Hannoverschen, Mecklenburgischen und Lauenburgisehen 
ElbzöUe betragen für eine Strecke von 16 Meilen, für wdche die 
Fracht an sich nur 2—3 Sgr. pro Centner ausmacht, 6 Sgr. 5 P%., 
sodass die Passagezölle die Fracht um mehr als 150 Procent über- 
steigen. — Für den Verkehr zwischen Böhmen und Hamburg 
betragen die thatsächlich erhobenen Eibzölle fOr die normaJzoHr 
Pflichtigen Güter 24 Sgr. 2% Pfg. pro Centner, mehr als das 
Doppelte der Fracht! 

5) Oesterreich und Preussen haben es wiederholt auf das bestimmteste 
erklärt und unwiderleglich bewiesen, dass die gegenwärtige Elb- 
Zollerhebung abseiten Hannovers, Mecklenburgs und Dänemarks 
den völkerrechtiichen Bestimmungen der Wiener Eongressakte 
und der durch die Eibakte übernommenen vertragsmässigen Ver- 
pflichtung zuwider sei; diese Zollerhebung ist mithin für un- 
rechtmässig zu erachten. 

6) Es ist Sache der Deutschen Grossmächte, ihren wiederholten Er- 
klärungen und Vorbehalten dieserhalb endlich Folge zu geben, 
und andererseits können selbst die Regierungen, denen eine solche 
Verletzung bestehender völkerrechtlicher Grundsätze wiederholt 
nachgewiesen ist, bei unbefangener Erwägung ihrer Lage, die 
prekäre Beibehaltung unrechtmässiger Einnahmen um den Preis 
solcher Vorwürfe nicht wünschen. 

7) Den Grossmächten steht auch nach Abschluss der speciellen SchiflF- 
fahrtsakten die Befugniss zu, in den Fällen, wo die bestehenden 
Schiffahrtsabgaben auf konventionellen Strömen die dafür fest- 
gestellten allgemeinen Grundsätze des Pariser Friedenstraktats 
von 1814 und der Wiener Kongressakte verletzen, eine Abhülfe 
gegen solchen Missbrauch zu verlangen und zu bewirken. 

Es war nicht zu erwarten, dass eine oder mehrere der fremden 
Grossmächte von solcher Befugniss in Bezug auf das Elbzollweeen Ge- 
brauch machten, so lange die Uferstaaten selbst mit den bestehenden 
Verhältnissen ganz einverstanden schienen oder auch zeitweilige Kom- 
promisse eine eindringende Erörterung der Rechtsfrage imigehen und es 
nicht zum offenen Bruche kommen Hessen. Nachdem jedoch durch das 
beharrliche Verhalten der Hannoverschen und der Mecklenburgischen 
Regierung, nicht nur in Betreff der Anerkennung der ihnen nach der 
Wiener Kongressakte und Artikel 30 der Eibakte obliegenden Verpflich- 
tungen, sondern selbst gegen die aufs äusserste ermässigten praktischen 
Vermittelungsanträge der grossen Mehrzahl der Uferstaaten, ein völlig 
resultatloser Abbruch der vierten Eibrevisionskommission herbeigeführt 
worden, nachdem es offenkundig ist, dass von den beiden Deutschen 
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örossmächten, welche den Pariser Friedeu von 1814 und die Wiener 
Eongressakte mit unterzeichnet haben, wiederholt und unumwunden er- 
Uart iat, es liege in der Fortdauer der bestehenden Elbzollverhältnisse 
eine unzweifelhafte Verletzung jener Verträge, nachdem endlich das 
Sechtsbewusstsein unserer Zeit sich md^ und mehr dagegen erklärt hat, 
dasa eine Belastung des Verkehrs fremder Staaten mittels Passagezölle, 
welche ohne entsprechende Gci^enleistung zum Besten der SchifEahrt, auf 
den vorbeifliessenden gemeinschaftlichen Strömen erhoben werden, länger 
gediddet werde, und deshalb von der öfifientUohen Meinung dringend ge- 
lordert wird, dass derartige mittelalterliche Tnbuterhebungen, soweit sie 
m anerkannten Verträgen begründet sind, unter billigen Bedingungen ab* 
gelöst, sofern sie aber kme solche Verträge für sich, vielmehr die ge- 
wichtigsten völkerrechtlichen Stipulationen wider sich haben, ohne weiteres 
aulgehoben werden, — nachdem dies alles inzwischen geschehen, möchte 
doch die Eventualität einer wohlberechtigten Reklamation seitens der 
fremden Grossmächte gegen Aufrechthaltung der jetzigen unrechtmässigen 
und den Handel aller Nationen beeinträchtigenden Eibzollverhältnisse 
nicht ausser Acht zu lassen sein. 

In einer officiösen Vertheidigung des Hannoverschen und Mecklen- 
burgischen Standpunktes bei der ElbzoUfi-age ist freilich geäussert wor- 
den, dass bei den Bestrebungen gegen den Fortbestand der jetzigen Elb- 
zöUe „freihändlerische Ideen und das sogenannte Naturrecht, welches 
keine Leistung ohne Gegenleistung zulassen will, die richtige Einsicht 
beeinträchtigt hätten ^S und dass die Ehre Deutschlands darunter leiden 
würde, wenn durch Schritte fremder Mächte die Abstellung der Handels- 
bedrückungen auf den deutschen Flüssen herbeigeführt werden sollte. 
Es ist aber mit Recht darauf erwidert worden, dass sowol die Ehre 
als auch das allgemeine Interesse Deutschlands in dieser Sache am meisten 
und einleuchtendsten dadurch gewahrt werden, wenn, ohne erst solche 
Schritte abzuwarten, die von Oesterreich und Preussen in Bezug auf die 
Hannoverschen, Mecklenburgischen und Lauenburgischen Eibzölle seit 
bereits zehn Jahren wiederholt nachgewiesene Verletzung des positiven 
Völkerrechts, mit dem hierbei die Grundsätze der Handelsfreiheit und 
des sogenannten Naturrechts Hand in Hand gehen, beseitigt würde. 
Das Aufhören solcher Missbräuche kann freilich, wie die Erfahrung bei 
der Elbe deutlich beweist, durch den hartnäckigen Widerstand einzelner 
Partikularinteressen verzögert werden; allein auf die Dauer erscheinen 
sie doch unhaltbar, und wie bedauerUch wäre es also, wenn auch in 
Rücksicht der Eibzölle die Geschichte Deutschlands die Thatsache auf- 
nehmen müsste, dass nach dem Wiener Kongress noch 40 Jahre lang 
ein solcher ebenso verkehrter wie vertragswidriger Zustand sich trotz 
aller Protokolle und Wünsche der betheiligten deutschen Bundesstaaten 
erhalten habe, und dass erst dann Abhülfe eingetreten sei, nachdem 
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wieder fremde Staaten darauf hingewiesen, was die Ehre und das In- 
teresse Deutschlands verlange. — 

Wie man aber auch über alle sonstigen Beziehungen der Elbzollfrage 
urtheilen mag, darin wird jeder, der die hier vorliegende Publikation 
näher ansieht, einstimmen: fernere Erörterungen und Verwahrungen ab* 
Seiten Oesterreichs und Preussens, und wären sie auch noch so grflndlich 
und kräftig, versprechen an sich der bedrängten Eibschiffahrt wenig 
Nutzen; man kann vielmehr, im Hinblick auf die entschiedenen Erklä- 
rungen dieser Staaten, die vor länger als 14 Monaten in der vierten 
Elbschifiahrts-Revisionskommission abgegeben wurden und in der nach- 
stehenden Sammlung vollständig vorliegen, auch hier nur ausrufen: „Der 
Worte sind genug gewechselt, wir möchten endlich Thaten sehen!" 

An der Elbe, den 1. Februar 1860. 
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Erster Absclinitt. 

Die Bestimmungen über freie Flussschiffahrt in der 
Wiener Kongressakte. 1815. 



L Artikel 6 des Pariser Friedenstraktats vom 30. Mai 1814, 

geschlossen zwischen Oesterreich, Grossbritannien, Preussen, 

Bussland und Frankreich. 

La navigation sur le Rhin, du point oü il devient navigable jus- 
qu'ä la mer, et r^ciproquement, sera libre, de teile sorte qu'elle ne 
puisse 6tre interdite ä personne; et Von s'occupera, au futur congres, 
des principes d'apr^s lesquels on pourra regier les droits ä lever par 
les etats riverains de la maniere Ja plus dgale et la plusfavorable au 
commerce de toutes les nations. 

II sera examinö et decidö de mfime, dans le futur congres, de quelle 
maniere, pour faciliter les Communications entre les peuples, et les rendre 
toujours moins ötrangers les uns aux autres, la disposition ci-dessus 
pourra etre ^galement ^tendue ä tous les autres fleuves qui, dans leur 
cours navigable, s^parent ou traversent diflferents ötats. 

(Article III secret. La libert^ de navigation sur FEscaut sera ötablie 
sar le möme principe qui a r^gl^ la navigation du Rhin, dans Tarticle V 
du präsent trait^.) 

n. Auszüge aus den auf die freie Schiffahrt der sogenannten 

konventionellen Ströme bezüglichen Verhandlungen des 

Wiener Kongresses. *) 

Proc^s- verbal de la premifere Conference de la Commission relative 
ä la libre navigatioji des riviferes. 



*) Nach J. L. Klüber's Akten des Wiener Kongresses in den Jahren 1814 und 
1815 (Bd. 3, Erlangen 1815). — Die speciell nur auf den Rhein und dessen Neben- 
flüsse bezuglichen Verhandlungen und Aktenstücke sind in dieser Zusammenstellung 
unberücksichtigt gebheben. 
Die ElbzftUe. 1 
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En prfeence ^^^°"^' ^^ ^ fevrier i8iö. 

pour la France du Duc de Dalberg; 

pour la Prusse du baron de Humboldt; 

pour TAngleterre de Lord Clancarty; 

pour l'Autriche du baron de Wessenberg. 
U a d'abord ^te fait lecture de Textrait du proces-verbal du 14 d6- 
cembre 1814, par lequel le Comit^ des huit Pl^.nipotentiaires au Congres 
a noinm6 la präsente Commission pour s'occuper des moyens d'ex^uter 
les dispositions de l'art. 5 patent du trait^ de Paris, et du second pa- 
ragraphe de Tart. 3 secret du nieme traite, relatives ä la libre naviga- 
tion du Rhin et de TEscaut, et ä Fapplication des prineipes qui seraient 
ötablis ä cet ^ard pour les autres fleuves, qui, dans leur cours navi- 
gable, s^parent ou travei-sent diflf^rents ^tats, desquels deux articles il 

a ensuite 6t6 fait lecture. 

M. le duc de Dalberg ayant ensuite fait lecture d'un projet de r^ 
daction pour les arrangements relatifs ä la navigation du Rhin et des 
autres ri vieres qui se trouve Joint au präsent proces-verbal sous le No. 1, 
et M. le baron de Humboldt ayant ^galement fait lecture d'un projet 
d'arrangement de ce genre qu'il a ^galement promis de joindre au pro- 
tocole de la präsente ou de la prochaine sdance, il a dtö arrM^ que tous 
les membres de la Commission seraient invit^s ä faire prendre copie de 
ces pieces chez le secrötaire g^n^ral; et qu'afin de laisser aux membres 
le temps n^cessaire pour pr^parer la discussion, la prochaine Conference 
de la Commission serait fix^e ä mercredi 8 de ce mois, ä 11 heures. 
Sur quoi la s6ance a ^t^ leväe. 
Signe en marge: Clancarty. — Dalberg. - Humboldt. — Wessenberg. 

No. I. Projet d'article pour le r^glement de ce qui eoncerne la na- 
\igation des grands fleuves traversant plusieurs territoires, pr^sent^ par M. 
le duc de Dalberg, pl^nipotentiaire de France. 

Article 1. Le Rhin, depuis le point oü il devient navigable, jusqu'ä 
la mer, sera, sous le rapport du commerce et de la navigation, consid^r^ 
comme un fleuve conimun entre les divers 6tats qui le s^parent ou le traversent 

Art. 2. La navigation, dans tout son cours, soit en montant, soit en 
descendant, sera enti^rement libre et ne pourra ^tre interdite ä personne, 
cn se conformant toutefois aux r^glements qui seront arrßt^s pour sa police, 
d*aprös le mode qui sera ^tabli. 

Art. 10. Le produit brut de la recette, sp^cialement et dans une juste 
Proportion du produit particulier de chaque bureau, sera affectiv 

1) aux frais gön^raux d*administration , de police et de perception; 

2) k Tentretien des chemins de halage sur les deux rives et aux tra- 
vaux necessaires pour faciliter la navigation et tenir le lit du fleuve 
constamment en hon ^tat, sur tous les points de son cours. 
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Art. 11. II est entendu que, dans ces travaux ne sont point compris 
ceux ex6cot6s pour prot^ger les terres contra les inondations, et pour les- 
quels des impöts particuliers sont levös sous le nom Rheinteichgelder. 

Art. 12. Le surplus du revenu net sera partag6 entrc les 6tats ri- 
verains, dans la proportion, non du produit particulier de chaque burcau 
de recette, mais d'aprös les distances du fleuve, servant r^ellemcnt h la 
navigation. 

Art. 17. A rögard des autres grands fleuves, nomm6ment le Weser, 
TElbe, rOder, la Vistule, le Danube, le Pö, le Tage etc.; comme il a 6t6 
reconnn que, pour faciliter les Communications des difförents peuples et fa- 
voriser T^change de leurs productions, au moyen des routes fluviales, il 
^tait indispensable de diminuer le nombre des lieux de p6age, et de sim- 
plifier le mode de perception, en ne laissant subsister, des anciens ötablis- 
sements connus sous le nom de droits d'^tappes, d'accises et de licents, que 
ce qui serait reconnu indispensable ä la c616rit6 du commerce et des trans- 
ports; et consid6rant que, pour arriver k ce but, et faire disparattre pour 
toujours les obstacles qui s'opposent aux relations commerciales entre les 
diff^rentes nations, soit par une infinitö de formalit6s fiscales, le moyen le 
plus sür est, „de considörer les fleuves depuis le point oü ils deviennent 
navigables, jusqu'ä leur embouchure, comme un ensemble, et d'adopter, 
dans ce sens, tant pour leur police et la perception des droits, un möme 
Systeme de navigation." Les puissanccs contractantcs n'envisageant que le 
bien gön^ral et voulant Topörer par tous les moyens, se sont accordees sur 
ce point, et ont arrötö pour principe: 

„Que le Systeme adoptö pour la navigation du Rhin et ses embranche- 
ments, serait ^galement appliquö ä tous les grands fleuves susmentionnös, 
sauf les modifications que pourraient exiger les localitös particuliöres de 
chacun d'eux, ou la volont6 des puissances co-propri6taires des sus-dits fleuves." 

Art. 18. En cons^quence de ces dispositions fondamentales , les sou- 
verains co-propri6taires des dits fleuves nommeront, imm^diatement apr^s 
les ratifications du präsent traitd, des Commissaires qui r^digeront les rögle- 
ments g6n6raux et particuliers qu'ils jugeront n^cessaires pour Tötablissement 
pennanent d'un regime simple et uniforme pour les dits grands fleuves. 

Art. 19. Les points principaux que les dits Commissaires auront ä 
fixer sont: 

1) La r^duction des lieux de p6age, au nombre strictement nöcessaire. 

2) L'adoption du principe que la taxe des droits lev^s sur les fleuves 
ne pourra pas excöder celle ötablie pour une ögale distance sur le Rhin. 

3) La fixation des tarifs invariables, et la Classification des marchan- 
dises passibles de droits difförents. 

On prendra pour rögle dans cette fixation, la simplification des 
droits ä percevoir et l'encouragement de Tindustrie agricole. 

4) La formation d'une administration centrale, ä Tinstar de celle ^tablie 
sur le Rhin, et charg^e exclusivement de tout ce qui se rapporte 
ä la navigation. 

1* 
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5) La r^gularisation de Temploi brut des p^ages affect^s sp^cialement 
1) aux frais g^nöraux d'administration et de police; 2) ä Tentretien 
des chemins de halage; 3) aux travaux n^cessaires pour tenir en 
bon ^tat le lit du fleuve et faire disparaitre les obstacles que la 
navigation y ^prouverait. 

6) La participation relative que chacun des Gouvernements contraetants 
doit avoir dans res döpenses g^nörales, et la part que chacun d'eux 
doit avoir dans le reliquat net; le tout, non d'apr^s le nombre des 
bureaux de perception, que la convenance du commerce pourrait en- 
gager ä ^tablir, plutöt sur teile partie de territoire que sur une 
autre, mais d'apr^s les distances du fleuve servant r^ellement k la 
navigation. — 

Proces- verbal de la 2. Conference etc. le 8 fävrier 1815. 

Passant ensuite ä la discussion des objets ind^pendants de cette 

question, on est convenu de prendre pour base le projet präsente der- 
ni^rement par M. le duc de Dalberg, et de le discuter article par article. 
Ayant en cons^quence fait lecture des articles 1*^' et 2\ 

Mylord Clancarty a propos^, sur la base du trait^ de Paris, et afin 
d'^tendre la libert^ de la navigation du Rhin ä toutes les nations, de 
substituer ä la r^daction de ces deux articles la r^daction suivante: 

Art. 1. „Le Rhin, du point oü il devient navigable jusqu'ä la mer 
et r^ciproquement, sera enti^rement libre au commerce et k la naviga- 
tion de toutes les nations, de mani^re que dans tout soncours, söit en 
remontant, soit en descendant, il ne puisse sous ces deux rapports ^tre 
interdit ä personne, en se conformant toutefois aux rfeglements qui seront 
etublis pour la police d'aprfes le mode convenu, lesquels reglements seront 
6gaux pour tous , et les plus favorables au commerce de toutes les nations." 

Art. 2. La Commission a adopt^ ä l'unanimit^ les principes ren- 
ferm^s dans ce projet, mais eile s'est r^serv^ de se concerter sur la 
r^daction que Ton est convenu de retoucher. 

No. 1. Memoire pr^paratoire sur le travail de la Commission de 
navigation. 

L'article 5 du trait^ de Paris doit faire la base du travail de la Commis- 
sion Stabile pour se concerter sur les mesures propres k la mettre en ex^cution. 

n pose en principe que la navigation sur les rivi^res sera libre, et que 
les droits que les ^tats riverains en per^oivent, seront reglos de la mani^re 
la plus 6ga\e et la plus favorable au commerce de toutes les nations. Le 
traite applique ce principe nomm^ment et d'une maniöre positive k la navi- 
gation sur le Rhin et, d'apr^s Tarticle 3 secret, k celle sur l'Escaut; il 
veut ensuite que le congr^s examine et d^cide , de quelle mani^re les m^mes 
dispositions pourront ^tre ^tendues k la navigation sur tous les fleuves qui, 
dans leur cours navigable, s^parent ou traversent plusieurs ^tats. 
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Pour rendre d'apr^s ces bases le travail de la Commission ä la fois 
m^thodique et complet, 11 convient 

1) d'examlner quels sont les prlncipes que rintdrßt gön^ral du commerce 
rendrolt d^slrable de fixer, et qul pourraient ^tre ötablis sans entrer 
dans des d^talls qu'il est Impossible de suivre, sans avoir ögard k 
la diff6rence des localitös; 

2) d'appliquer ces prlncipes ä la navigation du Rhin et de TEscaut, et 
d'y ajouter les d^terminations plus particuliöres que les connaissances 
locales que la Commission röunit d^jä dans son sein, ou quelle pourra 
se procurer facilement, permettent, et que les rapports des 6tats 
riverains entr'eux exigent, pour remplir pleinement les stipulations 
du trait^. 

3) de convenir, comment on pourra effectuer que les memes prlncipes 
soient appliquös en temps et lieu, et autant que les circonstances le 
permettront dans un objet aussi vaste, aussi k d'autres rivi^res, et 
successivement ä toutes Celles qui peuvent int^resser le commerce 
dans quelque partie de TEurope que ce soit. 

I. Examen des prlncipes en gen^ral. 

Pour concilier Tint^r^t du commerce avec celui des 6tats riverains, il 
est n^cessaire que d'un cöt^, tout ce qui est indispensable ä la libert^ de 
la navigation, du point oü une rivi^re devient navigable jusqu'ä son embou- 
chure, soit fix6 d'un commun accord par une Convention k laquelle rien ne 
puisse ^tre chang^ sans le consentement de tous ceux qui y ont pris part; 
mais que, de Tautre, aucun 6tat riverain ne soit gßn^ dans Texercice de 
ses droits de souverainet^ , par rapport au commerce et k la navigation, au- 
delä des engagements renferm^s dans cette Convention, et qu^en m^me temps 
11 jouisse de sa part des droits lev^s sur la navigation en proportion de 
r^tendue de la rive qui lui appartient. II sera nöcessaire d*^tablir sur ces 
bases des prlncipes tellement g^n^raux que la diff^rence des localit^s ne pourra 
affecter que les modifications de leur application. On se borne ici, pour ne 
pas pr^juger le travail de la Commission, k indiquer seulement les points 
qui devront ßtre reglos par ces prlncipes, sans les 6noncer eux-mömes. Ces 
points semblent ^tre les suivants. 

1. La libertö de la navigation. 

2. Les droits d'6tape lä oü ils existent d^jä, puisqu'il ne saurait ^tre 
douteux qu'au moins personne ne voudra en 6tablir de nouveaux. 

3. Le tarif des droits k lever. II est indispensable de regier ces droits 
dans leur totalit^, du point oü la rivi^re devient navigable jusqu'ä son em- 
bouchnre, d'une maniöre fixe; uniforme et invariable, sauf k convenir, si 
Ton le juge n^cessaire, d'une rövision p^riodique du tarif falte par tous les 
etats riverains, apr^s un nombre d^termin^ d'ann^es. 

II est ^galement nöcessaire, que la fixation des droits soit assez ind6- 
pendante de la qualit^ particuli^re des marchandises, pour que la navigation 
ne soit pas arrßtöe par un examen dötaill^ de la cargaison des bätiments k 
la perception du p^age. Quant k la qualit6 du p^age, il faudra voir, s*il 
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sera possible d'^tablir un principe assez g^n^ral, pour ßtre facilement appli- 
qu6 par-tout, pour en d^terminer au moins le maximum. 

4. Le norabre des bureaux destinös ä la perception de ces droits. 
Comme rien n'est si nuisible k la navigation que Tobligation de s'arröter 
souvent pour payer les droits, la plus grande diminution du nombre des 
bureaux doit surtout fixer Tattention de la Commission. 

5. Une Separation absolue de la perception des douanes et de celle des 
droits de navigation, et les pröcautions n^cessaires, pour emp6cher que le 
droit des ^tats riverains d'6tablir des douanes, nc puisse point entraver la 
navigation. 

6. L'emploi de la recette provenant des droits lev6s sur la navigation, 
et la distribution du r6sidu entre les 6tats riverains, k raison de leur eten- 
due sur la rive. 

La Separation des travaux n^cessaires ä la navigation, et de ceux qui 
ont pour but de garantir les pays d'inondations, les pröcautions ndcessaires 
pour que ces doubles travaux soient entrepris d*apr^s un m^me systßme, et 
ne puissent point se nuire mutuellement. 

7. Le röglement de la police k 6tablir sur la navigation. Cette police 
doit etre uniforme, et fix6e d'un accord commun, sans pouvoir etre chang^e 
par un seul des ötats riverains; mais ello ne doit point entraver celle que 
ces etats, en vertu de leur droit de souverainetö , sont appeles k exercer 
sur les rivi^res, sans n^anmoins porter le moindre pröjudice k la liberte de 
la navigation. 

8. Engagements rautuels k prendre pour assurer, autant que cela sera 
possible, la libert6 de la navigation m6me dans le cas malheureux d'une 
guerre entre les ötats riverains. 

II. Application des principes gönöraux au Rhin et k l'Escaut. • 

ni. Mode d'etendre les m^raes dispositions k toutes les rivi^res en 
g^neral. 

II serait inutile de prouver Timpossibilite de conclure des Conventions 
semblables k celle sur la navigation du Rhin, sur toutes les rivi^res de 
TEurope, pendaut le temps du congrös. Mais on pourra nöanmoins faire un 
grand pas vers la liberte gönörale de la navigation des riviörcs. On pourra 
inviter les puissances qui signeront Tacte g^nöral et final du congrös , k s'en- 
gager mutuellement k convenir le plutöt possible, tant entr'elles qu'avec 
d'autres , d'arrangeraents sur la libertö d^ la navigation de celles des rivi^res 
de leurs 6tats qui leur sont communes avec d'autres, ainsi qu'on a coutume 
de prendre, dans des traites de paix, Tengagement de conclure des trait^s 
de commerce. Pour öter ensuite k cet engagement le vague qui pourrait le 
rendrc illusoire, on devra de plus inviter les puissances k döclarer d'une 
maniöre positive et obligatoire, que les principes qui seront ctablis comme 
entiörement gönöraux , et qui sont ceux mentionnös ad I, formeront les bases 
de tous ces arrangements , k mesure qu'on parviendra k les conclure. 

Voilii k quoi, selon moi, la commission devra se borncr. Vouloir aller 
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plus loin k cet 6gard, et vouloir ajouter plus de modifications aux principes, 
serait s'exposer infailliblement ä ue rien faire du tout. 

k Vienne, le 3 f^vrier 1816. Humboldt. 

Proces-verbal de la 6. conförence etc. le 28 fövrier 1815. 

M. de Humboldt a ensuite prösentd ä la Commission une nou- 

veDe r^daction des art. 1 — 16 du projet de M. le duc de Dalberg, dont 
il a et6 fait lecture. 

Art. 1. Libertö de la navigation. La navigation daiis tout le cours du 
Rliin, du point oü il devient navigable jusqu'ä la mer, soit en remontant, 
soit en descendant, sera enti^rement libre, et ne pourra sous le rapport du 
commerce ßtre interdite k personne; en se conformant toute-fois aux r§gle- 
ments qui seront arrßtes pour la police d'une mani^re uniforme pour tous, 
et aussi favorable que possible au commerce de toutes les nations. 

Art. 2. üniformit^ du systöme. Le Systeme qui sera stabil, tant pour 
la perception des droits que pour le maintien de la police, sera le mßme 
pour tout le cours de la rivi^re, et s'^tendra, autant que faire se pourra, 
aassi sur ses cmbranchemens et confluents. 

Art. 3. Tarif. Le tarif des droits k percevoir sur les marchandises 
transport^es par le Rhin, sera r^gl6 de maniöre que la totalite du droit k 
payer entre Strasbourg et la frontiere du royaume des Pays-Bas soit teile 
qn'elle est fix^e par la Convention du 15 aoüt 1804, savoir, en remontant 
de deux francs, et en descendant d'un franc 33 cent. par quintal, et que 
ce möme tarif soit 6tendu *) (en augmentant par-lä dans la m6me Propor- 
tion la totalite du droit) aux distances entre Strasbourg et BMe, et entre 
la frontiere des Pays-Bas et les embouchures de la riviöre. 

Le droit de reconnaissance restera tel qu'il est röglö par l'art. 94 de 
la Convention du 15 aoüt 1804, mais sera ^tendu ögalement dans la mßme 
Proportion aux dites distances. 

Les mod^rations du tarif g^n^ral, qui ^tablit le maximum des droits 
fix6s par les art. 102 — 105 de la Convention, continueront d'avoir lieu, mais 
la commission qui sera charg^e de la confection des nouveaux röglements, 
examiuera si leur distribution en diff^rentes classes ne n^cessitcra pas des 
changements encore plus favorables, tant k la navigation et au commerce 
qu'ä Tagriculture et aux besoins des habitants des etats riverains. 

Art. 4. Le tarif ainsi fixe ne pourra ctre augmentö que d'un commun 
accord, et les gouvernements riverains du Rhin, en 2)artant du principe que 
leur vöritable intöret consiste k facilitcr la navigation et k vivifier par-lä le 
commerce de Icurs ^tats, et que les droits de la navigation sont principale- 
ment destines k couvrir les frais de son entretien, prennent Tengagement 
formel de ne se porter k une teile augmentation que sur les motifs les plus 
justes et les plus urgents; ni de gr^ver la navigation d'aucun droit quelcon- 



•) Changements adoptes dans la 7® seance: (que ce meme tarif pourrait etre 
etendu etc.) 
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que autre que ceux fixös par les r^glements actuels , sons quelque d^nomina- 
tion ou pr^texte que ce puisse 6tre. 

Art. 5, Bureaux de perception. II u'y aura que 12 bureaux de per- 
ception sur toute T^tendue du Rhin entre Strasbourg et la fronti^re des Pays- 
Bas. Et eeux qu'il conviendra d'^tablir entre Strasbourg et Bäle et daus 
les Pays-Bas , seront fix^s d*apres les mömes principes et dans des distances 
proportionnelles. Les bureaux seront plac^s d'apr^s les convenances de la 
navigation, et leur nombre ne pourra etre augmentö, ni leur place chang^e, 
que d'un commun accord. II sera libre n^anmoins ä tout 6tat riverain de 
diminuer le nombre de ceux que Tarrangement actuel lui assigne. 

Art. 6. Mode de perception. La perception des droits se fera dans 
chaque ^tat riverain pour son compte et par ses employös. *) Si un m^me 
bureau s'^tend sur deux ou plusieurs 6tats riverains, ils r^partissent entre 
eux la recette, d'apr^s l'ötendue de leurs possessions respectives sur la rive, 
et cette m^me disposition sera aussi appliquöe au cas oü les deux rives 
oppos^cs appartiennent ä deux diff^rents ^tats. Tout ce qui a rapport ä 
Torganisation des bureaux de perception, au mode de percevoir et de con- 
stater le payement des droits sera fix^, d'unc mani^re uniforme, par le rb- 
glement d^finitif, et ne pourra plus Stre changö que d'un commun accord. 

Art. 7. Entretien des chemins de halage. Chaque ötat riverain se 
Charge de Tentretien des chemins de halage qui passent par son territoire, 
et des travaux n^cessaires pour la meme ötendue, dans le lit de la riviöre, 
pour ne faire ^prouver aucun obstacle ä la navigation. 

Proces-verbal de la 7. Conference le 3 mars 1815. 

On a ensuite examin^ de nouveau les autres articles du dit projet. 

Et quant a Tart. T' Lord Clancarty a propose rainendemeut, qu'ä la r^ 
daction de M. de Humboldt on substituät celle ant6rieurement proposöe 
et ins^röe au proces-verbal de la 2*''' Conference, allöguant que, conime ä 
la disposition: que la libre navigation ne pourra etre iuterdite ä per- 
sonne, la rMaction de M. le baron de Humboldt ajoute la restrictiou 
sous le rapport du commerce, ceci ne paraissait pas repondre ä Finten- 
tion de la paix de Paris, qui veut que la navigation ne soit interdite ä 
personne. 

Cependant les autres membres de la commission out 6t6 d'avis qu'il 
n'y avait pas lieu ä faire cet amendement, vu que la rädaction de M. 
le baron de Humboldt ne semblait pas s'öloiguer des dispositions du 
trait6 de Paris, qui ne visaicnt qu'ä debarrasser la na\igatiou des en- 
traves qu'un confiit entre les etats riverains pouvait faire naitrc, et uon 
de donner ä tout sujet d'etat uon-riverain un droit de navigation egal ä 

♦) Amendement adopte dans la 7*^ seanco: „en distribuant la totalite des droits 
d'une maniere egale sur Tetendue respective des etats riverains. Les employes des 
bureaux preteront sermont d'observer strictement le reglemeut qui sera arrcte defi- 
nitivcracnt." 
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celui des sujets des ^tats riverains, et pour lequel il n'y aarait aucune 
rtciprocit^. 

A Tart. 3. Mylord Clancarty a propos6 qu'au lieu de dire, que ce 
m^nic tarif soit 6teudu aux distances, on diso que ce inßme tarif pour- 
rait fetre ^tendu aux distances; vu qu'il ne s'agissait que d'etablir la facult^, 
et non Pobligation , du haussement proportionnel du tarif ä raison de ces 
distances. Cet araendement a ^t6 adopt^, en consid^rant que ce serait 
aux commissaires, charges de la r^daction des reglements, ä convenir 
ult^rieurement sur ces points. 

A Part. 4. Mylord Clancarty a propos^ qu'au lieu de dire: „que les 
droits de la navigation sont principalement destinös ä couvrir les frais 
de son entretien", il serait preförable de mettre en principe: que ces 
droits ne pourraient 6tre consid^r^s corame une source de revenu direct. 

Mais tous les autres raembres de la commission ayant opino qu'on 
ne pouvait pas mettre en avant ce principe, et M. de Humboldt ayant 
particuli^rement observ^ que cette stipulation ötait trop pr^cise, pour que 
les puissances veuillent se lier ainsi les mains, Mylord Clancarty n'a pas 
insiste d'avantage ä passer aux voix sur l'amendement qu'il a propose. 

A l'art. 6. M. le baron de Humboldt a propos^ qu'apres les mots: 
„pour son compte et par ses employ^s", on insörät ce qui suit: „en dis- 
tribuant la totalit^ des droits d'une maniere ^gale sur l'^tendue des pos- 
sessions respectives des diflf^rents ötats sur la rive. Les employ^s des 
bureaux prftteront serment d'observer strictement le reglement qui sera 
aiTÄt^ d^finitivement." 

Cet araendement a 6t6 adopt^. 



Proces-verbal de la 12. conförence etc. le 24 Mai-s 1815. *) 
En prdsence 

1) de tous les membres indiqu^s au proces-verbal de la 2. Conference, 
ä l'exception pour TAutriche de M. le baron de Wessenberg; 

2) de M. de comte de Keller, ministre d'dtat et plenipotentiaire de 
S. A. l'Electeur de Hesse -Cassel; 

3) de M. de Danz, syndic et döput^ de la ville de Francfort; 

M. le baron de Linden, secr^taire d'6tat de S. M. le Roi de 
Wurtemberg, absent par Indisposition. 
Dans la Conference de ce jour, destin^e ä terminer le travail de la 
Commission sur la navigation du Rhin, de ses confluents, et en g^n^ral 

♦) Dieses Protokoll mit den dazu gehörigen Anlagen ist in der Ausgabe von 
Klüber nicht vollständig niitgetheilt. Es wird nicht allein der im Protokoll erwähnte 
Bericht der Kommission an die Bevollmächtigten der Mächte, welche den Pariser 
Frieden abgeschlossen haben , vermisst, sondern auch im Protokolle selbst sind nicht 
•alle vorgekommenen dahin gehörigen Verhandlungen enthalten, wie aus den Anfuh- 
nmgeh des Oesterreichischen Bevollmächtigten in der 21. Konferenz der Dresdener 
Elbschiffahrts -Kommission zu entnehmen ist 
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des autres riviferes, qui traversent ou söparent diff^rents ötats, U a 6t6 
fait lecture: 

1) de la r^daction des articles 1 ä 9 sur la navigation des fleuves 
qui, outre le Rhiii et ses confluents, traversent ou separent diflferents 
etats, ainsi que d'un rapport ä faire aux plenipotentiaires des puissanccs 
signataires du traite de Paris sur les travaux de la Commission, et ces 
deux pieces ayant et^ approuvöes, elles ont ete signees par les pleni- 
potentiaires de la Prusse, de la Grande-Bretagne et de la France; et on 
est convenu, qu'elles seront transmises au pl^nipotentiaire d'Autriche 
absent, pour obtenir sa signature, pour compl^ter celle des membres de 
la Commission immediatcment nomm^s par leurs commettants. 

Articles concernant la navigation des rivieres qui dans leur 
cours navigable separent ou travei-sent difffirents 6tats, tels qu'ils 
ont 6t6 signes le 24 Mars 1815. 

Alt. 1. Arrangements communs. Les puissances dont les 6tats sont 
söpar^s ou travers^s par une mfeme riviere navigable , s'engagent ä regier 
d'un commun accord tout ce qui a rapport ä sa navigation. Elles nom- 
meront ä cet effet des Commissaires , qui se röuniront au plus tard six 
mois apres la fin du congres, et qui prendront pour bases de leurs tra- 
vaux les principes suivants. 

Art. 2. Principes. Libertö de la navigation. La navigation, dans 
tout le cours des rivieres indiquees dans Tarticle prec^dent, du point oü 
chacune d'elles devient navigable jusqu'ä son embouchure, sera entiere- 
nient libre, et ne pourra, sous le rapport du commerce, fetre interdite ä 
personne, en se conformant toute-fois aux reglements qui seront arröt^s 
pour sa Police, d'une maniere uniforme pour tous, et aussi favorable que 
possible au commerce de toutes les nations. 

Art. 3. Uniformite de systfeme. Le Systeme qui sera 6tabli, taut 
pour la perception de droits que pour le mainticn de la police, sera, 
autant que faire se pourra, le mßme pour tout le cours de la riviere, et 
s'^tendra, ä moins que des circonstances particulieres ne s'y opposent, 
aussi sur ceux de ses embranchemcnts et confluents qui dans leur cours 
navigable separent ou traversent diflKrcnts ötats. 

Art. 4. Tarif. Les droits de la navigation seront fixös d'une ma- 
niere uniforme, invariable, asscz inddpendante de la qualit^ diflFerente 
des marchandises, pour ne pas rendre necessaire un cxamen d^taill^ de 
la cargaison, autrement que pour cause de fraude et de contravention. 

La quotite de ces droits, qui en aucun cas ne pourront exender ceux 
existants actuellement, sera determinöe d'apres les circonstances locales 
qui ne permettcnt gueres d'dtablii* une regle generale ä cet ^gard. On 
partira n^anmoins, en dressant le tarif, du point de vue d'encourager 
le commerce, en facilitant la navigation, et Toctroi Stabil sur le Bhin 
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pourra servir d'une norme approximative Le tarif une fois regl6, il ne 
poiirra plus fetre augment^ que par un arrangement commun des 6tats 
riverains, ni la navigation gröv^e d'autres droits quelconques, outre ceiix 
fixfe dans le reglement. 

Art. 5. Bureaux de pereeption. Les bureaux de perception, doot 
on reduira autant que possible le nombre, seront fixös par le reglement, 
et 11 ne pourra s'y faire ensuite aucun changement que d'un commun 
accord, ä moins qu'uu des ötats riverains ne voulüt diminuer le nombre 
de ceux qui lui appartiennent exclusivement. 

Art. 6. Chemins de halage. Chaque 6tat riverain se chargera de 
Tentretien des chemins de halage qui passent pai- son territoire, et des 
travaux nöcessaires par la mcme ötendue dans le lit de la riviere, pour 
ne faire ^prouver aucun obstacle ä la navigation. 

Le reglement futur fixera la maniere dont les 6tats riverains devront 
concourir ä ces derniers travaux, dans le cas oü les deux rives appar- 
tiennent ä differents gouvemements. 

Art. 7. Droit de reläche. On n'etablira nulle part des droits d'^tape, 
d'echelle ou de reläche forc^e. Quant ä ceux, qui existent d^jä, ils ne 
seront conservds qu'en tant que les 6tats riverains, sans avoir ^gard ä 
llnt^rßt local de Tendroit ou du pays oü ils sont ^tablis , les trouveraient 
n^cessaires ou utiles ä la navigation et au commerce en g^n6ral. 

Art. 8. Douanes. Les douanes des 6tats riverains n'auront rien de 
commun avec les droits de navigation. On empfechera, par des disposi- 
tions regl^mentaires, que Texercice des fonctions des douaniers ne mette 
pas d'entraves ä la navigation; mais on surveillera, par une police exacte 
sur la rive , toute tentative des habitants de faire la contrebande ä l'aide 
des bateliers. 

Art. 9. Reglement. Tout ce qui est indiqu6 dans les articles pr^- 
c^dents, sera dötermine par un reglement commun qui renfermera egale- 
ment tout ce qui aurait besoin d'fetre fixe ult^rieurement. Le reglement 
une fois arrStä, ne pouiTa etre change que du consentement de tous les 
etats riverains, et ils auront soin de pourvoir, d'une maniere convenable 
et adaptee aux circonstances et aux localites, ä son exöcution. 

(Signc) Humboldt. Clancarty. Dalberg. Wessenberg. 



HL Artikel 108—116 der Wiener Kongressakte vom 9. Jiini 1816. 

(Nebet beigefügter deutscher Uebersetzung, wie Bolche in der Preussischen Gesetz- 
sammlung veröfifentliclit worden.) 

Der Eingang der Akte lautet: 

Au nom de la tres sainte et indivisible Trinitel 
Les Puissances qui ont sign^ le trait6 conclu ä Paris le 30 mai 1814, 
s'etant r^unies ä Vicnne, en conformit^ de Tarticle 32 de cet acte, avec 
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les Princes et Etats leurs alli^s, pour completer les dispositions du dit 
trait^, et pour y ajouter les arrangements rendus nöcessaires par Tdtat 
dans lequel TEurope Üedt restee ä la suite de la derni^re guerre, d&irant 
maintenant de comprendre dans une transaction commune, les diflGSrents 
resultats de leurs negociations , afin de les revötir de leurs ratifications 
r^ciproques, ont autorisö leurs PlMpotentiaires ä r^unir, dans un In- 
strument g^nöral, les dispositions d'un interfet majeur et permanent, et 
ä joindre ä cet acte, comme parties int^grantes des arrangements du Con- 
gres les traites, Conventions, d^clarations , reglements et autres actes par- 
ticuliers, tels qu'ils se trouvent cit^s dans le präsent traitö , et ayant les 
susdites Puissances nomme Plänipotentiaiies au Congres, savoir: 

(Folgen die Namen.) 

Ceux de ces Pldnipotentiaires qui ont assiste ä la cloture des nego- 
ciations, apr^s avoir exhibe leurs pleins pouvoirs, trouv^s en bonne et 
due fgrme, sont convenu de placer dans le dit Instrument g^n^ral, et 
de signer de Icur signature commune les articles suivants: 



Art. 108. Les Puissances, dont les 
^tats sont söpar^s ou travers^s par 
une möme rivi^re navigable, s'engagent 
k regier d'un commun aecord tout ce 
qai a rapport ä la navigation de cette 
rivi^re. Elles nommeront ä cet effet 
des commissaires qui se r^uniront au 
plus tard six mois apr^s la fin du 
congres, et qui prendront pour bases 
de leurs travaux les principes ^tablis 
dans les articles suivants. 



Art. 109. La navigation dans tout 
le cours des rivi^res indiquöes dans 
Tarticle pr^c^dent, du point oü cha- 
cune d'elles devient navigable jusqu'ä 
son embouchure, sera enti^rement libre, 
et ne pourra, sous le rapport du com- 
merce , 6tre interdite k personne , bien 
entendu, que Ton se conformera aux 
reglements relatifs k la police de cette 
navigation, lesqaels seront congus d*une 
mani^re uniforme pour tous , et aussi 
favorables que possible au commerce 
de toutes les nations. 



Art. 108. Die Mächte, deren Staa- 
ten durch einen und denselben schiff- 
baren Strom getrennt oder durchströmt 
werden, machen sich verbindlich, ge- 
meinschaftlich alles dasjenige festzu- 
stellen, was sich auf die Schiffahrt 
dieses Stroms bezieht. Zu diesem 
Zwecke wollen sie Bevollmächtigte er- 
nennen, welche spätestens sechs Mo- 
nate nach Beendigung des Kongresses 
zusammentreten und bei ihren Arbeiten 
die in den folgenden Artikeln aufge- 
stellten Grundsätze zur Grundlage neh- 
men werden. 

Art. 109. Auf dem ganzen Laufe 
der im vorigen Artikel bezeichneten 
Ströme, von dem Punkte an, wo jeder 
derselben schiffbar wird, bis zu seiner 
Ausmündung, soll die Schiffahrt durch- 
aus frei sein und, in Bezug auf den 
Handel, Niemandem untersagt werden 
können; es versteht sich von selbst, 
dass dabei die Vorschriften der Schiff- 
fahrts- Polizei beobachtet werden müs- 
sen, welche in übereinstimmender und 
dem Handel aller Nationen möglichst 
günstiger Weise abgefasst werden sol- 
len. 
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Art. 110. Le Systeme qui sera 
ötabli, tant pour la perception des 
droits que ponr le maintien de la po- 
lice , sera, autant que faire se pourra, 
le mSme pour tout le cours de la 
rivi^re, et s'6tendra aussi, ä moins 
que des circonstances particuli^res ne 
s'y opposent, sur ceux de ses embran- 
chements et confluents qui dans leur 
cours navigable, s^parent ou traver- 
sent diff^rents ötats. 

Art. 111. Les droits sur la navi- 
gation seront fix^s d'une maniöre uni- 
forme, invariable, et assez ind^pen- 
dante de la qualit^ diff^rente des 
marchandises pour ne pas rendre n^- 
cessaire un examen d^taill^ de la 
cargaison autrement que pour cause 
de fraude et de contravention. La 
qaotit6 de ees droits, qui, en aucun 
cas, ne pourront exender ceux existants 
actuellement, sera d^termin^e d'apr^s 
les circonstances locales, qui ne per- 
mettent gu^res d*^tablir une r^gle 
g^n^rale k cet 6gard. On partira 
neanmoins, en dressant le tarif, du 
point de vue d'encourager le com- 
merce, en facilitant la navigation, et 
l'octroi stabil sur le Rhin pourra ser- 
vir d'une norme approximative. 

Le tarif une fois r^gl^ , il ne pourra 
plus 6tre augment^ que par un arran- 
gement commun des ^tats riverains, 
ni la navigation gr^v^e d'autres droits 
quelconques, outre ceux fix^s dans le 
rdglement. 



Art. 112. Les bureaux de per- 
ception, dont on r^duira autant que 
possible le nombre, seront fix^'s par 
le rdglement, et il ne pourra s'y 
faire ensuite aucun changement que 
d'un commun accord, ä moins qu'un 



Art. 110. Das, sowol fttr die Er- 
hebung der Abgaben, als für die Auf- 
rechthaltung der Polizei, einzufahrende 
System soll, soviel wie möglich, für 
den ganzen Lauf des Stromes gleich- 
förmig sein und sich, insofern dem nicht 
besondere Umstände entgegenstehen, 
auch auf diejenigen seiner Nebenarme 
und Zusammenflüsse erstrecken, welche 
in ihrem schiffbaren Laufe verschiedene 
Staaten trennen oder durchströmen. 

Art. 111. Die Schiffahrts- Abgaben 
sollen auf eine gleichförmige, unver- 
änderliche und von der verschiedenen 
Beschaffenheit der Waaren in so weit 
unabhängige Art festgesetzt werden, 
als erforderlich ist, um eine ins Ein- 
zelne gehende Prüfung der Ladung auf 
Defraudations- und KontraventionsfäUe 
beschränken zu können. Der Betrag 
dieser Abgaben, welche in keinem Falle 
die gegenwärtig bestehenden überschrei- 
ten dürfen, soll nach den örtlichen 
Verhältnissen bestimmt werden, die 
eine allgemeine Regel in dieser Hinsicht 
nicht zulassen. — Man wird jedoch bei 
der Festsetzung des Tarifs, von dem 
Gesichtspunkte ausgehen, durch Er- 
leichterung der Schiffahrt den Handel 
zu ermuntern, und der Rhein -Octroi 
wird dabei zur ungefähren Richtschnur 
dienen können. 

Nach einmal erfolgter Regulirung 
des Tarifs darf weder derselbe anders 
als durch gemeinsame Uebereinkunft 
der Uferstaaten erhöht, noch dieSchiflf- 
fahrt mit andern als den in dem Regle- 
ment festgesetzten Abgaben belastet 
werden. 

Art. 112. Die Erhebungsstellen, 
deren Zahl möglichst beschränkt wer- 
den soll, werden durch das Reglement 
bestimmt werden, und eine spätere 
Abänderung hierin ist nur infolge 
gemeinsamer Uebereinkunft zulässig, 



Digitized by 



Google 



14 



1. Abschnitt. III. Wiener Eongressakte. 1815. 



des ^tats riverains ne voulüt diminaer 
le nombre de ceux qui lui appartien- 
nent exclui^ivement. 

Art. 113. Chaque ^tat riverain se 
chargera de l'entretien des chemins de 
halage qui passent par son territoire, 
et des travanx n^cessaires pour la m^me 
^tendue dans le lit de la rivi^re, ponr 
ne faire ^prouver aucun obstacle ä la 
navigation. 

Le r^glement futur fixera la mani^re 
dont les ^tats riverains devront con- 
courir h ces derniers travanx, dans 
le cas oü les deux rives appartiennent 
k diff^rents gouvernements. 

Art. 114. On n*^tablira nulle part 
des droits d'^tape, d'^chelle ou de re- 
läche forc^e. Quant ä ceux qui existent 
d6jä, ils ne seront conserv6s qu'en 
tant que les ^tats riverains , sans avoir 
4gard ä Tint^r^t local de Tendroit ou 
du pays oü ils sont 6tablis, les trouve- 
raient n^cessaires ou utiles k la navi- 
gation et au commerce en g^n^ral. 



Art. 115. Les douanes des ^tats 
riverains n^auront rien de commun avec 
les droits de navigation. On emp^chera 
par des dispositions r^glementaires, 
que Texercice des fonctions des doua- 
niers ne mette pas d'entraves ä la na- 
vigation , mais on surveillera par une 
police exacte sur la rive, toute tenta- 
tive des habitants de faire la contre- 
bande k l'aide des bateliers. 

Art. 116. Tout ce qui est indiqu6 
dans les articles pr^c^dents, sera d6- 
termin^ par un rdglement commun, qui 
renfermera ^galement tout ce qui aurait 
besoin d'ßtre fix^ ult^rieurement. 

Le r^glement une fois arrSt^, ne 
pourra ^tre chang^, que du consente- 



es wäre denn, dass einer der üfer- 
staaten die Zahl der ihm ausschliess- 
lich gehörigen Erhebungsstellen ver- 
mindern wollte. — 

Art. 113. Jeder Uferstaat über- 
nimmt innerhalb seines Gebietes die 
Unterhaltung der Leinpfade und die 
Arbeiten im Strombette , welche zu dem 
Zwecke erforderlich sind, dass die 
Schiffahrt nirgends auf Hindernisse 
stosse. 

In welcher Art die Uferstaaten zu 
den zuletzt erwähnten Arbeiten in dem 
Falle mitzuwirken haben , wenn die bei- 
den Ufer verschiedenen Regierungen 
gehören, wird das künftige Reglement 
festsetzen. 

Art. 114. Es sollen nirgends Stapel- 
oder Umschlagsrechte verliehen werden. 
— Was die bereits bestehenden betrifft, 
so sollen dieselben nur in so weit bei- 
behalten werden, als die üferstaaten 
solches, ohne Rücksicht auf das ört- 
liche Interesse des Platzes oder des 
Landes, wo sie vorhanden sind, für 
die Schiffahrt und den Handel im all- 
gemeinen nothwendig oder nützlich er- 
achten möchten. 

Art. 115. Die ZöUe der üferstaaten 
haben mit den Schiffahrtabgaben 
nichts gemein. Es wird durch regle- 
mentäre Vorschriften verhütet werden, 
dass die Dienstausübung der Zollbeam- 
ten der Schiffahrt Hindernisse in denWeg 
lege; dagegen aber soll jedem Versuche 
der Einwohner, mit Hülfe der Schiffer 
zu kontrebandiren , durch strenge 
Strompolizei begegnet werden. — 

Art. 116. Alles was in den vor- 
hergehenden Artikeln angedeutet ist, 
soll durch ein gemeinschaftliches Regle- 
ment festgesetzt werden und letzteres 
gleichzeitig alles dasjenige enthalten, 
was einer endlichen Bestimmung noch 
bedürfen möchte. 
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ment de tous les ^tats riverains, et i Nach erfolgter Vereinbarung des 
ils aaront soin de ponrvoir h son ex6- ' Reglements kann dasselbe nur im Ein- 
cution d'une mani^re convenable et . verständniss aller Uferstaaten abgeän- 
adapt^e aux circonstances et aux lo- dert werden, und diese werden für 
caKt^s. ' dessen Ausführung in geeigneter, den 

I Umständen und der Oertlichkeit ange- 
! messener Weise Sorge tragen. 



IV. Protokoll der Plenarversammlung der deutschen 
Bundesversammliuig. 

Geschehen, Frankfurt den 3. August 1820. 

Flussschiffahrt. 
Präsidium. Da verschiedene Bundesregierungen den Wunsch ge- 
äussert hatten, dass die wegen der Flussschiffahrt in der Wiener Kon- 
gressakte und in der Bundesakte enthaltenen Bestimmungen ausdrücklich 
bestätigt werden möchten, und in den Ministerial- Konferenzen zu Wien 
diesem Wunsche durch einstimmige Annahme eines zu diesem Ende ab- 
gefassten Artikels, welcher wörtlich folgendermassen lautet: 

„Um der Flussschiffahrt die derselben durch die Wiener Kon- 

gi:essakte Artikel 109 bis 116 incl. zugesicherte Freiheit wirklich 

zu gewähren, machen sämmthche dabei betheiligte BundesgUeder 

sich verbindUch, die darüber in der Kongressakte gegebenen und 

vermöge jies Art. 19 der Bundesakte den Berathungen der Bundes- 

versamnüung zum Grunde gelegten Vorschriften unverbrüchlich zu 

befolgen, wie auch die deshalb schon bestehenden Unterhandlungen 

aufs thätigste zu betreiben und in der kürzestmögUchsten Frist zu 

beendigen, wo aber noch keine Unterhandlungen eingeleitet sind, 

solche unverzüglich eintreten zu lassen." 

entsprochen worden; so habe ich von meinem allerhöchsten Hofe den 

Auftrag erhalten, diesen Artikel der verehrlichen Bundesversammlung zu 

dem Ende vorzulegen, damit derselbe in das Protokoll aufgenommen, 

und die förmUche Annahme von selten des Bundes erklärt werden möge. 

Umfrage. 
Oester reich. Die Gesandtschaft ist beauftragt, die förmliche Zu- 
stimmung ihres allerhöchsten Hofs zu dem in den Ministerial- Konferenzen 
zu Wien verabredeten Artikel wegen der Flussschiffahrt zu erklären. 
Sämmtliche Stimmen traten der Präsidial -Proposition bei; daher 

Beschluss: 
Der in den Ministerial -Konferenzen zu Wien verabredete Artikel 
wegen der Flussschiffahrt, welcher wörtlich folgendermassen lautet: 

„Um der Flussschiffahrt die derselben durch die Wiener Kon- 
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gressakte Art. 109 bis 116 incl. zugesicherte Freiheit wirklich zu 
gewähren, machen sämmtliche dabei betheiligte Bundesglieder sich 
verbindlich, die darüber in der Kongressakte gegebenen und ver- 
möge des Art. 19 der Bundesakte den Berathungen der Bundes- 
versammlung zum Grunde gelegten Vorschriften unverbrüchlich zu 
befolgen, wie auch die deshalb schon bestehenden Unterhandlungen 
aufs thätigste zu betreiben und in der kürzestmöglichsten Frist zu 
beendigen, wo aber noch keine Unterhandlungen eingeleitet sind, 
solche unverzüglich eintreten zu lassen." 
wird in das Protokoll der Bundesversammlung aufgenommen, und, nach 
gleichförmiger Zustimmung sämmtlicher Bundesregierungen , dessen form- 
liche Annahme von selten des deutschen Bundes, mit gleich verbindlicher 
Kraft, wie die Schlussakte selbst, hiermit erklärt. 



Zweiter Abschnitt. 

Dresdener Elbesclnffahrts-Kommission. 1819—1821. 



L Verhandlungen der Elbeschiffahrts- Kommission. 

Die Bevollmächtigten der Elbe-Uferstaaten, nämlich von Oesterreich, 
Preussen, Sachsen, Hannover, Dänemark (für Holstein und Lauenburg), 
Mecklenburg- Schwerin, Anhalt -Dessau, Anhalt -Köthen, Anhalt -Bem- 
burg und Hamburg traten am 18. Juni 1819 zu Dresden zusammen und 
constituirten sich als „Kommission zur Organisimng der Elbeschiffahrt". 
Der Oesterreichische Bevollmächtigte ward zum Vorsitzenden erwählt. 
In der ersten Konferenz (den 3. Juni 1819) ward zunächst folgende all- 
gemeine Erklärung zu Protokoll genommen: 

„Die Kommission, durchdrungen von der Ueberzeugung, dass sie 
nicht berufen sei, neue Grundsätze aufzustellen oder Lokalinteressen zu 
verfechten, sondern dass sich die Sendung darauf beschränke, die durch 
die Wiener Kongressakte ausgesprochenen Bestimmungen auf die Elbe- 
schiffahrt in Anwendung zu bringen, stellt diesem nach als einhelligen 
Beschluss auf, dass die Bestimmungen, welche die Artikel 108—116 der 
Hauptschlussakte des Kongresses enthalten, als Basis und alleinige Richt- 
schnur bei ihren Verhandlungen zu dienen haben, dass sonach der zu 
regulh*ende (luss in seinem Laufe als ein gemeinschaftliches, orgimisches 
Ganzes zu betrachten sei, und dass da, wo über die klare und deuüicbe 
Bestimmung des Kongresses in der Anwendung sidi i^weichende Mei- 
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nung erhebt, die Stimmenmehrheit entscheidend sei, dem dissentirenden 
Mitgliede aber freistehe, sich hierüber nähere Instruktion seines Hofes 
einzuholen, weil die Beschlüsse der Kommission nur alsdann als bindend 
betrachtet werden können, nachdem sie von sämmtlichen Uferstaaten ra- 
tificirt worden; dass endlich da, wo es sich blos um Formalien handelt, 
die majora unbedingt entscheiden." 

Nachträglich gaben hierzu der Preussische und der Hannover- 
sche Bevollmächtigte die Bemerkung zu Protokoll: dass ihnen die Auf- 
stellung des Satzes: „dass der zu regulirende Fluss in seinem Laufe als 
ein gemeinschaftliches, organisches Ganzes zu betrachten sei", zu vor- 
eilig in diesem ersten Protokoll erscheine; es genüge im allgemeinen hier 
der Kongressakte zu erwähnen und anzuführen, dass sie von Art. 108— 
116 die Basis der Verhandlungen sein müsse. 

Als Leitfaden der Verhandlungen ward ein durch Vermittelung des 
Oesterreichischen Hofes von dem ehemaligen Generaldirektor des Rhein- 
Oetroi, Eichhoflf, zu diesem Behufe entworfenes Projekt angenommen. 

Die auf das Zollwesen bezüglichen hauptsächlichen Artikel dieses 
Entwürfe waren folgende: 

Art. 1. Die Bestimmungen, welche in den Art. 108 — 116 der Schluss- 
akte des Wiener Kongresses enthalten sind, sollen gegenwärtiger Konvention 
zur Hauptgrundlage dienen. 

Art. 2. Diesem zufolge soll die Schiffahrt auf der Elbe von da an , wo 
dieser Fluss schiffbar wird, bis an seinen Ausfluss in das Meer, sowol auf- 
als abwärts, völlig frei sein, und rücksichtlich auf den Handel niemand 
untersagt werden können, mit dem Beding jedoch, dass jeder, der sie be- 
treiben will, sich den Anordnungen zu fügen habe, die wegen der Polizei 
auf eine allgemein gleichmässige und dem Handel aller Uferstaaten gleich 
vortheilhafte Art getroffen werden sollen. 

Art. 3. Das für die Erhebung der Gebühren und die Handhabung der 
Polizei zu befolgende System soll für den ganzen Lauf der Elbe ein und 
das nämliche sein, und annebst auch auf diejenigen Nebenflüsse ausgedehnt 
werden, die in ihrem schiffbaren Laufe verschiedene Staaten durchströmen 
und mit der Elbe in Verbindung stehen. 

Art. 4. Der Tarif der Gebühren für die Waarenversendungen auf der 
Elbe soll dergestalt bestimmt werden, dass der ganze Betrag der zu ent- 
richtenden Abgaben , von ... an gerechnet bis an das Meer , die Summe von 
nicht übersteige. 

Die üferstaaten sind bei dieser Bestimmung von dem Grundsatze aus- 
gegangen, den Handel und die Schiffahrt zu beleben, und so wollen sie, dass 
die auf der Schiffahrt lastenden Abgaben vorzüglich zu den Kosten verwen- 
det werden sollen, welche die Unterhaltung der Leinpfade und die Arbeiten 
im Strombette erfordern; zugleich Obernehmen sie die förmliche Verpflich- 
tung, dieselben nicht anders als aus den dringendsten Beweggründen und 
in gemeinschaftlicher Uebereinkunft zu erhöhen, und ebenso wenig zu ge- 

Dte Clbzölle. 2 
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statten, dass die Schiflfahrt mit irgend einer andern Abgabe, unter >Yelcher 
Benennung und unter welchem Vorwande es auch sein könnte, beschwert 
werde, ausser dei\jenigen, welche durch die gegenwärtige Uebereinkuuft ge- 
nehmigt, und durch die darin enthaltenen Tarife bezeichnet und festgestellt 

worden sind. 

Art. 6. Die Erhebung der Gebühren soll in jedem Uferstaate in dessen 
Namen und durch dessen Angestellte dermassen geschehen, dass iler Ge- 
sammtertrag der aufliegenden Abgaben , nach Massgabe der respectiven Strom- 
besitzungen, unter die betheiligten Uferstaaten getheilt werde. Diese Thei- 
lung wird nach dem darüber bolie])ten Modus alle drei Monate durch die 
Generalverwaltungsbehörde gescliehen etc. etc. (Folgen noch Art. 7 — 69.) 

Bei der nach Anleitung dieses Entwurfs begimiendeu Berathuiig ver- 
einigte man sich in der 2. Konferenz (den 18. Juni 1810) zunächst über 
folgende Fassung des ersten Artikels : 

„Die Bestiinmuiigen, welche in den Artikeln 108 bis einschliesslicli 
11(> der Schlussakte des Wiener Kongresses enthalten sind, dienen ge- 
genwärtiger Konvention zur Hauptgrundlagc.*' 

Zu Art. 2 wurde Oesterreichisclierseits beantragt, eine solche Fas- 
sung zu wählen, wodurch dem Misverständnissc vorgebeugt werde, dass 
das Recht der freien Beschiffung der Elbe auch auf die Unteithanen von 
Nichtuferstaaten ausgedehnt werde. Die Mehrzahl der Bevollmächtigten 
schloss sich dieser Ansicht an, wogegen aber Hamburg, unter Zustim- 
mung von Hannover und Mecklenburg, ausdrücklich VerwahruiiK 
einlegte, indem es darauf hinwies, dass nach dem Wortlaut der Wiener 
Kongressakte die Schiffahrt auf dem Eibstrom niemand untersagt wer- 
den könne. 

SclüiessUch wurde für Art. 2 eine Fassung angenommen, welche diese 
Principfrage einstweilen noch auf sich beruhen liess, nämlich wie folgt: 

„Diesem zufolge soll die Schiffahit auf der Elbe, von da an, wo 
dieser Fluss schiffbar wird, bis an seinen Ausfluss in das Meer, sowol 
auf- als abwärts, vöUig frei sein, mit dem Beding jedoch, dass jeder, 
der sie betreiben will, sich den Anordnungen zu fügen habe, die wegen 
der Pohzei auf eine allgemein gleichmässige und dem Verkehr aller Ufer- 
staaten gleich vortheilhafte Art getroffen worden sind.*' 

Es ward übrigens auf Anregung der Hannoverschen Bevollmächtigten 
allseitig anerkannt, dass diese Bestimmungen sich überall nur auf die 
Flussscliiffahrt bezögen (die Seeschiffahrt auf der Unterelbe also dadunii 
nicht berührt werde). 

In Betreff' der Eibzollfrage (zu Art. 3 und 4 d. E.) ward darauf 
in der 3. Konferenz (den 25. Juni 1819) beschlossen: „Es soll vom 
Präsidium ein Ausschuss, bestehend aus drei Mitghedern der Kommis- 
sion, ernannt werden, welcher sich damit zu beschäftigen hat, die auf 
der Elbe bestehenden Wasser-Mauthtaiife zu untersuchen, den höchsten 
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Satz eines jeden einzelne«, sowie solcher im Jahre 1815 bestanden hat, 
auszunütteln und auf einen gemeinschaftlichen Massstab zu reduciren, 
vorher aber die Grundsätze, nach welchen bei dieser Arbeit verfahren 
werden soll, der Kommission zur Genehmigung vorzulegen." 

Zu Mitgliedern dieses Ausschusses wurden die Bevollmächtigten von 
Sachsen, Hannover und Hamburg eniannt. 

Auf den Vorschlag dieses Ausschusses erklärte die Kommission in 
der 5. Konferenz (den 10. Juli 1819) hinsichtlich der anzufertigenden 
Tarifvorlage sich damit einverstanden: 

„1) zur Vermeidung alles zwecklosen Zeitaufwandes die Untersu- 
chung der Tarife auf diejenigen Gegenstände zu beschränken, welche 
nach vieljähriger Erfahrung bei dem Schiifahrtsverkehr auf dem Eibstrom 
in vorzüglichen Quantitäten vorkommen und den bedeutendsten Theil des 
Handels und der Schiffahrt ausmachen; 

2) lllr die Annahme des Gewichts einen allgemeinen Massstab an- 
zunehmen, und zwar den Centner zu 110 Pfund Hamburger Gewicht, und 
alle Gegenstände in Bezug auf bekannte Reduktionstabellen danach zu 
berechnen; 

3) um die allgemeine Uebersicht der Resultate zu erleiclitern, die 
bis dahin erhobenen Wasserzollgebühren auf den Konventionsfuss zu 
reduciren." 

Oesterreich hatte bereits in der 3. Konferenz darauf hin- 
gewiesen, dass, bevor auf weitere Berathung des vorhegenden Entwurfs 
eingegangen werde, über das in Anwendung zu bringende System, ob 
eine Erhebung nach Analogie des Rhein-Octroisystems, oder nicht, eine 
Entscheidung zu treffen sei. Oesterreichischerseits wünsche man das 
Octroisystem auf der Elbe angenommen zu sehen. 

SämmtUche übrige Uferstaaten erklärten sich, wenngleich aus theil- 
weise sehr verschiedenen Motiven, gegen Annahme des Octroisystems. 

Aus den hierüber abgegebenen Erkläi'ungen dürfte Folgendes hervor- 
zuheben sein. 

Der 'Preussische ßevoUmächtigte bemerkte in der G. Konfe- 
renz (den 6. August 1819): die Einführung sei nicht nothwendig, denn 
das Octroisystem werde durch die Wiener Akte nicht vorgeschrieben, 
sondern nur ganz allgemein empfohlen; sie sei nicht räthlich, weil die 
Umstände, die beim Rheinoctroi vorwalten , sich nicht in gleichem Masse 
bei der Elbe auffinden Hessen. 

Hannover sprach sich in derselben Konferenz dahin aus: Die Bestim- 
mungen der Art. 108—116 der Wiener Kongressakte hätten den Zweck, 
die Flussschiffahrt durch Rektificirung der Zolltarife und durch Aufhebung 
lästiger Einrichtungen oder Mängel zu begünstigen. Hannover sei bereit 
diesen Zweck zu befördern und zur Aufhebung wirkUcher Mängel beizu- 
tragen; allein wenn das Mittel zur Erreichung dieses Zwecks die Ein- 

0* 
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führung des proponirten Octroisystems, in Vertheilung und Erhebung der 
Zolleinkünfte nach Uferlängen und einer gemeinschaftlichen Verwaltung 
bestehen solle, so müsse es einer solchen Proposition seine Zustimmung 
versagen. Es sei zwar das ßhein-Octroisystem im IIL Artikel zui- Be- 
rücksichtigung empfolüen, allein diese Empfeldung betreffe blos den 
Tarif und setze ihrer Natur nach voraus, dass ersteres den Lokalver- 
hältnissen angemessen sei. Dieser Fall trete aber auf der Elbe nicht 
ein; denn das Octroisystem, wie solches proponirt worden, würde eine 
völlige und unnöthige Umwälzung aller Rechtsverhältnisse in Beziehung 
auf die Flussschiffahrt auf der Elbe zur Folge haben. Es würden näm- 
lich einestheils Staaten, welche bisher keine Zölle gehabt, dadurch erst 
Antheil an denselben bekonmien, wozu offenbar kein Grund vorhanden 
sei; andere aber, wie namentlich Oest erreich und Sachsen, auf deren 
Flussgebiet bisher ein unbedeutender Verkehr und folglich auch ein ge- 
ringer Zollertrag stattgefunden , vermöge ihrer ausgedehnten Uferstrecken, 
einen weit grossem Antheil an dem gemeinschaflHchen Zollertrage er- 
halten, als sie je für sich gehabt Hannover müsse sich daher gegen 

die Annahme des projektirten Octroisystems auf das bestirmiteste erklären 
und darauf antragen, dass, wenn die jetzigen Tarife unvollkommen, die 
Verwaltung mangelhaft, und es demnach rathsam befunden werden sollte, 
dieserhalb neue Bestimmungen eintreten zu lassen, diese doch in jedem 
Falle so getroffen werden mögen, dass ein jeder durch den neuen Tarif 
denjenigen Ertrag behalte, den derselbe bisher rechtmässig besessen, 
und bei richtiger Anwendung der jetzigen VerzoUungs- Grundsätze mit 
Recht hätte erwarten können. 

Der Dänische Bevollmächtigte erklärte: er sei freilich noch nicht 
mit den nöthigen Instruktionen versehen, glaube jedoch voraus versichern 
zu können, dass seine Regierung sich mit keinem als allgemein nützlich 
anerkannten, von der Majorität der Kommission zu nehmenden Beschluss 
unzufrieden bezeigen werde. 

Das Mecklenburgische Votum ging dahin: die Zollerhebung nach 
den Stromstrecken erscheine der Regiemng nicht passend; auf die übri- 
gen Bestimmungen einer gemeinschaftUchen Verwaltung sei man indess 
bereit, versuchsweise einzugehen, etwa 10 Jahre, jedoch mit dem Vor- 
behalt , wenn der Versuch mit bedeutendem Verlust verbunden sei, nach 
Ablauf dieses Termins die Eibzölle wieder nach Massgabe des früheren 
Zolltarifs erheben zu lassen. 

Der Oesterreichische Bevollmächtigte bemerkte auf die voran- 
gegangenen Erklärungen gegen das Octroisystem, dass bei näherer Prü- 
fung desselben manches Vortheilhafte sich genauer darstellen werde etc., 
dass jedoch andererseits nicht zu verkennen sei, wie die neue Einfüh- 
rung des Octroisystems mit manchen Schwierigkeiten verbunden sein 
würde. Wenn aber im Hannoverschen Votum darauf hingedeutet werde, 
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als ob Oesterreich bei Empfehlung des Octroisystems einen besonderen 
Vortheil für sich beabsichtigt habe, so müsse er sich hiergegen aufs be- 
stimmteste verwahren: 

„Der kaiserliche Hof, weit entfernt, aus diesen Verhandlungen ein« 
Vermehrung, oder auch nur die Beibehaltung seiner bisherigen Zoll- 
revenüen erzielen zu wollen, hat diesen Sinn nicht augenfälhger an den 
Tag legen können, als indem derselbe durch seinen Bevollmächtigten die 
bisherigen Oesterreichischen ElbzoUtarife mit der Erklärung an (Üe Kom- 
mission übergab, sie möge nach ihrem Ermessen über die Beibehaltung 
oder Mässigung der österreichischen Zollsätze verfügen, wie es dem In- 
teresse des Gesammt-Kommerzes und der Schiffahrt fromme. Von die- 
sem Geiste waren alle bisherigen Vorschläge des Oesterreichischen Hofes 
geleitet, und dieselben Gesinnungen, mit stetem Rückblick auf die Sti- 
pulationen des Wiener Kongresses, wird der kaiserl. Hof auch im wei- 
teren Verlauf der Verhandlungen verfolgen." — 

Nachdem die Einführung des vollständigen Octroisystems somit zurück- 
gewiesen war, ward im Uebrigen (in der 7. Konferenz) folgender Be- 
schluss einstimmig angenommen: „dass in der artikelweisen Berathung 
des Eichhoffschen Entwurfs fortgefahren und dabei von der Ansicht aus- 
gegangen werde: 

1) die zu regulirende Schiffahrtsgebühr nach dem Gewichte zu er- 
heben; 2) dass keine materielle Verifikation der Ladungen statthaben 
solle, ausser beim Ein- und Ausladen, dagegen den Fiskus zu sichern 
durch Manifeste, Aiche und Verifikationskontrole; 3) dass, insofern diese 
Massregeln nicht genügen sollten, die Berathung über eine gemeinschaft- 
liche Inspektion vorbehalten bleibe; und 4) dass eine periodische Zusam- 
menkunft der Bevollmächtigten aller Uferstaaten statthaben solle." — 

Die Gebührentarife der verschiedenen bisherigen Eibzollämter waren 
successive eingereicht worden , ohne im Uebrigen zu besonderen Bemer- 
kungen Anlass zu geben. Nur in zwei Fällen zeigten sich in dieser Hin- 
sicht Bedenken und wesentliche Divergenz der Ansichten; einmal, als 
abseifen Hannovers der Brunshauser (Stader) *) Zolltarif nicht mit vor- 
gelegt wurde, und zweitens, als die Preussische Regierung ausser den 
älteren ElbzoUrollen auch die seit dem 1. Jan. 1819 in den östlichen Provin- 
zen der Monarchie eingeführte allgemeine Durchgangsabgabe von 12 gGr. 
per Centner von dem Tarif-Ausschuss mit berücksichtigt wissen wollte. 

Gegen letztere Auffassung erklärten sich die übrigen Uferstaaten 
aufs entschiedenste und wird in mehreren dieser Erklärungen das vor der 
Wiener Kongressakte bestandene rechtliche Verhältniss der Eibzölle klar 



*) Die Verhandlungen über den Bmnshaoser Zoll werden weiter unten im Zu- 
tammenhange für sich erwähnt werden. 
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dargelegt. Es geschieht dies namentlich im Mecklenburgischen Vo- 
tum (in der 14. Konferenz, den 21. September 1819) >^ie folgt: 

„Seit den frühesten Zeiten haben die Elbiiferstaaten, abgesehen 
vom Reichsverbande, in einer fortdauernden Verbindung unter sich ge- 
standen. Die Elbe -Deputationstage 1545 zu Stendal, 1548 und 1549 
zu Jüterbock, 1556 zu Frankfurt a. d. 0., 1571 und 1e590 zu Magde- 
burg, 1662 zu Lenzen, 1669 und 1672 zu Hamburg, endlich 1711 zu 
Lenzen beweisen dies hinlängUch. 

Mit dem Westphälischen Frieden nun geht eine neue Epoche für 
die Elbeschiffahrt an. Sowie der Wiener Kongi*ess Handel und Schiff- 
fahrt auf allen deutschen Strömen neu zu beleben gesucht hat, so auch 
der Westphälische Friedenstraktat. Der Art. 9 desselben sagt: flumini- 
bus quibuscunque sua pristina securitas, jurisdictio et usus, prout ante 
hos motus bellicos a pluribus retro annis fuit, restituantur, et inviola- 
biliter conserventur. 

Der Westphälische Friede war und bUeb für alle Elbuferstüaten bin- 
dendes (iesetz, und verblieb noch bindend, auch nachdem das Römische 
Reich aufgelöst worden. Selbst durch die Wiener Kongressakte ist der 
9. Aiükel des Osnabi-ttckischen Friedens nicht aufgehoben, sondern viel- 
mehr nur aufs vollständigste bestätigt worden. 

Der Gnmdsatz, dass nur die Zollrolleu aus dem Zeiträume vor 
dem 30jährigen Kriege als gültig anzusehen, auch dass solche nicht an- 
ders als mit der Zustimmung aller Uferstaaten geändert werden dürften, 
war seit dem Westphälischen Frieden fortdauenid Grundgesetz bei den 
Verhandlungen der Eibuferstaaten. Die Deputationstage von 1669, 1672 
und 1711 liefern hiervon den vollen Beweis. Das Römische Reich stand 
mit diesen Eibuferstaaten in eigentlich gar keiner Verbindung, und da 
diese Staaten auch nach Aufhebung des Reichsverbandes in gleicher Lage 
gegeneinander verblieben, so war fortwährend bis 1815 der Westphäli- 
sche Friede das Grundge?;etz, wonach die etwanige Frage entschieden 
werden konnte, ob ein ElbzoU überhaupt, oder in der geforderten Höhe 
rechtmässig bezahlt werden könne. Um dies zu entscheiden, kommt 
es nämlich auf die Untersuchung an: Existirte der Zoll schon vor dem 
30jährigen Kriege, so wie er jetzt verfangt wird? oder haben sämmt- 
liche Eibuferstaaten in die neuern Bestimmungen gewilligt? 

Der 111. Art. der Wiener Kongressakte macht hierin auch keine 
Aenderung: La quotit^ de ces droits, qui en aucun cas, ne pourront 
exender ceux existant^ actuellement, bezieht sich doch wohl einzig auf 
diejenigen Zölle, die rechtmässig gefordert werden dürfen und schliesst 
die Untersuchung nicht aus: ob wirklich eine solche Abgabe verlangt 
werden dürfe oder nicht? 

Diese allgemeinen Grundsätze auf die neuen Preussischen ZoUbestim- 
mungen angewendet, so sind bekanntlich 1711 alle Zolltarife der Elbe, 
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Havel und Spree der damaligen Elbeschiffahrts-Kommission officiell von 
dem Preussischen Bevollmächtigten mitgetheilt. Derzeit existirten keine 
,, mannigfaltigen, vermckelten Hebungen'', es gab nur PreUwSsische Elb- 
zolle, die ja auch jetzt noch, weder durch den Ersatzzoll von 1814, noch 
zufolge des Edikts vom 2(). Mai 1818 aufgehoben sind. 

Auch in der Periode von 1711—1813 sind in den Preussischen Staa- 
ten nie andere Abgaben von den Elbschiifen gefordert worden, als die 
schon 1711 bekannten, imd geschah dies etwa wälnend des Krieges von 
1813, so gelangte eine solche neue Einrichtung wol um so weniger zur 
Kenntniss der übrigen Uferstaaten, als überhaupt in dieser stürmischen 
Zeit aller Handel auf der Elbe niederlag. 

Ob ein Zoll rechtmässig oder nicht erhoben wird, kann tiberdem 
nicht von einem oder dem andern Staate entschieden werden, sondern 
es steht nur dem gesammten Elbstaatenvereine die Untersuchung zu, 
und ist insofern daher einer der Hauptgegenstände der gegenwärtigen 
Elbschiffahrts - Kommission. 

Die Entscheidung kann in diesem Fall nicht schwer sein- Hätte 
man Preussischerseits alle einzelnen Abgaben, die früher auf den Elb- 
zöUen erhoben wurden, schwinden lassen, so konnte die Frage entstehen: 
Ist die neue Einrichtung demjenigen angemessen, wozu früher die Be- 
rechtigung war, oder nicht? Nun aber, da beide, die alten und die 
neuen Abgaben verblieben, zu einer Zeit verblieben, wo Durchgangs- 
waaren ganz frei von anderweitigen Innern Zöllen die Preussischen 
Staaten passiren, da ist es unmöglich daran zu zweifeln: dass diese 
doppelte, und mehr als doppelte Last, die man der Handlung und der 
Schiffahrt auf der Elbe aufbürdet, nicht mit Gerechtigkeit gefordert wer- 
den könne." 

Auch in der später (in der 18. Konferenz, den 26. Oktober 1819) 
abgegebenen Hannoverschen Erklärung gegen den vorei-wähnten Preussi- 
schen Anspruch, dass die neu eingeführte allgemeine Durchgangsabgabe 
mit einen Gegenstand des auszumittelnden Status quo ausmache, wirrt 
die rechtliche Basis der bisherigen Eibzölle in ähnlichem Sinne aufgefasst. 
Es heisst darin unter andenn: „Wenn von dem Status quo von 1815 
die Rede ist, so wird dieser als Norm wol nur insofern angeführt wer- 
den können, als dadurch die Quantität derjenigen Abgaben gerechtfer- 
tigt werden soll, welche im Jahre 1815 an Zollstellen erhoben worden 
sind, die Verträge oder das Herkommen bereits geheiligt hatten; es kann 
dieser Status quo aber wol nicht dazu dienen, eine von den interessir- 
ten Uferstaaten überall nicht anerkannte Zollstätte oder Abgabe selbst 
zu rechtfeiügen, d. h. mit andern Worten: der Status quo rechtfertigt 
die einmal anerkannte Abgabe in Quanto, nicht aber die Anordnung 
einer neuern nicht anerkannten." 

In der 20. Konferenz (den 13. November 1819) legte der Kommis- 
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sionsausschuss seinen Bericht über die Elbzollverhältnisse vor. Derselbe 
lautet vollständig, wie folgt: 

„Der Kommissions-Ausschuss, dem im dritten Sitzungsprotokolle vom 
25. Juni d. J. die Untersuchung der auf der Elbe bestehenden Wasser- 
zoll-Tarife und die Ausmittelung des höchsten Satzes eines jeden einzel- 
nen, sowie solcher im Jahre 1815 bestanden, endlich aber die Reduktion 
der einzelnen Zollsätze auf einen gemeinschaftlichen Massstab übertragen 
war, hat sich diesem Geschäfte nach den von ihm früher vorgelegten und 
von der Elbschiffahrts- Kommission genehmigten Grundsätzen unterzogen 
und beeilt sich jetzt, die Resultate seiner Arbeiten in zwei Anlagen ge- 
horsamst zu überreichen, wovon die erste eine tabellarische Uebersicht 
der von den verschiedenen XJferstaaten im Jahre 1815 auf der Elbe er- 
hobenen Schiffahrts- Gebühren und die andern einen freilich nur unvoll- 
kommenen Versuch enthält, nach allgemeinen Grundsätzen den bisher 
von jedem Staate erhobenen Durchschnittssatz pr. Centner auszumitteln *). 

Der grosse Umfang der Arbeit; die Unvollkommenheit der Materia- 
lien; der zum Theil erst verspätete Eingang der Zollrollen; die Ver- 
schiedenheit der Grundsätze, nach welchen auf den einzelnen Zollämtern 
die Erhebung bisher vorgenommen wurde, und die in der Natur der 
Sache oft liegende Unmöglichkeit, manche übUche Erhebungen auf allge- 
meine Giimdsätze zu reduciren und sie übersichtlich darzustellen, haben 
eine firühere Beendigung der obigen Aibeit unmöglich gemacht, und wer- 
den die Mängel entschuldigen, welche eine nähere Prüfung derselben 
vielleicht entdecken möchte. 

Der Ausschuss, indem er sich dieser Arbeit unterzog, ist dabei 

1) nach Anleitung der Vorschrift von dem Gesichtspunkte ausgegan- 
gen, dass nur die eigentlichen Wasserzoll -Tarife einen Gegenstand 
seiner Arbeiten ausmachen können; 

2) dass es seine Pflicht erheische, das Interesse des Fiskus der ver- 
schiedenen Uferstaaten nicht minder wie das des Handels und der 
Schiffahrt zu beachten, und 

3) dass es nothwendig sei, bei seiner Arbeit das künftig einzuführende 
System einer allgemeinen Gewichtsverzollung nicht aus den Augen 
zu verlieren. Aus diesem Grunde ist daher der eigentliche Waaren- 
zoll von den Abgaben, welche auf den Fahrzeugen ruhen oder 
doch dahin am besten zu zählen sein würden, streng gesondert 
und hieraus ergeben sich die beiden Hauptabtheilungen, worin die 
die Schiffahrts -Gebühren umfassende Uebersicht zerfallt. 

Bei der ersten hat man sich, um nicht zu viele Gegenstände 
aufzunehmen, blos auf diejenigen beschränkt, welche sich gegen- 
wärtig am meisten im Handel befinden. 



♦) In dem ans vorliegenden Exemplare des Protokolls fehlen diese Anlagen. 
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Die Zollregister, welche der Grossherzoglich Mecklenburgische Kom- 
missär, und eine 10jährige Uebersicht, welche der Hannoversche Bevoll- 
mächtigte dem Ausschusse mitgetheilt, haben denselben in dieser Aus- 
wahl geleitet, die verschiedenen Gewichte sind auf^Hamburgische Centner 
und die Zollsätze auf Konventionsmünze reducirt. Beim Getreidemass 
hat das Komit^ die in Hamburg üblichen Verhältnisse benutzt, um die 
in den Zollrollen enthaltenen Gemässe auf Centner zurückzuführen; das 
Bauholz ist, soweit es nach den Zollrollen möglich war, zunächst auf 
den kubischen Inhalt von 50 Fuss zurückgeführt und danach sodann die 
bestehenden Zollsätze ausgemittelt; — das Brennholz ist nach Faden be- 
rechnet; — Gregenstände, welche ihrer geringen Qualität wegen nur offen 
verladen werden, wie Steine, Asche u. s. w. haben begreiflicherweise nicht 
mit aufgenommen werden können, es ist aber solches auch um so weniger 
nachtheilig, als sie ohnehin immer einen geringem als den gewöhnlichen 
Durchschnittssatz entrichten werden. 

Was die Abgaben betrifft, welche bisher von Schiffsgefassen und von 
Flossen entrichtet wurden und die mit einer Rekognitionsgebühr, wie sie 
am Ehein besteht, die meiste Aehnlichkeit haben: so bilden solche die 
zweite Unterabtheilung der Schiffahrtsgebühren -Tabelle und zerfallen 
wiederum in 3 Klassen, nämlich: 

a) in Abgaben, welche bei jeder Fahrt, 

b) in solche, welche nur einmal im Jahr, und 

c) in solche, welche nur einmal für allemal entrichtet werden. 

Auf diese Weise hat der Kommissionsausschuss, so weit ihn die 
vorhandenen MateriaUen dazu in den Stand setzten, versucht, in der 
obigen Tabelle eine allgemeine Uebersicht der bisher auf der Elbe erho- 
benen Schiffahi-ts- Gebühren zu liefern. Schwieriger aber ist es ihm ge- 
worden, aus den ihm mitgetheilten Materialien den bisher von jedem 
Staate erhobenen Durchschnittssatz pr. Centner auszumitteln. 

Um dies genau zu erwägen, würde das Komit6 ausser den Zoll- 
sätzen auch die Quantität der Waaren, welche in mehreren Jahren die 
Elbe passirt sind, nothwendig gekannt haben müssen. 

Hierüber sind aber nur von Hannoverscher und Dänischer Seite 
einige Nachweisungen beigebracht, die für alle Uferstaaten als Noim an- 
zunehmen, aus mehreren Gründen bedenklich erschien. Das Komit^ 
hat sich daher darauf beschränken müssen : 

a) aus den auf der Elbe verführten Waaren, mit Ausnahme von Holz 
' und Getreide, worauf die jJlgemeinen Sätze nicht anzuwenden sind, 
diejenigen auszuwählen, wovon die GrossherzogUch Mecklenburgi- 
schen Zollregister und eine Tabelle, die die Hannoverschen und 
Dänischen Kommissäre mitgetheilt, ergeben, dass sie in dem Zeit- 
räume von 10 Jahren zum wenigsten in der Quantität von 3000 
Centner verführt sind; 
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b) diese Gegenstände in der unter 2 beiliegenden Tabelle zugleich 
mit den einzelnen davon erhobenen Zollsätzen zusammen zu tra- 
gen, und 

c) durch Dividirung der Anzahl der Gegenstände in die Totalsumme 
der davon erhobenen Zollsätze einen approximativen Durchschnitts- 
satz für jeden Uferstaat zu bilden. 

Ist nun freilich auf diese Weise kein Resultat hervorgebracht, gegen 
welches nicht einige Einwendungen zu machen wären, so tritt doch das- 
selbe der Wahrheit ziendich nah, wie Vergleichungen, die deshalb mit 
dem Grossherzoghch Mecklenburgischen Zollregister angestellt sind, er- 
geben. Das Komit6 ist daher der Meinung, dass die auf diese Weise 
ausgemittelten Durchschnittssätze bei der künftigen Einführung eines 
Gewichtszolls allerdings benutzt werden können, wobei sich jedoch von 
selbst versteht, dass in Rücksicht solcher Waaren, die einen so hohen 
Zellsatz nicht ertragen würden, eine klassen weise Ermässigung stattfinden 
müsse, üebrigens ergibt das auf diese Weise gefundene Resultat, dass 
bisher blos an Wasserzollgebühren auf der Elbe 35 gGr. Konventions- 
münze pr. Centner erhoben sind; so wie dass verhältnissmässig Sachsen, 
Oesterreich und Anhalt die höchsten Zollsätze erhoben haben. 

Was die von den Fahrzeugen bisher erhobenen Abgaben anlangt, so 
ist es aus den in der Natur der Sache hegenden Gründen unmöglich 
gewesen, deshalb einen allgemeinen Durchschnittssatz auszumitteln. Die 
hierher gehörenden Abgaben werden daher approximativ bei der künftighin 
einzuführenden Rekognitionsgebühr oder Schiffszoll berücksichtigt werden 
müssen. 

Ebenso ist das Komit^ zwar der Meinung, dass die von den 
Schiffsbeamten bisher an mehreren Orten bezogenen Accidentien einen 
Theil des Status quo ausmachen; indessen ist es bei ihrer so verschie- 
denen Natur unmö^ch gewesen, sie auf einen allgemeinen Satz ziulick- 
zuftthren, das Komit^ muss daher die weitern Bestimmungen der Hoch- 
löbl. Kommission anheimstellen. 

SchhessUch bemerkt der Ausschuss noch: 

a) dass in der obigen Nachweisiuig der Brunshauser Zoll nicht mit 
aufgenommen ist, weil daiüber die erforderUchen Tarife fehlen, 
sowie 

b) dass der Hitzacker'sche RepressaUenzoll, welcher von Hannover- 
scher Seite erhoben wird, aus dem Grunde bei der allgemeinen 
Uebei-sicht nicht berücksichtigt ist, weil er nicht die Elbschifeihrt 
im allgemeinen, sondern nur die Preussischen Unterthanen betrifft 
und daher zunächst em Gegenstand sein möchte, über welchen 
sich die Hannoversche Regierung mit der Preussischen Re^erung 
zu einigen haben wird." — 

Bei Vorlage dieses Berichts ward vom Präsidium bemerkt: „Vor- 
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ausgesetzt , dass die Kommission mit Vertrauen auf den gründlichen und 
rechtlichen Fttrgang des Ausschusses bei Eruirung des Maximums der 
gegenwärtigen Gebühren, gegen den ausgemittelten Betrag des von jedem 
üferstaat bezogenen Gefalls nichts zu erinnern findet, wie denn der 
Oesterreichische Bevollmächtigte sich dieser Ausmittelung vertrauend fügt, 
so wird es sich nun darum handeln , von diesem Resultate den bezielten 
Gebrauch zur Anfertigung des neuen Tarifs zu machen. 

Der Artikel 111 führt die 1815 auf der Elbe erhobenen Gebühren 
zwar als Massstab für den künftigen Tarif, jedoch nur in soweit an, 
als deren Maximum in keinem Fall überschritten werden darf, be- 
stimmt aber weiter, dass man, abgesehen von dem eruirten Befunde, 
bei Anfertigung des Tarifs von dem Grundsatze ausgehen soll, den Han- 
del zu ermunteni, indem man die Schiffahit erleichtere. Die Schitt- 
fahrtsgebühr soll also nicht höher sein, als die gegenwärtige ist, sie 
kann und soll al>er niedriger sein, wenn die Ermunterung des Handels 
und die Erleichterung der Schiffahrt dies erfordern sollten, und es ist 
wol keinem Zweifel unterworfen, dass die hohen Kontrahenten bei diesem 
Ausspruche eine Verminderung der bestehenden Gebühren wirklich be- 
zielteu und in dieser Verminderung eine Erleichterung flu- die Schiffahrt 
erkannten. (Jewiss wird man sich auch hier von derselben Ueberzeugung 
durchdrungen fühlen und eine Verminderung der jetzt bestehenden Ge- 
bühren selbst als unerlässlich ei-achten, wenn man einen Blick auf den 
von dem Ausschuss vorgelegten Durchschnittspreis wirft, welcher 1 Thlr. 
11 gGr. 1^3 Pfg. vom Centner der von Hamburg nach Melnick, oder 
stromabwärts bis Hamburg, verschifften Waaren beträgt — ein Zollsatz, 
welcher von einer sehr gi-ossen Menge Waaren unmöglich getragen wer- 
den kann, und folglich den Verkehr derselben gänzlich verhindert, andere 
aber unverhältnissmässig belastet. Daher die zahllosen Klagen des Han- 
delsstandes über die liohen Elbzölle, daher die Klagen der Fabrikanten 
und Producenten der Uferstaaten über die Unmöglichkeit, die Ei-zeug- 
nisse der Natur und Kunst auf diesem Wege zu verführen, daher end- 
lich der auffallende Uebelstand, dass die Fracht auf der Wasserstrasse, 
welche die Natur selbst geschaffen hat, im Verhältnisse kostspieliger ist, 
als die Fracht auf den Landstrassen, welche mit Kunst und Aufwand 
erst erbaut werden mussten. Beispiele sind erlassen, wo die allgemeine 
Stimme jeden Zweifel ausschliesst. 

Wenn man nun als unbestreitbar annimmt, dass Schiffahrt und 
Handel auf der Elbe eine Ermässigung der darauf lastenden Gebühren 
unumgänglich erheische, und dass diese Forderung sich nicht allein auf 
den Pariser Frieden und auf die Stipulattonefl des Wiener Kongresses 
begründe, sondern eine Forderung sei, welche aus der Natur der Sache, 
aus dem wahren eigenen Interesse jedes Uferstaates und aus dem In- 
teresse des Gesammt-Kommerzes unmittelbar hervorgehen , so dürfte nur 
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die Frage sein: wie gross soll die Verminderung sein, nach welchen 
Grundsätzen soll sie vorgenommen werden, und wer soll solche erleiden? 

Hier giebt uns der Wiener Kongress den Weg an die Hand: Toctrüi 
etabli sur le Rhin pourra servir d'une norme approximative. Wenn man 
nun erwägt, dass die Rhein -Octroi für eine Strecke von 100 Meilen von 
Strassburg bis an die holländische Grenze 12 gGr. (2 Francs) aufwärts, 
und 8 gGr. (1 Franc 33 Centimes) abwärts beträgt, dass diese Distanz 
der Schilf baren Strecke der Elbe von Melnick bis ans Meer ungefähr gleich 
sei, dass aber dagegen die im Jahre 1815 erhobenen Elbschiffahrts- Ab- 
gaben den Betrag der Rhein -Octroi um das Doppelte übersteigen, so 
düiAen, um sich der Rhein -Octroi zu nähern, vor allem zu einer Ver- 
minderung der Elbgefälle diejenigen Staaten die Hand bieten und sich 
eine grössere Ermässigung gefallen lassen, deren Zölle nach Verhältniss 
am höchsten sind, dagegen die Eibzölle, welche schon einen niedrigen 
und massigen Tarif haben, wenig oder nach Bestand gar nicht vermindert 
werden könnten. Von dieser Ansicht ausgegangen und zur möglichst 
schonenden Berücksichtigimg des 1815 Bestandenen erlaubt sich Präsi- 
dium den Vorschlag, mit Aufhebung aller bisher bestandenen 
Transito-, Licent-, Accise- oder andern derlei Gebühren künf- 
tighin nach Verhältniss der 1815 bestandenen Erhebungs- 
ämter den Tarif allen Uferstaaten auf den Satz desjenigen 
zurückzuführen, dessen Tarif dermalen der massigste ist. 
Dieser Staat ist Dänemark, welcher auf dem Erhebungsamt Lauenburg 
einen Durchschnittspreis von 7 Pfgn. per Centner erhebt. 

Sollte die Kommission diesem Grundsatz beipflichten , so würde der 
Tarif dergestalt zu reguliren sein, dass jeder Uferstaat für jedes 1815 
auf seinem Territorium gelegene Erhebungsamt vom Centner des Brutto- 
gewichts 7 Pfg. erhöbe, und die auf diese Art sich ergebende Summe 
auf die künftighin beizubehaltenden Aemter nach Massgabe der Distanz 
vertheile. Zwar würde auf diese Art der Tarif immer noch sehr hoch 
und noch immer sehr entfernt bleiben von der uns als norme approxi- 
mative empfohlenen Rhein -Octroi; doch entstünde immer eine für den 
AugenbUck billige Ermässigung ohne Besorgniss , die Revenuen der Ufer- 
staaten zu vermindern, eine Beachtung, die zwar in der Kongressakte 
nicht ausgesprochen ist, aber vielleicht doch rücksichts würdig sein dürfte. 
Ich sage: ohne die Revenuen zu vermindern, denn Jedermann muss sich 
die Ueberzeugung aufdrängen, dass durch Ermässigung des Zollsatzes 
der Handel sich ueubelebt erheben und der Verkehr sich bedeutend ver- 
mehren werde, dass folgUch die grössere Quantität der zu verzollenden 
Gegenstände den geringern Tarif ausgleichen würde. Was nützen den 
Staatskassen hohe Sätze in den Zolltarifen, wenn der Verkehr stockt oder 
sich Societäten bilden, welche sich die Kontrebande zum Gesetze machen, 
und lieber dem Einschwärzer niedrigen als dem Staate hohen Gewinn 
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gönnen? So wie daher durch geringe Schiffahrtsabgabe die Schiffahrt 
lebendiger und rascher in Gang konunen wird, so wird auch a) durch ver- 
mehrte Kontrole die Defraudation merklich vermindert, b) durch die 
Verzollung nach dem Gewicht wird die Entrichtung der Gebühren genauer 
und richtiger erfolgen, und es wird c) durch die Verringerung der Ver- 
waltungskosten bei Vermindening der Erhebungsämter, welche die neue 
Einrichtung möglich macht, eine Ersparung im Staatsschatz möglich; es 
werden mithin die Revenuen der Schiffahrtsgebühren, auf die vorge- 
schlagene Art festgesetzt, wenn nicht vermehrt, doch gewiss nicht ver- 
mindert werden. Möge man sich übrigens bei näherer Prüfung dieses 
Vorschlags überzeugen , dass die Verminderung vorzügHch auf denjenigen 
Stromstrecken statthaben würde, wo bisher wegen der unerschwinglichen 
Abgaben beinahe keine Schiffahrt bestand und wo die Verminderung der- 
selben einen bedeutenden Verkehr auf die Elbe locken wird, sowie es 
sich von selbst versteht, dass der auf diese Art sich ergebende Zollsatz 
nur das Maximum der Gebühren sei, für eine Menge Gegenstände von 
grossem Gewichte und geringem Werth, z. B. Steine, auch hier noch 
eine Ermässigung eintreten dürfte, d. h. so wie auf dem Rhein mehrere 
Klassen von Waaren zu bilden sein würden. 

Dieser Vorschlag, der im Interesse des Handels und der Schiffahrt 
gemacht ist, ohne von den resp. Uferstaaten in der Wirkhchkeit Opfer 
zu erheischen, scheint sich dem Sinn und dem Buchstaben der Kongress- 
akte zu nähern,' und ist durch den Wunsch erzeugt, den gegenwärtigen 
Stand der Gebühren so viel als möglich mit den signirten Stipulationen 
des Kongresses zu vereinigen. 

Nach dieser Erklärung erkläre ich in meiner Eigenschaft als Bevoll- 
mächtigter, dass, obgleich durch die Realisirung dieser Proposition eben 
von Oesterreich die beträchtlichste Verminderung gefordert wird, in- 
dem der ausgemittelte Durchschnittspreis von G gGr. 9^3 Pfg- gegen- 
wärtiger Gebühr bei den drei Böhmischen Erhebungsämtem auf 1 gGr. 
9 Pfg. herabgesetzt werden würde, der kaiserl. Hof doch zum Besten des 
Gesammtkommerzes und zur treuen Erfüllung der beim Wiener Kongress 
eingegangenen und Sr. Majestät theuem Verpflichtung, sich diese Er- 
mässigung ihrer Wassermauthgebühr gefallen lassen wolle, und da keiner 
der übrigen üferstaaten seinen Tarif in diesem namhaften Verhältniss 
herabzusetzen haben würde, auch mit beruhigter Zuversicht erwarte, dass 
die übrigen Uferstaaten sich nicht w^eniger bereitwillig werden finden 
lassen, auch ihrerseits in die durch diesen Vorschlag bezweckte Vermin- 
derung zu willigen, und dies um so mehr, als künftighin die proponirten 
Gebühren vom Bruttogewichte erhoben werden sollen, während solche 
jetzt vom Nettogewichte genommen werden, welches eine Diflferenz von 
12 — 15 Procent macht, und als überdies bei den meisten Uferstaaten, 
z. B. bei Anhalt, »Hannover und Lauenburg, bei Verführung grösserer 
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Quantitäten eine Ennässigung gegen oO Procent der bisherigen Zoll- 
gebühren systemmässig ist, und als endlich nach der zu Protokoll ge- 
gebenen Sächsischen Erklärung auf den altsächsischen sowohl als den 
neupreussischen Erhebungsämtem der ausgesprochene Tarifsatz niemals 
genau erhoben wurde. 

Zwei Punkte erübrigen noch zur Bemerkung: 

Erstens hat das Komite in sein Durchschnitts-Elaborat das Erhebungs- 
amt Stade nicht mit aufzunehmen vermocht, weil der Hannoversche Be- 
vollmächtigte den Tarif dieses Erhebungsamts bisher noch immer nicht der 
Kommission mitgetheilt hatte, indessen hat sich der Ausschuss dadurch 
von seiner Aibeit mit Recht nicht abhalten lassen, da der Stader Zoll 
einzig nur von den aus der See kommenden Gütern erhoben wird. Immer 
aber wird die Kommission vor ihrem definitiven Beschlüsse über gegen- 
wärtige Proposition von den Verhältnissen des Stader Zolls sich unterrich- 
ten müssen, und in dieser Beziehung bringt das Präsidium in Antrag, zur 
Einbringung dieses Tarifs eine bestimmte Frist zu belieben. 

Zweitens, verscliiedene Ufei*staaten erheben ausser der gewöhnlichen 
Abgabe noch einen Zoll, welcher auf den Fahrzeugen lastet, sowie deren 
Scbiffahrtsbeamten gestattet war, eine ßetribution unter dem Namen von 
Accidenzieu zu erheben, welche grösstentheils auch auf dem Fahrzeuge 
lastet. Diese Abgabe wäre nach den Ansichten des Präsidii in eine Art 
von Eekognitionsgebühr zu vei-wandeln, und würde von der Ladungsfahig- 
keit der Fahrzeuge nach dem Aichansclüag zu erheben sein. Die Ait, wie 
diese Gebühr zu reguliren sein wüixle, erfordert eine nähere Prüfung der- 
jenigen Abgaben, die sie ersetzen soll, und es wäre daher der Ausschuss 
anzugehen, sowol liierüber ein Gutachten vorzulegen als auch in Antrag 
zu bringen, von welchen Gegenständen auf der Elbe V4» Vio? V20 Gebühr 
zu entrichten sein würde." 

Die Bevollmächtigten für Preussen, Hannover und Anhalt nahmen 
diesen Präsidialvortrag ad referendum. Dagegen gäben die übrigen üfer- 
staaten sofort folgende Erklärungen ab: 

Dänemark: „Indem der Dänische Kommissarius dem Präsidial- 
antrage, worin der Lauenburgische Tarif als Massstab für einen künftigen 
allgemeinen Elbzolltarif proponirt wird, völlig beistimmt, muss er sich ge- 
gen eine Verminderung des bisherigen Kornzolls für Lauenburg verwahren." 
Mecklenburg: „Mein Hof hat seine gegenwärtige Zollrolle durch den 
12. Artikel des Osnabrückischen Friedens auf fortwährende Zeiten bestätigt 
erhalten, weil Mecklenburg bedeutende Theile seines Landes, namentlich 
die Stadt Wismar, die Insel Poel und das Amt Neukloster nicht durch 
den 30jährigen Krieg verloren, aber nach beendigtem Kriege zum Wohl 
für ganz Deutschland aufgeopfert hat. Die derzeit bestätigte Zollrolle 
besteht noch jetzt ganz unverändert, Kommissarius erwähnt es mit Stola. 

Den Durchschnittspreis von 8 Pfg. für den Centner, wie der Aus- 
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schujsi> solchen für Mecklenburgs ElbzöUe befunden , glaubt mein Hof aucli 
femer erheben zu dürfen, und um so mehr, weil eigene genaue Berech- 
nungen selbst 9 Pfg. für den Centner ergeben haben. Sollten jecfoch sämmt- 
liche Elb-Uferstaaten sich mit 7 Kg. für den Centner begnügen, so hofft 
Kommissarius , dass sein Hof auch dies Opfer eingehen wird, wenn es zum 
Wohl des Handels und der Schiffahrt wirklich nöthig befunden werden 
sollte. Kommissarius muss jedoch noch bemerken, dass er Namens seines 
Hofes nicht ermächtigt ist, in eine Verminderung des bisherigen Kornzolles 
für Mecklenburg zu wilUgen. Es wird dies um so weniger Schwierigkeit 
finden, da das Getreide nicht nach dem Gewicht verzollt wird und der 
obenbemerkte Ginind zu wichtig ist, als dass nicht besondere Rücksicht 
<larauf genommen werden sollte." 

Der Hamburgische Bevolbnächtigte erklärt, „dass er eine Ver- 
minderung der auf der Elbeschiffahrt bestandenen Gebühren als einen der 
wesenthchsten Punkte der Verhandlungen ansehe, und obgleich er eine grös- 
sere Verminderung wie die vorgeschlagene als höchst wünschenswerth für 
den Eibhandel betrachte, so stimme er doch dem Präsidial- Antrage bei." -- 

Nachdem die Verhandlungen vom 29. Dec. 1819 bis zum 2. Mal 1820 
ausgesetzt gewesen waren, gab der Preussi sehe Bevollmächtigte an diesem 
Tage (in der 23. Konferenz) über die Tai'iffrage folgende Erklärmig ab: 

„Die Totalität sämmtlichev Zölle auf der Elbe von Melnick bis Ham- 
burg beträgt nach einer, unter Mitwirkung des Freiherrn von Münch rek- 
tificirten Berechnung 2V3 Thlr. oder 50 gGr. auf den Centner, wovon 
Preussen bis jetzt beinahe 26 V2 gGr. erhebt. 

Die Preussische Regierung überzeugte sich, dass eine fernere Ent- 
richtung so hoher Abgaben weder mit dem Flor des Handels und der 
Schiffahit auf der Elbe, noch mit dem hberalen Sinn des Wiener Vertrages 
vereinbarUch ist. Obgleich daher, bei den immer steigenden Bedürfnissen 
des Staate, jedes, eine Verminderung der Einnahmen nach sich ziehende 
Opfer doppelt empfindlich wird, so ist der BerUner Hof dennoch bereit, 
sich fi-eiwiUig dafür zu erklären, wenn sich die andern Uferstaaten eben- 
falls dazu bereit finden lassen wollen. 

Unter dieser Voraussetzung ist der Preussische Bevollmächtigte er- 
mächtigt worden, der Kommission zu eröffnen: dass er dem obenerwähnten 
Präsidial-Antrage in der 20. Konferenz, soweit derselbe das Preussische 
Interesse betrifil, beitritt, und sich demnach den sehr ermässigten Zollsatz 
von 7 Pfg. per Centner, als künftige Norm gefallen lassen will. Ei* muss 
jedoch darauf bestehen, dass ausser den 15 mal 7 Pfennigen, welche für 
die 15 zm- Berechnung gekommenen Preussischen Zollstätten hiemach künf- 
tig zu erheben sein würden, dem Preussischen Staate noch eine Zulage 
als Ersatz für diejenigen Entschädigungen zu erheben überlassen werde, 
welche diejenigen Privat-ZoUberechtigten in Anspruch nehmen, und selbst 
vor Gericht gegen den Fiskus geltend machen können, deren Hebungen 
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in den Berechnungen der Dresdener Kommission nicht berücksichtigt wor- 
den sind, piese Zulage würde nach dem Antrage des Preussischen Be- 
vollmächtigten sehr massig ausfallen, und in der Totalität nur 3 Pfg. per 
Centner betragen, dergestalt, dass der Preussische Antheil an dem Ganzen 
der ElbzöUe sich auf 9 gGr. per Centner filr die Folge ermässigen würde. 
Vorausgesetzt daher, dass die übrigen Uferstaaten sich zu einer gleich- 
massigen Berücksichtigung des Handels und der Schiffahrt bereitwillig 
erklären, so würde der Betrag der ganzen Zollgefälle auf der Elbe für 

33 Zollstätten zu 7 Pfg., und für die unberechnet gebliebenen Preussischen 
Privatzölle mit 3 Pfg., überhaupt künftig 19V2 g^r. betragen, und Preussen 
davon für seinen Antheil 9 gGr. oder %3 beziehen; ein Satz, welcher dem 
Verhältniss seiner Uferlänge, seines jetzigen Besitzstandes des Abgaben- 
satzes und der jetzigen Anzahl seiner Zollstätten vollkommen entspricht. 

Der Preussische Bevollmächtigte glaubt sich der angenehmen Hoffnung 
überlassen zu können, dass die betreffenden Uferstaaten auch ihrerseits 
gern verhältnissmässige Opfer bringen werden und sieht darüber einer 
baldgefälligen Erklärung entgegen." 

Die Sächsische Erklärung ging dahin: 7 Pfg. für jedes der 9 Säch- 
sischen Erhebungsämter gerechnet, \\ürde der gesammte Zollbetrag 5 gGr. 
3 Pfg. per Centner ausmachen, welcher auf die beizubehaltende mindere Zahl 
der Erhebungsämter zu vertheilen sein würde. Der Sächsische Hof sei 
bereit, dem geschehenen Vorschlage in diesem Masse beizutreten und werde, 
da der Sächsische Zollbetrag nach der zeitherigen Erhebung 8 gGr. 2 Pfg. 
ausmache, Sächsischerseits dadurch ein verhältnissmässig sehr bedeutender 
Nachlass zugestanden. 

Die Hannoversche Erklärung über den künftigen ElbzoUtarif er- 
folgte sehr verspätet, nämlich erst in der 31. Konferenz am 17. Okt. 1820, 
also elf Monate nach Vorlegung des Ausschuss-Berichtes. Dieselbe enthält 
eine umständliche Darlegung, wie die Hannoversche Regierung die Bestim- 
mungen in Artikel 108—116 der Wiener Akte auffasst und über die frühere 
Hannoversche ElbzoU-Erhebung. Zur Erläuterung der ganzen folgenden 
Entwickelung des ElbzoUwesens ist dies Votum von wesentücher Bedeutung 
und es ist also von Interesse, dasselbe näher kennen zu lernen. Es 
lautete dahin: 

„Als die Wiener Kongressakte die bekannten Bestimmungen 

über die Flussschiffahrt traf, ging sie unstreitig von dem Gesichtspunkte 
aus, dem Handel und der National-Industrie durch diese ihnen von der 
Natur angewiesenen Kommunikationswege neue Belebung und einen erhöhten 
Flor zu verschaffen. Sie sprach daher eine allgemeine Freiheit der Schiff- 
fahrt in Beziehung auf den Handel aus, und verordnete, dass die Haupt- 
hindernisse, die sich bisher der Benutzung der Ströme entgegengestellt 
hatten , auf eine freisinnige Weise durch gemeinschaftliche Berathung der 
interessirten Uferstaaten gehoben werden sollten. Sie konnte aber und 
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wollte bestimmt nicht den Handel und die Schiffahrt auf Kosten wohl- 
erworbener Rechte heben, und indem sie ein Unrecht sanktionirte, 
die Basis alles volksthümlichen Glücks, nämlich den Rechtszustand, zu 
Gunsten einzelner Stände der menschlichen Gesellschaft in seinen Grund- 
festen erschüttern. Darum ist denn auch im 3. Art. nur die Bestimmung 
enthalten, dass die bisherigen Wasserzölle auf keinen Fall erhöhet werden 
sollen; dadurch aber allein ist ihre eventuelle Beibehaltung wenigstens in 
rechtlicher Beziehung sanktionirt worden. Wie man daher auch die Kon- 
gressakte in dieser Beziehung auszulegen bemühet sein möge, so wird man 
doch nie aus ihrem Buchstaben allein, eine absolute, rechtliche Verbind- 
lichkeit zu einer Verminderung der bisherigen Zollgefälle erblicken können. 
Was in dieser Hinsicht geschieht, ist vielmehr als ein freiwilliges und nrit 
Dank anzuerkennendes Opfer von Seiten derjenigen, die solches bringen, 
zu empfangen. Auch liegt selbst in dem Zusätze der approximativen Norm 
der Rhein-Octroi keineswegs eine Verpflichtung zu einer Verminderung 
der bisherigen Zollgefälle. Schon der Ausdruck ,,pourra'' beweiset, dass 
diese Verminderung mehr den liberalen Gesinnungen der Uferstaaten an- 
heimgestellt als ihnen zu einer rechtlichen Verpflichtung gemacht ist. 

Wenn nun, wie eben gezeigt worden, eine absolute rechtliche Noth- 
wendigkeit zu einer Verminderung der bisherigen Zollgefälle aus dem Buch- 
staben der Kongressakte nicht abgeleitet werden kann, so würde sich doch 
vielleicht eine solche in anderer Hinsicht darstellen, und nach dem hbe- 
ralen Geiste der Kongressakte anerkannt werden müssen, sobald die bis- 
herigen Zolltarife so hoch wären, dass der Handel und die Schiffahrt sie 
nicht ertragen könnten und daher eine Erleichterung erforderten. 

Der Oesterreichische Präsidial-Vortrag nimmt letzteres als ausgemacht 
an und begründet seine Behauptung auf die angebliche Notorietät; auf 
die allgememen Klagen des Handels und Schifferstandes ; auf die anderen 
der Fabrikanten und Producenten der Uferstaaten über die Unmöglichkeit, 
die Erzeugnisse der Natur und Kunst auf diesem Wege zu verführen; 
und besonders darauf, dass sogar die Landfracht im Verhältnisse wohl- 
feiler als die Schiffsfracht sein soll. 

Wäre dem so, so würde der Hannoversche Bevollmächtigte der erste 
sein, welcher den Präsidial-Vortrag aufs lebhafteste unterstützte; aber dem 
ist nicht so. Mögen immer einige solcher Klagen, besonders zur Zeit als 
der erhöhete Preussische Transito-ZoU hinzugekommen war, verlautet sein; 
denn wann wird nicht hier und da eine Klage laut! gehört es doch zum 
Naturbedürfniss mancher Stände, so lange über die Höhe der Abgaben 
zu klagen, bis man dadurch ihre Verminderung erreicht hat; daher wol 
nicht inmier der zureichende Grund, bestimmt aber der Vortheil des an- 
haltenden Klagens als notorisch angenommen werden kann, und darum 
auch nie aus den Augen verloren werden wird. 

Wenn aber von einer notorischen Allgemeinheit der Klagen über die 
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hohen Zolltarife au der Elbe die Hede ist, und darin besonders der VerfdH 
der Industrie, des Handels und der Schiffahrt gesucht wird, so erklärt 
der Hannoversche Bevollmächtigte hiermit diese Behauptung geradezu für 
unrichtig. Der beste Beweis vom Gegentheil liegt wo! darin, dass nie 
der Handel und die Schiffahrt auf der niedem Elbe mehr geblühet haben 
als gerade jetzt, ungeachtet dort noch alle älteren Zölle bestehen, und 
sogar in der letzteren Zeit die Preussische Transito-Abgabe hinzugekommen 
ist. Im vergangenen Jahre sind an den Hannoverschen Zollstellen zwischen 
2000—3000 SchiflFe passirt, eine Anzahl, welche selbst die der blühendsten 
Jahre des Handels und der Schiffahrt an der Elbe nicht übersteigt. Wo 
solche Thatsachen sprechen, da bedarf es wahrHch nicht einer Ermun- 
terung der Schiffahrt durch Verminderung der Zollgefälle. Es sind aber 
auch nie Klagen an der niedem Elbe über die Höhe der Zollabgaben ge- 
führt worden; denn die Uferstaaten erheben dort sämmüich nur einen 
geringen Zoll, wie dies die hiesigen Komite- Arbeiten ergeben und soldies 
der Oesterreichische Präsidial-Vortrag selbst nicht in Abrede stellt. Anders 
soll es sich freilich an der oberen Elbe, d. h. an der Strecke, die sich 
von Magdeburg bis Böhmen zieht, verhalten; auch ist es erwiesen, dass 
bisher besonders die Oesterreichischen und Sächsischen Wasserzölle unter 
allen bestehenden verhältnissmässig die höchsten waren. Soll daher ein- 
mal eine Verminderung der Zollgefalle für nothwendig erachtet werden, so 
würde es biUig sein, diese gerade hier zuerst beginnen zu lassen, um auf 
diese Weise wenigstens die Schiffahrt an der oberen Elbe mit der an der 
niedern gleich zu stellen und sie, die es am meisten bedürfen soll, zu 
heben.'^ 

Im weitern Verfolg des Hannoverschen Votums wird dann nachzuwei- 
sen versucht, dass die Gründe des Verfalls der Elbschiffahit vorwiegend 
in anderen Umständen lägen als in den hohen Zöllen, nämlich in dem 
Monopol der Schiffergilden zwischen Magdeburg und Böhmen, in den 
Stapel- und Umschlagsrechten mehrerer Oerter, den Versandungen des 
Flussbettes, der Seichtigkeit des Fuhrwassers zur Sommerzeit, der Schlech- 
tigkeit der Fahrzeuge und Unkenntuiss der Schiffer, und besonders noch 
in dem Umstände, dass Leipzig durch seine grossen Kapitalien den Handel 
an sich ziehe. Solche Artikel, welche den höchsten ZoU-Dmchschnittssatz 
nicht tragen könnten, seien in die beabsichtigten niedrigeren Gebühren- 
klassen zu setzen, allein es sei thöricht, „die Kolonialprodukte und die 
Industrieprodukte fremder Nationen auf eine ganz ausser Verhältnißs 
seiende Weise zu erleichtem und nicht von ihrem Verkehr denjenigen 
Nutzen für die Zollkassen zu ziehen, welcher sich mit dem Flor des Handels 
im allgemeinen vertrage." Handelskonjunkturen übten weit grösseren Ein- 
liuss auf die Versendung der Waaren als die Erhöhung oder Verminderung 
der Zollgefalle. — Selbst aber angenommen, dass der Flor des Handels 
ein Opfer an Zollgefällen erheische, so könne dies mit Gerechtigkeit nur 
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von deiyenigen Uferstaaten gefordert werden, welche entweder in der letzten 
Zeit ihre Zolltarife am meisten erhöht hätten oder die bei der neuen 
Ordnung der Dinge in Beziehung auf Handel und Schiffahrt am meisten 
gewinnen würden. Beides treffe für Hannover nicht zu. 

Hannover könne nur den Status quo vom Jahre 1815 als die einzig 
biUige Basis für die Regulirung der künftigen Zollgefalle anerkennen und 
sidi eine allgemeine Gewichtsverzollung nur dann gefallen lassen, wenn der 
neue Tarifsa^ einen Ersatz für den bisherigen Tarif gewähren würde. Dies sei 
bei dem Vorschlage des Ausschusses nicht der FjJl. Die von diesem ge- 
lieferte Ausmittelung des im Jahre 1815 bestandenen höchsten Zoll-Durch- 
schnittsatzes sei keine zuverlässige Basis, indem dabei nicht die gehörige 
Eücksicht genommen sei auf das Verhältniss der Quantitäten der verschie- 
denen Waaren, welche während eines gewissen Zeitraums eine jede Zoll- 
stätte passirt sind. Erst wenn man diese kenne und mit den einzelnen 
Zollsätzen vergleiche, könne man genau beurtheilen, ob der Zollsatz im 
Durchschnitt hoch oder niedrig war. Eine auf diese Weise veranstaltete 
Ausmittelung habe ergeben, dass ein Durchschnittszoll, durch welchen die 
bisherigen Hannoverschen Eibzölle ersetzt werden könnten, für jede der 
drei Zdlstellen bei der Auffahrt 11 "A* Pfg. und bei der Niederfahrt 87« Tfe- 
Konventionsmünze vom Brutto-Centner Hamburger Gewicht ergebe, und un- 
ter Hinzurechnung der mit erhobenen sonstigen Accidenzien, welche nicht 
sowol auf den Fahrzeugen, als auf den Waaren ruhten, respective 1 gür. 
"As Pfe- ^^d 9% Pfg. Konventiousmünze per Centner. Wenn für jedes Zoll- 
amt eine Reduktion des Normalzollsatzes auf 7 Pfg. p. Ctn. beantragt werde, 
welcher an sich schon so uofverhältnissmässig geringe Zollsatz für eine 
Menge Gegenstände, und nam^tlich für das Getreide, noch ausserdem bis 
Äuf V4» Vioi Vao der ursprünglichen Gebühr herabgesetzt werden solle, 
80 werde Hannover diesem Antrage seine Zustimmung niemals geben. 

Ungeachtet aller vorei-wähnten Gründe sei Hannover aber dennoch 
bereit, «verhältnissmässige Opfer der allgemeinen deutschen Nationalsache, 
sowie den ausgesprochenen Wünschen der übrigen Uferstaaten zu bringen», 
und zwar in folgender Weise : sich für jede der drei Zollstellen zu Schnacken- 
böig, Hitzacker und Bleckede mit einer Abgabe von 10 Pfg. per Centnor 
Bowd in der Auf- als Niederfahrt zu begnügen und die Ermässigung dieses 
IJormalsatzes auf"/*? Vio und Vao für die in frühern Verhandlungen der 
Kommission hierzu vorgeschlagenen Gegenstände sich gefallen zu lassen. 

Der Anhaltsche Bevollmächtigte erklärte: Anhaltscher Seits sdman 
zu der beantragten Herabsetzung der Wasserzölle auf 7 Pfg. v(mi Centner 
für jede bisherige Zollstätte bereitwillig einverstanden, unter der ausdrück- 
äehen Voraussetzung und Bedingung, dass die sämmtlichen auf der Elbe 
nach Anhaltecben Orten kommenden und aus Anhalt abfahrenden Trans- 
porte ausser obigedacfaten 7 Pfg. durchaus keine andere Abgabe, weder ;an 
Transite-, noch Verbrauchssteuer, noch wie sie sonst genannt werden 

3* 
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möge, unterworfen seien, und endlich dass die erwähnte Herabsetzung 
von allen Uferstaaten einmtithig beliebt werde. 

In der 32. Konferenz (d. 7. Nov. 1820) gab nachträglich der Me ckl en- 
burgische Bevollmächtigte ebenfalls ein ausführliches Votum über die 
Tariffrage zu Protokoll, welches frühere Erklärungen wesentlich modificirte, 
was aber im Eingange näher motivirt wurde, wie folgt: 

„Nach dem 5. Artikel des Pariser Friedensinstruments vom 30. Mai 
1814, sowie nach den Wiener Kongressbeschlüssen und besonders nach 
den hiesigen Verhandlungen konnte lange nicht ein Zweifel darüber auf- 
kommen, dass es die gemeinsame Absicht sei, das Rhein-Octroisystem, 
mehr oder minder modificirt, auf die Elbe anzuwenden; die Hinweisungen 
der Kougress-Schlussakte, der vom verehrlichen Präsidium proponhte Leit- 
faden und die demzufolge genommenen Beschlüsse, in Beihalt der kom- 
missarischen Vollmachten, veranlassten sehr natürlich Voraussetzungen, die 
in dem Vorbilde des Rheins und dem günstigen Gange des dortigen, ge- 
wiss nicht unbedeutendem Verkehrs keineswegs eine Widerlegung fanden 
und die ein lebendiger Patriotismus jenen grossen Bestimmungen für das 
Gemeinwohl, an welchen unser Zeitalter reich ist, so gern anreihte; — es 
ist an sich nicht zu bestreiten, dass ein absoluter, übereinstimmen- 
der Wille sie hätte realisiren können. 

Der Rechtsbestand jener kommissarischen Beschlüsse bleibe immer 
hier unerörtert, allein wenn die neuerliche Verneinung desselben unerwartet 
war, so führte sie natürlich auch auf rechtliche Erwägungen zurück, die 
man sonst wol jenen hohem Ansichten untergeordnet hätte, zumal ein 
(mit Achtung anerkannter) Gemeingeist hoher Liberalität vorwaltete imd 
alle Erörterungen des Rechtsstandes überflüssig zu machen schien. Meck- 
lenburg hatte immer, so uneigennützig als redlich, am Altar des Vater- 
landes geopfert und geblutet, und wo es das Gemeinwohl galt, war sein 
erhabenes Fürstenhaus, Gefahr und Verderben nicht scheuend, entschlossen 
vorangegangen, auch hier wollte es wahrlich nicht zurückbleiben. — 

Es liegt jedoch vor, wie nun ruhige, nicht übereilte Untersuchungen 
und Prüfungen, allgemach den Zweck der Kommission gestalteten; — 
fem sei jede Beurtheilung der vorgetretenen Rücksichten, vielmehr wird 
von Mecklenburg bereitwillig anerkannt, was auf dem Rechte jedes Staats 
bemht, was Gesinnungen der Billigkeit diktirten, und was aus hoher Li- 
beralität dargeboten wurde. Aber damit ist auch die Bemerkung nicht 
im Widerspruch: dass Mecklenburg auf seinem individuellen Standpunkt 
des Rechts und der Billigkeit keinem der übrigen Interessenten gleich 
zu stellen ist." 

Es wird hierauf der rechtliche Ursprung der Mecklenburgischen Elb- 
zölle geschichtlich entwickelt, wie vom Regensburger Reichstage unterm 
21. Juli 1546 dem Herzog von Mecklenburg, in Anbetracht der im Kriege 
gegen Dänemark gebrachten Opfer, eine Erhöhung seiner ElbzöUe zu- 



Digitized by 



Google 



2. Abschnitt L Dresdener ElbeschifGahrts-Kommiseion. 1819—1821. 37 

gesichert worden und wie später im Westphälischen Frieden, als Entschä- 
digung für die im allgemeinen Interesse gemachten Gebietsabtretungen 
an Schweden, Mecklenburg die Eibzölle für immer bestätigt worden, welche 
Bestätigung dann später wiederholt vom Kaiser bekräftigt worden sei. 
Mecklenburg habe wol ganz allein (unter allen Uferstaaten) seit 1623, 
ohne Beachtung der Einbussen durch Verminderung des Geldwerthes und 
andere Veränderungen , nicht die mindeste Ueberschreitung seiner Rolle 
unternommen, vielmehr, um seine Loyalität dem geringsten Zweifel zu 
entnehmen, manche daneben bestehenden Hebungen nebst dem Boitzen- 
burger Stapeh^cht aufgegeben. „Wenn dessenungeachtet ihm nun neue 
Opfer in gleichem Masse mit andern Staaten angesonnen werden, 
so dürfe man billig fragen: wäre das Resultat nicht ganz anders, wenn 
Mecklenburg in allen direkten und indirekten Zollerhöhungen mit andern 

Staaten gleichen Schritt gehalten hätte?" 

„Jetzt bleibt Mecklenburg nur folgende decidirte Erklärung übrig: 

1. M. wird hier überall nicht auf Verzichtuugen und Veränderungen 
seiner Rechte sich einlassen, wenn nicht zugleich alle Wiener Beschlüsse 
für die Flussschiffahrt realisirt werden. 

2. Kommt eine Konvention zu Stande, so wird M. (die bekannten 
Nebenerhebungen in der künftigen Rekognitionsgebülu- vorbehaltlich) einen 
Gewichtszollsatz von zweimal 8 Pfg. per Centner, mit allen proponirten 
Abstufungen, — zu nicht geringer Einbusse — sich gefallen lassen, wenn 
gegen den rechtlichen Vorbehalt seines KomzoUs, als alleinige Ausnahme, 
nichts eingewendet wird; es reservirt sich jJle Kompetenz und weitere 
behufige Erklärung auch für den Fall, dass die Unrichtigkeit der betreflfen- 
den Komit^beit sich bestätigt. 

3. M. wird selbst mit 7 Pfg. per Centner dann hinuntergehen, wenn 
man etwa erweist, dass dies für den Verkehr absolut noth wendig sei. 
Es wird 

4. auch eine Modifikation seines KomzoUs dann zugestehen, wenn 
ein annehmliches, sicheres und vollständiges Aequivalent dafür eintritt, 
weswegen denn eventuaUter gefallige Vorschläge gern erwogen werden 
sollen. 

5. Die eigene Revision aUer Schiffsladungen reservirt sich M. nun 
ganz uneingeschränkt.^* — 

Der Mecklenburgische Bevollmächtigte sprach bei diesem Anlass auch 
über die weitere und schliessliche praktische Behandlung der Tariffrage 
noch seine Ansicht im allgemeinen freimüthig dahin aus: „der Zeitverlauf 
werde die Schwierigkeiten und Bedenken immer noch mehren und sie un- 
übersteiglich häufen, kurz: auf dem jetzigen Behandlungswege und so 
lange das kleinste Detail gleichzeitig reguliii; werden solle, könne die 
Kommission zwar noch Jahre lang fortarbeiten, werde aber nie eine Ver- 
einbarung zu Stande bringen. Um den weisen Absichten der hohen Re- 
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gienmgen und den Erwartungen des Handelsstandes zu entsprechen, sei 
das beste Mittel, dass die Angelegenheit nur jetzt noch so ergriffen werde, 
wie sie vorUegt, um mit vorwaltender Billigkeit das, was jeder zugestehen 
kann, in Grundlage der Kongressakte aneinander zu ordnen; um, mit 
allgemeinen Grundlagen zufrieden, das ünwesenttichere, die Zierden und 
den Schmuck des Werks, mit allen mögüchen Verbesserungen der prak- 
tischen Prüfung und reifere Erfahrungen und den darauf gebauten Be- 
schlüssen einer künftigen Revisionskommission vorzubehalten, — um end- 
lich weitere Begünstigungen von der fernere Liberaütät und Grossmuth 
der h(>hen Regierungen ruhig und vertrauend zu erwarten." 

Die Kommission ging in der folgenden (33.) Konferenz (d, 12. Dec. 
1820) auf diesen Vorschfeig ein und vereinigte sich zu folgendem Beschluss: 
„Ein Komit^ zu eraennen, welches sich damit zu beschäftigen habe, die 
resp. Erklärengen der Uferstaaten über den künftig auf der Elbe einzu- 
führenden Tarif zu untersuchen, zu vergleichen und zusammenzustellen 
und der Kommission das Resultat ihrer Arbeiten sowol, wie die darauf 
zu begründenden Vorschläge vorzulegen; bei dieser Gelegenhdt aber 
mögUchst genau zu untersuchen, wie gross die Quantität der Abgaben 
gewesen, welche im Jahre 1815 wirklich auf der Schiffahrt gdastet 
haben, damit bei der definitiven Festsetzung des künftigen Tarifs venme- 
den werde, bei einer anscheinenden Verminderang in der Wirklichkdt 
eine Erhöhung der Abgaben zu verursachen." 

Zu Mitgliedere dieses Komit^ wiu-den bestimmt die BevollmächtigteB 
von Preussen, Sachsen, Mecklenburg und Hamburg. 

In der 35. Konferenz (d. 30. Jan. 1821) wurde der Bericht dieses 
Komit^ vorgelegt und in der darauf folgenden (36.) Konferenz (d. 13. Febr.) 
darüber, wie folgt, abgestimmt: 

Oesterreich erklärt sich mit dem für den Böhmischen Theil der 
Elbe in Vorschlag gebrachten Satz von 1 gGr. 9 Pfg. KonventionsmünÄe 
einverstanden. 

Preussen acceptirt den für dasselbe proponirten Tarifsatz von 13 gGr. 
und verspricht dagegen den Magdeburger Stapel und den bisherigen 
TransitozoU aufzuheben und sämmtliche Privat -Zollberechtigte an der 
Preussischen Elbe, deren Erhebungen künftig ohne Unterschied aufhören, 
allein zu entschädigen. 

Sachsen lässt sich den für den Sächsischen Thal der Elbe aus- 
gemittdten Satz von 5 gGr. 3 Pfg. ebenfalls gefaUen. 

Hannover erklärt, von seiner Fordereng von 30 Pfg. nicht abgehen 
zu können. 

Dänemark erklärt, mit 7 Pfg. sich nicht begnügen zu können, wenn 
dabei die Aufhebung des KornzoUs vorausgesetzt werde* 

Mecklenburg findet in der Ausmittelung von 8 ?tg, (für jede seiner 
beiden Zollstellen) keinen Ersatz für den Kornzoll. 
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Anhalt acceptirt den für die Anhaltschen Zollstellen vorgeschlagenen 
Satz von 2 gGr. 8 Pfg., unter den früher zu Protokoll gegebenen Be- 
dingungen. 

Hamburg: „Es ist sehr zu beklagen, dass vorgekommene 

Ergebnisse es nicht zulassen wollen , die frühere Erwartung wegen bedeu- 
tender Erleichterung des Elbhandels ganz erfüllt zu sehen, und muss es 
demnach vor der Hand genügen, im allgemeinen eine Verminderung der 
Abgaben gegen frühere Erhebungen eintreten zu sehen. Indem es bei gegen- 
wärtig dargestellten Verhältnissen am gerathensten scheint, der von dem 
Komit^ proponirten Ausmittelung beizupflichten , bleibt, beider von vielen 
Seiten erprobten Willfährigkeit, immer für das mehr Erwünschte die Aus- 
sicht offen, bei femer zu ^machenden nützlichen Erfahnmgen dem Ziele 
fortschreitender Ennässigung näher zu kommen." 

Die Kommission vereinigte sich hierauf zu folgenden Beschlüssen: 

I. „Da der Hannoversche Bevollmächtigte erklärte, sein Hof sei 
bereit, mittels des Zollsatzes von 2 gGr. 6 Pfg. auf jede anderweitige Ent- 
schädigung für bisher erhobene Accidenzien zu verzichten und in seiner 
Erklärung zum Protokoll der 31. Konferenz den Betrag dieser Accidenzien 
auf circa 4 Pfg. vom Centner angegeben habe, dagegen das Komit^ vor- 
schlägt, diese Accidenzien bei Festsetzung der Rekognitionsgebühr zu 
beachten und den Waarenzoll für Hannover auf 2 gGr. 2 Pfg. zu be- 
stimmen, so waltet im wesentlichen keine Verschiedenheit ob, und die 
Kommission glaubt daher, für Hannover den Zollsatz von 2 gGr. 6 Pfg. 
in der Art annehmen zu können, dass bei Regulirung der Rekogni- 
tionsgebühr der Hannoversche Bevollmächtigte darin die beabsichtigte 
Entschädigung für die Accidenzien finde. Den Hannoverschen Repressa- 
lienzoll sieht die Kommission nach der in der 31. Konferenz enthaltenen 
Erklärung Hannovers um so mehr als aufgehoben an, als für die Folge 
die Ven^nlassung zu dieser Repressalie aufhört, und überhaupt kein ge- 
meinschaftliches Abkommen für die künftig bestehenden Eibzölle gedacht 
werden könnte, wenn einzelne Uferstaaten sich separirte Zollerhebungen 
vorbehalten sollten. 

Der von neuem durch die Bevollmächtigten von Dänemark und 
Mecklenburg in Anrege gebrachte hohe Getreidezoll kann als im Wider- 
spruch mit der durch die Kongressakte beabsichtigten Einförmigkeit des 
Tarifs und der Absicht, den Verkehr mit den Produkten des Bodens 
und den ersten Lebensbedürfnissen zu erleichtern, künftig nicht mehr er- 
hoben werden, jedoch ist die Kommission nicht abgeneigt, die dadurch 
nothwendig verminderte Einnahme dieser Staaten bei dem Haupttarif- 
satze zu berücksichtigen; sie glaubt jedoch die Ansicht des Komit6, 
nämlich dass in dem Zollsatz von 7 Pfg. per Centner vom Brutto-Ge- 
vicht für Dänemark eine hinreichende Entschädigung liege, um so mehr 
theilen zu müssen, als nach der in Lauenburg bisher üblichen Erhebungs- 
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art dadurch eine Vermehrung des Tarifs von mehr als 16 Procent ent- 
steht und nach der Lauenburgischen Zollrolle der hohe Komzoll weder 
von den Preussischen noch den Hamburgischen Schiffen gefordert wird, 
welche wegen des Magdeburger Stapels bisher in der Regel allein 
die Niederelbe befahren durften. Auch muss die Kommission ebenfalls 
die Ansicht des Komit^ in Bezug auf Mecklenburg so lange theilen, 
bis der Mecklenburgische Bevollmächtigte die Kommission überzeugt 
haben wird , dass in dem Zollsatz von 1 gGr. 4 Pfg. per Brutto-Centner 
für den durch Aufhebung des hohen Getreidezolls entstehenden Verlust 
kein hinlänglicher Ersatz liege. In letzterm Falle aber wird sich die 
Kommission einer der Billigkeit angemessenen Berücksichtigung durch 
Erhöhung des Hauptzollsatzes nicht entziehen." 

n. „Sollte die Erfahrung eine Herabsetzung des demnächst für den 
ganzen Lauf der Elbe zu fixirenden Tarifsatzes zur Beförderung des 
Handels und der Schiffahrt als wünschenswerth darstellen, oder gar bei 
einzelnen dem Komit^- Vorschlag nicht beigetretenen Staaten sich eine 
Erhöhung des jetzt bestehenden Zollsatzes zeigen, da die anerkannte 
Unzulänglichkeit der Berechnungen, worauf derselbe begründet ist, die 
Möglichkeit eines solchen Falls nicht ausschliesst, so bleibt es der Re- 
visionskommission vorbehalten, eine Ermässigung sowol im Ganzen als 
für den Tarif einzelner Staaten zu bewirken, und es lässt sich in dieser 
Beziehung ein bereitwilliges Entgegenkommen der Uferstaaten voraussetzen." 

Nachdem hierauf in der 37. Konferenz (den 16. Febr. 1821) Däne- 
mark und Mecklenburg aufs neue erklärt hatten, bei Wegfall des 
bisherigen hohen Getreidezolls auf den Komit^-Vorschlag nicht eingehen 
zu können, vereinigte sich die Kommission schliessUch zu nachstehender 
Erklärung: 

„Die Kommission habe zwar den Wunsch geäussert, dass sich alle 
Uferstaaten mit dem konciliatorischen, mit triftigen Gründen unterstützten 
Vorschlag des Komit^ vereinigen möchten, da jedoch die Bevollmächtigten 
von Dänemark und Mecklenburg durch die Annahme desselben einen zu 
grossen und unverhältnissmässigen Verlust in den Revenuen ihrer Zoll- 
kassen befürchten, und Dänemark nur mittelst 8 Pfg. und Mecklenburg 
1 gGr. 8 Pfg. als höchsten Tarifsatz auf gedachten hohen Getreidezoll ver- 
zichten zu können glauben, so nehme die Kommission diese Zollsätze, und 
zwar für Mecklenburg mit dem durch das Komit^ ausgemittelten Satz 
von 1 gGr. 4 Pfg. und einem provisorischen Zuschlag von 4 Pfg., und für 
Dänemark mit 7 Pfg. und einem provisorischen Zuschlag von 1 Pfg. an, 
mit dem in der vorigen Konferenz bereits im allgemeinen beschlossenen 
Vorbehalt, nämlich, wenn die Revisionskommission durch die Erfahrung 
die Sätze zu hoch finden sollte, sie eine geeignete Herabsetzung der- 
selben verordnen werde, und mit dem weitem Vorbehalt, dass, wenn 
durch die sich aus diesen Sätzen ergebende Kasseneinnahme sich eine 
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anrechtmässige Vergrösserung derselben gegen vorher zeigen sollte, die 
betreffenden zwei Uferstaaten sich zur Zurückzahlung des Mehrbezogenen 
Terstehen wtlrden, indem die Kommission zwar den Uferstaaten ihre recht- 
mässigen Bevenüen, so viel thunlich ist, erhalten will, dagegen aber nie 
gestatten kann, dass mittelst des auf diese Art festgesetzten Tarifs eine 
unrechtmässige Vermehrung derselben hervorgebracht werde."*) — 

Die Regulirung der von den Schiffen zu erhebenden sogenannten Re- 
kognitionsgebühren fand, nachdem der eigentliche Eibzolltarif für die 
Waaren endlich vereinbart war, keine erhebliche Schwierigkeiten, indem 
die Regierungen hierbei allerseits das Bedürfniss massiger Ansätze aner- 
kannten und im allgemeinen ein demgemässes williges Entgegenkommen 
an den Tag legten. **) — 

In Bezug auf die materielle Verifikation der Ladungen zur Verhütung 
von Defrauden kamen im Verlauf der Verhandlungen verschiedene Vor- 
schläge und mannigfache Bedenken zur ausführlichen Erörterung. Zu- 
nächst wurde beantragt, eine solche Verifikation nur beim Einladen und 
Ausladen stattfinden zu lassen (7. Konferenz), in Verbindung mit An- 
stellung gemeinschaftlicher Inspektoren ; allein dieser Plan musste selbst- 
verständlich aufgegeben werden, nachdem von der Einführung eines 
Octroisystems gänzlich Abstand genommen war. Man vereinigte sich in 
der 39. Konferenz (d. 16. Mai 1821) schliesslich dahin, jedem Uferstaat 
zwar das Recht der eigenen einmaligen materiellen Verifikation vorzu- 
behalten, dass jedoch in Erwägung der grossen Belästigung, welche für 
Handel und Schiffahrt daraus entstehen würde, wenn alle Staaten dieses 
Recht bei jedem Fahrzeuge ausüben wollten, Sachsen, Hannover, Däne- 
mark und Mecklenburg durch eine für eine bestimmte Reihe Jahre 
zu schliessende Specialübereinkunft auf die materielle Verifikation bei 
ihren eigenen Zollämtern, den Fall eines gegründeten Verdachts ausge- 
nommen, für alle diejenigen Schiffe verzichten wollten, welche eines der 
beiden Preussischen Aemter Wittenberge oder Mühlberg passiren, und 
schloss sich demnach der an diesen beiden Oertem vorzunehmenden 
Preussischen Verifikation an. — 



In Betreff des sogenannten Esslinger Zolls ward in der 40. Konl'erenz 
(d. 20. März 1821) nachstehende Hamburgische Erklärung abgegeben: 
in Folge des rechtlichen Ursprungs dieser Abgabe sei dieselbe von den Se- 
naten von Lübeck und Hamburg als ein gemeinschaftlich angehöriger ElbzoU 
bei ihrem Hause in Esslingen erhoben. Seit mehreren Jahren sei indessen 



*) Den in Folge aller dieser Verhandlung schliesslich festgestellten Elbzolltarif 
sehe man unten in den abgedruckten betreffenden Artikeln und Anlagen der Elb- 
scfaifiahrtsakte. 

♦♦) Man sehe unten (Seite 57) die Anlage der Eibakte. 
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diese Abgabe, unbeschadet de$ uFSprönglichen Beehts, nicht allein zur 
Erleichterung der Schiffahrt und Bequemlichkeit d^ Schiffer nach Ham- 
burg verlegt, sondern auch dahin verändert und verdnfacht worden, dass 
die Abgabe jetzt nur 4 Schilling Eourant per Schiffslast von 4000 Pfd. 
Brutto nach Lastenzahl und m geringes Schreibeg^d betrage. 

Die Kommission fasste hierauf den Beschluss: 

„Da der Zoll, von dem in vorstehender Erklärung die Rede ist, nach 
den vom Hamburgischen Bevollmächtigten nachträglich mündlich gege- 
benen Erläuterungen nur diejenigen Schiffe trWt, welche stromaufwärts 
aus dem Hafen der Stadt Hamburg abfahren, dagegen von vor- 
beifahrenden, in den Hafen dieser Stadt nicht einlaufenden Fahrzeugen 
nicht gefordert wird, so gehöre diese Abgabe weder zu dem festzusetzen- 
den Zolltarif noch zu der BekogniÜonsgebühr.^' 



Ueber die bei der Elbeschiffahrts-Kommission vorgekommenen Ver- 
handlungen über den Brunshauser oder Stader Zoll findet man 
nachstehend eine kurze Uebei^sicht. 

In der 4. Konferenz (d. 29. Juni 1819) erklärte der Hannoversche 
Bevollmächtigte: Was den Brunshauser Zoll anlangt, so sei er nur 
im allgemeinen autorisirt zu erklären, dass derselbe blos vom Seegut 
und von Seeschiffen erhoben werde, daher er als ein SeezoU keinen 
Gegenstand der hiesigen Verhandlungen ausmachen könne. 

Hierauf ward abseiten Hamburgs in der 6. Konferenz (d. 6. Aug. 
1819) erwiedert: der Brunshauser Zoll werde nicht an der See, sondern 
an der Elbe erhoben und da die Wiener Kongressakte sich sehr be- 
stimmt über die Regulirung des ganzen Flusses ausgesprochen habe, und 
alle Schiffahrt auf diesem Flusse, sie komme, woher sie wolle, immer 
Flussschiffalirt bleibe, so könne darüber wol nur Eine Meinung sein: 
dass, wenn der grosse Zweck einer allgemein gesetzlich freien Strom- 
schiffahrt erreicht werden soll, von Ausnahmen nicht die Rede sein dürfe. 

Die Kommission beschloss: der zur Bearbeitung des Elbetarifs be- 
stellte Ausschuss habe von diesen Erklänmgen Gebrauch zu machen, 
übrigens werde vorbehalten, in die vom Hamburgischen Bevollmächtigten 
gegebene Erörterung einzugehen, bis wohin sich auch der Hannoversche 
Bevollmächtigte seine Gegenerklärung vorbehält. 

Diese Erklärung erfolgte in der 21. Konferenz (d. 16. Nov. 1819) 
und ging im wesentlichen dahin: der Brunshauser oder Stader Zoll 
werde ganz allein von Schiffen oder Gütern entrichtet, welche über See 
gekommen sind. Frei von demselben seien alle Flussschiffe und Güter, 
die erweislich nicht über See gekommen; desgleichen alle Schiffe und 
Güter jeder Art, welche aus der Elbe nach der See gehen; nidit minder 
aus einem besondem Privilegio alle aus der See kommenden Hamburger 
Schiffe, von dasigen Bürgern geführt, sowie in diesem Falle die darin 



Digitized by 



Google 



3. Absobnitt. L Dreedener filbeschiffahrts -Kommission. 1819-1821. 43 

befindlidien Güter, welche alieiniges Hgent^um Hamburger dasdbst 
wohnende Bürger sind. Der Zall könne dalier, obgleich nicht an der 
Mündung der Elbe belegen, mit Redit ein Seezoll genannt werden. Die 
Wiener Kongressakte aber habe in den §§. 108—116 lediglich die Regu- 
iimng der Flnssschiffahrt und die Aufhebung der derselben entgegen- 
stehenden Hindernisse zum Gegenstande; von der Seesdiifiiahrt und den 
Bähten der Staaten in Bezug auf dieselbe rede sie überall nicht. Man 
kSnne dieserhalb auch auf die Verhandlungen wegen der Bheinsdüfiahrt 
Bezug nehmen, wo die Rechte des Niederländischen Gouvernements in 
Beziehung auf die Seeschiffahrt als von den Bestimmungen der Wiener 
Kongressakte unabhängig anerkannt seien. 

Hierzu komme nodi, dass die Uferstaaten, wenigstens die oberhalb 
Hamburg belegenen, überall kern direktes Interesse am Brunshauser Zoll 
hätten, welches sie berechtigen könnte, ane Einmischung in die Verhält- 
nisse desselben zu verlangen* Dass übrigens ein blos indirektes In- 
teresse die höher belegenen Uferstaaten berechtigen könne, eine solche 
bei frühem Konferenzen über die Elbschiffabrt (namentlich der im Jahre 
1669 zu Hamburg abgehaltenen) nicht stattgefundene Einmischung gegen- 
wärtig zu begehren, werde nicht behauptet werden mögen, denn eines- 
theils habe der künftige dritte Besitzer einer bereits verzollten Waare 
kdn Recht, sich über dasjenige zu beschweren, was der vorherige Eigen- 
thümer zu erlegen verpflichtet gewesen; und anderntheils würde die Be- 
rücksichtigung eines solchen indirekten Interesses zu weit fuhren, da 
dieses nicht blos bei den Eibuferstaaten, sondern allenfalls bei einem 
grossen Theil von Europa sich würde nachweisen lassen. 

Hierauf Oesterreich: „Ohne in das Detail der vom Hannoverschen 
Bevollmächtigten vorgetragenen Erklärung einzugehen und die einzelnen 
Gründe derselben zu beleuchten, glaubt derOesterreichische Bevollmächtigte 
nur die zwei Hauptmomente dieser Deklaration ausheben zu sollen, „als 
gehöre der Brunshauser Zoll nicht vor die Kompetenz dieser Kommission 
. and als bringe die Nichteinbeziehung desselben in die Elbekonvention den 
Elbttferstaaten und dem Handel im allgemeinen keinen NachtheiL 

Vor die Kompetenz dieser Kommission gehört alles, was die Wiener 
Kongressakte der Stromschiffiahrts-Kommission zuweiset, d. i. de regier d'un 
conomnn accord tout ce gut a rapport ä la navigation. Abgesehen von 
diesem allgemeinen Grundsatze, so wurden in besonderm Bezug auf die 
Elbe, die beim Wiener Kongress anwesenden Hannoverschen bevollmäch- 
tigten Minister zur 12. Konferenz des Komit^ for freie Flussschiffahrt in 
der Art eingeladen, um ihre Meinung über die Anwendung der allge^ 
meinen Grundsätze auf die Elbe auszusprechen. Wäre die Ansicht Han- 
novers dan^ils die gewesen, dass der Brunshauser Zoll nicht unter die 
Stronaschiffahrtsgegenstände gehöre, so würde dies wahrscheinlich damals 
eridärt worden sein. Die Erklärung beschränkt sich aber darauf: que 
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quant au Hanovre, ils ne se croyaient point autoris^ ä consentir ä la 
dimimUion du droit de p^age ä Bnmshausen qui pourrait r^sulter du 
changement de tanf et de mode de perception sans que sur Tun et Fautre 
il ne soit accord^ une juste indemnit^. 

Nachdem nun Hannover damals nicht die Kompetenz der Schiff- 
fahrtskommission über den Brunshauser Zoll bestritten, sondern Mos 
gegen die Verminderung dieses GefäUs durch das damalige Wiener 
Schiffahrts-Komit6 sich erklärt hatte, die gegenwärtige Elbschiffahrts- 
kommission aber ohnehin nicht die Absicht hat, in Bezug auf den Tarif 
überhaupt, die Rheinoctroi, wie dies vielleicht beim Wiener Kongress 
besorgt wurde, auf die Elbe zu übertragen, nachdem die Kommission 
femer in ihrem bisherigen Vorgange bewiesen hat, wie sehr selbe, bei 
besserer Einrichtung der Elbschiffahrtsverhältnisse, den Statum quo nach 
Thunlichkeit zu achten wisse, so lässt sich von den bekannten loyalen 
Gesinnungen der Hannoverschen Regierung mit beruhigter Zuversicht 
erwarten, sie werde der Kommission diesen Tarif um so weniger vorent- 
halten, als das Interesse aller Uferstaaten und des Händeis es fordert, 
dass der Stader Zoll in Zukunft nicht nach Willkür geändert werde, 
indem alle VerfÜgimgen, welche die Kommission zur Erleichterung der 
Schiffahrt von Melnick bis Hamburg trifft, illusorisch würden, wenn hinter 
Hamburg ein willkürlich erhobener Zoll die hier gebrachten Opfer ver- 
nichten könnte." 

Preussen erklärt sich mit der vom Oesterrelchischen Bevollmädi- 
tigten geäusserten Ansicht vollkommen einverstanden. — Sachsen eben- 
falls. — Dänemark: wie Oesterreich. — Mecklenburg: gleichfaUs. — 
Anhalt: gleichfalls. — Hamburg: ebenfalls. — Hierauf erwiederte Han- 
nover: „Es folge gerade aus dem 108. Art. der Wiener Kongressakte, 
welche sich nicht auf die Schiffahrt im allgemeinen, sondern ausdrück- 
lich sich nur auf die Flussschiffahrt beziehe, — dass sich die Kompetenz 
der hohen Schiffahrts- Kommission nur auf diese und nicht auf die See- 
schiffahrt und damit in Verbindung stehende Institute erstrecken könne. 

Wenn übrigens die Hannoverschen Abgesandten am Wiener Kon- 
gress erklärt hätten, dass sie in eine Verminderung des Brunshauser 
Zolltarifs, die aus einer Veränderung der Erhebungsweise entstehen 
könne, nicht einzuwilligen berechtigt seien, so folge zwar daraus, dass 
sie gegen alle künftigen deshalb entstehenden Kontestationen im voraus 
sich hätten verwahren wollen. Es könne aber daraus keineswegs eine 
vorläufige Verzichtleistung auf alle aus der Natur der Sache und ans 
der ganzen Fassung der Kongressakte hervorgehenden Gründe, womit ein 
solcher Nachtheil abgewandt werden könne, abgeleitet werden. Sei es 
doch bei allen Rechtsstreitigkeiten und auch bei andern Verhandlungen 
üblich, dass man bis zum Abschluss derselben mit aUen dafür sprechenden 
Gründen vertheidigen könne, ohne dass aus einer nicht gleichzeitigen 
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AnftUinmg derselben ein Verzicht auf die angeführten Gründe abgenom- 
men werden möge. Namentlich sei nach bekannten rechtlichen Grund- 
sätzen der Mangel der Kompetenz ein Punkt, der in allen Instanzen 
eines Processes zur Sprache gebracht und von richterlichen Amtswegen 
supplirt werden müsse; mehr aber werde auch hier von Hannoverscher 
Seite nicht in Anspruch genommen, ungeachtet es sich dabei nicht sowol 
um processualische Förmlichkeiten, als um die Abschliessung einer Kon- 
vention handele, die in den meisten Punkten auf dem freiwilligen Ueber- 
einkommen der Uferstaaten beruhe, und wovon nur die Hauptgrundzüge 
durch die Wiener Kongressakte als unabänderUche Norm vorgeschrieben 
seien. Was also in dieser Konvention nicht ausdrücklich vorgeschrieben 
sei, darüber müsse man hier sich erst einigen, und deshalb könnten auch 
Induktionen, die auf dem blossen Stillschweigen der hohen Paciscenten 
in Wien bei Gelegenheit der Kongressverhandlungen beruheten, sobald 
ihnen nicht der ausdrilckliche Buchstabe der Kongressakte zur Seite 
stehe, [nie] etwas beweisen, am wenigsten aber eine vorgebliche Verzicht- 
leistung auf solche Gründe darthun, die im ganzen Geist und in der 
Abfassung der Kongressakte lägen und darum eben d^ in Anspruch 
genommenen Rechten seines allerhöchsten Hofes zur Seite stünden« 

Ebenso könne der Hannoversche Kommissair sich nicht davon über- 
zeugen, dass ein direktes Interesse der Eibuferstaaten bei Regulirung der 
Brunshauser Zollverhältnisse vorwalte, und beziehe er sich deshalb auf 
seine soeben verlesene Deklaration; dagegen aber gebe er zwar zu, dass 
allerdings ein indirektes Interesse, sowol dabei als bei vielen andern, 
den Handel und die SchifiEahrt betreffenden Gegenständen von Seiten 
der Eibuferstaaten obwalten möge, indessen scheine ein solches indi- 
rektes Interesse, das durch keine gesetzliche Gründe unterstützt sei, 
offenbar unzureichend, um darauf ein Recht für die Eibuferstaaten zur 
Mitregulirung der Brunshauser Zollverhältnisse zu begründen. 

Um jedoch selbst bei diesen abweichenden Ansichten in der Haupt- 
sache, den übrigen Eibuferstaaten die Ueberzeugung zu verschaffen, dass 
seinen allerhöchsten Hof bei diesem Verfahren keine andern Gründe 
leiteten, als nur die einem jeden Staate unbezweifelt zustehende Befug- 
niss, sein gutes Recht zu vertheidigen, und dass Hannover weit 
davon entfernt sei, durch eine künftige willkürliche Erhöhung des Bruns- 
hauser Zolltarifs, die Arbeiten der hiesigen Kommission illusorisch zu 
machen, so sei der Hannoversche Bevollmächtigte von seinem Hofe aus- 
drücklich zu der Erklärung bevollmächtigt: „dass Hannover bereit sei, 
den Tarif des Brunshauser Zolls der hiesigen Kommission zur Nachricht 
vorzulegen und damit die Versicherung zu verknüpfen, dass derselbe, 
sofern eine Veränderung der Fustagen und Gebinde eine blosse Dekla- 
ration der VerzoUungsprincipien nicht erforderlich mache, nicht willkür- 
lich und nicht anders als im Einverständniss mit den dabei interessirten 
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Staaten, und namentlich der Stadt Hamburg, verända*t oder erbäbt wer- 
den solle." — 

Auf Vorschlag des Präsidenten vereinigte sich die Kommission 
zu folgendem Beschluss: 

,,Ohne den Ansichten, welche der Hannoversche Bevollmächtigte 
entwickelt hat, bmustimmen, erwailet die Kommission die Mittheikmg 
dieses Tarifs, und nimmt die Ei^lärung, dass derselbe ohne Zustimmung 
der üferstaaten nicht erhöht wei-den solle, mit Dank an." — 

Dieser Beschlnss war am 16. November 1819 ge&sst worden und 
bis zum 20. Februar 1821 kam in der Stader Zollangelegenheit bei 
der Kommis^on nichts vor. Am letztgenannten Tage, m der 38. Kon- 
ferenz, ward der Hannoversche Bevollmächtige an die Vorlegung der 
^Zolirolle von Stade oder Bnunshausen geaahnt, worauf dersdbe aus- 
weichend antwortete, er sehe zuvor der Erklärung der Kommis^on ent- 
gegen, ob sie durch sein früherhin gegebenes Versprechen gegenwärtig 
zufrieden gestellt sei, denn nur aus dieser vorläufigen Erklärung könne 
er eine Veranlassung n^men, „der Kommission den Brunsfaausa* ZoU^ 
tarif zur Nachridit mitzutheilm oder sich an sein früher gegebenes Ver- 
sprechen, in Beziehung auf die Nichterhohimg desselb^, weiter getmnden 
zu halten." — 

,,Uebrigens nimmt der Hannoversche Bevollmächtigte keinen Aa- 
stand, bei dieser Gelegenheit wiederholt zu erklären, dass sein Hof nidit 
gesonnen ist, m den bisherigen VerhäUnissai des Brunshauser Zolls, in- 
sofern sie auf anerkannten Beehten der dabei interessirtan Üferstaaten 
und namentlich der Stadt Hamburg beruhen, einseitige und willkürliche 
Veränderungen eintreten zu. lassen. Insofern jedoch die Anspräche der 
obigen üferstaaten von Seiten Hannovers bisher bestritten sind, amse 
er sich seine Hechte reserviren, wobei es sich jedoch von selbst ver- 
steht, dass sein Hof immer gern bereit sein wird, die bisherigen Difie- 
renzpunkte mit den dabei interessirten Uferstaaten durch besondere Ne- 
goziation und ein gegenseitiges freundschaftlic^s Entgegenkommen zu 
schlichten, und etwaigen Beschwerden, insofern ^ gegründet sein s<dlten, 
unverzüglich abzuhelfen." 

Der Dänische BevoUmächtigte behidt sich sein definitives Votum 
bis zur versprochenen Vorlage des TadfiB voar. 

Der Hamburgische BevdUmächtigte beleuchtete aufs neue die Ver- 
hältnisse des Stader Zolls in einer der Hannoverschen AnffiBissm^ &ktr 
gegengesetzten Weise, und erklärte schliesslich „mit dem inni^stai 
Bedauern, dass auch hier in dieser wicht^(en Angelegenheit k^ £rf<^ 
der Bestrebungen herbeigeführt werden könne, dass die Sache jetzt, 
namentlich in Bezug auf jene Gerechtsame der Stadt Hamburg, so wie 
sie liegt, verbleiben müsse, um den aiDgeiO^en Wünsdien entspre^eod, 
auf die am kürzesten fördernde Weise wieder aufgen(»nmen zu werden, 
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und überlässt sich derselbe im Vertrauen auf die Zusagen des Hannover- 
schen BevoUmächtigten der hotoungsvoDsten Erwartung, dass solche 
Bauleitungen werden getroffen werden, wodurch das lang ersehnte Ziel 
eines von Kontestationen und Uugewissheit befreiten Verfahrens zur Be- 
firiedigung der betheiligten Regierungen und zum allgemeinen Wohl des 
handelnden Pubhliums erreicht werden könne." 

DieBevoUmächtigten von Oesterreich,Preussen, Sachsen, Meck- 
lenburg und Anhalt vereinigten sich hierauf zu dem Beschluss: — 
„sie erklärten sich durch das Hannoverscher Seits gegebene Versprechen, 
den Brunshanser Zolltarif der hier versammelten Kommission zur Nach- 
richt vorlegen und denselben ohne Zustimmung der dabei interessirten 
Staaten, und namentlich der Stadt Hamburg, nicht verändern oder er- 
höhen zu wollen, zufriedengestellt, und sehen der unverzüglichen Vor- 
legung des Tarifs jetzt entgegen." 

Uebrigens musste man aus der Abstimmung des Hamburgischen 
Bevollmächtigten Anlass nehmen, zu bemerken, dass ob zwar durch 
obigen Beschluss dieser Gegenstand bei der Eibkommission voll- 
kommen abgethan sei und folglich die in dem Dänischen Voto vorbe- 
haltene definitive Erklärung von der Kommission nicht weiter ange- 
nommen werden könne, es dem Haimoversch«n Bevollmächtigten doch 
gefiOlig sein wolle, bei seinem Hofe den bakiigeai Zusammentritt von Be- 
vollmächtigten der betreffenden Uferstaaten zu bewirken, um die allenfaUs 
wegen Eiiiebuög des Brunshanser Zolls obwaltenden Differenzen freund- 
schaftlich auszugleichen. -^ Der Hannoversche Bevollmächtigte erklärte 
sich hierzu bereit. 

In der 44. Konferenz (d. 23. Juni 1823) bei Unterzeichnung der Elb- 
schifiahrtsakte erneuerten Dänemark und Hamburg ihre frühem Vor- 
behalte, letzteres unter ausdrücklidier Bezugnahme auf den Stader Re- 
cess vom Jahre 1691 und die diesem Vertrage angefügte Eibzolltaxe, 
„als worauf die Zollerhebung beruhet und welche als gültiges Gesetz zu 
betrachten ist." 

Worauf der Hannoversche Bevollmächtigte wiederum seinerseits er- 
klärte: der Brunshanser Zolltarif solle vor Ratifikation der Elbschiffahrts- 
akte den übrigen Uferstaaten mitgetheilt werden. Die von Dänemark 
und Hamburg aus altem Verträgen und Observanzen in Anspruch ge- 
nommenen Bedite könnte Hannoverscher Seits nur insofern anerkannt 
werden, als solches bisher gegcheben. — 

Die Mittheilung des Brunshanser Zolltarifs erfolgte nicht fillher als 
in der zum Austausch der Batifikationsurkunden gehaltenen Zusammen- 
kimft zu Dreaden, «m 12. Dec. 1821. 
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IL Elbsohifeahrtsakte. 

Geschlossen und unterzeichnet in Dresden, am 23. Juni 1821. 

„Nachdem die Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 die allgemei- 
nen Grundsätze ausgesprochen hat, nach welchen die Schifiiahrt auf den 
Strömen geordnet werden soll, so haben die Staaten, deren Gebiet die 
Elbe in ihrem schiffbaren Laufe trennt oder durchströmt, beseelt von 
dem Wunsche, die dadurch dem Handel und der Schiffahrt zugesicher- 
ten Vortheile und Erleichterungen baldmöglichst ins Leben zu rufen, den 
Zusammentritt einer Konmüssion in Dresden veranlasst, um in gemein- 
schaftlicher Uebereinkunft die für die Schiffahrt auf der Elbe nöthigen 
Bestimmungen zu treffen. 

Zu diesem Zweck hat 

Se. Majestät der Kaiser von Oesterreich etc. etc. 

[folgt die Aufführung sämmtlicher Illhuferstaaten nebst den Namen der Bevollmächtigen] 

ZU bevollmächtigten Kommissarien ernannt, welche, nach Auswechselung 
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, über fol- 
gende Bestimmungen übereingekommen sind. 

Art. 1. Die Schiffahrt auf dem Eibstrome soll von da an, wo dieser 
Fluss schiffbar wird, bis in die offene See, und umgekehrt, aus der offenen 
See (sowol auf- als abwärts), in Bezug auf den Handel völlig frei sein. 

Jedoch bleibt die Schiffahrt von einem Uferstaate zu dem andern (cabo- 
tage) auf dem ganzen Strome ausschliessend den Unterthanen derselben vor- 
behalten. 

Niemand darf sich dagegen den Vorschriften entziehen , welche für Handel 
und Schiffahrt in gegenwärtiger Konvention enthalten sind. 

Art. 2. Alle ausschliesslichen Berechtigungen, Frachtfahrt auf der Elbe 
ZU treiben, oder aus solchen Privilegien hervorgegangenen Begünstigungen, 
welche. Schiffergildcn oder andern Korporationen und Individuen bisher zuge- 
standen haben möchten, sind hiermit gänzlich aufgehoben, und es sollen der- 
gleichen Berechtigungen auch in Zukunft niemandem ertheilt werden. 

Auf Fähren und andere Anstalten zur Ueberfahrt von einem Ufer zum 
gegentlberliegenden bezieht sich jedoch die allgemeine Schiffahrtsordnung nicht 

Ebenso wenig auf diejenigen Schiffer und ihr Gewerbe, deren Fahrt sich 
blos auf das Gebiet ihres eigenen Landesherrn beschränkt, und die vermöge 
der Schiffahrtspolizei, welche jeder Staat nach Massgabe seiner Hoheit Ober 
den Strom ausübt, allein unter der Obrigkeit des Landes stehen, wo sie ihr 
Gewerbe treiben. 

Art. 3. Alle bisher an der Elbe bestandenen Stapel- und Zwang- 
Umschlags-Rechte sind hierdurch ohne Ausnahme für immer aufgehoben, und 
es kann aus diesem Grunde künftig kein Schiffer gezwungen werden, den Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Vertrags zuwider, gegen seinen Willen aus- 
oder umzuladen. 
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Art. 4. Die Ausübung der Eibschiffahrt ist einem Jeden gestattet, 
welcher, mit geeigneten Fahrzeugen versehen, von seiner Landesobrigkeit 
nach vorhergegangener Prüfung hierzu die Erlaubniss erhalten hat. 

Jede Regierung wird die nöthigen Massregeln ergreifen, um sich der 
Fähigkeit derjenigen zu versichern, welchen sie die Elbschiffahrt gestattet. 
Der Erlaubnissschein (das Patent), der hierüber dem Schiffer von seiner 
Landesobrigkeit durch die hierzu verordneten Behörden ausgefertigt wird, 
gibt ihm das Recht, auf der ganzen Strecke von Melnick bis in die offene 
See, und aus der offenen See bis Melnick, die Schiffahrt auszuüben; sowie 
es sich von selbst versteht, dass Schiffer und Schiffe, welche aus der Elbe 
ins Meer oder zurück fahren, diejenigen Eigenschaften haben müssen, welche 
zo Seefahrten erforderlich sind. 

Der Staat allein, auf dessen Gebiet ein Schiffer wohnt, hat das Recht, 
das ihm einmal ertheilte Schifferpatent wieder einzuziehen. 

Diese Bestimmung schliesst aber das Recht anderer Staaten nicht aus, 
den Schiffer, der eines auf ihrem Gebiet begangenen Vergehens beschuldigt 
wird, falls sie seiner habhaft werden, oder sie sonst eine Strafe an ihm voll- 
strecken können, zur Verantwortung und Strafe zu ziehen, auch nach Be- 
schaffenheit der Umstände bei der Behörde zu veranlassen, dass sein Patent 
eingezogen werde. 

Art. 5. Die Frachtpreise und alle übrigen Bedingungen des Transports 
beruhen lediglich auf der freien üebereinkunft des Schiffers und des Versen- 
ders oder dessen Kommittenten, und sollen von Zeit zu Zeit durch den Druck 
bekannt gemacht werden. 

Art. 6. Zwei oder mehrere Handelsstädte können unter sich Rang- und 
Beurthfahrten errichten, das heisst: mit einer beliebigen Anzahl Schiffer, die 
sie zu ihrem wechselseitigen Verkehr für nöthig erachten , Verträge auf eine 
bestimmte Zeit abschliessen , hierin die Frachtpreise, die Zeit der Abfahrt 
und Ankunft und andere in ihrem Interesse liegende, mit denen landesherr- 
lichen Gesetzen und der gegenwärtigen Konvention nicht im Widerspruche 
stehende Bedingungen feststellen. Dergleichen Verträge sind jedoch nach 
erfolgter Genehmigung der betreffenden Regierungen zur Kenntniss des Publi- 
kums zu bringen. 

Art. 7. Sämmtliche bisher auf der Elbe bestandene Zollabgaben, sowie 
auch jede unter was immer für Namen bekannte Erhebung und Auflage, wo- 
mit die Schiffahrt dieses Flusses belastet war , hören hiermit auf und werden 
in eine allgemeine Schiffahrtsabgabe verwandelt, die von allen Fahrzeugen 
Flössen und Ladungen, bei den durch gegenwärtige Konvention festgesetzten 
Erhebungsämtern entrichtet werden muss. 

Diese Abgabe, welche weder im Ganzen noch theilweise in Pacht gegeben 
werden darf, wird theils von der Ladung unter dem Namen ElbzoU, theils 
von den Fahrzeugen unter dem Namen Rekognitionsgebühr erhoben. 

Art. 8. Zur Erleichterung des Verfahrens bei Erhebung der Abgabe 
von der Ladung soll dieselbe überall nach dem Gewichte berechnet und erlegt, 
dabei aber der Hamb. Centner zu 112 Pfd., welches ungefähr mit 116 Pfd. 

Die Elbzölle. 4 
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Preussischen und Leipziger, oder mit 96% Pfd. Wiener Gewichts gleich ist, 
allgemein zum Grunde gelegt werden. 

Beim Längenmasse wird der Hamburger Fuss gebraucht, wovon hun- 
dert Oiy^ Preussische, 101 Vs Leipziger und OO^s Wiener Fusse gleich sind. 
Für die in der Anlage Nr. 1 benannten nicht füglich zu wiegenden 
Gegenstände sollen bis auf anderweitige gemeinsame Bestimmung die dabei 
bemerkten Gewichtssätze gelten. 

Art. 9. Von Melnick bis Hamburg soll überhaupt nicht mehr als sieben- 
undzwanzig Groschen und sechs Pfennige K.-M. für den Centner Brutto- 
gewicht an Eibzoll erhoben werden, und zwar von: 

Oesterreich 1 Gr. 9 Pf. 

Sachsen 5 „ ö 

Preussen 13 „ — 

Anhalt 2 „ 8 

Hannover 2 „ 6 

Mecklenburg 1 „ 8 

Dänemark — „8 

Summa: 27 Gr. 6 Pf. 

Die streckenweise Vertheilung dieses Tarifsatzes ist aus der unter Nr. 2 
l)eiliegenden Tabelle ersichtlich. 

Art. 10. Um jedoch die innere Industrie und die Ausfuhr der Landes- 
produkte zu befördern, zugleich auch den Verkehr der ersten Lebensbedürf- 
nisse zu begünstigen, und mehrere Gegenstände von grossem Gewicht und 
geringem Werth zu erleichtern , soll rücksichtlich dieser folgende verhältniss- 
mässige Herabsetzung stattfinden: 

Auf ein Viertheil des ElbzoUes werden nachstehende Artikel ermässigt: 

Ambosse, Anker, Asche (unausgelaugte) , Bier (mit Ausnahme des frem- 
den), Blei, Bleierz, Bohnen, Bolus, Bomben, Borsten (Schweins-), Eisenblech, 
Eisen (gegossenes)^ Erbsen, Erz, Fässer (leere), Früchte (gedörrte, Backobst), 
Geflügel, Gerste, Glas (hohl), Glasgalle, Graupen, Gries und Grütze von allen 
Getreidearten, Gusseisen waaren (grobe), Hafer, Hirse, Holzkohlen, Kanonen, 
Kienruss, Kisten (leere), Korn (Roggen), Kreide (weisse und rothe), Kugeln 
(eiserne), Lafetten, Linsen, Lohrinden (Borke, Knoppem), Marmor (roher), 
Mehl (aller Getreideart), metallische (Mineral-) Erde, Mineralwasser, Mörser 
(Bomben), Oker, Oelkuchen, Pech, Platten (marmorne und dergleichfen), Rinds- 
hörner und Füsse, Saamen (aller Art), Salz (Küchen- und Stein-), Sauerkraut, 
Schiffstheer, Schleif- oder Wetzsteine (feine), Spelz, Stangeneisen (geschmie- 
detes), Trippel, Tonnen (leere), Weizen, Wicken. 

Auf ein Fünftheil der Gebühr folgende Holzsorten: Apfel-, Birn-, 
Kirsch-, Nuss- und Pflaumbaum-, Aspen-, Birken-, Buchen-, Eichen-, Erlen-, 
Eschen-, Hainbuchen-, Kiefer- und Tannen-, Linden-, Pappel-, Ulmen- und 
Weidenholz; ingleichen die grobem Böttcher- und andere Holzwaaren, als: 
Leitern, Mulden, Schaufeln, Schwingen und dergleichen Feldgeräthe, sowie 
die grobem Korbsorten zu Fustagen, von Baumwurzeln u. s. w. 
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Auf ein Zehnt heil folgende Artikel: Blut (von Schlachtvieh), Brenn- 
holz, Eier, Eisen (altes), Knochen, Laugenflnss, Milch, Butter und Käse 
(frische), Steingeschirr und Töpferwaaren (gemeine). 

Auf ein Zwanzigtheil folgende Gegenstände: Braunkohle, Eicheln, 
Faschinen (Busch aller Art), Früchte (frische, Obst), Gemüse (frisches). Gras 
und Heu, Gips, Kalk, Rohr (Dach-) und Schuf, Stroh, Torf, Wellen ^rand- 
bnsch), Wurzeln (essbare). 

Auf ein Vierzigtheil: Alaun- und Vitriolsteine, Asche (ausgelaugte), 
Drusen (Drester), Dünger, als : Mist, Mergel, Stoppeln u. s. w., Galmeisteine, 
Kufen, Rinnen und Tröge u. s. w. von Stein, Kies (gemeiner Stein-), Lein- 
pferde (zu Wasser rückgehende), Mörtel von Ziegel- und Tuffsteinen (Trass), 
Mühlsteine, Pfeifenerde, Pflastersteine, Sand, Sand- und Bruchsteine aller Art, 
Schiefer (Dach), Steinkohlen, Thon, Töpfer- und Walkererde, Tuffstein, Ziegel 
(gebrannte und Luft-), Ziegelceraent. 

Art. 11. Die Abgabe von den Fahrzeugen, oder die Rekognitionsgebühr, 
wird nach vier Klassen und nach dem unter Nr. 2 beigeschlossenen Tarif 
erhoben. 

Dieselbe beträgt für die ganze Stromlänge 
von der ersten Klasse, unter 10 Hamburger Last der 

Ladungsfähigkeit (die Last zu 4000 Pfd.) . . 3 Thlr. 16 Gr. 
von der zweiten Klasse, von 10 bis 25 Last ... 7 „ 20 „ 
von der dritten Klasse, von 25 bis 45 Last .... 11 „ 12 „ 
von der vierten Klasse, von 45 und darüber ... 14 „ 16 „ 

Unbeladene Fahrzeuge zahlen allenthalben ein Viertheil vorstehen- 
der Taxe. 

Art. 12. Die Berechnung des Eibzolles und der Rekognitionsgebühr 
geschieht in Konventionsgeld nach dem Zwanzig - Gulden -Fusse in Thalern, 
Grfoschen und Pfennigen, die Zahlung jedoch in den respektiven bei den 
Uferstaaten kursirenden Münzsorten nach Massgabe der unter No. 3 beige- 
schlossenen Reduktionstabelle. 

Art. 13. Ausser den durch gegenwärtige üebereinkunft festgesetzten 
CkOlIen sollen auf der Elbe keine andern weiter gefordert oder erhoben wer- 
den; auch übernehmen die paciscirenden Staaten die förmliche Verpflichtung, 
die festgesetzten Abgaben nicht anders als in gemeinschaftlicher üeberein- 
kunft zu erhöhen. 

Art. 14. Unter den Abgaben, wovon die Artikel 7 bis 13 handeln, 
sind nicht begriffen: 

a) Die Mauthen (I^and- oder Stadtzölle), Eingangs- und Verbrauch- 
steuern, mit welchen einem jeden Staate das Recht verbleibt, die in sein 
eigenes Landesgebiet einzuführenden Waaren, sobald selbe den Fluss ver- 
lassen haben, nach seiner Handelspolitik zu belegen. 

b) Die Krahnen-, Waage- und Niederlagegebühren in den Handels- 
plätzen, wovon jedoch der Ausländer nicht mehr als der Inländer bezah- 
len soll. 

c) Die Brückenaufzug- und Schleusengelder; doch dürfen die bestehen- 

4* 
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den nicht ohne gemeinsame üebereinkunft erhöhet, und wenn die Anlegung 
neuer Brücken geschieht, för das Durchgehen unter denselben nichts erhoben 
werden. Auch sollen die Zahlungssätze der Gebühren unter b) und c) fest- 
bestimmt zur Kenntniss des Publikums gebracht, und nur von deiyenigen 
gefordert werden, welche sich der vorhandenen Anstalten bedienen, oder 
Brücken und Schleussen passiren. Für den Dienst der Lootsen und Steuer- 
leute hat es bei den in jedem Staate gegebenen oder zu gebenden Bestim- 
mungen, und für die Gebühren, welche sie zu fordern berechtigt sind, bei 
der gegebenen oder zu gebenden Taxordnung mit der Massgabe sein Bewen- 
den, dass dem fremden Schiffer keine andere Verpflichtung als dem einhei- 
mischen auferlegt werde. 

Art. 15. Unbeschadet der in der Eongressakte über die Ausdehnung 
der Flussschiffahrt enthaltenen allgemeinen Grundsätze, ist man wegen des 
Brunshauser Zolls übereingekommen, allen und jeden weitern Erörterungen 
hiermit zu entsagen, gegen die von Hannover eingegangene Verpflichtung, 
den Brunshauser Zolltarif der Kommission zur Nachricht mitzutheilen , und 
denselben, insofern eine Veränderung der Fustagen und Gebinde eine blosse 
Deklaration der Verzollungsprinzipien nicht erforderlich macht, nicht wiD- 
kürlich und nicht anders als im Einverständnisse der dabei interessirten 
Staaten, und namentlich der freien Stadt Hamburg, zu verändern oder zu 
erhöhen. 

Seine Majestät der König von Dänemark und der Senat der freien Stadt 
Hamburg haben sich auf dem Grunde bestehender Observanzen und Verträge 
jede darauf beruhende Gerechtsame verwahrt, so dass in Beziehung auf den 
Stader Zoll denselben res integra verbleibt. 

Art 16. Die bisher bestandenen fünfunddreissig ElbzoU-Erhebungs- 
Aemter sind hiermit aufgehoben und sollen auf der ganzen Elbe nur vier- 
zehn Zollämter bestehen, nämlich in Aussig, Niedergrund, Schandau, Strehla, 
Mühlberg, Coswig, Roslau, Dessau, Wittenberge, Schnackenburg, Dömitz, 
Bleckede, Boitzenburg und Lauenburg. 

Ausserdem behält sich Preussen noch das Nebenzollamt zu Lenzer-Fähre 
und die Aemter zu Wittenberg, Aacken, Barby und Schönebeck resp. Magde- 
burg vor, welche letztere jedoch eingehen werden, sobald die Ursachen der 
einstweiligen Beibehaltung aufhören ; ingleichen Sachsen die beiden Zollämter 
Dresden und Pirna für die Fahrzeuge, welche keines der Sächsischen Grenz- 
zollämter Strehla und Schandau passiren; sowie Hannover für diejenigen 
Fälle, wo keine seiner übrigen Zollstellen berührt wird, das interimistische 
Erhebungsamt zu Hitzacker sich reservirt. 

Art 17. Ein Schiffer soll nicht eher eine Waare einladen, als bis er 
darüber einen Frachtbrief vom Absender erhalten hat, woraus die Gattung, 
die Menge und der Empfänger der Waaren ersichtlich ist. 

Die Ladung ist er jedem Zollamte, welches er berührt, durch Vorlegung 
der Frachtbriefe und eines Manifestes nachzuweisen verpflichtet. 

Dieses soll nach dem unter No. 4 anliegenden Schema gefertigt sein 
und enthalten: 
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1) Namen und Wohnort des Schiffseigenthttmcrs und dessen, der das 
Schiff führt; 

2) Nummer und Namen des Schiffes, dessen Tragbarkeit, Flagge und 
Bemannung; 

3) den Einlade- und den Bestimmungsort der Waare; 

4) Nummer der Frachtbriefe nach der Folgeordnung; 

5) Namen des Versenders und Empfängers; 

6) Zeichen und Zahl der EoUi und Gfebinde; 

7) Benennung der Waare; 

8) Gre wicht derselben; 

9) Unterschrift des Schiffers und Versicherung der Richtigkeit. 

Es wird von dem Schiffer selbst, oder für ihn von einem andern, der 
gleich wol kein Elbschiffahrts - oder Hafenbeamter sein darf, gefertigt, von 
dem Schiffer unterzeichnet und von einem hierzu verpflichteten Beamten 
durch amtliche Unterschrift und Siegel beglaubigt. 

Für den Inhalt des Manifestes bleibt der Schiffer verantwortlich, wenn 
er es schon nicht selbst abgefasst, sondern sich deshalb fremder Hülfe be- 
dient haben sollte. 

Wegen Beiladungen auf der Fahrt treten ganz gleiche Grundsätze ein; 
anch werden dieselben, sowie alle Abladungen, nebst dem jedesmaligen Ge- 
bührenbetrage, nach Anleitung des beigefügten Schema, auf dem Manifeste 
vollständig bemerkt und vom nächsten Eibzollamte beglaubigt. 

Art. 18. Der Führer eines Flosses soll ein vollständiges Verzeichniss 
aller Stämme des Flosses, mit Bemerkung der Holzart und Dimension eines 
jeden einzelnen Stammes, bei sich führen. 

Derselbe ist überdies gehalten, ein Manifest vorzulegen, worin die Total- 
summe der Stämme und übrigen Holzsorten, sowie deren kubischer Inhalt 
im Ganzen angezeigt wird und die etwaigen Beiladungen bemerkt sind. Die 
ElbzoUbeamten kontrolliren ihre Angaben durch Vermessung des Flosses und 
des Losholzes. 

Art. 19. Die Schiffer und Flösser sind gehalten, bei jedem der in 
dieser Konvention benannten Zollämter, welches sie auf ihrer Fahrt berühren, 
anzulegen, im Amte sich zu melden und das Manifest mit seinen Beilagen 
vollständig vorzulegen. 

Bei dem Zollamte zu Lenzer -Fähre müssen zwar alle vorbeifahrende 
Schiffer ihr Manifest vorzeigen, doch brauchen nur diejenigen anzulegen, 
welche nach oder von Schnackenburg und dortiger Gegend geladen haben. 

Art. 20. Auf den Grund der Manifeste und der Beilagen, und nach 
dem Befunde der allgemeinen Revision, oder der speciellen, wo diese satt- 
findet, berechnen die Zollbeamten die zu erlegenden Gefalle. Den erhobenen 
Betrag verzeichnen sie gehörigen Orts auf dem Manifeste, beglaubigen sol- 
ches durch die amtliche Unterschrift, und geben dem Schiffer eine besonders 
gedruckte Quittung nach dem unter No. 5 anliegenden Formulare. 

Art. 21. Da die Manifeste für den Fiskus, wie für den Kaufmann und 
Schiffer, gleich wichtige Dokumente sind, so sollen sie das Fahrzeug vom 
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Einladungs- bis zum Aasiadungsorte begleiten, and am letztern bei der 
hierzu bestimmten Behörde znr Aufbewahrung und zur Benutzung in geeig- 
neten Fällen abgegeben werden. 

So oft der Schiffer ein anderes landesherrliches Gebiet berührt, ist die 
erste IZollstelle bei Vorzeigung des Manifestes berechtigt, eine Abschrift un- 
entgeltlich davon zu nehmen. 

Art. 22. Die kontrahirenden Staaten haben sich das Recht der Revi- 
sion oder Visitation der Schiffe und Flösse an ihren Elbzollstellen allgemein 
vorbehalten. 

Diese Visitation der Fahrzeuge ist entweder eine generelle oder eine 
besondere Revision. 

Die generelle besteht, nach vorhergegangener Prüfung des Manifestes 
und dessen Beilagen, in einer allgemeinen Uebersicht und Untersuchung der 
Ladung und in deren Vergleichung mit dem Manifeste, insofern solche ohne 
Verrückung der Kolli geschehen kann. 

Die besondere Revision besteht in der genauem Untersuchung der La- 
dungen nach Qualität und Quantität. 

Art. 23. Indessen haben zur Erleichterung des Eibverkehrs Sachsen, 
Hannover, Dänemark und Mecklenburg sich bewogen gefunden, das ihnen 
zustehende specielle Revisionsrecht vorläufig während sechs Jahre bei ihren 
eigenen Zollämtern, den Fall eines gegründeten Verdachts ausgenommen, für 
alle diejenigen Schiffe und Flösse nicht ausüben zu lassen, welche eines der 
beiden Preussischen ElbzoUärater zu Wittenberge oder Mühlberg passiren 
und dort einer speciellen Revision unterliegen, und haben sich zu diesem 
Behuf mittelst specieller Einigung der an diesen beiden Zollämtern bestehen- 
den Preussischen Revision angeschlossen. 

Da jedoch die Erfahrung die Zweckmässigkeit dieser Vereinigung am 
besten ergeben wird, so behalten sich die genannten Eibuferstaaten das Recht 
ausdrücklich vor, die Dauer derselben zu verlängern und erforderlichen 
Falls deren Bestimmungen bei der ersten Revisionskommission zu verbessern 
oder zu vereinfachen. 

Sollte diese Vereinigung den gegenseitig davon gehegten Erwartungen 
uicht entsprechen und man sich über eine andere bei der Revisionskommis- 
sion nicht verständigen, so bleibt denselben unbenommen, alsdann auf das 
ihnen zustehende specielle Revisionsrecht in der Masse zurückzukommeu» 
als dieselbe zur Sicherstellung des Elbzolles nöthig ist. 

Die Fahrzeuge, welche ihrer Bestimmung zufolge weder Wittenberge 
noch Mühlberg passiren, bleiben der vorbehaltenen speciellen Revision ein- 
mal in jedem dieser Uferstaaten unterworfen. 

An den Anhaltischen ZollstoUcn wird unter Vorbehalt des Rechts zur 
speciellen Revision der Schiffe und Flösse dieselbe bei Vorzeigung vor- 
schriftsmässiger Manifeste, ausser in den Fällen eines gegründeten Verdachts, 
nicht vorgenommen, sondern es wird daselbst nur eine allgemeine Revision 
der Schiffsladungen und Flösse stattfinden. 

Art. 24. Die Eibzollämter sind verpflichtet, mit Anwendung aller ihnen 
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zn Gebote stehenden Mittel und mit bester Benutzung der Oertlichkeit, die 
Revision möglichst zu beschleunigen und die Schififer nicht länger, als nöthig 
ist, aufzuhalten. 

In der Begel findet bei Abfertigung der Schiffer ohne Unterschied eine 
strenge Beihefolge statt, sodass der zuerst ankommende auch zuerst abge- 
fertigt werden muss, den Fall ausgenommen, wenn Schiffe durch eine allge* 
meine Revision schneller abgefertigt werden können, da diese denn den zur 
speciellen Revision kommenden vorgehen. 

Eine angefangene Revision darf jedoch nicht durch die eines andern 
Schiffes oder Flosses unterbrochen werden. 

Die Zollämter haben eine strenge Unparteilichkeit und ernste Beflissen- 
heit zu beobachten, die Schiffahrt möglichst zu fördern und zu erleichtern, 
alle Ungebührlichkeiten aber gewissenhaft zu vermeiden. 

Die nähere Anweisung für ihre Geschäftsführung bleibt dem Staate, 
von welchem sie bestellt sind, überlassen; man wird dabei die Begünstigung 
der Schiffahrt und Belebung des Handels stets im Auge behalten. 

Diejenigen Beamten, welche sich irgendeine der gegenwärtigen Bestim- 
mung zuwiderlaufende Erhebung erlauben, sollen nachdrücklich bestraft 
werden. 

Art. 25. Eine Zollkontravention ist schon dann vorhanden, wenn die 
Ladung eines Schiffes von dem Manifeste des Schiffers dergestalt abweicht, 
dass eine beabsichtigte oder erfolgte Bevortheilung des Eibzolles oder der 
Rekognitionsgebühr daraus zu entnehmen ist. Die Bestrafung der Zollkon- 
traventionen und Defrauden, sowie das Verfahren dabei, wird nach den in 
dem Staate, wo die Entdeckung geschehen oder der Schiffer angehalten wor- 
den ist, bestehenden Gesetzen und Verordnungen stattfinden. Zu dem Ende 
soll in der Regel bei jedem Zollamte eine Behörde zur Untersuchung und 
Entscheidung bestellt werden. 

Wird bei den Elbzollstellen an der Grenze eines Gebiets, wo das Schiff 
die Landesgrenze ein- und ausgehend durchschneidet, befunden, dass dessen 
Ladung von dem Manifeste dergestalt abweicht, dass eine beabsichtigte oder 
erfolgte Bevortheilung der Landesabgaben daraus zu entnehmen, so kann der 
Schiffer auch hierfür, nach den Bestimmungen der Abgabengesetze des Lan- 
des, in Anspruch genommen werden. 

Art. 26. . Ehe die gegenwärtige Konvention in Kraft tritt, soll ein im 
Orte des Zollamts oder möglichst nahe wohnender, dem richterlichen Dienste 
vorstehender Beamter zur summarischen Behandlung und Entscheidung fol- 
gender Gegenstände bestellt und verpflichtet werden: 

a) über alle ZoUkontraventionen und die hierdurch verwirkte Strafe, in- 
sofern der Schiffer sich derselben nicht freiwillig unterwirft; 

b) über Streitigkeiten wegen Zahlung der Zoll-, Krahnen-, Waage-, 
Hafen-, Warft- und Schleusengebühren, und wegen ihres Betrages; 

c) über die von Privatpersonen unternommene Hemmung des Leinpfades; 

d) über die beim Schiffziehen veranlassten Beschädigungen an Wiesen 
und Feldern, sowie überhaupt jeden Schaden, den Flösser oder Schiffer 
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während der Fahrt oder beim Anlanden durch ihre Fahrlässigkeit 
andern verursacht haben sollten; 

e) über den Betrag der Bergelöhne und anderer Htilfsvergtttigungen in 
Unglücksfällen, insofern die Interessenten darüber nicht einig sind. 

Name und Wohnort des Zollrichters sollen in der Zollstelle angeschla- 
gen werden. 

Art. 27. Auch verbinden sich die kontrahirenden Staaten, den daza 
angeordneten Zollbeamten und Zollrichtern die Weisung zu ertheilen, dass, 
wenn ein oder mehrere Zollbeamten eines der andern Staaten bei ihnen 
darauf antragen sollten, die Schiffer anzuhalten und die Nachbezahlungen 
der umgangenen Gebtlhren zu bewirken, welche im Falle eines Widerspruchs 
von Seiten des Schiffers immer nur auf den Grund einer Entscheidung des 
kompetenten Zollrichters erfolgen kann, diesem Ansuchen gewillfahrt werden 
soll, sowie auch auf Verlangen die Besultate der vorgenommenen Bevision 
längs der ganzen Elbe und jede andere gewünschte Auskunft eintmder be- 
reitwilligst mitzutheilen. 

Art. 28. Alle Staaten, welche eine Hoheit über das Strombett der 
Elbe ausüben, machen sich anheischig, eine besondere Sorgfalt darauf zu 
verwenden, dass auf ihrem Gebiete der Leinpfad überall in guten Stand ge- 
setzt, darin erhalten, und so oft es nöthig sein wird, ohne einigen Auf- 
schub auf Kosten desjenigen, den es angeht, wiederhergestellt werde, damit 
in dieser Beziehung der Schiffahrt nie irgendein Hindemiss entgegenstehe. 

Sie verbinden sich ebenfalls, jeder in den Grenzen seines Gebiets alle 
im Fahrwasser sich findenden Hindernisse der Schiffahrt, ohne aUen Verzug, 
auf ihre Kosten wegräumen zu lassen und keine die Sicherheit der Schiffahrt 
gefährdende Strom- oder Uferbauten zu gestatten. 

Für die Fälle, wo die gegenüberliegenden Ufer verschiedenen Landes- 
herren gehören, sind die kontrahirenden Staaten übereingekommen, es bei 
der bisherigen Observanz zu belassen, vorkommende Beschwerden aber bei 
der Bevisionskommission zur Sprache zu bringen. 

Art. 29. Sollte ein Schiff oder dessen Mannschaft verunglücken, so 
sind die Ortsobrigkeiten verpflichtet, dafür sorgen zu lassen, dass die er- 
forderlichen Bettungs- und Sicherungsanstalten so schnell wie möglich ge- 
troffen werden. Zu diesem Ende machen sich die Uferstaaten anheischig, 
die Lokalbehörden mit den nöthigen allgemeinen Instruktionen im voraus zu 
versehen und die deshalb bestehenden besondern Verordnungen zu erneuem. 

Sdlte ein Strandrecht irgendwo an der Elbe ausgeübt werden, so wird 
solches hierdurch für immer aufgehoben. 

Art. 30. Nachdem gegenwärtige Konvention in Wirksamkeit getreten 
sein wird, soll sich von Zeit zu Zeit eine Bevisionskommission vereinigen, 
zu welcher von jedem Uferstaate ein Bevollmächtigter delegirt und deren 
Vorsitz durch Stimmenmehrheit bestimmt wird. Der Zweck und der Wir- 
kungskreis dieser Bevisionskommission sind: sich von der vollständigen Be- 
obachtung der gegenwärtigen Konvention zu überzeugen, einen Vereinigungs- 
punkt zwischen den Uferstaaten zu bilden, um Abstellung von Beschwerden 
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za veranlassen, anch Yeranstaltangen nnd Massregeln, welche nach neuerer 
Erfahrung Handel nnd Schiffahrt femer erleichtern könnten, zn berathen. 

Diese wird jeder Bevollmächtigte bei seiner Regierung zur Bewirkung 
eines Beschlnsses in Vorschlag bringen. 

Ein Jahr, nachdem diese Schiffahrtsakte in Kraft getreten sein wird, 
erfolgt in Hamburg die erste Vereinigung der Revisionskommission, welche 
dann vor Beendigung ihrer Berathung über Zeit und Ort eines neuen Zu- 
sanunentritts das Nähere beschliessen wird. 

Art. 31. So weit durch gegenwärtige Konvention Bestimmungen ge- 
troffen sind, hat es bei denselben ohne Rtlcksicht auf bisher bestehende 
Specialvertrage, Gesetze, Verordnungen, Privilegien und Gebräuche, sein 
alleiniges Bewenden. 

Art. 32. Die Anwendung und Ausdehnung der Bestimmungen dieser 
Konvention auf Nebenflüsse, welche das Gebiet verschiedener Staaten trennen 
oder durchströmen, so weit nicht besondere Umstände entgegenstehen, bleibt 
den betreffenden Staaten zum besondern Abkommen überlassen. 

Art. 33. Diese Schiffahrtsakte soll vom 1. Januar 1822 auf allen 
Punkten der Elbe in volle Wirksamkeit gesetzt und zu dem Zweck durch 
den Druck öffentlich bekannt gemacht, auch allen betreffenden Behörden 
mitgetheilt, die vorbehaltenen Ratifikationen derselben sollen aber spätestens 
binnen zwei Monaten vom heutigen Tage ausgewechselt werden. 

Zn Urkund dessen haben die Bevollmächtigten ihrer Allerhöchsten und 
Höchsten Kommittenten die gegenwärtige Schiffahrtsakte unterzeichnet und 
mit ihren Wappen besiegelt. 

Geschehen zu Dresden, am 23. Juni 1821. 



Tarif der BekognitionsgeMlir fOr die Blbe. 



A. Mit Ladung. 



Ji 



Sachsen 

2) Preussen zu Mühlberg . . . 
Preussen zu Wittenberge 

3) Anhalt 

4) Hannover 

5) Mecklenburg 

6) Lauenburg 



Klasse 1. 

unter 10 

Last. 

Die Last 
ä 4000 Pfand. 



K.-M. 



Klasse 2. 
zu 10—25 
Last 



K.-M. 



16 
16 

8 
16 

12 



Klasse 3. 

25—45 

Last 



K.M. 



12 



Klasse 4. 

45 Last 

und mehr. 



K.-M. 



8 
8 

16 

8 



B. Fahrzeug» ohne Ladung zahlen allenthalben ein Yiertheil vorstehender Taxe. 
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Tarif des E11>zolLi, nach den bu befahrenden Strecken vertheüt. 



Uferstaaten, 
für deren Rech- 
nung die Gebühr 

erhoben wird. 


Bezeichnung der Strecke, 


Zu entrich- 
tende Gebühr, 
k Centner von 
112 Pfd. Harob. 


Samma 
der in Jedem 
Uferstast tu 
entrichtenden 

Gebühr. 




Von Melnick bis Aussig 


^. 


1 
1 

2 

13 

1 

1 


t 

10 

8 

8 
8 
8 

8 

3 
3 




1 
5 

13 

1 
2 

1 


4- 


Oesterreich 

Sachsen ^ 


Von Aussig bis an die Grenze 

Von der Oesterreichischen Grenze bis 

, Pirna 

Von Pirna bis Dresden 


9 
3 


Preußsen *) 

Anhalt-Bernburg 
Anhalt-Xöthen 


Von Dresden bis an die Preussische 

^ Grenze 

Für die ganze Strecke von der Sächsi- 
schen bis an die Mecklenburg. Grenze 

Für die ganze Strecke 

Für die cranze Strecke 


8 
8 




Von Dessau bis Tochheim 




Anhalt-Dessau . . 
Hannover 

Mecklenburg . . . < 


Von Tochheim bis an die Preussische 
Grenze 


4 


Von der Preussisthen Grenze bis Hitz- 
acker 


6 


Von Hitzacker bis Hambursr 




Von der Preussischen bis zur Hannover- 
schen Grenze 


i- 

10 ; 




Von der Hannoverschen bis zur Däni- 
schen Grenze 


8 


Dänemark 


Für die ganze Strecke 


8 


— 


8 




Summa für die Strecke von Melnick 
bis Hamburg 











1 


3 


6 



*) Für diejenigen Fälle, wo Fahrzeuge nicht den ganzen Theil der Preus- 
sischen Elbe befehren, wird nach Massgabe der zu befahrenden Strecke der Elbzoll 
erhoben. 

NB. Transitirende Schiffer können an dem ersten Erhebungsamt 
die Gebühren für die ganze Strecke eines jeden Uferstaates 
entrichten. 

Anmerkung. Der von Esslingen früher nach Hamburg verlegte Zoll wird 
nur von stromaufwärts aus Hamburg abgehenden Schiffen mit 4 Schill. 
Hamb. Kour. pr. Schiffslast von 4000 Pfd. Brutto (und einer geringen 
Schreibgebtthr) entrichtet. 
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Dritter Absclinitt. 

Dte erste Elbschiffahrts- Revisionskommission zu 
Hamburg. 1824. 



L Verhandlungen der ersten Revisionskommission. 

Nach Artikel 30 der Elbschiffahrtsakte hätte die Revisionskommission 
schon zu Anfang des Jahres 1823 zusanmientreten sollen; es geschah 
dies indess erst ein Jahr später, nämlich am 20. Jan. 1824. 

Der zum Präsidium berufene Oesterreichische Bevollmächtigte leitete 
die Verhandlungen durch folgenden Vortrag ein: 

„Es sind nun zwei Jahre verflossen, seitdem die Elbschiffahrtsakte 
in Wirksamkeit getreten ist, und es kann von niemandem bezweifelt 
werden, dass dieselbe auf den Eibverkehr ün allgemeinen einen sehr 
günstigen Einfluss ausgeübt hat. Kaum dürfte eine Gegend an der Elbe 
gefunden werden, deren kommerzielle Verhältnisse durch jene Akte nicht 
in irgendeiner Beziehung verbessert worden wären. Der grösste Theil 
der Transporte, die sonst den weit beschwerlicheren und kostspieligeren 
Landweg von und nach Hamburg einzuschlagen pflegten, wird jetzt auf 
der Elbe versendet und dem Handel der Eibbewohner haben sich durch 
Versendung mancher Erzeugnisse des Bodens und der veredelnden In- 
dustrie neue Quellen geöffnet, welche früher wegen der hohen Zölle und 
der vielen der Schiffahrt in den Weg gelegten Hindernisse versiegt ge- 
wesen sind. Wenn die Dresdener Konmiission durch diese jetzt schon 
bewährten Resultate, welche in der Folgezeit noch ausgedehnter und 
fühlbarer werden müssen, ihre tiefe Einsicht und ihren regen Eifer in 
Realisirung einer der wichtigsten Aufgaben der Wiener Kongressakte so 
rühmlich beurkundet hat, so hat sie nicht minder ihre Vorsicht und 
Klugheit durch die im 30. Artikel der Akte bestimmten zeitweisen Zu- 
sammenkünfte der Bevollmächtigten aller Uferstaaten, um sich von dem 
Vollzug der geschlossenen Konvention zu überzeugen und nach Anhand- 
gebimg der mittlerweile bewirkten Erfahrungen dem zu Stande gebrachten 
Elbesystem, unter Festhaltung der angenommenen Grundsätze, neue 
zweckmässige Verfügungen hinzuzufügen, an den Tag gelegt. 

Indem wir zu diesem Zweck hier versammelt sind und im Begriffe 
stehen, unserer hohen Bestinunung im Geist der Akte zu entsprechen, 
darf ich in der Eigenschaft als Oesterreichischer Kommissar nicht unbe- 
merkt lassen, dass esterreich bei den Elbschiffahrts- Angelegenheiten 
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nur das aUgemeine Interesse der freien SchiflFahrt und das Hinwegräumen 
ihrer Hindemisse vor Augen hat, sich durchaus in keinen Kollisionen 
über specielle Interessen mit andern Uferstaaten befindet und bisher 
immer in befriedigendem conciliatorischem Geiste alles auszugleichen 
getrachtet hat. Die Anträge, welche die Oesten-eichischen Bevollmäch- 
tigten bei der Revisionskommission zu machen beauftragt sind, enthalten 
keine wesentlichen Neuerungen, sondern blos solche Modifikationen der 
Eibakte, die dem Interesse der gesammten Uferstaaten entsprechen 
dürften, indem ihre Tendenz einzig und allein dahin geht, die noch be- 
stehenden Hindemisse der Schiffahrt und des Handels auf der Elbe nach 
billigen Grundsätzen zu beseitigen, und dadurch zu bewirken, dass das 
Kommerz erleichtert und dieWaarenversendungen mit möglichster Schnellig- 
keit, Sicherheit und Wohlfeilheit befördert werden, wobei die Maxime ge- 
nau beachtet ist, dass das meistens nur den Ziffem nach scheinbare 
finanzielle Interesse dem weichen müsse, was im allgemeinen für die 
Schiffahrt und den Handel als nützlich erachtet wird und zuletzt nach 
allen Erfahrungen und den daraus geschöpften wichtigen staatswirth- 
schaftlichen Grundsätzen, dem wahren finanziellen Interesse entspricht" 

Den Anfang der Verhandlungen über den ElbzoUtarif machte ein 
Antrag Preussens in der 10. Konferenz (den 24. Febr. 1824), „dass, 
in Gemässheit des Beschlusses im 37. Dresdener Protokoll (s. o. S. 40), 
wegen geeigneter Herabsetzung und Zurückzahlung des von Dänemark 
und Mecklenburg durch den provisorischen Zuschlag zu viel erhobeneu 
Zolles, zweckdienliche Massregeln ergriffen würden." Zu dem Ende 
werde auf die Vorlegung justificirender Nachweisungen der wirklichen 
früheren und letztjährigen Einnahme zu bestehen sein, wobei von dem 
Gesichtspunkte auszugehen sein dürfte, dass diese beiden ebengedachten 
Uferstaaten keine höhere Einnahme dürfen erzielen wollen, als sie, bei 
gleichem Schiffahrtsverkehr, bis dahin aus ihren Eibzöllen rechtmässig 
bezogen haben. Denn, wenn sich aus der zu veranlassenden Prüfung 
ergeben sollte, dass an der untern Elbe in den letzten Jahren bei nicht 
wesentlich vergrössertem Schiffahrtsverkehr jährlich vielleicht 150000 Thlr. 
mehr, als vor der Erscheinung der Elbeschiffahrtsakte erhoben sind, so 
würde ein solches Factum, von welchem Gesichtspunkte aus man die 
Sache auch betrachtet, doch kaum mit dem in Art. 111 der Wiener 
Kongressakte ausgedrückten Wunsch: „die Quantität der bestehenden 
Abgaben nicht zu überschreiten und den Handel zu erleichtern und zu 
befördem", in Einklang gebracht werden können. 

Der Dänische BevoUmächtigte sprach sich mit grosser Entschie- 
denheit gegen den vorstehenden Antrag aus. Es heisst unter anderm 
in dem Votum: „Auf der historischen Basis der Verleihungen, der Ver- 
träge, des Besitzstandes, und, was die Modalität betrifft, unter Anlei- 
tung der Wiener Beschlüsse, hat die Dresdener Kommission ein Werk 
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freundlicher Berathung, gemeinsamer Uebereinkunft zur Erleichterung 
und Begünstigung des Eibverkehrs, durch massige, gleichförmige, leicht 
zu berechnende Zollsätze begonnen, und bis zu dem Punkte möglichst 
durchgeführt, wo nur Erfahrung und guter Wille weiter fördern können. 
Ihr leitendes Prinzip war und konnte nur Billigkeit sein, ihr Zweck: das 
allgemeine Beste, richtiger vielleicht, den Voi-theil der Mehrzahl mit 
dem Bestehen und dem Besitzstande der Einzelnen in Uebereinstimmung 
zu bringen. Es ist hinüber-, herübergehandelt worden, manche heilsame 
Ordnung ist unausgeführt, mancher billige Wunsch ist unerfüllt geblieben, 
doch ist viel Gutes geleistet. — So ist endlich nach (eingeständlich) 
mangelhaften Angaben, durch Operationen von zweifelhaftem Erfolg ein 
Maximum von Zollgebühren, die der Centner Waaren aller Art von 
Melnick bis zum Ausfluss der Elbe ins Meer, und umgekehrt, fortan zu 
zahlen habe, so ist für jeden Uferstaat ein Tarifsatz ausgemittelt worden, 
der jenem leitenden Prinzip der Kommission, der Billigkeit, der ange- 
messenste schien. — Bei dieser Gelegenheit hat (und mit Recht) den 
Bestand der früher erhobenen ZoUaufkünfte jeder Uferstaat (mit Aus- 
nahme Oesterreichs und Sachsens) sicher gestellt verlangt. Wer 
diesen gefährdet glaubte, weigerte sich, die neue Ordnung der Dinge 
anzuerkennen. So Dänemark, so Mecklenburg rücksichtlich ihres 
hohen KomzoUes und ihrer bedeutenden Nebenerhebungen, die durch 

den vorgeschlagenen Satz nicht gedeckt werden konnten." „Die 

Konmiission fühlte die Billigkeit der Forderung, dass ein Uferstaat nicht 
verletzt werde, der durch den bescheidenen Satz seiner Zollrechte, den 
Massstab für das Minimum aller Zollsätze, durch den einfachen Modus 
seiner Erhebung das Muster der Gewichtsverzollung hergegeben hatte. 
Sie gestand eine im Verhältniss zu den Sätzen der Nachbarn höchst 
geringfügige Erhöhung von 1 Pfg. per Centner zu. Ich bediene mich 
hier des geläufigeren Ausdrucks, nicht des richtigeren; in die Sprache 
des deutschen Bundesrechts übersetzt, würde es heissen: die Kommission 
ersuchte den Herzog von Lauenburg, sich mit diesem Zuschlage begnügen 
zu wollen, als Aequivalent für die alten sichern Hebungen, deren Ertrag 
seit vielen Jahren auf feste Einnahmen rechnen liess, und zu denen 
zurückzukehi-en, im Fall kein Vertrag zu Stande kam, das vollkommenste 
Recht dem verletzten Staate jederzeit zustand. Es gefiel der Kommis- 
sion, diesem Zuschlag für Lauenburg die Eigenschaft eines provisori- 
schen in ihren Protokollen beizulegen; dem betheüigten Staat 

ist diese Nebenbestimmung des Provisorischen vom Anfang her fremd 
geblieben, wie die Elbschiffahrtsakte selbst.^' 

Der Bevollmächtigte kündigte dann noch einen Antrag auf Erhöhung 
des Lauenburgischen Eibzolls an, indem er „die ofiene, allein aus der 
aufrichtigsten Hochachtung für die Kommission hervorgegangene Erklä- 
rung" abgab: „dass Lauenburgs Zolleinkünfte nach ihrem früheren haaren 



Digitized by 



Google 



62 d* Abschnitt. I. Erste (Hamb.) Revisionskommission. 1824. 

Ertrage durch die neue Ordnung der Erhebungen bedeutend verringert 
worden", und stimmte dafür, über den Preussischen Antrag, als mit dem 
Art. 9 der Elbschififahrtsakte in Widerspruch stehend und folgUch unzu- 
lässig, zur Tagesordnung zu schreiten. 

Der Mecklenburgische Bevollmächtigte erklärte sich in noch viel 
entschiedenerer Weise gegen den Preussischen Antrag, den er als in jeder 
Hinsicht unstatthaft nachzuweisen suchte. Einer allgemeinen gründ- 
üchen Erörterung aller früheren Elb-Abgabetaxen nach Recht und Um- 
fang, folglich auch der Rechtmässigkeit und Angemessenheit der jetzigen 
ElbzoUhebungen aller Eibstaaten hat Mecklenburg aufs bereitwilligste sich 
dargeboten; es sei dazu, ungeachtet seines unbedingten Rechts aus der 
Eibakte auch jetzt noch sehr erbötig; es könne dabei nur ehrenvoll 
gewinnen. Besser werde dann anerkannt werden, was es von seinen 
wohlerworbenen Rechten auch hier dem Gemeinwohl opferte! Und seien 
überhaupt alle Eibstaaten zu weiteren, den Verhältnissen wie ihren Vor- 
theilen und Rechten angemessenen Zollermässigungen geneigt, so blieben 
die Fürsten Mecklenburgs noch nie zurüde, wo es die {dlgemeine Wohl- 
fahrt galt und würden auch hier gewiss vorangehen. — Ganz unan- 
gemessen, nie zugestanden, und nie zu erwarten bleibe aber eine 
Untersuchung gegen Einzelne der Kontrahenten; sollte die Kommission den- 
noch so etwas beabsichtigen, so müsse er [der Mecklenburgische Bevoll- 
mächtigte] seine VoUmacht zurückbegehren und sofort aus dieser 
Versammlung ausscheiden. 

Nachdem ausgeführt worden, wie der neue Elbzolltarif aus höchst 
mangelhaften Vorlagen ohne gründliche Prüfung hervorgegangen, wie 
femer die Feststellung des Satzes von 10 Pfg. für jedes der Mecklen- 
burgischen Eibzollämter schliesslich zu Stande gekommen , wie überhaupt 
keine Zollermässigungen nöthig gewesen wären , wenn alle Uferstaaten bei 
ihren früheren Rollen, wie Verträge und Recht es forderten, geblieben 
wären, dass den Erklärungen in der Dresdener Kommission und dem 
einseitigen Vorbehalt Preussens bei der Ratifikation, der Elbschifft^rtsakte 
gegenüber, eine rechtliche Bedeutung nicht eingeräumt werden könne, 
heisst es im Votum weiter: „Die ganze Tarif bestimmung beruht offen- 
bar nur auf einem Vergleich, ohne nähere Untersuchung, gegründet 
auf gegenseitiges Vertrauen zu dem angegebenen Rechte. Wie 
hätte sonst Preussen, da es doch anfangs mit 9 gGr. nicht unzufrieden 
war, mit bedeutender Ueberschreitung des Zollmaximums 13 gGr. zum 
Zollsatz erhalten können? Wie wären sonst andern Zöllen nicht erst 
die beträchtlichen Procente rabattirt, die sie bei grossem Quantitäten 
nach anerkannter Usance immer erliessen? Wie hätte Hannover 
allein Accidenzien im fixen Zollsatze vergütet bekommen, während an- 
dern der wirkliche Zoll vom Schiff auf die Rdcognitionsgebühr verlegt 
wurde? Wie hätte sonst so manches eintreten können, was eigentlich 
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der gemeinsamen Absicht der allerhöchsten Kontrahenten, bestehenden 
Eibvereinen, sogar den neuesten Bündnissen und der Wiener Kongress- 
akte geradezu entgegen ist?" 

Mecklenburg habe durch den Zuschlag von 2 Pfg. die ausdrücklich 
bedungene und verheissene Entschädigung keineswegs vollständig erhalten. 

Das Präsidium erklärte hierauf für angemessen, die Abstimmung 
über den vorerwähnten speciellen Preussischen Antrag mit derjenigen 
über die allgemeine Tariffrage zusammen stattfinden zu lassen, und stellte 
demnach die Frage dahin: 

1) „Hat die Erfahrung eine Herabsetzung des für den ganzen Lauf 
der Elbe festgesetzten Tarifs zur Beförderung des Handels und 
der Schiffahrt als wünschenswerth dargestellt? und 

2) hat sich bei Dänemark und Mecklenburg eine Erhöhung der früher 
bestandenen Zollsätze, oder eine unrechtmässige Vergrösserung 
der Kasseneinnahmen gegen vorhin gezeigt, wodurch eine Herab- 
setzung des Zollsatzes dieser Staaten und Rückzahlung des Mehr- 
bezogenen infolge der 36. und 37. Konferenz zu bemerken ist, 
und ist dieser Gegenstand einer nähern Prüfung und Untersuchung 
durch einen Referenten zu unterwerfen?" 

Um diesen zweiten secundären Punkt vorzunehmen, so wurde hier- 
über zunächst fönender Beschluss gefasst: 

„Aus den angeführten Gründen und auf die Erklärung der betreffen- 
den Staaten glaubt die Kommission eine weitere Erörterung über den 
Vorbehalt, der im 36. und 37. Protokoll der Dresdener Elbschiffahrts- 
Kommission in Bezug auf Dänemark und Mecklenburg enthalten ist, 
nicht anordnen zu sollen; and es hat demnach in Bezug auf diese Staaten 
bei den Bestimmungen des Artikels 9 der Eibakte zu verbleiben." 

Ueber die allgemeine ElbzoU-Tari&age aber wurden folgende Er- 
klärungen abgegeben: 

O es ter reich. „In der 20. Konferenz zu Dresden hat der Oester- 
reichisdie Bevollmächtigte mit Rücksicht auf die, durch die Wiener Kon- 
greasakte bezweckte Ermunterung des Handels und Erleichterung der 
Sdiiffahrt den Vorschlag gemacht, mit Aufhebung aller früher bestan- 
deaen Gebühren künftighin nach Verhältniss der im Jahre 1815 bestan- 
denen Erhebungsämter den Tarif aller Uferstaaten auf den Satz des- 
jenigen zurückzuführen, welcher zur Zeit der Unterhandlung der massigste 
war, nämlich auf den Satz von Dänemark, welches 7 Pfg. per Centner 
erhoben hat. Damit sdbienen mehrere Bevollmächtigte sich anfangs be- 
friedigen zu wollen; allein spätere Erwägungen, Rücksichten auf die vorge- 
stellten Verluste, und der Wunsch, die schon sehr lange gedau^ten 
Unterhandlungen zum Abschluss zu bringen, haben bei einzebien Ufer- 
staaten verhältnissmässige Zuschläge motivirt, dergestalt, dass das Zoll- 
maximum am Ende auf 27 gGr. 6 Pfg., folglich gegen den ursprünglichen 



Digitized by 



Google 



64 3* Abschnitt. L Erste (Hamb.) Bevisionskommissioii. 1824. 

Antrag um mehr als ein Drittheil erhöht wurde, wodurch es gegen den 
ausgemittelten Durchschnittsertrag der fräher bestandenen Zölle von 
35 Gr. 1% Pfg. nur um 7 Gr. l^U Pfe- geringer blieb. 

Wenn man in Betracht zieht, dass die Schiffahrt auf keinem Strome 
Deutschlands mit einer so grossen Abgabe belastet ist; dass die Rhein- 
octroi auf einer Strecke von 100 Meilen von Strassburg bis an die 
Niederländische Grenze nicht mehr als 12 Gr. in der Auffahrt und 8 Gr. 
in der Niederfahrt, und der neulich regulirte Zollsatz auf der Weser 
nur 105 Pfg. per Centner ohne alle Rekognitionsgebühr beträgt; wenn 
man auf den wesentlichen Umstand Rücksicht nimmt, dass bei dem 
dermaligen Belegungsmassstab nach dem Gewichte und der vorgeschrie- 
benen Form der Manifeste jede willkürliche Angabe der Ladungen und 
jede nachsichtige Behandlung der Schiffer beseitigt ist, dagegen bei dem 
frühem Belegungsmassstab nach dem Werth der Waaren es mit der 
Angabe desselben nicht immer so genau genommen wurde, und hier und 

da manche Begünstigungen und Abschläge stattfanden; wenn bei 

dem angenommenen Gewichtsmassstabe es nothwendig geworden ist, 
Gegenstände von grossem Gewichte und geringem Werthe durch ver- 
hältnissmässige Herabsetzung des Zollmaximums zu erleichtem; dies 
Yerhältniss jedoch in den bestimmten 5 Klassen und bei den in jeder 
Klasse specificirten Gegenständen von so verschiedenem Werthe keines- 
wegs hergestellt ist, und mit Genauigkeit auch nicht hergestellt werden 
konnte, ohne in das Volumen der alten Zollrollen auszuarten; wenn es 
dagegen nothwendig war und noch ist, durch die Ausmittelung eines 
massigen, billigen, den eintretenden Rücksichten so viel möglich zusa- 
genden Normalsatzes eine zu ängstliche Individualisirung der Gegenstände 
in den Ermässigungsklassen entbehrlich zu machen; wenn es unbestreit- 
bar ist, dass jede Abgabe, was auch inuner für ein Belegungsmassstab 
angenommen wird, in einen Quotienten von dem Werthe des belegten 
Gegenstandes sich auflöst und das Verhältniss des erstem zu dem letztem 
die Billigkeit und Erschwinglichkeit der Abgabe bestinmit; wenn in dieser 
Beziehung nachgewiesen werden kann und wird, dass, während manche 
Artikel, und danmter die meisten Gegenstände des Passivhandels, mit 
geringen Procenten ihres Werths belegt sind, bei manchen andern, und 
zwar bei Gegenständen des Aktivhandels, bei Erzeugnissen des vater- 
ländischen Bodens, ein Viertheil, die Hälfte, ja selbst über die Hälfte des 
Werths, als Passagezoll, der seiner Natur nach keinen Zweig 
der Staatseinkünfte bilden und nur zur Bestreitung der 
Strassenunterhaltung bestimmt sein soll, in Anspruch genommen 
wird; wenn bei dem allgemein stockenden Verkehr, den ungünstigen 
Handelskoiyunkturen und den auf den Waarentransporten ausserdem 
noch lastenden Ein- und Ausgangsgebühren, jede Ueberspannung der 
Passage-Mauthe über ihr Verhältniss zu dem Unterhaltungsaufwand, zu 
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dessen Bestreitung sie bestimmt sind, vermieden werden sollte; wenn 
endlich erwogen wird, dass durch eine ausgiebige Ermässigung der Ge- 
bühren der dadurch erleichterte Wassertransport vermehrt und durch 
die grössere Quantität der zu verzollenden Gegenstände der geringere 
Tarif grösstentheils ausgeglichen wird und es wohl keinem Zweifel unter- 
liegen dürfte , dass die Uferstaaten in dem gestiegenen Erträgnisse ihrer 
ElbzoUstätten während der letzten 2 Jahre die Richtigkeit dieses Grund- 
satzes bestätigt gefunden haben; — wenn alle diese Erwägungen zusam- 
mengefasst und gehörig gewürdigt werden, so dürfte die Folgerung kaimi 
zu bestreiten sein, dass zur Beförderung des Handels und der Schiffahrt, 
welche man bei dem in der 36. Dresdener Konferenz beschlossenen Vor- 
behalt vor Augen hatte, eine Herabsetzung des für den ganzen Lauf der 
Elbe fixirten Tarifsatzes als wünschenswerth sich darstelle. 

Die Oesterreichischen Kommissäre sind demzufolge der Meinung und 
schlagen vor, dass das dermal für den ganzen Lauf der Elbe festgesetzte 
Zollmaximum wenigstens um ein Viertheil, oder in runder Summe auf 
20 gGr., und in diesem Verhältniss der Tarif sämmtlicher Uferstaaten 
herabgesetzt werde." 

Preussen: „Der Antrag auf allgemeine Ermässigung des bisherigen 
Gesammtzollsatzes von 27 Va Gr. scheint noch nicht an der Zeit zu sein, 

so lange dieser Zollsatz noch unreguhrte Antheile enthält. Aber 

auch abgesehen von diesem Umstände scheint solche nicht nothwendig, 
da der bisherige Gang des Verkehrs hierzu wol keine hinreichende Ver- 
anlassung gibt." 

Sachsen: „Obschon eine weitere Herabsetzung des in Art. 9 der 
Eibakte festgesetzten Zollsatzes zu mehrerer Erleichterung des Handels 
und der Schiffahrt wünschenswerth scheinen möchte, so glaubt man sich 
jedoch, in Betracht, dass nach den sich ergebenden Erfahrungen jene 
Herabsetzung um so weniger nothwendig sein dürfte, als die Kommission _ 
sich noch wegen Herabsetzung eines oder des andern Artikels in eine 
geringere Klasse der Zollgebühr ad Ai-t. 10 der Eibakte entschliessen 
kann, gegen eine Herabsetzung des im Art. 9 der Eibakte bestimmten 
Zollsatzes erklären zu müssen." 

Hannover: Die in einem Zeitraum von 2 Jahren gesammelte Er- 
fahrung genüge keineswegs, die Nothwendigkeit einer allgemeinen Herab- 
setzung des Zolltarifs zu beweisen; auch mache der gute Erfolg der zur 
Belebung des Handels auf der Elbe koncedirten Erleichterungen schon 
gegenwärtig eine anderweite , so bedeutende Koncession nicht wünschens- 
werth. 

Dänemark: Lauenburgs frühere Einnahmen würden durch die neuen 
Erhebungen nicht gedeckt; durch eine fernere Herabsetzung aber würde 
der namhafte Verlust der Krone Dänemark nur noch um 25 Procent 
gesteigert werden. „Würde aber vorausgesetzt, dass nach allseitiger 

Die ElbzdUe. 5 
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sorgfältiger Prüfung der sämmtlichen Zollsätze, sowie der seit 1822 er- 
hobenen Registereinnahmen nur diejenigen Sätze abgemindert werden 
sollen, welche alsdann zu hoch befunden werden möchten, so werde man 
einem solchen Vorschlage sich nicht entlegen, vielmehr solchen kräftigst 
unterstützen, überzeugt, dass Lauenburgs Zollsatz als der ungünstigste 
dabei nicht gefährdet werden, vielmehr die Herabsetzung der übrigen 
einer Erhöhung des Lauenburgischen würde gleich gelten können." 

Mecklenburg: Mit dem wiederholten Erbieten zur gründ- 
lichen Prüfung aller Eibtarife und Hebungsrechte, und nur für diese 
Prüfung die Vorfrage anerkennend, bezeugt der Mecklenburgische Be- 
vollmächtigte die Bereitwilligkeit seines Hofs, auch auf weitere Ermässi- 
gung aller ElbzöUe nach richtig ermitteltem Verhältnisse einzugehen. 

Anhalt-Dessau und Anhalt-Bernburg stimmen wie Sachsen. 

Der Anhalt-Kö thensche Bevollmächtigte glaubt versichern zu kön- 
nen, dass sein Hof dem erhabenen Beispiel des k. k. Hofes folgen und 
ihm kein Opfer zu gross scheinen wird, um auch seinerseits zur Erreicbang 
des grossen Zwecks, welcher den verbündeteh Souverainen bei Entwerfung 
der Wiener Kongressakte in den Alt. 108 — 116 als allbelebendes Princip 
des freiem Verkehrs und Begünstigung der StromschifiGahrt vor Augen 
geschwebt hat und welcher die Grundlage der Eibakte war, nach Kräften 
beizutragen. 

Hamburg: „Wenn die Bestrebungen dieser Konmiission dahin ge- 
richtet sind, die vorgelegte Frage als einen wesentüchen Gegenstand ihrer 
Berathung in sorgfaltige Erwägung zu ziehen, so ist unstreitig zur Er- 
leichterung und Beförderung des Handelsverkehrs eine allgemeine Er- 
mässigung des Zollsatzes nicht allein wünschenswerth, sondern auch 
nothwendig. Zu den von dem Oesterreichischen BevoUmächtigten dafür 
angegebenen Gründen erscheint noch die Betrachtung, dass das ganze 
kaufmännische Publikum erwartet, in dieser Beziehung eins der wichtig- 
sten Resultate von den Arbeiten der Kommission hervorgehen zu sehen/^ 

Aus der vorstehenden Abstimmung ergab sich der Beschluss: ^Die 
Kommission findet keine Veranlassung, eine Herabsetzung des für den 
ganzen Lauf der Elbe durch Art. 9 festgesetzten Tarifs anzuordnen.'^ — 

In der 12. Konferenz (d. 9. März 1824) beantragte Dänemark, da 
Lauenburg durch den zu Dresden festgestellten ElbzoUtarif in seiner 
Zolleinnahme, vergUchen mit den frühem Hebungen, wesentlich benach- 
theiligt sei, „Gleichstellung des Lauenburger Zollsatzes mit denen der 
übrigen niederelbischen, namentUch der Hannoverschen Zollsätze", also 
Erhöhung des Satzes von 8 Pfg. auf 10 Pfg. per Centner. 

Die übrigen Uferstaaten erklärten sich gegen diesen Antrag, wobei 
von Seiten Hamburgs insbesondere noch Folgendes geltend gemacht 
wurde: 

„Wenn man den Begriff und den Zweck des Flusspassagezolls recht 
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ins Auge fasst und dabei den wesentlichen Gesichtspunkt, worauf die 
Bestimmungen des Wiener Vertrags hinsichtlich der Regulirung einer 
freien Stromschiflfahrt gerichtet waren, festhält, so scheinen alle Bestrebun- 
gen, welche jenen Absichten entgegenstehen, sich vom Ziele der mög- 
lichsten Freiheit im Handelsverkehr zu entfernen. Es wäre deshalb sehr 
wunschenswerth gewesen, schon bei den Dresdener Konferenzen über den 
Grrundsatz und dessen Anwendung in Betreff der Natur des Flusspassa- 
gezolls zu einer Vereinbarung dahin gekommen zu sein, dass derselbe 
ftlr nichts weiter als Ersatz und Entschädigung für Unter- 
haltung und Verbesserung der Wasserstrassen angesehen wer- 
den könne, und dass die Regulirung des Tarifs in diesem Sinne hätte 
zu Stande gebracht werden mögen. Ohne eine allgemein angenommene 
Grundlage der Art, wird es unmöglich bleiben, zu irgend einer befriedi- 
genden und den allgemeinen Zweck erfüllenden Bestimmung zu gelangen. 
Die Hoffnung, welche damals übrig geblieben, bei der Revision noch ein 
Bedeutendes an Ermässigung des Zollsatzes zu gewinnen, ist auch hier 
durch kürzlich genommenen Beschluss verloren; wollte man aber noch 
gar eine Erhöhung desselben — und wäre es die kleinste — zulassen, 
so würde die Kommission mit Recht den Vorwurf verdienen, den Zweck 
ihres Zusammenseins und ihrer Berathungen gänzlich verkannt zu haben." 

Der Beschluss der Kommission war: 

„Es wird dem Antrage auf Erhöhung des Zollsatzes von Lauenburg 
keine Folge gegeben und es hat in dieser Beziehung bei den Bestimmungen 
des 9. Artikels der Eibakte zu verbleiben." — 

Die Angelegenheit des Vorbehalts im 36. u. 37. Konferenzprotokoll 
der Dresdener Kommission wegen des Lauenburgischen und des Meck- 
lenburgischen Eibzolls gab indess noch zu weitern Erörterungen Anlass, 
weiche sogar durch die zeitweilige Femhaltung des Preussischen Be- 
Yolmächtigten eine förmliche Suspension der eigentlichen Verhandlungen 
lierbeiffihrte. Man glaubte schliessHch eine Erledigung dadurch zu finden, 
dass det Mecklenburgische Bevollmächtigte sich bereit erklärte, dem 
PrtBidium solche Daten und Ausweise vorzulegen, dass dasselbe die 
vollkommenste Ueberzeugung davon gewinne: wie Mecklenburg einen 
bedeutend hohem als den angenommenen Zollsatz zu fordern berechtigt 
gewesen wäre, und dass der Dänische Bevollmächtigte ebenfalls seine Be- 
reitwiHigkeit aussprach , auf dem Wege vertraulicher Mittheilung die nach 
der vorangegangenen Darlegung über das Verhältniss des Lauenburger 
HbzoDs etwa noch erforderiichen Nachweisungen vorzulegen; womit der 
Preussische BevoUmächtigte sich im allgemeinen befriedigt erklärte. 

In der 25. Konferenz (d. 3. Juli 1824) wurde jedoch dieser Punkt von 
Preussen nochmals wieder aufgenommen und die definitive Erledigung 
desselben erst in der 29. Konferenz (d. 22. Juli 1824) erzielt. Das Prä- 
sidium tmg in dieser nämlich vor: 

5* 
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„Dass die Voraussetzung in dem Vorbehalt des 37. Dresdener Kon- 
ferenzprotokolls, nämlich eine Erhöhung der früher bestandenen Zollsätze, 
bei Lauenburg und Mecklenburg nicht vorhanden sei, demzufolge das 
Präsidium sich zu dem Antrage veranlasst fände: dass die ZoUsätze 
Lauenburgs mit 8 Pfg. und Mecklenburgs mit 20 Pfjg. für definitiv zu 
erklären seien. 

In Betracht jedoch, dass durch die grössere Frequenz der SchifiEahrt, 
sowie die in Folge der Bestimmungen der Eibakte stattfindende, genauere 
Kontrole, sich die Zolleinnahme Mecklenburgs in den Jahren 1822 und 
1823 vergrössert habe, und da sowol im Verhältniss der Ufo-strecke, 
als bei gleichem Zollsatze, im Verhältniss der frühem Anzahl von Er- 
hebungsämtern, Mecklenburg von allen Uferstaaten die hödiste Rekogni- 
tionsgebühr beziehe, da endhch diese Abgabe, da sie für die Schiffer 
vorzüglich drückend sei, zu den meisten Beschwerden Anlass gebe, — 
glaubte das Präsidium darauf antragen zu sollen, die Kommission möge 
den Wunsch aussprechen, dass die Mecklenburgische B^erung von der 
bisherigen Rekognitionsgebühr etwas schwinden lasse und sieh desfaUs 
etwa mit Hannover gleichstelle.^' 

Infolge der Präsidialanzeige wurden nunmehr einstimmig die Zoll* 
Sätze von Lauenburg und Mecklenburg so , wie sie in Art. 9 der Eibakte 
ausgedrückt sind, definitiv angenommen, und schlössen sich sämmtliche 
Bevollmächtigte dem wegen der Mecklenburgischen Rekognitionsgebühren 
geäusserten Wunsche an. — 

Zum Art. 10 der Eibakte wurden von Seiten Oesterreichs um- 
fassende Anträge gestellt. Da die Kommission den Antrag auf die Herab- 
setzung des Tarifs im Ganzen nicht angenommen habe, so stelle sich die 
Ermässigung des Zolls für einzelne Artikel um so unerlässlicher dar, als 
es nur dadurch möglich werde, jenes Missverhältniss einigermassea aus- 
zugleichen und die aus demselben hervorgehende Belastung des Handels 
und der Produktion zu beheben. Es wurden folgende Heraufsetzungea 
vorgeschlagen, 

auf ein Viertel des Normalsatzes: ordinaire Farbehölzer, Glas olm^ 
Unterschied, Eisenwaaren ohne Unterschied, Heringe, Kümmel, Krapp, 
Packleinwand, Sirup, Quercitron, Thran und gemeiner Essig, welebe 
Gegenstände bis dahin dem ganzen Zolle unterlägen; 

auf ein Zehntel: gedörrtes Obst und Getreide ohne Unterscliied» 
sowie die gesammten Hülsenfrüchte, leere Fässer und Kisten, v<m 
welchen Gegenständen der Viertelzoll, und Hadern (Lumpen), vot 
denen der ganze Zoll erhoben würde; 

auf ein Zwanzigstel: sowol Brenn- als Nutzholz, wovon ersteres 
ein Zehntel, das zweite aber ein Fünftel des höchsten Satzes ent- 
richte, endUch Schmälte und Blau&rbon, wofür der ganze Zoll zu 
entrichten sei. 
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Auf die Ermässigung der Zollsätze fllr Nutzholz ward ein ganz 
besonderer Werth gelegt, da sich im Vergleich mit den vor 1822 von 
diesem Artikel wirklich erhobenen ElbzöUen -durch den neuen Tarif eine 
sehr beträchtliche Mehrbelastung ergeben habe. 

Preussen erklärt sich im allgemeinen gegen die beantragten Herab- 
setzungen, unter Hinweisung auf die beim neuen Eibzolltarif dargebrach- 
ten grossen Opfer, auf die Zunahme des Eibverkehrs u. s. w. Der jetzige 
Tarif habe vor dem altem den unläugbaren grossen Vortheil, dass die 
Zollgefälle im ganzen durch denselben nicht nur bedeutend herunter- 
gesetzt sind, sondern dass er einfach, leicht anwendbar und klar und 
verständlich ist. In letzterer Beziehung können jedoch manche entstan- 
dene Zweifel und Bedenken durch die Revisionskommission noch gehoben 
und dadurch der Tarif wesentlich verbessert werden, wozu der Preussische 
Bevollmächtigte nach den gemachten Erfahrungen der beiden verflossenen 
Jahre gern die Hand bieten werde. 

Sachsen tritt dem Oesterreichischen Vorschlage im allgemeinen bei, 
onter Vorbehalt weiterer Erklärung über die einzelnen Artikel. 

Hannover äussert sich in ähnüchem Sinne, und bemerkt der Be- 
voUmächtigte, er zweifle nicht, dass jeder darüber von der Mehrheit der 
Kommission zu fSassende Beschluss auch von selten seiner Regierung die 
Döthige Zustimmung erhalten werde. 

Dänemark*) erklärt sich gegen die Anträge. 

Mecklenburg: Vorausgesetzt, dass überhaupt nur inländische Er- 
zeugnisse der Eibstaaten und deren Ausfuhr zu begünstigen sind, wird 
mit einigen Ausnahmen (Korn, Hadern u. a.) den Oesterreichischen Vor- 
schlägen beigestimmt. — Es wird bei diesem Aiüass, da eine schnelle 
Spedition oft viel wichtiger als der Pfennigsbruchtheil vom Zoll, zur 
beschleunigten Abfertigung eine einfachere Tarifirung nach nur 4 Klassen 
(zu Vi, V4, Vie u. V40) in Vorschlag gebracht. „Dies Erbieten bethätige, 
wie bereitwillig und uneigennützig Mecklenburg den Ansprüchen des 
Vaterlandes wie den Wünschen des Allerhöchsten Kaiserhofes allenthal- 
ben huldige.^' 

„Dem Verdienst seiner Mitstaaten widmet Mecklenburg volle Aner- 
kemmng. Es ist aber für die allseitigen Opfer und Rechte der Status 
quo vom Jahre 1815 keineswegs der rechte Massstab zu Vergleichungen, 
wo auf der einen Seite (Mecklenburg) dieselben Taxen zwei Jahrhunderte 
lang dieselben blieben, auf der andern Seite aber die ursprünglichen 
Rollen beträchtlich erhöht und so bedeutende Nebenabgaben, als Licenz- 



*) Vielmehr beantragte der Dänische Bevollmächtigte in der 21. Konferenz (den 
19. Juni 1824): „künftig nur inländische Steinkohlen zu %o zu verzollen, dagegen 
Ton englischen die ganze Gebühr zu nehmen." — „Die Majorität glaubte jedoch, diesen 
Untenchied in der Yerzollung von Steinkohlen nicht festsetzen zu soUen,** 
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und Transito-Impost, auf den Eibverkehr gelegt wurden. Wurden hier- 
durch (und nur hierdurch) Ermässigungen nothig, so mussten sie 
damit beginnen, und dana.erst trat das gerechte Verhältniss wieder 
ein, wonach die Zolltarife einzig richtig zu beurtheilen und die Opfer zu 
ermessen sind. Jene einseitigen Erhöhungen und Nebenauflagen hat aber 
die Wiener Akte nirgends bestätigt. Hierauf und auf die Entwickelung 
jener einseitigen Abgabenerhöhung wird man zurückkommen müssen, 
wenn die irrigen Behauptungen von Zollerhöhungen an der Niederelbe 
nicht cessiren." 

Anhalt-Bernburg und Anhalt-Dessau schliessen sich dem 
Sächsischen Votum an; Anhalt-Köthen empfiehlt dringend die An- 
nahme der Oesterreichischen Vorschläge. 

Hamburg tritt denselben mit voller Ueberzeugung bei und empfiehlt 
insbesondere die von selten des Kommerdums eingebrachten Vorstellungen 
im Interesse des Nutzholz- und Glasgeschäfls. — 

Schliesslich wurden die in dem ratificirten Schlussprotokoll vom 18. Sep- 
tember 1824 verzeichneten Veränderungen der Eibzollklassen genehmigt, so- 
wie auch einige nicht wesentUche Modifikationen der Rekognitionsgebflhren. 



In Rücksicht des Esslinger Zolls übergab der Hamburgische Be- 
vollmächtigte in der 40. Konferenz (den 18. September 1824), infolge 
des von der Kommission geäusserten Wunsches, die Taxe der Schreib- 
gebühr beim Esslinger Zoll, wie folgt: 

ein Fahrzeug von 2— 6 Last 2 Schill. Cour. 

« ?j « * 1^ « *^ n yy 

» « «13 M n ^ « ?> 

?> ?J »5 ^1"" *J^ yy ö „ „ 

„ „ „ 61 OO „ 12 „ „ 

„ „ „ öl 100 „ 24 „ „ 



Als in der 23. Konferenz (d. 26. Juni 1824) die Berathnng zum 
15. Artikel der Eibakte gekommen war, entwickelte zunächst der Dänische 
Bevollmächtigte in einem ausführlichen Vortrage die rechtlichen und that- 
sächlichen Verhältnisse des St a der Zolles. Es wurden von ihm unter 
andern folgende Momente hervorgehoben: 

„Eine Anerkennung ist dem ganzen Stader Zoll nie von Dänemark 
geworden, viel weniger den zahllosen Neuerungen und ErhölniBgen. So 
steht Dänemarks res integra. Auf dem Wege des Gesammtvertrags, durch 
EinbegriflF in die Eibakte, wo nicht, durch Separatvertrag auf den Boden 
eines rechtsbeständigen Verhältnisses zu kommen, ist sein Verlangen. 
Die erste Gelegenheit dazu boten die Dresdener Verhandlungen dar. 
Hannover wich ihr aus. Es weigerte seinen Tarif bis zu dem Augenblicke, 
wo die Verhandlungen geschlossen waren, und was hätte ein eigenmächtig 
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geschaffener ungeregelter Tarif, nachrichtlich beigebracht, der Kommission 
anders als ein Beweis der Nichtachtung der in Wien niedergelegten, in 
Dresden zur Ausführung gebrachten Beschlüsse sein können? Dänemark, 
zufrieden, den geheimnissvollen Nachbar irgendwo zu finden, hatte bis 
zum letzten Augenbhck nur Aufschluss über das, was von ihm für gesetz- 
mässig, was für administrativen Missbrauch erkannt werden möchte, ge- 
wünscht, um danach seine Schritte abzumessen, seine Forderungen zu 
stellen. Der Tarif erschien nicht; Dänemark behielt sich also in Dresden 
seine definitive Erklärung vor." 

Durch den mitgetheilten Tarif sei dem Interesse Dänemarks in keiner 
Welse genügt worden. 

„Einmal, weil das Princip, wonach der 1821 edirte Tarif erhebt, 
unrichtig ist, indem er die verschiedenartigsten Massstäbe: Werth,Fak- 
tarpreis , Art und Zahl der Gebinde und Masse vermischt und abwech- 
selnd in Anwendung bringt; 

zweitens, weil derselbe auf willkürlichen Erhöhungen des altem 
Normaltarifs von 1691 begründet ist, folglich die heutigen Sätze auf un- 
gesetzmässige Weise entstanden sind. Dänemarks res integra fordert 
Reduktion des Zolls auf die nach den Grundsätzen der Wiener Beschlüsse 
zu ermittelnden ursprünghchen Sätze, und wo es wegen veränderter Be- 
schaffenheit der Gegenstände des Handels wie deren Verpackung nicht 
möglich ist, auf diese wiederum zurückzukommen, die Herstellung des 
quantitativen Verhältnisses der Ansätze; 

drittens, weil der neue Zolltarif keine gesetzhche, noch vertrags- 
mässige Kraft besitzt, folglich keine zureichende Bürgschaft darbietet.'' 
Der eingegangenen Verpflichtung, den mitgetheilten Tarif nicht ohne Ein- 
willigung der Uferstaaten erhöhen zu wollen, sei eine Klausel angehängt, 
welche denselben zu jeder Zeit illusorisch machen, und nach Verlauf eini- 
ger Jahre, unter dem Vorwand vorbehaltener Deklarationen der bestehen- 
den Gemässe, Erhöhungen ganz nach Art der in den Tarif von 1691 
eingeschlichenen, den Zugang offnen könne." 

Hieran schloss sich noch eine Erörterung verschiedener specieller 
Beschwerden über die Verwaltung des Stader Zolls, z. B. dass derselbe, 
dem Herkommen und den eigenen frilhern Erklärungen der Hannoverschen 
Regierung zuwider, vom sogenannten Binnenlandsgut erhoben werde, dass 
vielfache vnllkürliche Sportein genommen werden u. s. w. — 

„Gegen diesen Zoll hat sich Däijemark rem integram vorbehalten; 
diesen Zoll hat die Eibkommission in Dresden, gegen Sinn und Inhalt 
der Wiener Beschlüsse, aus ihrem Bereich verwiesen, über diesen Zoll 
haben zwischen den zunächst betheiligten Staaten Verhandlungen statt- 
finden sollen." 

Es wird dann femer mitgetheilt, wie es mit den in Aussicht gestellten 
Verhandlungen bisher gegangen sei. Bereits am 22. Sept. 1822 habe sich 
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das Kopenhagener Eabinet mit der Aufforderung zur Eröffnung derselben 
nach Hannover gewendet. Erst am 27. Jan. 1823 sei aus Hannover ge- 
antwortet, man sei bereit dazu, allein wegen der, einen grossen Zeitauf- 
wand erfordernden, Vorarbeiten beantrage man eine Aussetzung der kom- 
missarischen Verhandlungen, die ersten Vorschritte sollten aber baldnMig- 
lichst geschehen. Als dessenungeachtet im Verlauf von 10 Monaten noch 
nichts geschehen, habe man am 6. Dec. 1823 aufs neue auf einen Termin 
zu den Separatverhandlungen gedrungen; allein wiederum ohne Erfolg. 

Der Dänische Antrag ging dahin : dass die Kommission das Prindp, 
wonach der neu anzufertigende Brunshauser Tarif zu reguliren sei, und 
über die Grenzen seiner Befugniss sich bestimmt ausspreche; d^ss sie 
bei der Hannoverschen Regierung den baldigen Beginn von Separatver- 
handlungen auf dieser Grundlage bewirke; dass sie provisorische Vor- 
kehrungen eintreten lasse, damit nicht durch den Aufschub offenbare 
Missbräuche perpetuirt würden. 

Von Seiten Hamburgs wurde unter andern hervorgehoben: „Der 
Senat hat nach erfolgter Auswechselung der Ratifikationsurkunden der 
Eibakte eine Abschrift des von Seiten des Hannoverschen Bevollmächtigten 
eingereichten Tarifs empfangen und eine sorgfältige Untersuchung und 
Vergleichung desselben mit den vertragsmässig bestehenden Zollansätzen 
und Verzollungsnormen veranlasst, imd zu seinem höchsten Bedauern ge- 
funden, dass derselbe in allen und den wesentUchsten Beziehungen von 
der dem Stader ZoUrecess zum Grunde liegenden Eibzolltaxe gänzlich 
abweiche. 

Auf diese ganz unerwartete Eingabe und bei der so sehr beschwerten 
und vielseitig verwickelten Lage der Sache hat der Senat, den Blick auf 
das allgemeine Wohl der Schiffahrt und des grossen Elbhandels richtend, 
eine höchst dringende Pflicht erfüllen zu müssen geglaubt, schon vorläufig 
in seiner an säunntliche Uferstaaten gerichteten Note vom 13. Sept. a. p. 
dem vorgedachten Tarif gänzlich zu widersprechen, sowie es hiermit von 
Seiten dessen Bevollmächtigten wiederholt ad ProtocoUum geschieht.^ 

Ohne hier in die Darstellung einer weitführenden Auseinandersetzung 
dieser vielfachen Abweichungen einzugehen, wird es genügen zu bemer- 
ken, dass das Maximum der vertragsniässigen Verzollungsgrundsätze 
Vi« % beträgt, die mehrsten Ansätze aber ungleich weniger bezeichnet 
stehen; wogegen nach dem neu eingerichteten Tarif jenes Vi© 7o zum 
Minimum geworden und die mehrsten bedeutenden Artikel nach Umständen 
einer Zollabgabe von V^ bis 2V2, ja, eventuell bis 5 % unterworfen 
sind." 

Es ward beantragt: dass die Kommission diesem Gegenstande die 
kräftigste Unterstützung zur unverzüglichen Beförderung der Regulirung 
dieser Angelegenheit gewähren wolle, zu welcher Absicht dem Dänischen 
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Antrage inhärirt werde, mit Vorbehalt aller besondem, der freien Stadt 
Hamburg vertragsmässig zuständigen Rechte. 

Hannover gab hiergegen im wesentlichen folgende Darlegung: 

Der Stader Zoll sei im Jahre 1038 dem Erzbisthum Bremen ver- 
liehen. So lange die Hansa mächtig gewesen, habe man abseiten des 
Handdsstandes diese Zollgerechtsame vielfach verletzt und nicht selten 
mit gewaffaeter Hand Zollfreiheit erzwungen. Dieser Zustand der Recht- 
losigkeit habe geendet, als nach dem 30jährigen Kriege das Erzstift Bremen 
aus den Händen geistücher Ftlrsten in die kräftigem Hände Schwedens 
überging. Allein nun habe man Hamburgischerseits mit Gewandheit den 
Weg der Negodation eingeschlagen und den viel besprochenen Traktat von 
1691 zu Stande gebracht. Dürfe man den Indikationen der altem Stader 
Hegiemngsakten Glauben beimessen, so sei dieser Traktat ledigUch das 
Resultat alles schmeidigender goldener üeberredung gewesen. Es sei 
bald aus Stockholm die Entscheidung erfolgt, dass jener Traktat und der 
denselben annektirte Tarif nur so weit zur Anwendung kommen solle, als 
deren Bestimmungen der bis dahin üblichen Observanz nicht zuwider 
liefen. Nachdem das Herzogthum Bremen an das Haus Hannover über- 
gegangen, habe dieses im Anfang des 18. Jahrhunderts (1729) vergebens 
versucht, die Klagen der Hamburger zu erledigen; die Fordemngen des 
Senats, gestüt^ auf den nie zur Exekution gekommenen Vertrag von 1691, 
seien zu hoch gespannt gewesen. Seitdem sei die Lage der Sache im ganzen 
dieselbe geblieben. Von Seiten Hannovers sei der Zoll nach den einmal 
hergebrachten Gmndsätzen fortwährend erhoben und habe mit der Aus- 
breitung des Hamburgischen Handels an Bedeutung und Wichtigkeit zu- 
genommen. In gleicher Progression hätten, leider! auch die Beschwerden 
der Hamburger zugenommen. Man war nur zu geneigt, jede Zollabgabe als 
eine nicht zu ertragende Last, eine widerrechtliche Schmälerung gehoflfter 
Uandelsvortheile anzusehen — und die Dresdener Verhandlungen boten 
willkommene Gelegenheit dar, diesen Klagen Gehör zu verschaffen. 

Es wird alsdann entwickelt, wie durch Art. 15 der £lbakte als eine 
rechtskräftig erfolgte Entscheidung die Angelegenheit des Stader Zolls 
für die Kommission erledigt sei. Hannover sei seinen darin eingegangenen 
Verpflichtungen nachgekommen. Der Brunshauser Zolltarif, so wie der- 
selbe in Dresden nachrichtlich mitgetheilt, sei in allen Stücken imbedingt 
zur Anwendung gebracht und eine Erhöhung oder willkürliche Intei*pre- 
tation desselben sei nicht vorgekommen, noch werde man sie vornehmen. 

„Diese so bestimmte Zusichemng eines Gouvernements, welches 
von jeher wegen seiner Rechtlichkeit und Loyalität bekannt war, wird 
allen Anforderungen der paciscirenden 7 Uferstaaten [d. h. sämmtlicher 
übrigen, mit Ausnahme von Dänemark und Hamburg, die gegen den 
fraglicben Beschiuss in Dresden Verwahmng einlegten] genügen, und die 
Ueberzeugung vollkommen begründen, dass Hannoverscherseits den Be- 
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Stimmungen der Eibakte in dieser Hinsicht ihrem ganzen Umfange nadi 
entsprochen ist, zugleich aber auch den Antrag rechtfertigen: dass die 
Kommission ihrerseits den auf solche Weise durch den Artikel 15 abge- 
schlossenen, staatsrechtlich vollzogenen, und hinsichtlich seiner Dauer 
und Gültigkeit an keine Bedingung gebundenen Vergleich aufrecht er- 
halten, es bei der einmal stattgefundenen Renunciation auf alle weitere 
Einmischung in die Verhältnisse des Stader Zolls bewenden lassen, und 
sich hinsichtlich aller, diesen Stipulationen zuwiderlaufenden Anträge für 
inkompetent erklären wolle." 

Hinsichtlich des von Dänemark und Hamburg im Artikel 15 der 
Eibakte gemachten Vorbehalts der res integra in Bezug auf den Stader 
Zoll, so könne dieser, meint der Hannoversche Bevollmächtigte, nur die 
Wirkung haben, ihnen für eine künftig mit Hannover einzuleitende Unter- 
handlung freie Hand zu lassen; wollten sie, auf die von Hannover in 
Art 15 eingegangenen Bedingungen gestützt, der Kommisdon Besehwer- 
den vorlegen, so müssten sie vor aUem den Vorbehalt fallen lassen und 
jenem Vergleich accediren. — Uebrigens fühle Hannover mit beiden Ufer- 
staaten die Nothwendigkeit einer Vereinbarung über den Brunshauser 
Zoll und werde sein Versprechen, desfallsige Verhandlungen zu eröffiien, 
gewissenhaft erfüllen. Dass es nicht schon geschehen, sei leider Um- 
ständen beizumessen, deren Beseitigung nicht ganz in dem Willen des 
Hannoverschen Gouvernements beruht habe. Es werde darauf angetragen: 
„die Erledigung der vorhandenen Beschwerden lediglich an die ehestens 
anzuknüpfenden Verhandlungen zu verweisen und sich auch in dieser 
Hinsicht, infolge des Dresdener Vergleichs und der mittels selbigem aus- 
gesprochenen Renunciation, für inkompetent zu erklären.'^ 

Die Kommission fasste auf den Vorschlag des Oesterreichischen 
Bevollmächtigten nachstehenden Beschluss: 

„Die Kevisionskommission hegt den angelegentlichen Wunsch, die 
Hannoverscher Seits versprochene Unterhandlung wegen Ausgleichung 
der Beschwerden gegen den Brunshauser Zoll von Seite Dänemarks und 
der freien Stadt Hamburg, möglichst bald eröffnet zu sehen, und ersucht 
die Hannoverschen Bevollmächtigten diesen Wunsch zur Kenntniss ihrer 
Regierung mit dem Beisatz zu bringen, dass die Kommission es als einen 
besondem Beweis von Gefälligkeit ansehen würde, wenn ihr noch wäh- 
rend ihres Beisammenseins eine beruhigende Erklärung über den Zeit- 
punkt des Zusammentritts der Kommissarien der betheiligten Uferstaaten 
mitgetheilt werden könnte." 

Der Dänische Bevollmächtigte spricht sein Bedauern aus, dass 
dem auf Abhülfe gerichteten Antrage seiner Regierung nicht entsprochen 
worden, und hofft, dass solche durch die aufs neue versprochenen Se- 
paratverhandlungen werde erreicht werden. Allein zugleich werden aUe 
allgemeinen und besondem, namentlich die aus der Wiener Kongressakte 
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imd au8 Art. 1 und 7 der Eibakte abzuleitenden Rechte in Rücksicht 
auf den Brunshauser Zoll ausdrücklich vorbehalten. 

Auch Hamburg behält sich für die nächste bessere Zeit und ge- 
eignetem Orts sowohl eine specielle Erörtening des Gegenstandes als auch 
alle und jede Rechtszuständigkeiten im weitesten Umfange vor. 

In der 36. Konferenz (d. 21. Aug. 1824) wurde auf die Stader Zoli- 
angelegenheit zurückgekommen, indem der Preussi sehe Bevollmächtigte 
eine Korrespondenz zwischen den Bevollmächtigten von Preussen und 
Hannover vom Oktober 1821 in Betreff der Hannoverschen Verwahrung 
im 44. Dresdener Konferenzprotokoll zu Artikel 4 der Eibakte gegen jede 
Einmischung in die Hannover zustehenden Seerechte vorlegte. Hannover 
erklärt darin, dass darin keineswegs die Absicht liege, die Freiheit der 
Flussschiffahrt zu beschränken, wie sich dies am besten aus der Fassung des 
Art. 15 der Eibakte ergebe. Dänemark und Hamburg sowie anderer- 
seits auch Hannover nahmen hieraus Anlass, ihren frühem Erklämngen 
und Verwahrungen wegen des Bmnshauser Zolles zu inhäriren, wie dies 
auch noch schliesslich in der letzten (40.) Konferenz geschah. Eine An- 
zeige abseiten Hannovers über den Termin der zu eröffnenden Separat- 
unterhandlungen erfolgte während der Dauer der Kommission nicht. 



n. Ergänzende Bestdnunungen zur ElbschifBalirtsakte, be- 
schlossen und unterzeichnet in Hamburg, am 18. September 

1884. 

Protokoll der in Folge des XXX. Artikels der Elbschiffahrtsakte in Hamburg 
versammelten Revisionskommission. 

Die nachbenannten Bevollmächtigten .... 

(folgen die Namen) 

sind über folgende ergänzende Bestinmiungen zur £lbschitfahrtsakte über- 
eingekommen: 

§. 1. (ad Art. 8.) Die dem Art. 8 der Elbschiffahrtsakte anliegende 
Gewichtstabelle ist in der Art berichtigt, wie sie sab Litt. A gegenwärtigem 
Protokolle zur alleinigen Anwendung beiliegt. 

§. 2. (ad Art. 9.) Die dem Art. 9 der Elbschiffahrtsakte sub No. 2 
beigefügte Tabelle, aus welcher die streckenweise Vertheilung des Tarifsatzes 
ersichtlich war, ist in der Anlage Litt. B ergänzt. 

§. 3. (ad Art. 9.) Transitirende Schiffe können an dem ersten Er- 
hebungsamte die Oebflhren fftr die ganze Strecke eines jeden Uferstaates 
entrichten. 

§. 4. (ad Art 10.) Der Art. 10 der Eibakte ist modificirt wie folgt: 
Auf ein Yiertheil des ElbzoUs werden nachstehende Artikel ermässigt: 

Ambose, Anker, Asche (unausgelaugte), Bier (mit Ausnahme des frem« 
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den), Blei, Bleierz, Bohnen, Bolus, Bomben, Borsten (Schweios-), Drath 
(eisern), Eisenblech ohne Unterschied, Eisen (gegossenes), £rt)8eD, Erz, 
Geflügel, Gerste, Glas ohne Unterschied, Glasgalle, Graupen, Ories and 
Grtttze von allen Getreidearten, Gusseisenwaaren (grobe), Hafer, Hirse, 
Holzkohlen, Hornspitzen und Hornplatten (unverarbeitete), Kanonen, 
Kienruss, Knoppern, Korn (Roggen), Kreide (weisse, schwarze, rothe), 
Kümmel, Kugeln (eiserne), Lafetten, Linsen, Lohrinde (Borken), Marmor 
(roher), Mehl (aller Getreidearten), metallische Mineralerde, Mineralwasser, 
Mörser (Bomben), Münzkrätze, eiserne Nägel (gegossene), Ocker, 
Oelkuchen, Pech, Platten (marmorne und dergleichen), Rindshömer und 
Ftisse, Rothstein, Saamen aller Art, als: Anis, Fenchel, Hanf-, 
Rübsaamen etc. etc., Salz (Küchen-, See- und Stein-), Sauerkraut, Schleif- 
oder Wetzsteine (feine), Spelz, Stangeneisen (geschmiedetes), Theer, Trippel, 
Wacholderbeeren, Weizen, Wicken. 

Auf ein Fünftheil der Gebühr: 

Gröbere Böttcher- und andere Holzwaaren, als: Leitern, Mulden, 
Schaufeln, Schwingen und dergleichen Feldgeräthe, sowie die gröberen Korb- 
sorten zu Fustagen von Baumwurzeln etc. etc., leere Fässer, Kisten 
und Tonnen, Früchte (gedörrte, Backobst), Hagebutten (ge- 
dörrte). 

Auf ein Zehntheil: 

Bau - und Nutzholz, Blut (von Schlachtvieh), Butter und Käse (frische), 
Kier, Eisen (altes), Knochen, Laugenfluss, Milch, Schmelztiegel aller 
Art, Steingeschirr (gemeines), Töpferwaare. 

Auf ein Zwanzigtheil : 

Braunkohle, Brennholz, Busch aller Art, Cichorienwurzel, Eicheln, 
Faschinen, Früchte (frische, Obst), Gemüse (frisches). Gras und Heu, Gips, 
Kalk, Nüsse aller Art, Rohr (Dach-, Schilf- und Stuhl-), Seegras, 
Stroh, Torf, Weintrauben, Wellen (Brandbusch), Wurzeln (essbare). 

Auf ein Vierzigtheil : 

Alaun- und Vitriolstein, Asche (ausgelaugte), Drusen (Trester), Dünger, 
als: Mist, Mergel, Stoppeln etc., Flossgeräthe (rückgehende), Gall- 
meistein, Glas- und Topf Scherben, Kalkstein, Kufen, Rinnen und 
Tröge etc. etc. von Stein, Kies (gemeiner Stein-), Leinpferde (zu Wasser 
rückgehende), Mörtel von Ziegel und Tufstein (Trass), Mühlsteiue, Pfeifeu- 
erde, Pflastersteine, Sand, Sand- und Bruchsteine aller Art, Schiefer 
(Dach-), Steinkohlen, Thon, Töpfer- und ' Walkererde, Tufstein, Ziegel 
(gebrannte und Luft-), Ziegelcement. 

§. 5. (ad Art. 10.) Die im Manifeste nicht verzeichneten Reiseviktoa* 
lien der Schiffer sind in verhältnissmässiger Quantität ganz abgabenfrei. Bei 
Bestimmung der Quantität soll mit der billigsten Umsicht nach der L&age 
der Reise, der Stärke der Bemannung etc. etc. verfahren, und demgemäss 
das Nähere von den Regierungen an die Zollämter erlassen werden. 

§. 6. (ad Art. 10.) Die zum Verdeck eines Fahrzeuges einmal eiii- 
und zugerichteten Breter sind, da sie zu dem Schiffsgerätke gehören, zoU- 
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freL In Ermangelung solcher sind von Entrichtung des Elbzolls befreit die 
zur Bedeckung der Ladung nöthigen losen Breter, und zwar: 

1. bei Schiffen unter 10 Last Ladnngsffthigkeit 1 Schock 

2. „ „ von 10-25 „ „ „ 2 

^' n »> »j 25 45 „ „ „ 2 /a „ 

4. „ „ „ 45 und mehr Last „ „ 3 „ 

§. 7. (ad Art. 11.) Der Art. 11 der Eibakte ist modificirt, wie folgt: 
Die Abgabe von den Fahrzeugen, oder die Rekognitionsgebühr, wird 
nach vier Klassen und nach dem unter Litt. C beigeschlossenen Tarif er- 
hoben. 

Dieselbe beträgt für die ganze Stromlänge von der ersten Klasse unter 
10 Hamburger Last der Ladungsfähigkeit (die Last zu 4000 Pfd.) 

3 Rthlr. 4 gGr. 
von der zweiten Klasse von 10—25 Last .... 7 „ 8 „ 
von der dritten Klasse von 25 — 45 Last .... 11 „ 12 „ 
von der vierten Klasse von 45 Last und darüber . . 13 „ 16 „ 
Unbeladene Fahrzeuge zahlen allenthalben ein Viertheil vorstehender Taxe. 
§. 8. (ad Art. 11.) Zum Behuf der Entrichtung der Rekognitions- 
gebflhr sollen die Eibschiffe künftig gleichförmig vermessen und mit gehöri- 
gen Dokumenten hierüber nach dem Formular Litt. D versehen sein. 

§. 9. (^ad Art. 11.) Bei Entrichtung der Rekognitionsgebühr sollen die 
Scltfe als leer betrachtet werden und nur ein Viertheil der durch den 
Art. 11 der Eibakte festgesetzten Gebühr zahlen, wenn die Ladung folgende 
Centnerzahl nicht übersteigt: 

bei der ersten Klasse 10 Centner 

„ „ zweiten „ 20 „ 

„ „ dritten „ 30 „ 

„ „ vierten „ 40 

§. 10. (ad Art. 11.) Von Entrichtung der Rekognitionsgebühr sind 
gänzlich befreit: 

a) die das Hauptschiff nur auf kurzen Strecken zur Ueberwindung ört- 
licher Hindernisse begleitenden Leichterkähne; 

b) kleine Kähne und Anhänge, die zu einem Hauptschiffe gehören und 
nicht zum Waarentransport dienen. 

§. 11. (ad Art. 11.) Reisende und deren Reisegepäck sind zollfrei; 
von Schiffen aber, welche nur Reisende und ihr Gepäck führen, soll die 
volle Rekognitionsgebühr erhoben werden. 

§. 12. (ad Art. 17.) Das sub Litt. E anliegende Schema zu einem 
Manifeste soll künftig auf der Elbe allgemein als Norm dienen. 

§. 13. (ad Art. 30.) Die nächste Revisionskommission wird sich am 
1. Mai 1828 in Dresden versammeln. 

§. 14. (ad Art. 31.) Insoweit durch gegenwärtiges Protokoll keine 
Abänderungen ausgesprochen sind, hat es bei den Bestimmungen der Elb- 
schiffahrtsakte sein alleiniges Bewenden. 

§. 15. (ad Art. 32.) Diese Bestimmungen sollen mit dem 1. Januar 
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1825 auf allen Punkten der Elbe in vdlo Wirksamkeit gesetzt und zu dem 
Zwecke durch den Druck öffentlich bekannt gemacht, auch allen betreffenden 
Behörden mitgetheilt werden. 

Geschehen zu Hamburg, am 18. September 1824. 



Littera B. Tarif fOr den Elbsoll, nach den, bei der Auf- wie bei der 
Kiederfahrt, zu befahrenden Strecken vertheilt. 



zu entrichtende Gebühr 

von Gentner zu 112 

Pfund Hamburg. 

Ar die 
Streckeo. 



Oesterreich . 



Sachsen 



Preussen 



Anhalt-Bemburg 
» Köthen . . 
» Dessau . . . 



Hannover 



Mecklenburg. . 



1) fiir die ranze Strecke von Melnick bis zur 
Sächsischen Grenze 

2) von Melnick bis Aussig 

3) von Aussig bis zur Sächsischen Grenze 

1) für die ganze Strecke von der Oesterrei- 
chischen bis zur Preussischen Grenze . 

2) von der Oesterreichischen Grenze bis Pirna 
3^ von Pirna bis Dresden 

4) von Dresden bis zur Preussischen Grenze 

1) für die ganze Strecke von der S&chsischen 
bis zur Mecldenburgischen Grenze 

2) von der Sächsischen bis zur Anhaltschen 
Grenze 

3) von der Anhaltsch. bis zur Mecklenb. Grenze 

4) aus dem Anhaltschen bis nach Domburg 
(Anhalt) 

5) mr den Cours von und nach Schnacken- 
burg und Gegend 

für die ganze Strecke 

für die ^nze Strecke 

1) für die ganze Strecke 

2) die Strecke des Dessauer Geleits 

3) für die Strecke des Tochheimer Geleits 

1) für die ranze Strecke von der Preussischen 
Grenze bis Hamburg 

2) von der Preussischen Grenze bis Hitzacker 



3^ von Hitzacker bis Hamburg . 



10 



10 



für die ranze Strecke von der Preussischen 
bis zur Dftnisohen Grenze 

2) Von der Preussischen bis zur Hannover- 
schen Grenze ' 

3) von der Hannoverschen bis zur Dänischen 
Grenze 

Dänemark für die ganze Strecke 

Zusammen für die ganze Strecke von Melnick bis Ham- 
burg und umgekehrt — i — — 1 3 

Anmerkung. Die Zollpflichtigkeit tritt ein: a) in Oesterreich, Preussen, mit Ai»- 
nähme von Lenzer Fähre, und Sachsen, bei Berührung der Zollstätte; b) in 
Preussen bei Lenzer Fähre, Hannover, Mecklenburg, Lauenburg und Anhalt, 
nach dem Zollgeleit und bei Berührung des Zollgeleit -Bezirks; c) der von Ess- 
lingen früher nach Hamburg verlegte Zoll wird nur von stromaufwärts ans Ham- 
burg abgehenden Schiffen mit 4 SchilL Hamburger Eourant pro Schiffslast von 
4000 Pfund brutto (und einer geringen Sohreibgebühr) entrichtet. 



%. 9f 4' 



für die t 
Strecke eine« 
Jeden Ufer- 



S¥ / 



13 



21 6 



8 



8 



6 
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Littara 0. Tarif der Bekognitioiuigebfair für die Elbe. 



1. Klasse 

unter 
10 Last. 



2. Klasse 
10—25 
Last. 



3. Klasse 

25—45 

Last 



4. Klasse 

45 Last 

und mehr. 



a) mit Ladung 



Die Last zu 4000 Pfd. Konventionsmünze. 



1) Sachsen 

2) Preussen zu Müblberg 

„ zu Wittenberge 

„ ♦) an den im Art, 16 der 
Eibakte genannten Zwi- 
schen- und Nebenämtern 

3) Anhalt 

4) Hannover 

5) Mecklenburg 

6) Lauenburg 

b) Fahrzeuge ohne Ladung zahlen allenthalben ein 



^ 


^ 


%• 


y( 


%. 


y( 


%• 


— 


8 





16 


1 





1 


— 


8 


— 


16 


1 


_ 


1 


1 


— 


2 


— 


3 


— 


4 


_ 


8 


. 


16 


1 




1 


— 


4 


— 


8 





12 





— 


8 


— 


16 


l 





1 


— 


12 


l 


12 


3 


— 


3 


— 


12 


1 


12 


2 


— 


2 



8 
8 



8 

16 

8 



Viertheil vorstehender Taxe. 



*) Schiflfe, weiche direkt durch die Preussischen Staaten transitiren, und Mühl- 
berg und Wittenberge passiren, zahlen keine Rekognitionsgebühr an den Preussischen 
Zwischen - und Nebenämtern. Desgleichen finden die bei diesen Aemtem ausgewor- 
fenen Sätze auf Anhalt-Bernburg und Anhalt-Dessau vorläufig keine Anwendung. 



Yierter Abschnitt. 

Korrespondenz der Hannoverschen und der Gross- 
britannischen Regierung in BetreflF einer Regulirung 
des Brunshauser oder Stader Zolls. 
Juni — September 1841. 



I. Note des Hannoverschen (Gesandten in London an Lord 
Palmerston, Staats -Sekretär fClr auswärtige Angelegenheiten, 

vom 7. Jnni 1841. 

The ündersigned with reference to the negociations which have begun 
in April last at Hamburg between Coumiissioners of the British and 
Hanoverian Govemments, for the purpose of regulating the Tarif f of 
the Stade duties, has the honour to address to Lord Viscount Pal- 
merston etc. the following remarks. 

At the .very outset of the negociations the difSculty has become 
manifest, that the British Conunissioner will only negociate on the basis 
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of a treaty agreed upon in 1691 between the Crown of Sweden and 
Hamburg, and of the Tariff annexed to that treaty. 

The ündersigned is convinced, that Her Britannic Majesty's Go- 
vemnient has as much at heart to settle, by an amiable and final agree- 
ment, this question of the Stade duties, and it is the sincere wish of the 
Hanoverian Government to concede to the British navigation all possible 
facilities, by removing any impedünents that may exist and to grant to 
trade all the adyantages whieh can be obtained in regnlating the Sea- 
tolls at Brunshausen in accordance with the Spirit of the age, without 
at the same time interfering with the rightful possessions of that toll. 
There is no doubt, that such an arrangement cannot be concluded with- 
out pecuniar)' losses to the Crown of Hanover, and the Hanoverian Go- 
vernment is ready to undergo them. 

But it is impossible to come to such a result, if the British Go- 
vernment from the beginning assumes for itself the office of au arbitrary 
judge in an international question between Hanover and Hamburg, and, 
instead of entering into the arguments of the case, at once declares 
itself in favour of a treaty which not only has never been acted upon, 
but which also during the whole period of 150 years it has existed, has 
not once been appealed to by the British Government. 

The ündersigned thinks it his duty to draw Lord Pahnerston's at- 
tention to the circumstance that the Toll of Stade, not to mention the 
privilege granted by the Emperor and the Holy Roman Empire in 1259, 
has been guaranted at later periods, by the Peace of Westphalia, aad 
last by the Act ol the Congress of Vienna. Again it must be observed, 
that when by the Peace of Stockholm in 1719 the Duchies of Bremw and 
Verden and consequently all the Regalia appertaining thereto, were, against 
a very considerable sacrifice of money, ceded to the Elector of Hanover 
by the Crown of Denmark, that at that time the Stade duties were in 
force exactly in their present form. 

From all this the ündersigned feels himhelf enabled to draw the con- 
clusion, that should any basis be required for the Negociations now to 
be commenced, the act for the Elbe navigation resolved upon at the Dres- 
den Conference in 1821 ought to be that basis, and can alone be ad- 
mitted as such. The üntersigned is convinced that Her Britannic Ma- 
jesty's Minister for Foreign Affaii-s will acknowledge, how impossible it is 
for Hanover to negociate upon any other basis than the one just men- 
tioned, and he therefore confidently expects that the British Government 
will transmit to theh- Commissioner at Hamburg Powers more extended 
than those he is now provided with. (Signed) Kielmansegge. 

London, June 7"', 1841. 
To Lord Palmerston etc. etc. . - 
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IL Note von Lord Palmerston an den Hannoverschen (Ge- 
sandten in London, Grafen von Kielmansegge, vom 12. Aug. 

184L 

Foreign Office, August 12'*»; 1841. 

The Undendgned has the honour to acknowledge the receipt of the 
offidal note addressel to him on the 7^ of June by Count Kielmansegge 
stating the objections feit by the Hanoverian Government to the basis 
for the revision of the Stade Tolls, which has been proposed by the 
British Gommissioner at Hamburg. 

Count Kiebnansegge in the first place appears to consider that the 
Government of Great Britain, by insisting on the adoption of that basis, 
has improperly assumed to itself the office of an arbitrating judge in an 
international question between Hanover and Hamburg. 

Count Kielmansegge, in the next place, repeats the Statement, which 
has however been already shewn by Mr. Bligh in his note of the 
28'*' July 1840 to be erroneous, namely that the Treaty of 1691 to which 
Great Britain appeals, has never been acted upon, and has never been 
looked upon as vaUd, and Count Kielmansegge appears to consider that 
Great Britain, not having during the time that has elapsed since the 
signature of that treaty, appealed to its provisions, is thereby debarred 
from the right of so doing. 

Thirdly Count Kielmansegge refers to the privilege granted to the 
town of Stade by the Emperor and the holy Roman Empire; to the 
Peace of Westphalia and to the Treaty of Vienna, as sanctioning the 
System at present pursued with respect to the Stade Duties. 

Fourthly Count Kielmansegge asserts that when the Duchies of Bre- 
men and Verden with all their Regalia were in 1719 ceded to Hanover 
by Denmark, the Stade tolls were in force exactly in their present form; 
and lastly Count Kielmansegge, founding himself on these premises, 
comes to the conclusion that if any basis at all is required for the pend- 
ing negodation, the act for regulating the Elbe - navigation signed at 
Dresden in 1821 ought to be that basis. 

With respect to the first of the above stated objections, the Under- 
signed begs to remind Count Kielmansegge, that Her Majesty's Minister 
at the Court of Hanover has already in his note to the Baron Schele 
of Jnly 23'* 1840, suffidently explained the reasons which induce Her 
Migesty's Government to consider themselves justified in demanding the 
observance of the Treaty of 1691, although it was not a party to that 
Treaty, In addition to these reasons the Undersigned would now beg 
to remark to Count Kielmansegge, that as the city of Hamburg is one 
of the contracting parties to the Treaty of 1691, and as Denmark as 
successor to the rights and obligations of the Crown of Sweden in the 
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Duchies of Bremen and Verden, represented the other contracting party 
to that Treaty up to the time, when thoße Duchies were eeded to Ha- 
nover, Her Majesty's Government must consider the opinions of Ham- 
burg and of Denmark as to the vaKdity of the Treaty of 1691, as hav- 
iug at least as much weight as the opinion of the QoTemment of Ha- 
nover; and the Undersigned is enabled to shew that the opinion of Den- 
mark and ,of Hamburg upon the matter in question is and aiways has 
been the same as that entertained by Her Majesty's Government But 
if the opinion maintained on this subject by the British Government 
renders that Government iiable to the Charge of judging arbitrarily in a 
disputed question, the Government of Hanover must be Iiable to a simi- 
iar criticism. For when Count Kiehnansegge maintains in a subsequent 
part of his note, that the Act for the Elbe navigation signed at Dresden 
1821, ought to be the basis of the present negociations between Great 
Britain and Hanover, he assumes that the existing Stade Tariff is made 
valid by that Act; a position which the British Government has uni- 
formly denied. 

With regard to the second position laid down by Count Kiehnans- 
egge, namely, that the Treaty of 1691 never was acted upon; that fact, 
even if it were established, would not in the shghtest degree invalidate 
the Position maintained by Great Britain, namely that the Treaty having 
been concluded and ratified, is at this day binding upon Hanover. For 
the fact that the Treaty was ratified by the king of Swedcn is not dis- 
puted and there is no imaginable ground, upon which the validity of tiie 
ratification of the king of Sweden could be impugned, unless it coold 
be shewn that the Treaty amounted to an entire abandonment of some 
essential rights of Sweden; and was absolutely ruinous to that State*). 
But this cannot be pretended, because in point of fact, the Treaty of 
1691 gave up no rights of Sweden at all. It confirmed to Hamburg a 
privilege which Hamburg had previously enjoyed, and it established for 
other foreign States a TariflF which was in conformity with the old Toll 
Rolls; with this diiference only, that the rates of Charge upon several 
enumerated articles were by that new Tariflf consid^rably encreaaed: so 
that in respect of the amount of Toll, the Treaty was beneficial instead 
of iiyurious to Sweden, and to those who succeeded to the rights of 
Sweden in the Duchies of Bremen and Verden. 

Supposing, however, that after the Treaty has been ratified, it has 
been discovered, that though not absolutely ruinous to Sweden, it was 
yet in its result disadvantageous to Her; that ckcumstance would most 
assuredly not have invalidated the contract, nor coukl the king of Swe- 
den or any Successor to his rights be entitled, to say that he would 



*) Vftttel, Liv. n. Cap. 12. §. 160. 
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observe the Treaty so far as it agreed with previous usages, and no 
further; and that he would observe as mueh of the Treaty as he chose, 
and would reject the rest of it as inconvenient to himself. Treaties, if 
vaKd at all, are valid to the whole extent of every thing covered by the 
ratification; and those who have entered into such engagements cannot 
release themselves by saying, that they had not considered all the results 
bdore they bound themselves by the Obligation. Vattel says with respect 
to this: 

"ün trait^ est valide sMl n'y a point de vice dans la maniöre en 
laqueUe il a €t^ conclu, et pour cela on ne peut exiger autre chose, 
qu'im potwoir süffisant dans les parties contractantes, et leur con- 
sentement mutuel, suflSsamment d^clan?. La Ifeion ne peut donc 
rendre un trait6 invalide. C'est ä celui qui prend des engagements 
de bien peser totdes choses avant de conclure; il peut faire de son 
bien ce qui lui platt; relächer k ses droits; renoncer ä ses avantages 
comme il le juge ä propos; Facceptant n'est point Obligo de sMn- 
former de ses motifs et d'en peser la juste valeur. 8i Von pouvait 
revemr d^un Traue parce qyüon s'y trouverait lese, il n'y aurait rien 
de Stahle dans les contrats des Nations, Les lois civiles peuvent 
bien mettre des bomes ä la Usion, en d^terminer le point capable 
d'opörer la nullit^ d'un contrat; mais les Souverains ne reconnais- 
sent point de juge. Comment faire constater entre eux la l^sion? 
Comment d^terminer le degr^ süffisant pour invalider un Trait6? 
Le bonheur et la paix des nations exigent manifestement que leurs 
trait^s ne d^pendent point d'un moyen de nullit^ si dangereux." 
It is clear from the above that as it has not been shewn that the 
"Powers" under which the Treaty was negiociated were "insufficient" 
and as it has been shewn by the ratification of the Treaty, and by the 
pobtication of that ratification both at Stade and Hamburg, that the 
"mntual consent" of the contracting parties to its provisions has 
been "sufficiently declared", Hanover, as successor to the rights 
and obligations of Sweden, would have no valid plea, in point of internatio- 
nal law, for considering the Treaty as no longer binding, merely because 
Hanover has found its stipulation» not conducive to her advantage, and 
becaase Hanover, on that account, has never carried such Treaty in its 
execntion. 

- Bnt the assertion that the Treaty was never acted upon is not con- 
sistent with historical facts: Her Majesty's Minister at the Court of 
Hasover has already drawn the attention of the Hanoverian Government 
to the Promulgation by the king of Sweden on the 15*** of August 1692 
of an edict directing the Treaty and TariflF to be inserted in the collec- 
tiom of laws of the Duchies of Bremen and Verden for future observance, 
to the dedaratkm made by the* provisional* Hanoverian Government at 
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Stade in the year 1716; and to the order addressed on the 8'' of June 
1719 by the Government of Stade to the Inspection of the Tolls. The 
Undersigned has the honour to transmit to Count Kiebnannsegge a copy 
of this order, together with an extract from the book of records in Üie 
library of the Chamber of Commerce at Hamburg shewing that the duties 
ievied in 1716 by the provisional Hanoverian Government were at that 
time coUated with the duties enumerated in the Tariff of 1692 and were 
found to agree in every respect with that Tariflf. 

But the following are additional instances in which the Treaty of 
1691 was quoted as vaJid by the Government of Sweden, Denmark and 
Hanover, during the time when the Duchies of Bremen and Verden were 
in possession of those Powers respectively. 

On the 16^** of June 1700, the king of Sweden issued a commission 
to two Swedish Ministers therein named, directing them to meet Com- 
missioners appointed by Hamburg to enquire into, and to setüe grie- 
vances relative to the Stade Toll, and especially to see that the Royal 
Toll servants kept unimpaired, and in no wise contravened the clear 
meaning of the stipulation of the Treaty concluded in the year 1691. 

On the 13*** of March 1713 the director of Finances appointed by 
the king of Denmark, for the Duchies of Bremen and Verden, then be- 
longing to Denmark, wrote to the Senate of Hamburg, on the subject 
of the Sea Papers and certificates prescribed by the said Treaty, and 
in his letter he appealed to the Treaty of 1691, as the foundation of 
the immunities enjoyed by the residents of Hamburg. 

On the 27*** of July 1717 the Government in the Duchy of Bremen 
under the authority of Hanover wrote to the Senate of Hamburg stating 
that it once more repeated that the Hanoverian Government neither 
designed to sanction nor would sanction any thing in contravention to 
the often mentioned Treaty of 1691 and at the same time aimounced 
the expectation of the Hanoverian Government that Hamburg would on 
its part pay proper regard to the Hanoverian right of Toll. 

On the 20**» of July 1719 Mr. Görtz one of the Ministers of King 
George the V wrote to the Authorities at Hamburg a letter notifying 
that the king had appointed a new Inspection of the Tolls and declaring 
that it was the constant endeavour of the Hanoverian Government to 
prevent any infractions of the TariflF belonging to the Treaty then in force. 

It is perfectly clear from the above mentioned documents, that while 
the duchies of Bremen and Verden were possessed by Sweden wid by 
Denmaik, as well as during the first years of the occupalion of those 
Duchies by Hanover, the Treaty of 1691 and the Tariff of 1692 were 
considered as a binding engagement, and were acted upon as such. 

It having thus been shewn that Sweden and the States which have 
successively stood in her position as one of the contracting parties to 
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tbe Treaty of 1691, have on various occasions admitted the vaBdity of 
that Treaty, it only remains for the ündersigned to remind Count Kiel- 
mansegge of what have been the invariable sentiments of Hamburg, the 
other contracting party, with respect to the validity of this Treaty. 

On the 20*** of August 1692 the ratification of the Treaty was publi- 
shed by the authority of the Senate of Hamburg, and copies of the 
Treaty of the Tariff and the Ratifications were printed in the same year 
for public use both at Hamburg and at Stade. Hamburg received the 
Hanoverian Toll Comptroller according to the terms of the treaty, and 
gave him all the facilities for the execution of his office which the Treaty 
requires. 

In the course of the Century which elapsed between the time when 
the Stade Toll was acquired by Hanover and the time when the Con- 
gress of Vienna sat, the Government of Hamburg uniformly protested 
against any violation of the TariflF of 1692 which from time to time occur- 
red, both as regards the exemption of Hamburg Citizens from duties, and 
as regards the amount of duties payable by persons belonging to other 
nations. The line taken by Hamburg at the Conference held at Dresden 
after the Treaty of Vienna is fully known to the Hanoverian Government, 
and the ündersigned will therefore only refer to the circular protest 
addressed by Hamburg to the Elbe bordering States on the 13'^ of Sep- 
tember 1823, and to the protest recorded in the 23** Protocol of the 
Elbe-navigation-Revising Commission dated June 26, 1824. 

From the preceding observations it follows that the validity of the 
Treaty of 1691 cannot in the sMghtest degree depend upon the time at 
which Great Britain has appealed to its provisions; sufficient is it that 
Great Britain concurs with Hamburg in deeming the Treaty to be valid, 
and is of opinion that the interests of British commerce require either 
that the TariflF of 1692 should be acted upon, or that a new Tariflf should 
be framed upon a basis similar to that of the Tariflf of 1692. — 

The silence of Great Britain in past times with respect to the Stade 
ToD cannot be interpreted as a sanction to the present pretensions of 
Hanover. Still less can Hanover justly argue, as is done in the note ad- 
dressed on the 2(y'' of April last by the Hanoverian Commissioner to the 
British Commissioner at Hamburg, that because Great Britain did not at the 
time of the Congress of Vienna object specificaUy to the Stade TariflF then 
in force, she is precluded from objecting to it at a subsequent period. 
For in the first place the British Plenipotentiaries at the Congress of 
Vienna had no cognizance whatever of the details of the Tariflf which is 
Said to have been then in use, and in fact that Tariflf was not produced 
tili several years afterwards when it was exhibited to the Commission at 
Dresden, and, in the next place, although Great Britain being a party to 
the treaty of Vienna, was therefore a part to the articles relative to River 
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navigation, yet she could not take any share in framing the specific re- 
gulations of the River ToUs of Germany, because those regolations were, 
according to the stipulation of the Treaty itself , to be adjusted by CJom- 
missioners to be appointed for that purpose by the River bordmog states. 

Count Kielmansegge refers in the 3** place to the privilege grant- 
ed in the year 1256 by the Emperor and by the holy Roman Empire 
to the town of Stade, and he contends that this privilege jastifies the 
System at present pursued with respect to the Stade ToUs. Now this 
privilege appears to have been conveyed in the following terms: 

^^Mercatores de mari venientes cum rebus suis non transeant, sed 
ad civitatem Stadensem una cum navibus applicent et tres aquas ibi 
jaceanf Supposing then that the Form in which such privilege was 
then granted by the Emperor was legal and complete, and that the 
Emperor had a rightful power to grant it, upon which the Undersigned 
expresses no opinion, yet all that can be deduced from the foregoing 
words amounts to this; "that at an early period ships, coming up the 
Elbe were required to stop for three tides off the Town^ of Stade/' Bot 
whether such ships so stopping were liable to be visited by the Aatlio- 
rities of Stade, and if so, what was the nature and object of the Visit so to 
be made, and whether any toll and, if any, what was levied on their car- 
goes; or in short in what manner this detention of ships in early thaies 
at Stade can be connected with the duties at present enforced at Bruns* 
hausen — all this remains wholly unexplained. It may, however, be sur- 
mised that the privilege thus granted was of the nature of a Staple 
or forced harbour duty, such as anciently existed at Hamburg, Magde- 
burg, and other places on the Elbe, where ships were required to stop 
and to dischai^e goods contained in them. But such practises are, by 
the 7"* article of the 16 Annexum to the General Act of the Congress 
of Vienna, now legal only under certain specified conditions. That article 
says; „On n'ätablira nulle part des droits d'^tape, d'^helle ou de rel&che 
forcöe. Quant ä ceux qui existent d^a, ils ne seront conservös qu'en 
tant que les ^tats riverains, sans avoir ^gard ä Tintär^t local de 
Tendroit, ou du pays oü ils sont ötablis, les trouveraient n^ces* 
saires ou utiles h la navigation et au commerce en gön^ral" imd 
the Undersigned would beg to remark that those conditions would pre- 
dude the exercise of such a right of detention at Stade. Any referenoe 
moreover to the remoter periods of the German Empire, and to the Pri- 
vileges or concessions made by the Roman Emperors in 1038 and 1259 can 
be considered of no weight in a discussion the object of which is to as^ 
certain the legality of the present Stade Tariff ; unless it can be distincüy 
proved that the present Tariff is identical with the duties levied in virtue 
of those ancient Privileges and in pursuance of those antiquated con- 
cessions. 
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But the Hanoverian Oommissioners at Hamburg, far from pretending 
thal this is the case, admit in their note of the 20^»» of April 1841, to 
the British Commissioner that the right of Hanover to the Toll at pre- 
sent levied was never defined before the time of the Treaty of Vienna, 
and it is scarcely necessary to observe that a right which the party who 
elaimes it cannot define, is in point of law no right at all. 

The Statement made by Count Kiehnansegge that the present Stade 
Toll was guaranted by the Treaty of Westphalia, is liable to a similar ob- 
jection, as is also his attempt to deduce the right of that Toll from the 
Privileges granted in the year 1256 to the Tawn of Stade. The Treaty 
of Westphalia bestowed on the Crown of Sweden the then Archbishoprick 
of Bremen as a lay Duchy with all its rights and appertenances. That 
Treaty also confirmed all Tolls which at that time rightfully existed 
(Art IX §.2); but at the same time it abolished all Tolls which had 
been there estabhshed illegally (Art. IX §. 1); the question then is, 
whether the Toll, as at present levied, had or had not a legal existence 
before the year 1648. For the Treaty of Westphalia did not coufirm 
doubtful tiües to the Toll, but, on the contrary, set such titles aside alto- 
gether. Now it cannot be contended that the present Stade Tariff was 
in legal Operation before 1648. On the contrary, the Hanoverian Oom- 
missioners in their note of the 20"' of April 1841 do not even contend 
that the right of Hanover to the Stade Toll, as at present levied, assum- 
ed a definite shape until after the Oongress of Vienna, in 1815. So that 
in reply to the Hanoverian assertion that the Stade Toll was guaranted 
by the Treaty of Westphalia, Great Britain might answer with much 
more reason, that on the contrary the Stade Toll was entirely aboüshed 
by that Treaty, because even by the admission of the Hanoverian Com- 
HÜssioners there was no legal right of Stade Toll in existence in 1648. 

The Undersigned has, however, no Intention to adopt this argument, 
founded upon an assertion in which he does not acquiesce, namely that 
the Treaty of Vienna in 1815 did, though for the first time, give a legal 
sanction to the Stade Toll TariflF. On the contrary, the Undersigned is 
ready to admit that the Treaty of Westphalia may have confirmed some 
Tariff of Stade Duties; not indeed the modern Tariff of 1821, but possibly 
the ancient Toll Rolls wliich were established before the year 1606 and 
which were in force in 1648. 

In reply to the assertion that the Stade Toll was guaranted by the 
act of the Oongress of Vienna, Her Majesty's Minister at the Oourt of 
Hanover has already pointed out to the Hanoverian Government in his 
note of the 28"* of July 1840 that, although the Treaty of Vienna decla- 
res that no duties shall thenceforward be levied on River navigation 
higher than those which were then in existence, it by no means confers 
upon any parties the right to maintain on River navigation duties which 
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at that time were improperly or iUegally high. The Treaty of Yienna 
fixed a maximum for River ToUs, but it did not fix a minimum for such 
Teils, and it did not confirm doubtful or defective Titles to such Teils. 

In the early stages of this negociaüon the Hanoverian Goyemment 
was understood to treat the Stade Toll as a River Toll, which the Elbe 
navigation Commission at Dresden had a right, under the Treaty of 
Yienna, to regulate; and in the memorandum enclosed in the Baron de 
Schele's note to Mr. Bligh of the 25'** of January 1840 a right is ex- 
pressly claimed for the Hanoverian Government to levy the Stade ToB 
as a River Toll: according to the terms of the Treaty of Vienna. Now, 
however, Count Kielmansegge describes the Toll as a Sea Toll; and it 
appears that the Hanoverian Commissioners at Hambui^ have also de^ 
scribed the Stade Toll as one düfering essentially from the other ToOs 
levied upon the River Elbe, the Stade duties being levied, as those 
Commissioners say, only on vessels and cargoes Coming upwards from 
the Sea, and being therefore, as they allege, a Sea Toll, and not a Birer 
Toll, because a River Toll afPects indiscriminately all ships and cai^oes 
whether ascending or descending the River. It is alleged also by the 
Hanoverian Commissioners that this distinction was recognized by the 
Elbe-navigaüon-Commission. 

The Government of Hanover may of course rest its Titie to Üiese 
Tolls upon any foundation which it may think proper to choose, and Her 
Majesty's Government is prepared to argue the question upon any basis 
on which Hanover may think proper to take its stand; but the Hano- 
verian Government cannot set up two Titles inconsistent ^ith each 
other. Hanover may plead either that the Stade Toll is a River Toll 
legalized by the Tribunal which was appointed by the Congress of Vienna 
to adjust River Tolls, or that it is a Sea Toll which that Tribunal did 
not adjust because it had no power to regulate Sea Tolls at all. But 
the Hanoverian Government must necessarily choose one or the other of 
these two positions, and cannot take its stand upon both. The imtho- 
rity from which the Elbe -navigation -Commission derived its Powers to 
regulate all waters which relate to the navigation of the Elbe is con- 
tained in the 9'^ Article of the 16"' Annex to the General act of Vienna. 
It is there said "that the Powers whose states are separated or travers- 
ed by the same navigable riverengage to regulate by common con- 
sent s all that relates to its navigation, for this purpose they wiU name 
Commissioners etc." 

It is obvious, therefore, that if Hanover maintains that the Stade 
Toll is a River Toll , and that the Tariflf at present in force is one whidi 
has been fixed in conformity with the stipulations of the Trei^y of 
Vienna, Hanover is bound to shew that the Commission which met at 
Dresden executed in regard to the Stade Toll the Duties assigned to it, 
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did regulate the Stade Toll Tariff by the common consent of the Elbe 
bordenng States. But the Commission never entered into an examination 
of the Stade ToU-Tariflf at all; but, on the contrary, gave up all further 
discussion of it on condition that Hanover should produce the TariflF for 
the Information of the Commission and should not without the concur- 
rence of the States interested, and more espeeially the consent of Ham- 
burg, raise the Tolls which might be spedfied in such TariflF, Hamburg 
and Denmark at the same time reserving to themselves the füll eujoy- 
ment of all rights with respect to the Stade Toll which were secured to 
them by ancient Treaties and Customs. But when, in accordance with 
the condition referred to, Hanover produced the present Tariff, the Go- 
vernment of Hamburg addressed a circular to the other Elbe bordenng 
States, protesting against that Tariff as containing infringements of rights 
secured to Hamburg by ancient Treaties, and on the meeting |of the 
Commission of Revision appointed under the 30^'' Article of the Conven- 
tion of Dresden for the purpose of watching over the due execution of 
that Convention both the Government of Denmark, and of Hamburg 
{NTOtested against the Tariff as an illegal and arbitrary exaction and an 
infringen^nt of existing Treaties. If therefore the Stade duties are to 
be considered as a Biver Toll, the Elbe-navigation-Commission has still 
to perform its duties with respect to the regulation of that Tariff, the 
common consent of the States whose Territories are traversed by the 
Elbe not having been obtained to that present Tariff. 

If on the other band Hanover maintains that the Stade duties are 
a Sea Toll, then the 16"* Annex to the general Act of the Congress of 
Vienna -has no reference to it and could not confer upon the Commis- 
sioners assembled at Dresden the power to regulate it. In this case 
the Stade Tariff could not have been rendered legal even by the most 
podtive resolution of the Dresden Commission, muchless by a resolution 
merely inwaving discussion with respect to it. The whole of the proceed- 
ing of the Dresden Commission relative to the Stade Toll were upon 
Uns supposition "coram non judice". The Commissioners had no 
anthority to regulate Sea Tolls, or to pass resolutions respecting 
them. They had no power to do anything more than to refiise to 
entertain the question as one which they were incompetent to deal 
with, and the Stade Toll, if it be a Sea Toll, must therefore stand 
now in predsely the same position as it would have if the Congress of 
Vienna and the Elbe Commission had never assembled, and Hanover is 
thns clauning a right which she is unable to define, for she has admitted 
that the limits of her rights to the Toll were never clearly deflned before 
the Treaty of Vienna, which Treaty, on this supposition, could not and 
did not define those rights at alL 

From the foregoing considerations it is clear that the Act of the 
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Gongress of Vienna has not in any way eonfirmed the present Stade 
Toll TariflF; that if the Stade Daty be looked upon as a River Toll, it 
has never yet been rcgidated accordiug to the stipulations of tiie Treaty 
of Vienna, and if it be considered to be a Sea Toll, it never conld be 
regulated under those stipulattons, because those stipulations apply ex- 
clusively to River Navigation. 

Her Majesty's Government have no objeetion to consider the Stade 
ToU as a Sea Toll, if Hanover should prefer so to deal mth it, but in 
that case, Hanover cannot appeal to the Treaty of Vienna, and mnst 
be content that the Toll shall be regulated according to those broad 
principles of public law, which forbid dvilized Nations from levying ToUs 
on Sea going ships and their cargoes passing by their CSoasts, unless 
snch Tolls are sanctioned by Treaties or are levied in retum for some 
corresponding advantages aflforded to navigation. 

In a previous part of the present note the Undersigned has shewn 
the inaccuracy of the conduding Statement made by Count Kielmansegge 
that when by the peace of Stockholm in 1719, tltö duchies of Bremen 
and Verden were ceded to Hanover by Denmark, the Stade duties wwe 
levied as they now are. The cession in question is understood to have 
been originally made by Denmark on the 11'*» of July 1715 and to have 
been eonfirmed by Sweden on 9^'' Novbr. 1719. But it has already been 
shewn that in 1700 the Crown of Sweden acknowledged the existence 
and the validity of the Stade Toll TariflF of 1692, and not of the Stade 
TariflF at present in existence; that in 1713 Denmark acknowledged the 
same TariflF, and that in 1717 and 1719 the Hanoverian Grovemment 
acknowledged it also. The TariflF as at present in force is therefore demon- 
strably one established by Hanover since 1719 and withont the con- 
currence of any other party, and it is dear that this TariflF has never 
received the sanction of any Treaty; and that the duties which are levied 
in virtue of it, are in every respect an iUegal exaction. 

Under these drcumstances the Hanoverian Government cannot ex- 
pect that Great Britain should consent to admit the TariflF at present in 
force as the basis of a negociation, the object of which is a revision of 
the Stade Toll. Indeed the present TariflF setting aside the question of 
its amount is not framed in a way to render it a convenient or practical 
Instrument for future arrangements; for it is not founded upon any one 
ruling or uniform principle, but takes diflferent artides according to diflfe- 
rent rates. This is suffidently admitted in the Memorandum indosed 
in Baron Schele's note of the 25*'* of January 1840 to M'. BUgh, in 
which the Hanoverian Minister says: "It is certainly true that the Tariff 
for objects of the same sort contains entirely different prindples for 
estimating the duties, so that the amount of the duties varies according 
to the prindple for estimating them, which comes into play, and witbout 
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dottbt great ineonveniences for commerce are produced thereby, 
because the difference in the above named prindples, occasions inequality 
in the manner of levying the daties, and it is difßcult to calculate before- 
hand with preeision what will be the amount of the duties/^ 

Her Mjyesty's Government moreover must express their dissent from 
the opinion which appears to be entertained by Count Kiehnansegge that 
it is not necessary that any basis at all should be settled for the revi- 
sion of the Tariff. Nothing can be more obvious that nnless the Com- 
missioners are fiimished with some gai^al prindple agreed lipon be- 
forehand to serve them as a guido in fixing the Duties on each parti- 
cttlar article of commerce, they cannot be expected to frame a satisfac- 
tory Tariff. For if they are to take up artide after artide and to fix 
the duties upon each, without reference to any general principle, dis- 
pates will probably arise between the Commismoners upon each suc- 
cessive article; perpetual references to the two Govemments will become 
necessary; and much time will be wanted in fruitless discussions and in 
controversial correspondence. Her Majesty's Government are therefore 
convinced that it is absolutely necessary that a basis of revision should 
be determined, and Her Majesty's Government are deddedly of opinion 
that the prindple of the Tariff of 1692, ought on account of its legality, 
and of its simpüdty to be adopted as that basis. Her Majesty's Govern- 
ment are confirmed in this opinion by the fact, that the principle of an 
ad valorem duty of Vi« % was not introduced into the Tariff of the 
Stade Toll for the first time in 1692, but has been established before 
that date. The Tariff of 1692 concludes by declaring that not enume- 
rated goods shall be charged with duty according to the well estabUshed 
rule of the old ToU Rolls, which was "that the wares shall be declared 
accordiog to the ri^^ value, aad that upon every hundred marks value 
one Schilling toll shall be paid." Now it appears by one of these old 
Toll Rolls dated March 20, 1606, of which a copy coUated at Ratisbone 
on Octob. 20. 1613 has been preserved, that in the year 1606 and sub- 
sequently thereto the rule referred to was actually in practical application. 
"Whatever eise (concludes the old Toll Roll) whether gold, silver or 
other merchandize whereof mention has not been made in this Toll Roll, 
shall pay to the Toll one Lübeck Schilling for every himdred marks 
value of gold silver or other so unmentioned merchandize." The Under- 
signed has the honour to endose to Count Kielmansegge a copy of this 
document and its perusal can leave no doubt that Vi« 7o was the ack- 
nowledgecT basis of the old Toll Rolls. If the Toll Roll herewith en- 
dosed be compared with the Tariff of 1692, the comparison will moreover 
shew that in the Tariff of 1692 the specified rates previously existing are 
in no instance reduced, but are in many instances ndsed, on account, it 
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is presumed, of the then increasing value of the articles, but the ad va- 
lorem rate of duty is essentially the same in both Tariflfe. 

It is therefore apparent that even if the authority of the Tarifif of 
1692 could be set aside, which it cannot, the principal of an ad valorem 
Charge of Vi«*'' per cent was acknowledged in the anterior ToH Rolls, 
and the correctness of the basis adopted by Great Britain in tbe present 
negociations is consequently proved not only by the treaty of 1691, 
which Great Britain considers to be still in force, but by the nsages 
which existed in those andent times to which Count Eielmansegge has 
referred. 

For these reasons the Undersigned is compelled to declare to Gönnt 
Kiehnansegge that Her Majesty's Goyemment cannot consent that any 
higher tolls shall in future be levied as Stade Toll npon British com- 
merce than V,«'** per cent ad valorem; and Her Majesty's Government 
therefore trust that the Hanoverian Commissioners will be instructed 
without any further delay to cooperate with their British Colleague in 
ai^usting the TariflF so as to make it accord with that proportionate rate. 

(Signed) Palmerston. 
To Count Kielmansegge etc. 



Des Zusammenhangs wegen folgen hier gleich als Anhang sub Mt A 
die auf den Brunshauser Zoll bezüglichen Artikel des Englisch-Hannover- 
schen Handelsvertrags vom 14. Juli 1844, und sub lit. B die von dem 
für die Stader Zollangelegenheit im Jahre 1858 niedergesetzt gewesenen 
Parlamentsausschuss gefassten Resolutionen. 

Anhang A. Treaty of oommeroe between Qreat-Britain and 
Hanover. 14. July, 1844. 

Art. 6. From and after the first day of October, one thoasand eigfat 
hundred and forty -föur, no other er higher duties or tolls shall be levied, 
as regards the tolls or charges known by the name of the Stade or Bruns- 
hausen Toll and charges, on Britist vessels passing up the Elbe to the 
point where the tolls of the Upper Elbe commence, that is to say, up to 
and including the town of Hamburg, or upon the cargoes of such vessels, 
than the tolls and duties which are specified in the Convention between the 
Elbe bordering States, which was signed at Dresden on the 13th of April 1844 
and in the Separate Articles, Regulations and Five Tables annexqd thereto, 
copies of which Convention, Separate Articles, Regulations and Tables, are 
annexed to the present Treaty, and certified under the hands of the respective 
Plenipotentiaries. 

With respect, however, to the foUowing Articles of British prodace and 
manufacture , that is to say: 
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1) Yarn and Thread. Sfnt.i"ÄV«!LVT^rr 

a) As far as they are not charged with any different rate, 42. C. a. 
particularly yarn and thread of wool or hair, also of 

wool or hair mixed with cotton, flax, or hemp. 

b) Tow yarn. 42. C. b. 

c) Tarn and thread of cotton, flax, or hemp. 42. C. c. 

2) Mannfaetare of Cotton, Wool, and Linen; and mixed goods of 
the same. 

a) Stoff, cloth, textnres, haberdashery, laeemakers' goods, 42. D.a. 
millinery, embroidery, lace hosiery, carpets and coyers, 

of cotton, wool, and linen, and mixed goods of the same; 
also ready-made new clothes and linen. 

b) Pack, sack, and sail- cloth. 42. D.b. 

3) Tin in Bars, Pigs, etc.; also old Tin. 47. A. 

4) Tin Plates. 9. A. c. 

5) Articles of Iron and Steel, viz: 

a) Surgical Instruments, cntlery, gnnmakers' wares, needles, 9. B. a. 
needlemakers' wares, hardware, ironmongery, etc., also 

goods of plateiron. 

b) Iron and steel wire, coarse goods of iron and steel, also 9. B. e. 
the like in combination with wood or leather; black- 

smiths' goods of all kinds, as axes, bedsteads, window- 
bars, fireapparatus and frames for the same, pitch-forks, 
horse-shoes, chains (exclasive of chain-cables), boxes, 
carriage and wagon-springs, saws, shovels, vices, screw- 
bolts, scythes, sickles, carrycombs, hay and strawknives, 
ironwork of doors and Windows, 'waver-irons', matchets 
(bills), also cast and forged nails and bottoms. 

6) Treacle, or Syrup ; also potato syrup and beet-root molasses. 7. H. 

7) Earthenware. Delfl- wares and stone- wares, which are not H.A. 
charged either higher or lower than 6 pf. per centner. 

8) Gopper and Brass, and similar alloys of Metals, and mann- 
factnres thereof, viz: 

A. Copper, Brass, Britannia Metal, GermanSilver, and the 
like goods. 

a) Forged, rolled, cast for Utensils; also copper, etc., 26. A. a. 
in forms as they come from the hammer; plates, 
roofing-plates, wire, also polished, rolled and plated 

Sheets and plates. 

b) Raw copper in cakes and pigs; brass in blocks un- 26. A.b. 
wrought; old broken copper or broken brass; copper 

and brass filings; bell metall and copper coins. 

B. Articles manufactnred, such as kettles, pans, etc., of 26. B. 
copper or the above named alloys of metal, or of copper, 
brass, etc., plate; also brass and bell-founders' wares. 
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it is agreed that the duty or toll to be levied apon snch articles, when 
passing up the Elbe as aforesaid, to the point where the toUs of the Upper 
Elbe commence, either in British vessels or in vessels of any of the Elbe 
bordering States , shall be only two-thirds of the dnty or toll specified in the 
Tables above mentioned. 

And it is further agreed, that with regard to British vessels passing 
up the Elbe as aforesaid, the prodnction of the papers of snch vessels shall 
be held to be snfficient proof of their national character; and that a decla- 
ration on the custom-honse cocket by which the goods are accompanied, 
stating that the same are of the growth or mannfactore or the United King- 
dom, shall be held to be snfficient proof of the origin of the goods composing 
the cargoes of snch vessels. 

Art. 7. His Majesty the King of Hanover, and Her Majesty the Queen 
of the United Kingdom of Great Britain and Ireland, engage reciprocally 
not to grant any rednctions of duties, or any favours, Privileges, or immo- 
nities whatsoever, in matters of commerce and navigation, to the snbjects of 
any other State, which shall not be also and at the same time extended to 
the snbjects of the other High Contracting Party, gratnitonsly, if the con- 
cession in favonr of the other State shall have been gratoitons, or upon 
giving, as nearly as possible, the same compensation or eqnivalent, in case 
the concession shall have been conditional. 

It is however understood, that the above stipulation shall not apply to the 
Privileges and exemptions, as regards the Brunshansen toU, which the Free 
and Hanseatic City of Hamburg enjoys under §. 2 of the Regulations which 
are annexed to the Convention signed on the 13th of April, 1844, by the 
Commissioners of the Elbe bordering States, with respect to that toll. 

Art. 8. The present Treaty shall be in force until the Ist of Jannary» 
1854, and further until the end of twelve months after either of the High 
Contracting Parties shall have given notice to the other of its intentioD to 
terminate the same, each of the High Contracting Parties reserving to itself 
the nght of giving such notice to the other; and it is hereby agreed between 
them, that at the expiration of twelve months after such notice shall have 
been received by either Party from the other, this Treaty, and i^ the pro- 
visions thereof, shall altogether cease and determine. 



Anhang B. 

Report from the Select Committee on the Stade Tolls. 
The Select Committee appointed to inquire into the Origin of the Claim 
of the Government of Hanover to levy the Stade Tolls, to consider in what 
degree they are detrimental to the Commerce of the United Kingdom, and 
the Effect of giving Notice to determine the Treaty under which this Country 
has assented to the Payment of such tolls for a limited period: — Have 
considered the Matters to them referred, and have come to the foUowing 
Resolutions, wWch they Iwtve agreed to Report to the House: — 

1) That the föundation of the olaia» of Hanovar to lavy the Stade ToU 
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was a Treaty with Denmark in 1719 A. D., and a further Treaty with 
Sweden in 1719, by which, whatever right those countries possessed 
was transferred to the Elector of HanoTer. 

2) That the proportion of Stade Toll to freight in British ships from HuU 
to Hambarg is, at the present time 

on a bale of spun silk . . . . 115 per cent, 
on a bale of cotton goods . . . 142 „ „ 
and on a bale of wollen yarn . . 36 ,, „ 
That the average annnal amount of Stade ToUs levied on cargoes, nnder 
the British Flag, has risen from 3 -t 10 s. per 100 tons British in 
1847, to 4 ^ 6 s. 4 d. in 1855. 

3) That the increase on British tonnage entering the port of Hambarg 
has been 102 per cent since 184^, while the increase of Hamburg 
tonnage has been 248 per cent since 1849; and the foreign tonnage, 
exclusive of British and Hamburg, entering the port of Hamburg, has, 
during the same period, increased 99 per cent. 

4) That the Stade Toll is iivjurious to the trade and shipping of the 
United Kingdom. 

5) That the tax is specially prejudicial to the part of our produce and 
trade which has to compete in foreign markets with similar articles 
not subject to the tax, and this is feit sensibly in the coal trade, and 
particularly in the export of the less valuable descriptions of coal. 

6) That goods, the property of Hamburg Citizens, and carried in Ham- 
barg Ships, are exempt from the Stade Toll, and British Ships are 
thereby exposed to an unfair competition. 

7) That the general Trade to Hambarg, notwithstanding the discourage- 
ment, occasioned by the tax, has more than doubled within the last ten years. 

8) That the trade to Harburg, which is free from Stade ToU, has risen 
in a still more striking ratio; that of Bremen, the Elsfleth Toll on 
the Weser having ceased, and that of Stettin (the Sound dues having 
been abolished), have also increased in a very large proportion. 

9) That the Stade Toll differs from the Sound Dues inasmuch as the 
Sound Dues were a tax charged not only upon articles of export, but 
also on articles of general use imported into the United Kingdom; but 
the Stade Toll is levied on exports from, and not on Imports into, the 
United Kingdom. 

10) That it does not appear that any service whatever is rendered by 
Etonover in retum for the tax levied upon the commerce of Oreat Britain. 

11) That if the Treaty of 1844, by which the United Kingdom is bound 
for a limited period to assent to the payment of the Stade Toll, were 
determined by notice pursuant to the terms thereof, but little injury 
or inconvenience would arise to the trade of this country. 

12) That it is expedient that notice should be given to terminate the Treaty 
of 1844 with Hanover. 

14. July 1858. 
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Fünfter Abschnitt. 

Zweite ElbschiiFahrts- Revisionskommission in 
Dresden. 1842—1844. 



L Verhandlimgen der zweiten Bevisionskommission. 

Im Schlussprotokolle der ersten Revisionskommission vom 18. Sep- 
tember 1824 (§. 13) war vereinbart worden, dass die nächste Revisions- 
kommission sich am 1. Mai 1828 in Dresden versanmieln werde. Dies 
geschah jedoch nicht, und noch eine längere Reihe von Jahren verging, 
bevor wieder die durch Art. 30 der Eibakte vorgeschriebene Verbindlich- 
keit in ernstliche Anregung kam. Auch abseiten der Vertreter des Han- 
dels und Schifferstandes in den Eibplätzen scheint, soweit darüber etwas 
zur öffentlichen Kunde gekommen, bis zum Jahre 1840 wenig geschehen 
zu sein, um die Wiederaufnahme von Verhandlungen über Ermässigungen 
des ElbzoUes zu bewirken. Es war freilich in Folge von Specialver- 
trägen zwischen Preussen und Anhalt, und zwischen Preussen und Sachsen 
auf Anlass des Zollverbandes, sowie durch die liberalen Massregeln der 
Sächsischen Regierung, welche in gewissen Fällen die Anhaltschen Eib- 
zölle den Schiffern restituirte und nach dem frühem Beispiele Preussens 
für den nichttransitirenden Eibverkehr die Erhebung der Sächsischen 
Eibzölle aufhob, für den gesammten Elb verkehr oberhalb Wittenberge, 
mit alleiniger Ausnahme der direkt nach oder von Böhmen elbwärts ver- 
schifften Waaren eine ganz wesentliche Erleichterung eingetreten.*) Die- 
selbe stand indess mit der Eibakte, als solcher, in keinem nähern 
Zusammenhange. Die Lauenburgischen, Hannoverschen und Mecklen- 



*) Vertrag zwischen Preussen, Anhalt-Kötheu und Anhalt-Dessau wegen Befreiung 
der beiderseitigen Unterthanen vom £lbzoll, vom 17. Juli 1828; Vertrag zwischen 
Preussen und Anhalt-Bernbm'g vom 17. Mai 1831. — In Art 15 des zwischen Preus- 
sen etc. und Sachsen abgeschlossenen ZoUvereinigungs-Vertrags vom 30. M&rz 1833 
war bestimmt worden: 1) Waaren, welche vermittelst der Elbe durch das Preusei- 
sche oder Sächsische unmittelbar durchgeföhrt werden, bleiben den vollen Elb- 
schifEEkhrts-Abgaben unterworfen ; im Falle der Umladung oder des sogenannten Um- 
schlags kann ein Erlass am ElbzoUe, jedoch nicht höher als zu % der conventions- 
m&ssigen Sätze, bewilligt werden. 2) Der Waarentransport aus dem Gebiet eines der 
beiden Staaten nach dem Gebiet des andern ist frei vom Elbzoll, unterliegt jedoch 
der Rekognitionsgebühr. 3) Wenn bei der Einfuhr aus dem Auslande das Gebiet 
eines der beiden Staaten ohne Löschung oder Lagerung der Ladung durchfahren 
wird, ist neben dem Rekognitionsgelde ein Viertheil des Elbzoll -Antheils des letzten 
Staats zu entrichten. 
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burgischen Eibzölle wurden von allen, die Eibzolldistrikte dieser Staaten 
berührenden SchiflFen und Ladungen stricte nach dem Tarife der Eibakte 
erhoben, und auf dem direkten Böhmischen Elb verkehr lastete überdies, 
wie eben bemerkt, der Betrag sämmtlicher übrigen Elbzölle von Witten- 
berge bis Aussig oder Melnick. 

Im Jahre 1840 begann aber das Bedürfniss einer Revision des Elb- 
zolltarifs von 1821 und 1824 sich bei dem betheiligten Handelsstande 
fühlbarer zu machen und wurde zu diesem Behufe, sowie um eine Ab- 
hülfe gegen die Verschlechterung des Fahrwassers an manchen Strecken 
der Elbe zu erlangen, in Prag, Dresden, Magdeburg und Hamburg das 
Verlangen nach dem Wiederzusammentritt der Elbschiffahrts- Revisions- 
kommission laut. Es war um diese Zeit das Interesse für öffentliche 
kommerzielle Gegenstände überhaupt in Deutschland reger geworden und 
dann kamen allmälüich auch mehr Fälle vor, wo die Höhe der Elbzölle 
einen wahrnehmbaren unmittelbaren Einfluss auf die Abwendung gewisser 
Transporte von der Elbe äusserte. Ausserdem musste die Angelegen- 
heit des Brunshauser oder Stader Zolles, welche durch die 1821 und 
1824 in Aussicht genommenen Separatverhandlungen zwischen Hannover 
einerseits und Hamburg und Dänemark anderseits in den Jahren 1825 
und 1827 zu keinem Resultate hatte gelangen können, inzwischen aber 
von der Grossbritannischen Regierung aufgenommen war, den Zusammen- 
tritt der Revisionskommission wtinschenswerth erscheinen lassen.*) 

Alle diese Momente wirkten zusammen und so erging denn im Laufe 
des Jahres 1841 , nachdem von Hamburgischer Seite eine vorläufige An- 
regung dazu gegeben war, von der Preussischen Regierung die Auffor- 
derung an sämmtliche Eibuferstaaten, im Frühling des folgenden Jahres 
(1842) zur zweiten Elbschiffahrts -Revisionskommission in Dresden Be- 
vollmächtigte abzuordnen, zuvor aber sich im Korrespondenz wege von 
den dort zur Sprache zu bringenden Desiderien unter einander Kenntniss 
zu geben. 

Nachdem dies in theilweise ziemlich ausführlichen Denkschriften ge- 
schehen war, trat am 6. August 1842 in Dresden die zweite Elbschiffahrts- 
Revisionskommission zusammen und erwählte wiederum den Oesterreichi- 
schen Bevollmächtigten zum Vorsitzenden. Wegen des mit Hamburg 



*) Der Vollständigkeit wegen ist hier noch zu erwähnen, dass im Jahre 1840 
Eisenbahnschienen, deren Versand auf der £lbe unmöglich geworden, weil man den 
Normal-ZoUsatz auf sie anwenden wollte , im Korrespondenzwege in die Viertelklasse 
gesetzt wurden. Diese und andere Anordnungen, worüber sich Hannover, Mecklen- 
burg und Dänemark verständigt hatten, wurden unter dem Titel: „Ergänzende Be- 
stimmungen zur Elbschiffahrtsakte", vom gemeinschaftlichen ElbzoU-Kommissariat die- 
ser drei Staaten zu Wittenberge unterm 1. November 1840 veröffentlicht. 
Die ElbiöUe. 7 
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gemeinschaftlichen Besitzes des an der Elbe belegenen Amtes Bergedorf 
nahm von jetzt an auch ein Lübeckischer Bevolhnächtigter als Kon- 
kommissar des Hamburgischen Bevollmächtigten an den Verhandlungen 
mit Theil. 

Unabhängig von der Frage der Herabsetzung der Eibzölle, sei es 
durch Ermässigung des Normalzollsatzes, sei es durch Versetzung von 
Artikeln in niedrigere Zollklassen, wurden mehrfache Vorschläge hinsicht- 
lich der Konvertirung der bisherigen ZoUerhebungs weise gemacht, näm- 
lich Einführung des Zoll -Gewichts statt des Hamburgischen, Reduktion 
der Ansätze in Konventionsmünze auf den 14-Thalerfuss, und Umwand- 
lung der Rekognitionsgebühr in einen Zuschlag zum Waarenzoll. 

In der 4. Konferenz (den 19. August 1842) ward beschlossen, ein 
„Komit^ für die Tarifsfragen" niederzusetzen, dem auch die Münz- und 
Ge>^ichtsbestimmungen übertragen wurden. In dieses Komit^ traten auf 
den Vorschlag des Präsidiums die Bevollmächtigten von Oesterreich, 
Preussen, Hannover, Dänemark und Hamburg. 

In der 11. Konferenz (den 13. September 1842) kam die ElbzoU- 
Tariffrage zur Verhandlung und wurden hierüber, ihrem wesentlichen 
Inhalte nach, folgende Anträge gestellt und Erklärungen abgegeben: 

Oesterreich: „Bei dem regen Interesse, das man gegenwärtig in 
ganz Deutschland an der Erleichterung der Schiffahrt und des Handels 
nimmt, und bei den vielfachen Veränderungen, welchen der Verkehr bei 
den mächtigen Fortschritten der Industrie unterliegt, erscheint eine wie- 
derkehrende, selbst in den Protokollen der Dresdener Elbschiffahrtsver- 
handlungon reservirte Revision und Ermässigung des Elbzolltarifs als ein 
von der Billigkeit und dem Rechte gebotenes Bedürfniss. 

Dieser Wunsch ist bereits in der 10. Konferenz der in Hamburg in 
dem Jahre 1824 stattgehabten 1. Revisionskommission von dem Oester- 
rcicliischcn Bevollmächtigten ausgesprochen und der Antrag, das fest- 
gesetzte Zollmaximum auf 20 gOr. herabzusetzen, mit Gründen unter- 
stützt worden, auf die ich mich dem vollen Inhalte nach beziehe. 

Wenn damals dieser Vorschlag kein -Gehör fand, so mag der Um- 
stand entgegen gewesen sein, dass die seit Abschluss der Dresdener 
Konvention in einem zu kmzen Zeitraum von 2 Jahren gemachte Erfah- 
rung nicht genügte, die Noth wendigkeit einer solchen Massregel zu 
beweisen. 

Anders stellen sich gegenwärtig die Verhältnisse nach den Be- 
obachtungen, die man in 17 Jahren zu sammeln Gelegenheit gefun- 
den hat. 

Der langjährige allgemeine Friede, die grössere Verwendung der 
Kapitalien auf Gewerbsindustrie, die gesteigerte Produktion aller Länder, 
endlich der durch vermehrte Bevölkerung vergrösserte Absatz der Fabri- 
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kate haben in allen Staaten, namentlich in Deutschland, eine wetteifernde 
Konkurrenz entwickelt, durch welche die Preise zu der niedrigsten Grenze 
der Wohlfeilheit herabgedrückt worden sind. 

Handels- und Kommissionsspesen, sowie die Transportkosten, zu 
welchen die Schiflfahrtsgebühi-en zuzuzählen sind, werden auf das ge- 
naueste berechnet, und der Kaufmann wählt bei dem wenigen Gewinn, 
den ihm sein Geschäft abwirft, zur Versendung der Waaren den Weg, 
der ihm die geringsten Kosten veruisacht. 

Die Staaten, die bei dem Elb verkehr das kommerzielle Interesse als 
das prävalirende betrachten, schenken den geringsten und unscheinbar- 
sten Vortheilen wie Nachtheilen die aufmerksamste Beachtung, und be- 
wahren den Grundsatz, wie jede Erleichterung des Transpoites, die sio 
durch die Ermässigung der Gebühren herbeiführen, wohlthätig auf die 
Beförderung der inländischen Industrie, auf den Absatz landwirthschaft- 
licher Produkte und auf den allgemeinen Wohlstand rückwirkt. 

So werden in Preussen zur Beförderung des Ein- und Ausfuhr- 
handels, zur Belebung der in diesem Lande so mächtig emporschreiten- 
den Gewerbsindustrie, zur Unterstützung der eigenen Flussschiffahrt, und 
zur Bewahrung der Vortheüe, die einigen Handelsstädten aus dem Spe- 
ditionsgeschäfte erwachsen, von deiyenigeu Waaren, die in das Land 
eingehen, sowie auch von jenen, die von da ins Ausland versendet wer- 
den, keine Elbschiffahrtsgebühren abgenommen, wogegen man von jenen 
Gutem, die ohne Umladung in einem Zollvereinshafen aus oder nach 
Böhmen durchgeführt werden, den vollen Eibzoll behebt. 

Dieser Staat hat, wie es der Preussische Bevollmächtigte in der 
2. Konferenz der gegenwärtigen Kommission zu Protokoll gab, aus 
den ElbzöUen nach einem siebenjährigen Durchschnitte 64,605 Thaler 
jährlich eingehoben, dagegen zur Erhaltung des Fahrwassers in fahr- 
barem Zustande 83,883 Thaler verwendet, und befindet sich sonach nicht 
in der Lage, in pekuniärer Beziehung aus den Bestimmungen der Eib- 
akte direkte Vortheile aufweisen zu können; allein desto grösser war der 
indirekte Gewinn. Sieben Millionen Centner Waaren, die in dem Jahre 
1841 auf der Elbe, auf der Havel und der Saale, theils zu Thal nach 
Hamburg verschifft, theils von da in der Bergfahrt nach Preussen über 
Wittenberge eingeführt worden sind, haben der Gesammtindustrie dieses 
Landes, dem Handel und der Schiffahrt sehr bedeutende Vortheile ge- 
bracht, Vortheile, durch welche die Finanzen reichlichen Ersatz für den 
Nachlass der Elbzölle finden. 

Aus den Nachweisungen, die einen richtigen Anhaltspunkt zurBeur- 
theilung des Verkehrs auf der Elbe gewähren, ergibt sich, dass das 
Waarenquantum, welches in dem Jahre 1825 von Hamburg nach der 
Oberelbe verschifft wurde, 1,315320 Centner betragen hat, und allmäh- 
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lieh bis zu dem Jahre 1841 auf 3,592680 Centner gestiegen ist. Der 
Verkehr in den unterelbischen Staaten Hannover, Dänemaik und Mecklen- 
burg ist daher seit 17 Jahren fast um das Dreifache gestiegen, und die 
Einnahmen aus den Elbschiffahrtsgebühren für transitirende Schiffe haben 
sich bei den genannten Staaten um das Dreifache vermehrt. 

Diese kurze Darstellung liefert den Beweis, dass Preussen und so- 
mit auch Sachsen und Anhalt, die als Zollvereinsstaaten an den zuge- 
standenen Begünstigungen gleichen Antheil nehmen, von der Eibakte in 
kommerzieller Beziehung einen namhaften indirekten Vortheil, die nieder- 
elbischen Staaten in pekuniärer Hinsicht eine bedeutende Vermehrung 
ihrer Einnahmen erzweckt haben. 

Oesterreich dagegen, als paciscirender Staat, hat im Verlauf der 
Jahre aus der Eibschiffahrt bis und von Hamburg weder einen finanziel- 
len, noch kommerziellen Vortheil erlangt, nicht den erstem, weil die 
unbedeutenden ElbzöUe, die es einnimmt, kaum theilweise zur Erhaltung 
des Stromes hinreichen und namhafte Zuschüsse aus dem Staatsschatze 
jährlich dazu verwendet werden müssen, nicht den letztem, weil Böhmen 
in allen seinen ausgedehntem Handelsbewegungen auf dem Eibweg durch 
die unverhältnissmässig hohen Gebühren ganz gelähmt ist, und bei einem 
Fortbestande dieses Zustandes sich genöthigt sehen wird, seine Bedürf- 
nisse auf andern Handelsstrassen zu beziehen. 

Wie schwer die gegenwärtigen Elbschiffahrtsgebühren von 27 gGr. 
6 Pfg. auf jenen Handelsartikeln lasten, die zwischen Hamburg und Böh- 
men als Transitogüter versendet werden, ergibt sich am auffallendsten 
aus der Berechnung dieses Passagezolles nach Procenten des Werthes 
der Waaren: — Farbehölzer, Cedernholz, Cider- und Weinessig, Kuh- 
haare, Schwefel, Soda, ordinäre Weine, einige chemische Produkte zahlen 
zwischen 30 und 50 Procent; Kurkume, Quassia, Pockholz, Vitriolöl, Si- 
rup zwischen 20 und 30 Procent, und mehr als 40 der gangbarsten 
Handelsobjekte können noch aufgezählt werden, die zwischen 12 und 20 
Procent von ihrem Innern Werthe entrichten. 

Wenn schon jede Zollabgabe, sie möge nach dem Gewichte, nach 
Stückzahl oder nach einem bestimmten Mass behoben werden, sich in 
einen Quotienten von dem Werthe des belegten Gegenstandes auflöst, 
und wenn sonach im allgemeinen alle Einfuhrzölle als hoch betrachtet 
werden, die 10 bis 15 Procent vom Werthe übersteigen, um wie viel 
höher ist der Eibzoll anzusehen, der doch eigentlich nur eine Schiffahrts- 
gebühr für die Benutzung des Fahrwassers bildet. 

Auf dem Rhein betragen die Gebühren bei der Thalfahi-t 178 Cen- 
times 89 mill., bei der Bergfahrt 260 Centimes 42 mill., mithin durch- 
schnittlich circa 14 gGr. per Centner, auf der Weser sind bereits bei der 
ersten Revisionskommission die Gebühren von 316 Pfennigen per SchiflFs- 
pfund auf 236 V4 Pfennige ermässigt worden, und die Elbe sollte der einzige 
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deutsche Fluss bleiben, auf welchem ein Gebührensatz besteht, der alle 
bekannten Durchfuhrgebühren um ein Namhaftes überschreitet? 

Wol ist auch noch in Erwägung zu ziehen, wie bei der Beurtheilung 
der Höhe des Eibzollsatzes die Eisenbahnen, deren Bau in Aussicht ge- 
stellt ist, nicht unberücksichtigt bleiben dürfen; sie bieten dem Handel 
ein rasches , während des ganzen Jahres ununterbrochen zu benutzendes 
Verkehrsmittel dar, mit welchem die Flussschiffahrt nur dann in Kon- 
kurrenz treten kann, wenn die BilHgkeit der Fracht, herbeigeführt durch 
massige Schiffahrtsgebühren, die Vortheile aufwiegt, die dem Kaufmann 
aus der Schnelligkeit der Beförderung erwachsen." 

Sachsen schliesst sich dem von Oesterreich geäusserten Wunsche 
an, „dass eine Ermässigung des Elbzolles im Ganzen stattfinden möge." 

Hamburg und Lübeck: „Die von dem Oesterreichischen Bevoll- 
mächtigten für eine Ermässigung des Normalsatzes der Eibzölle ange- 
führten Gründe eignen sich die Bevollmächtigten der Städte Lübeck und 
Hamburg an. 

Sie können durchaus nicht zugeben, dass in dieser Frage die fiska- 
lischen Interessen einiger Eibuferstaaten den kommerziellen anderer ent- 
gegenstehn. Vielmehr halten sie sich überzeugt, dass nur durch eine 
Herabsetzung des Normalsatzes und eine Regulirung der Fahrbahn die 
Elbe den ihr gebührenden Rang unter den Handelsstrassen Deutschlands, 
in Konkurrenz mit dem erleichterten Transit und dem beschleunigten 
Verkehr anderer Gegenden , auch im Interesse der Zollerhebung behaupr 
ten wird. Sie würden es innig bedauern, wenn die hier versammelte 
Kommission auch diesmal den gerechten Erwartungen Deutschlands nicht 
entspräche. 

Die städtischen Bevollmächtigten verkennen jedoch nicht, dass der 
Grad und die Art der Herabsetzung des Norftialsatzes für die Regierungen 
derjenigen Uferstaaten, deren fiskdische Interessen durch keine kommer- 
ziellen kompensirt werden, einer reiflichen Erwägung bedarf. Die Auf- 
gabe wäre indess auch aus ihrem Gesichtspunkt zu lösen, wenn es ge- 
länge, durch den Vergleich mit der geringeren Belastung anderer Han- 
delswege , einen vielleicht die Bergfahrt von der Thalfahrt, die obere von 
der mittleren Elbe unterscheidenden Normalsatz zu ermitteln, welcher, 
in Verbindung mit einer durchgreifenden Veränderung der Klassifikation, 
die Wahrscheinlichkeit vollständigen Ersatzes für den ermässigten Tarif 
durch vermehrten Verkehr darböte. 

Von 88548 Lasten ä 4000 Pfund, welche im Jahre 1841 von Ham- 
burg aus flusswärts verschifft wurden, blieben in Mecklenburg, Lauen- 
burg und Hannover 6894 V25 527 V4 transitirten nach Polen, nur 1052 V4 
wurden ausgehend nach Böhmen deklarirt, dagegen 80031 nach den zum 
Zollverein gehörigen Eibuferstaaten. Für 75423V4 Last, welche in Preussen 
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und Anhalt verblieben, trat der Grenzzoll an die Stelle des Preussischen 
Eibzolles von 13 gGr. per Centner von 112 Pfd., flir 4607 V4 nach Sachsen 
bestimmte Lasten ward er um % ermässigt. Aus diesen Zahlen ergibt 
sich die Geringfügigkeit der Gefahr eines Verlustes bei eiper vorzugs- 
weise den Handel Böhmens berücksichtigenden Modaütät in der Ermässi- 
gung des Normalsatzes der den einzelnen Eibuferstaaten vertragsmässig 
zukommenden Quoten. 

In dieser Beziehung wünschen die städtischen Bevollmächtigten, dass 
auch rücksichthch der Ermässigung des Normalsatzes, wie rücksichtlich 
der Gewichtseinheit, deren Veränderung Lübeck und Hamburg sich nicht 
zustimmig erklärten, unerachtet des Widerspruchs einzelner Bevollmäch- 
tigten, die von der quaestio quofnodo unzertrennliche quaestio an dem 
Tarif komit^ überwiesen werde, welches zugleich am besten geeignet, sein 
dürfte, ein umfassendes Gutachten über die von verschiedenen Regie- 
rungen zur Sprache gebrachte erleichternde Klassifikation mehrerer Ar- 
tikel vorzubereiten." 

Preussen. „Der Bevollmächtigte erklärt, nicht ermächtigt zu sein, 
zu den von Oesterreich, Sachsen und Hamburg gestellten Vorschlägen 
den Beitritt seiner Regierung erklären zu können. In dem Umstand, 
dass die Güterbewegung auf der Elbe in einer Reihe von 18 Jahren von 
Jahr zu Jahr steigend gewesen und sich von 2,846993 Centner auf 
7,730494 Centner gehoben habe, möchte wol der beste Beweis liegen, 
dass die Belastung keine unangemessene sei und die Güter nicht auf 
andere Wege gedrängt habe. Die Resultate würden höchst wahrschein- 
lich noch günstiger gewesen sein, wenn überall, wie dies meine Regie- 
rung gethan, dahin gestrebt worden wäre, die Schiffahrtshindemisse zu 
beseitigen und den Fahrweg bequemer einzurichten. Dass dies nicht 
durchgängig geschehen, hat- unleugbar nachtheilig auf den Verkehr ein- 
gewirkt, und meine Regierung glaubt daher, dass diesen Nachtheilen 
durch Vermehrung der zur Beseitigung der Schiffahrtshindernisse erfor- 
dcrhchen Geldmittel sich wirksamer begegnen lasse, als durch Vermin- 
derung der ElbzöUe, die bis zur tarifinässigen Höhe von den Betheiligten 
gewiss bereitwillig entrichtet werden wtlrden, wenn man sie nur in den 
Stand setzte, ihre Güter rasch, ohne Umladung und Hindemisse aller 
Art, zu befördern. 

Aus dieser Ansicht sind die Propositionen meiner allerhöchsten Re- 
gierung zu Art. 28 der Eibakte hervorgegangen und ich werde mich, 
wenn darauf beifällige Beschlüsse gefasst worden sein und wenn die zur 
Erleichterung und Beförderung der Dampfschiffahrt gemachten Vorschläge 
eine gewierige Aufnahme gefunden haben werden, in der angenehmen 
Lage befinden, den für einzelne Artikel gestellten Ennässigungsanträgen 
beistimmen zu können." 



Digitized by 



Google 



5. Abschnitt L Zweite (bresdener) Revisionskommission. 1842 — 1844. 103 

Hannover. „Das Votum des Oesterreichischen Bevollmächtigten 
enthalte einige faktische Angaben und daraus abgeleitete Folgerungen, 
die, so wie sie lauten, nicht zuzugeben seien und ihn, den Hanno ver- 
sehen Kommissar, zu folgenden Bemerkungen veranlassten: 

1) Gegen die Bezugnahme auf die Dresdener Kommissionsbeschlüsse, 
insofern die Absicht dabei dahin gegangen sein könnte, daraus 
gegenwärtig ein Recht auf Tarifsermässigungen zu vindiciren, 
müsse er einwenden, dass die in jenen Beschlüssen in Aussicht 
gestellte künftige Ermässigung der Tarifsätze offenbar nur den Fall 
im Auge hatte, dass die in der Eibakte fixirten Gebühren ein das 
Zolleinkommen nach den alten Zollrollen übersteigendes Erträgniss 
abwerfen würden; eine Voraussetzung, die, soviel ihm bekannt, 
nicht in Erfüllung gegangen sei. Die Erhöhung in den Zolleinnah- 
men sei blos eine Folge des vermehrten Verkehrs, und würde unter 
den gleichen Umständen beim Fortbestande der frühem Zollrollen 
sicherlich viel bedeutender gewesen sein. Ein Recht auf Zollmil- 
derungen könne er daher durchaus nicht gelten lassen. 

2) Der Schluss, dass der in Hannover, Lauenburg und Mecklenburg 
auf das Dreifache gesteigerte Eibverkehr auch eine im gleichen 
Verhältnisse, also ebenfalls auf das Dreifache gestiegene Gebühren- 
einnahme dieser Staaten zur Folge gehabt habe, stimme mit der 
Wii'klichkeit nicht überein. In Hannover wenigstens betrage, nach 
den amtlichen Registern, die Erhöhung nicht einst [einmal?] ein Drit- 
theil der jetzigen Einnahme. 

3) Was die angeführten Beispiele von dem Procentenverhältnisse des 
Eibzolles nach dem Werthe der Waaren betreffe, so gebe er gern 
zu, dass dieses Verhältniss bei mehreren Artikeln gegenwärtig ein 
überspanntes sei und einer Milderung bedürfe, dies könne aber 
ganz wol durch eine veränderte Klassifikation dieser Artikel ohne 
Herabsetzung des Normalsatzes geschehen. 

4) Die angestellte Vergleichung zwischen den Elb- mit den Rhein- und 
Weserzöllen hebe zwar das geringere Ausmass der letztem heraus, 
lasse dagegen, was doch nicht übersehen werden dürfe, unberück- 
sichtigt, dass auf dem Rheine nur 21, auf der Elbe dagegen unge- 
fähr 100 Artikel Zollermässigungen gemessen und dass diese auf 
dem erstem Strome nur bis zum 20., auf der Elbe aber bis zum 
40. Theil des vollen Satzes herabgehen. 

Das Ausmass dieser Zölle für sich allein gebe daher keineswegs 
einen richtigen Anhalt für die Vergleichung; jedenfalls sei anzuneh- 
men, dass die Elbe in Bezug auf die Zunahme des Verkehrs nicht 
unter dem Rheine geblieben sei, was gegen die Annahme eines 
hindernden Einflusses des jetzigen Normalsatzes spreche, 
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5) Der Behauptung eines die Konkurrenz der Eibfracht mit dem Land- 
transporte erschwerenden Einflusses des gegenwärtigen Elbzoll- 
ausmasses liege die Annahme des Eibzolles mit dem vollen Be- 
trage zum Grunde, während derselbe doch bei so vielen in geringere 
Klassen gestellten Artikeln nur mit einem oft ganz unbedeutenden 
Theilbetrage in Anschlag zu bringen sei. 

Den Verkehr im ganzen in das Auge gefasst, erscheine die Besorg- 
niss eines denselben von der Elbe verdrängenden Uebergewichts der 
Landfracht nichts weniger als gegründet; ganz im Gegen theil habe nach 
Ausweis der Akten, die Eibschiffahrt in ungleich grösserm Verhältnisse 
als, wenigstens im Hannoverschen, der Landtransit zugenommen. 

Diejenigen Regierungen, welche, wie die Hannoversche , an der Ver- 
mehrung des Eibverkehrs für ihre Unterthanen nicht dfrekt betheiligt 
seien, würden bei der grössten BereitwiUigkeit, auf die Wünsche anderer 
Staaten Rücksicht zu nehmen, doch nur zu solchen Opfern geneigt sein 
können, welche für die Erhaltung und Beförderung des Eibverkehrs 
wesentlich \virksam oder nothwendig seien. . 

Eine Herabsetzung des Normalsatzes würde aber weit über diesen 
Zweck liinausgeheu, wie z. B., um nur das Auffallendste zu nennen, bei 
den blos mit dem 40. Theil des Zolles belegten Artikeln. Auch nach 
dem Bestimmungsorte würde eine allgemeine Verminderung des Normal- 
satzes vielen Artikeln zu gute kommen, die ihrer gar nicht bedürfen, 
wie z. B. jenen, die nach dem Zollvereinsgebiete gehen, und welche von 
Hamburg aus bis zum Eintritte dahin, im ganzen nicht mehr als 58 Pfen- 
nige an ElbzoU entrichten. 

Anders stelle sich allerdings das Verhältniss in Bezug auf die mit 
den schwerern Zollsätzen belasteten Böhmischen Ein- und Ausfuhr- 
artikel; einen erleichterten Zollsatz für diese, unter den erforderlichen 
KontroUraassregeln, würde er, sofern ein dahin zielender Antrag er- 
folgen sollte, zur Erwägung seiner allerhöchsten Regierung gern ver- 
stellen. 

Nach allem diesem sei er zu der Erklärung angewiesen, dass Han- 
nover auf eine Herabsetzung des Normalsatzes im allgemeinen nicht ein- 
gehen könne, dagegen aber zu Zollermässigungen für einzelne Gegen- 
stände, bei denen sie im Interesse des Verkehrs geboten erscheinen, 
gern seine Zustimmung geben werde, und zwar ohne sich hierbei 
gerade auf die in den Desiderien bereits namhaft gemachten zu be- 
schränken. 

Mit der BereitwiUigkeit hierzu, und etwa zu ausnahmsweisen Zoll- 
erleichterungen für den Böhmischen Handel, sowie mit den auf ihre 
Kosten zu unternehmenden Flusskorrektionsarbeiten behufs der Verbes- 
serung der Hannoverschen Eibstrecke glaube seine Regierung alles ge- 
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than zu haben, was mit Billigkeit nur irgend von ihr erwartet werden 
könne." 

Dänemark: „So entschieden die Dänische Regierung sich für 

die Beibehaltung ihres Normalsatzes erklärt, um so mehr als die für die 
Refektion des Fahrwassers aufzuwendenden Kosten jede Verringerung 
der Einnahme dringend widerrathen, so verkennt sie doch nicht,* dass 
im Laufe der Zeit Veränderungen eingetreten sind, welche für einzelne 
Artikel eine veränderte Klassifikation erforderiich machen möchten. Bei 
den spedellen Arbeiten im Tarif komit^ wird die Art und Weise, in der 
am zweckmässigsten eine Revision der Klassen vorzunehmen, wie ein- 
zelne Waaren zu ermässigen, andere, zur Deckung des finanziellen Aus- 
falls, zu erhöhen, eventuell neue Klassen, höhere und niedrigere, einzu- 
führen sein dürften, um den Anforderungen des Handels zu entsprechen, 
sich näher herausstellen." 

Mecklenburg: „Eine Herabsetzung des ganzen Tarifsatzes 

wird nur motivirt erscheinen, wenn in der Erfahrung nachgewiesen wer- 
den kann, dass der Eibtransit überhaupt in Konkurrenz mit andern 
Transportmitteln dabei wirklich nicht zu bestehen vermag. 

Nun aber hat gerade die selbst in der Anlage D der Hamburgischen 
Proposition vorliegende Erfahrung eines seit dem Abschluss der Eibakte 
sehr bedeutend vermehrten Verkehrs auf der Elbe evident erwie- 
sen, dass der bestehende Tarifsatz mit den Ermässigungen bei einzel- 
nen Artikeln, welche dabei in Anwendung gekommen sind, den ob- 
waltenden Verhältnissen auf der Elbe im allgemeinen durchaus entspre- 
chend ist. 

Ich bin daher nach ausdrückhcher Instruktion meiner Regierung mit 
den Bevollmächtigten von Hannover und Dänemark in derselben Lage, 
jeder allgemeinen Reduktion des bestehenden Tarifsatzes auf das be- 
stimmteste zu widersprechen und nur auf einzelne Zollermässigungen 
beim 10. Artikel der Eibakte näher einzugehen." 

„Für alle Uferstaaten sind Zollermässigungen bei solchen 

Artikeln allerdings motivirt, deren Transit auf der Elbe bei dem be- 
stehenden Tarifsatz wirklich nicht erhalten bleiben, oder durch Herab- 
setzung des Zollsatzes um soviel mehr vermehrt werden kann." 

Anhalt: „Der Bevollmächtigte bedauert, dass er sich für eine 
allgemeine Herabsetzung des Normalsatzes für Anhalt nicht beifallig er- 
klären kann. Uebrigens glaubt er, dass eine solche Zumuthung auch 
nicht in der Billigkeit beruhe, da Anhalt durch die Eibakte nicht, wie 
so manche Eibuferstaaten, an den ZoUrevenüen etwas gewonnen, son- 
dern vielmehr bedeutend verloren habe, und dabei füi* die nöthigen Elb- 
ufer- und Strombauten alljähriich unverhältnissmässige Opfer bringe, 
welche jetzt in noch höherm Masse in Anspruch genommen würden und 
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jede Einnahme paralysirten. — Dagegen sei man nicht abgeneigt, den 
Anträgen auf Ermässigungen einzelner Artikel, für welche Konsequenz 
und Billigkeit es erheischen, die Zustimmung zu ertheilen." 

Das Tarif- Komit^ legte der Kommission seine ausführlichen Aus- 
arbeitungen in der 23. Konferenz (d. 16. December 1842) vor und nahmen 
sämmtliche BevoUmächtigte solche ad referendum. 

Das Gutachten des Komite erörterte in seinen beiden ersten Ab- 
schnitten die Reduktion des Hamburgischen Centners von 112 Pfund auf 
den ZoU-Centner zu 50 Kilogramm (1 Zoll-Centner = 103.2696 Hambur- 
gische Pfund gerechnet), die Reduktion der jetzigen Münzsorten des 
Elbzolls auf den 14-Thalerfuss und die Aufhebung der Rekognitions- 
gebühr. 

Bei der Münzumrechnung der Ansätze nach Konventionsgeld (20- 
Guldenfuss) in Sätze nach dem 14-Thalerfuss (21-Guldeüfuss) war im 
Gutachten folgender Massstab vorgeschlagen: für Oesterreich, Sachsen, 
Anhalt und Preussen ein Agio von 2V9 Procent, welches dem gewöhn- 
lichen Kourswerthe nahekomme imd der in den neuern Münzgesetzen 
angenommenen Norm entspreche, für Hannover und Mecklenburg ein Zu- 
schlag von 6^8 Procent, und für Dänemark von 7**Vi4ii Procent. Als 
Motiv dieser hohem Ansätze ward geltend gemacht, dass sie auf dem 
evalvirten Kourswerthe derjenigen schwerem Münzsorten beruheten, deren 
ausschüessliche Annahme zu einem bestimmten, in Vergleich gegen Kon- 
ventionsmünze günstigen Werthverhältnisse die drei letztgenannten Staaten 
sich im Jahre 1821 vermöge der Münz Valvationstabelle stipulirt hätten. 

Als Gründe für die Umwandelung der Rekognitionsgebühr in einen 
Zuschlag zum ElbzoU wurden hervorgehoben, dass dadurch sowol für 
die Verwaltung wie die Schiffahrt eine wesentüche Erleichtemng herbei- 
geführt werde durch Wegfall der SchifFsvermessungen, Vereinfachung der 
Zollerhebung u. s. w., dass dadurch femer eine verhältnissmässigere und 
im einzelnen weniger diückende Vertheilung der Belastung hergestellt 
werde. Die Ausmittelung des Konvertimngsmassstabes war in der Weise 
geschehen, dass von den in Betracht kommenden 4 SchiflFsklassen der 
durchschnittliche Lastengehalt zu respective 5, 17Va, 35 und 51 V4 Lasten 
angenommen und damach der Durchschnitt der Rekognitionsgebühr pro 
Normal-Zollcentner berechnet wurde. 

Nachstehende Tabelle gibt eine üebersicht der aus vorgedachten drei 
Umrechnungen hervorgegangenen Reduktionen: 
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lieber die Zollermässigimgen für einzelne Artikel spricht sich das 
Gutachten im dritten Abschnitt folgendermassen aus: 

„In der Beilage sind diejenigen Elbzoll- Ermässigungen und Be- 
freiungen zusammengestellt, welche zu empfehlen, infolge ausführlicher 
und schwieriger Erörterungen, das Komit^ sich geeinigt hat. 

Zur Ermässigung werden 1 18, zur Befreiung 6 Artikel vorgeschlagen. 

In der erstem Zahl sind jedoch diejenigen Zollherabsetzungen, 
welche seit der ersten Revisionskommission (von Hannover, Dänemark 
und Mecklenburg durch die sogenannten „Ergänzenden Bestimmungen 
vom 1. November 1840") einstweilen widerruflich bewilligt waren, jetzt 
aber definitiv zu beschliessen sein würden, mitbegriffen. 

Bei den ermässigten*) Artikeln sind diejenigen Staaten, deren 
Anträge in den jetzigen Vorschlägen Berücksichtigung gefunden haben, 
benannt worden. 

Bei andern Artikeln, rücksichtlich deren besondere Anträge von den 
allerhöchsten Regierungen nicht gestellt waren, hat die vorgeschlagene 
Ermässigung in der analogen Anwendung des für andere Gegenstände 
von ähnlicher Beschaffenheit oder von ungefähr gleichem Gewichte, Um- 
fange und Werthe angenommenen Satzes ihren Grund. 

Im allgemeinen ist man dabei der von den frühem Kommissionen 
verfolgten Tendenz treu geblieben, Zollermässigungen vorzugsweise den 
Erzeugnissen der Eibuferstaaten, deren Werth im Verhältniss zu ihrem 
Gewichte und Umfange geringfügig ist, zuzuwenden **). 

Auch bei den Gegenständen der Auffuhr ist das Verhältniss zwi- 
schen dem Werthe und Schwere oder dem Volumen der Waare nicht 
unbeachtet geblieben ***), ohne gleichwol als ein unbedingt gültiger Grund 
für ZoUverminderung anerkannt worden zu sein. 

Manche Auffuhrartikel sind zu grössern oder geringem Erleichte- 
rungen vorgeschlagen, weil die Verschiffimg derselben auf der Elbe von 
so geringer Bedeutung gewesen ist, dass der Versuch, eine Vermehmng 
dieser Transporte auf dem Strome durch Ermässigung der Abgaben zu 
erzielen, ohne erhebliche Beeinträchtigung der gegenwärtigen Zollein- 
nahmen gemacht werden konntet). 

Dabei ist auf Rohstoffe, welche der Fabrikation in den Eibufer- 
staaten dienen, besondere Rücksicht genommen ft)- 

*) So z. B. bei folgenden Artikehi: Rothe und braone Erde, wie gelbe und 
grüne. — Torf, Lohkuchen, gleich Braunkohlen, etc. 

♦♦) Erdenwaaren und Steinwaaren, Hopfen und der grösste Theil der neuerdings 
zu Vi 'i^d niedriger vorgeschlagenen Artikel. — Gl&tte und Pottlot; Knochenmehl; 
Kobaltspeise; metalhsche Mineralerde; Vitriol; WasserbleL 
♦**) Asphalt. Marmor. Münzkr&tze. Oker, Tripel etc. 
t) Fische, lebendige und grüne. Hanf. Leim. Muschelkalk. Pech. Pottasche. 
Talg und Talgöl. Theer etc. 

tt) Alaun. Bimstein. Chlorsaurer und essigsaurer Kalk, Flachs. Hanf u. Hede etc. 
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Endlich sind einige Sätze behufs Vereinfachung der Deklarationen 
und der Kontrole vermindert worden. Dahin gehören vorzugsweise die 
Eisen- und Stahlwaaren, deren bisherige Klassifikation sich als genügend 
und den Werthabstufungen entsprechend nicht bewährt hat und am 
passendsten, wie geschehen, nach Anleitung des Zollvereinstarifs bench- 
tigt werden zu können schien. Auch die Glaswaaren mit Nebenbestand- 
theilen sind hierher zu rechnen, für welchen, rücksichtlich des Eibzoll- 
ertrags sehr unbedeutenden, Artikel die in Beziehung auf den bisherigen, 
jetzt zur Beseitigung empfohlenen, Unterschied erforderliche Revision 
eine unverhältnissmässige Belästigung und häufige Beschädigung hat 
herbeiführen müssen, welche nach dem jetzigen Vorschlage wenigstens 
dann vermieden werden kann, wenn bei dem Eintritt in das Zollvereins- 
gebiet die Wiederausführung der zusammen verpackten Glaswaare aus 
dem letztem nach Massgabe der Zollordnung sicher gestellt wird. 

Auf demselben Grunde beruhen die anheimgegebenen Ermässigungen 
für Erz, gemahlenes, Kalk und Sand, Asche etc. verschiedener Arten, 
Samen, gemahlenen etc. 

Die am Schlüsse des Verzeichnisses empfohlenen Zollbefreiungen 
rechtfertigen sich, was die Wagen und Viktualien der Reisenden betrifft, 
durch die Rücksicht auf denjenigen Theil des Publikums, welcher die 
Eibschiffahrt in der Regel nicht behufs eines Erwerbes benutzt und eben 
deshalb jede Belästigung mit grossem Miss vergnügen empfindet, in Be- 
ziehung auf die Unterlagebreter, Leinpferde, Floss- und Schiffsgeräthe 
aber durch den Zweck, das SchiflFerge werbe selbst so viel als möglich 
von unmittelbaren Belästigungen zu befreien. 

Der reelle Gesammtausfall an den Zolleinnahmen, welcher aus diesen 
Ermässigungen nach den gegenwärtigen Verhältnissen des Elbschiffahrts- 
verkehrs erwachsen wird, lässt sich, auf den Grund der dem Komit^ 
vorgelegenen Notizen, veranschlagen, 

a) für Hannover, Dänemark und Mecklenburg insgesammt 

auf jährUch • 4000 Thlr. 

b) für Oesterreich, Preussen, Sachsen und Anhalt, insge- 
sammt auf jährlich höchstens 600 - 

Summa in Konventionsmünze 4600 Thlr. 
und es kann daher der vorgeschlagene Erlass als verhältnissmässig be- 
trächtlich nicht bezeichnet werden. 

Nichts destoweniger hat das Komit^ seine Ermässigungsvorschläge 
auf die in der Anlage benannten Artikel beschränken müssen. 

Einmal wegen der im Komit^ von einem MitgUede desselben abge- 
gebenen bestimmten Erklärung, wonach tiefer eingreifende Ermässigungen 
die Zustimmung seiner allerhöchsten Regierung durchaus nicht würden 
gewinnen können, insofern nicht der Ausfall durch entsprechende Er- 
höhung der Zollsätze für andere Artikel, insbesondere für Holz und Korn, 
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gedeckt werden sollte, und weil solche Erhöhungen von der Mehrheit 
des Komite wiederum für bedenkhch gehalten wurden. 

Vorschläge aber, deren späteres Scheitern mit Sicherheit vorher- 
zusehen war, durch blosse Stimmenmehrheit zu Stande zu bringen, diu*au 
glaubte das Komite, welcher Art auch die Wünsche und Instruktionen 
seiner einzelnen Mitglieder sein mochten, abstrahiren zu müssen. 

Dabei konnte auch das Gewicht der folgenden gegen bedeutendere 
Zollherabsetzungen angeführten Gründe nicht verkannt werden. 

So unzweifelhaft vermöge der bestehenden Verträge für alle Elb- 
uferstaaten die Beförderung des Handels- und Schiffahrtsverkehrs auf 
diesem bedeutenden Strome als ein Gesammtzweck besteht, zu dessen 
Erreichung gewiss jederzeit von allen Paciscenten eine verhältnissmässige 
Mitwirkung nicht versagt werden wird, so dürfen die aus dieser allge- 
meinen Rücksicht abzuleitenden Ansprüche auf erhebliche Opfer der ein- 
zelnen Staaten sich doch mit Billigkeit nur soweit erstrecken, als davon 
unter den vorliegenden Umständen ein reeller Eiiolg in Beziehung auf 
die Erhaltung und Steigerung des vorstehend bezeichneten Verkehrs zu 
ei-warten ist. 

Dass aber zu diesem Zwecke eine bedeutendere Zollermässigung 
gegenwärtig erforderlich oder wirksam sein werde, davon hat eine ein- 
hellige Ueberzeugung im Komit6 sich nicht gebildet. 

Die Erfahrung nämlich, dass ungeachtet der vielfachen Schwierig- 
keiten, womit die Schiffahrt auf der Elbe wegen der Beschaffenheit des 
Fahrwassers zu kämpfen gehabt hat, der Waarentransport auf derselben 
im allgemeinen fortwährend im Steigen geblieben ist, wurde der Ansicht 
über eine, die Erhaltung des bestehenden Umfanges dieses Verkehrs be- 
dingende Noth wendigkeit namhafter, für die ganze zollbare Eibstrecke 
zu bewilligender Zollermässigungen unwiderlegbar entgegengehalten. 

Diese Zunahme der Versendungen auf der Elbe zeigt sich zwar 
nicht in allen Artikeln der Auffahrt, vielmehr sind einige dersdben in 
den letzten Jahi*en merklich zurückgegangen; so z. B. Rohzucker und 
Heringe. Es würde jedoch gewagt sein, diese Abnahme der Höhe der 
Zölle zuzuschreiben, indem, um bei den beispielsweise genannten beiden 
Artikeln stehen zu bleiben, die Verminderung der Einfuhr des Roh- 
zuckers unverkennbar aus der bis zum Ende des Jahres 1841 im Zoll- 
verein der Einfuhr des Lumpenzuckers ertheilt gewesenen Begünstigung 
und aus dem Aufkommen der binnenländischen RübenzuckerCabrikation 
zu erklären ist, die Einfuhr der Heringe aber, wie die in der Note an- 
geführten Zahlen ergeben, immer bedeutenden Schwankungen unterlegen 
hat, und nach der Verschiedenheit der Ausbeute des Heringsfanges in 
den einzelnen Jahren nothwendig unterliegen muss. 

Verzichtet man jedoch auf blos empirische Beweise und Gegen- 
beweise, so lässt sich in Beziehung auf alle elbaufwärts geführten Waaren, 
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welche unterhalb Böhmens an das Land gehen, den Zollsätzen, so wie 
diese gegenwärtig erhoben werden, irgend ein Einfluss auf die Quanti- 
täten der Waarenbezüge und auf die Art und Richtung der Versen- 
dungen in diesem Bezirke nicht beimessen. 

Diese Ansicht scheint zwar mit den Berechnungen, welche insbe- 
sondere von Seiten der freien Städte Lübeck und Hamburg über das 
Verhältniss der Zollsätze zu dem Werthe einzelner Waaren beigebracht 
worden sind, im Widerspruch zu stehen. 

Nach diesen Berechnungen würden einzelne Zollsätze sich auf 15, 
30 bis 40, ja sogar bis auf 65 Procent vom Werthe der von ihnen be- 
troffenen Waaren belaufen, und es lässt sich nicht leugnen, dass ein 
solches Verhältniss, soweit dasselbe besteht, als eine, die Versendungen 
auf der Elbe wesentUch erschwerende Belastung würde anerkannt wer- 
den müssen. 

Jene Berechnungen haben jedoch dermalen eine zutreffende that- 
sächliche Grundlage nur rücksichthch derjenigen, dem vollen Normalsatze 
unteriiegenden, Versendungen, welche die ganze Zollstrecke der Elbe 
von Lauenburg bis Aussig, ohne Umladung passiren. Nur diese trifft 
der volle Normalsatz von nominell 1 Thlr. 3 gGr. 6 Pfg. Konventions- 
münze, welcher in jenen Berechnungen mit den Qrossistenpreisen der 
Seeplätze rücksichthch der bezüghchen Artikel verghchen worden ist, 
und das dabei sich herausstellende Missverhältniss kann in Beziehung 
auf die ganze Eibstrecke unterhalb Böhmens um so weniger zur Kon- 
sequenz gezogen werden, je bedeutender der Unterschied zwischen den 
im Jahre 1821 vereinbarten Zollsätzen und denjenigen Beträgen ist, 
welche auf dem grössten Theile dieser Strecke jetzt wirkUch nur er- 
hoben werden. 

In Gemässheit der zwischen Preussen und Sachsen, sowie den 
Anhaltschen Herzogthümern, abgeschlossenen Konventionen beträgt näm- 
lich der gesammte Zoll für den Hamburger Centner einer zum vollen 
Normalsatze zu verzollenden Waare, welche von Hamburg elbaufwärts 
versandt wird, wenn diese an das Land geht: 

!in Harburg ) — Thlr. — gGr. — Pfg. 
aus der Ilmenau oder Luhe zu Lüneburg 
oder Winsen 
aus der Stecknitz 

b) im Lauenburger Zollgeleite — „ — „ 8 

c) im Boitzenburger Zollgeleite — „ 1 „ 6 „ 

d) im Bleckeder Zollgeleite — „ 2 „ 4 „ 

e) im Hitzackerschen Zollgeleite, oder aus 

der Jetzel — „ 3 „ 2 „ 

f ) im Dömitzer Zollgeleite oder aus der Öde — „ 4 „ — „ 

g) im Schnadienburger Zollgeleite — „ 4 „ 10 „ 



Digitized by 



Google 



112 5. Abschnitt. I. Zweite (Dresdener) Revisionskommission. 1842 — 1844. 

h) in Preussen — Thlr. 4 gGr. 10 Pfg. 

i) in Anhalt — „ 4 „ 10 „ 

k) in Sachsen, 

1) wenn im Preussischen umgeladen ist . — „ 4 „ 10 „ 

2) wenn im Preussischen nicht umge- 
laden ist — „ 8 „ 3 „ 

1) in Böhmen unterhalb der Zollstätte Nieder- 
grund, 

1) wenn in Preussen und dann wieder in 

Sachsen umgeladen ist — „ 21 „ V4 „ 

2) wenn blos in Preussen umgeladen ist — „ 22 „ 4 „ 

3) wenn blos in Sachsen umgeladen ist 1 „ — „ 5V4 „ 

4) wenn weder in Preussen noch Sachsen 

umgeladen ist 1 „ 1 „ 9 ., 

m) oberhalb der Zollstätte Niedergrund mit den 

ad 1 angegebenen Unterschieden . . ad 1 — „ 21 „ lOV^ „ 

«31,, 1 ?i 3 /4 „ 

n) oberhalb der Zollstätte Aussig, mit den 

ad 1 angegebenen Unterschieden . . ad 1 — „ 22 „ 9V4 „ 

»1 3 1 „ ^5» ^ Ai 91 
« 4 1 „ 3 „ 6 „ 

Hiemach beläuft sich für alle Gegenstände, welche bis Schandau 
auf der Elbe in einen Eibuferstaat eingeführt werden, um in demselben 
zu verbleiben oder um auf dem Landwege weiter geführt zu werden, das 
Maximum des Elbzolls nur auf 4 gGr. 10 Pfg. für den Hamburger Centner, 
mit Ausnahme der wenigen Güter, welche ohne zuvorige Umladung m 
Preussen in einem Sächsischen Uferplatze gelöscht werden und demnach 
mit 8 gGr. 3 Pfg. per Centner zu verzollen sind. 

Dieser Zollbetrag erschien, wie gesagt, in Vergleichung gegen die 
Preise der Waaren, zusammengehalten mit Transport- und Speditions- 
kosten, viel zu geringfügig, als dass man von partiellen Ermässigungen 
desselben wesentliche Erfolge erwartete. War diese Ansicht auch nicht 
ganz einhellig, so liess sich dieselbe doch nicht so entschieden widerlegen, 
um der ün Interesse derjenigen drei Eibuferstaaten, welche dermalen aUe 
Zollermässigungen zu .ungefähr V» des wirklichen Ausfalles zu tragen ha- 
ben würden, gemachten Bevorwortung, wonach Versuche, über die Ein- 
wirkung von Zollerlassen auf die Masse der verschifften Waaren für jetzt 
auf solche Artikel, welche bisher ein bedeutendes Zolleinkommen nicht 
geliefert haben, zu beschränken waren, mit Erfolg entgegenzutreten. 

Auch schien es in Verbindung mit den in Verhandlung begriffenen 
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Korrektioiisplänen nicht rathsam, jenen Staaten nicht wenigstens theil- 
weise die Mittel zu entziehen, welche jedenfalls dadurch, dass sie zur 
Verbesserung des Fahrwassers der Elbe bestimmt werden, für einen 
Zweck von bei weitem unzweifelhafterer Nützlichkeit verwendet werden 
dürften. 

Auch in Beziehung auf die Niederfahrt folgen aus den oben er- 
wähnten Verhältnissen folgende bedeutende Verschiedenheiten der Ver- 
zollung, je nachdem die Waare im Preussischen, Sächsischen, Anhalti- 
schen auf den Strom gelangt oder den Strom verlässt, oder auf letzterem 
die Strecke von Schandau bis Wittenberge transitirt. 

Hieraus ergibt sich, dass für die elbniederwärts gehenden Exporte 
der zoUvereinländischen Eibuferstaaten der volle Normalsatz in Wirk- 
lichkeit dermalen (mit Ausnahme der im Anhaltschen gelöschten und der 
wenigen, ohne Umladung durch Preussen transitirenden Sächsischen 
Waaren, welche auch nur höchstens 7 gGr. und 8 gGr. 3 Pfg. bezahlen) 
höchstens 4 gGr. 10 Pfg. per Centner beträgt und dass eine Ermässigung 
dieser Kleinigkeit weder von den einzelnen Versendern empfunden wer- 
den, noch auf die einheimische Produktion und Fabrikation oder auf die 
Masse und Art der Versendungen von Einfluss sein würde. Aus diesem 
Grunde ist dann insbesondere eine Ermässigung des Zolls vom (Preussi- 
schen) Zink nicht zur Annahme gelangt, indem gegen den Preis dieses 
Artikels, welcher sich zu Hamburg häufig auf 10 bis 12 Thaler per 
Centner beläuft, der Zoll von 4 gGr. 10 Pfg. nicht von erheblichem Be- 
lang zu sein scheint. 

Die bisher besprochene gänzliche, oder doch, was Sachsen betrifft, 
fast gänzliche Aufhebung der Preussischen, Sächsischen und Anhaltschen 
Zölle für aUe Ein-, Aus- und Durchfuhrartikel dieser Lande hat bei der 
gegenwärtigen Auffassung der Zollermässigungsfrage nicht übersehen 
werden dürfen, wenn gleich die Verträge, auf welchen diese Massregeln 
beruhen, nur auf bestimmte Zeit abgeschlossen worden sind. 

Abgesehen nämlich von der hohen Wahrscheinlichkeit, dass dies(' 
Einrichtungen, welche mit denen des grossen deutschen Zollvereins eng 
zusanunenhängen, eine weit über die jetzige Vertragsperiode (Ende 1853) 
hinausgehende Dauer haben werden , \vürde sich ein Anspruch auf 
jetzige Zollermässigungen im Interesse des handel- und gewerb treiben- 
den Publikums doch immer nur auf den jetzigen Zustand begründen 
lassen. 

Dieser aber schliesst, infolge der sehr bedeutenden Erleichterungen, 
welche in Beziehung auf den Elbzoll von den zuletzt genannten aller- 
höchsten Regierungen zum Wohle ihrer Unterthanen gewährt worden 
sind, die Noth wendigkeit aus, dritte Staaten behufs fernerer Aufopferungen 
für diesen Zweck zu betheiligen. 

Aus dem Bisherigen folgt freilich nichts gegen die Berücksichtigung 

Die EIhzöUe. 8 
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des ungünstigen Verhältnisses, in welchem rücksichüich der jetzt wirk- 
lich zu zahlenden Eibzölle der direkte Transit zwischen Schandau uad 
Wittenberge im Vergleich gegen diejenigen Versendungen steht, welche 
aus Preussen, Anhalt und Sachsen elbniederwärts oder nach Böhmen, 
sowie gegen diejenigen, welche elbaufwärts oder aus Böhmen in die Ge- 
biete der genannten Staaten gehen, imi dort zu verbleiben oder zu 
Lande weiter geführt zu werden. 

Das Komit^ hat jedoch, nach wiederholter Erörterung dieses Gegen- 
standes, von darauf bezüglichen Vorschlägen abstrahirt, weil dasselbe 
den etwaigen desfallsigen , allerhöchsteigenen Anträgen und Erbietungen 
der Oesterreichischen Regierung nicht vorzugreifen wünschte." 

Erklärungen über die Vorschläge des Tarif-Komite wurden zunächst 
in der 28. Konferenz (d. 10. März 1843) abgegeben. 

Sachsen, Hannover, Dänemark, Mecklenburg und Anhalt 
erklärten im ganzen und wesenthchen ihre Zustimmung zu diesen Vor- 
schlägen. 

Hamburg dagegen erklärte sich in der 29. Konferenz (den 2. Mai 
1843) nachdrücklich gegen dieselben und wurde hierbei hauptsächlich 
Folgendes hervorgehoben: 

„Die bisherigen Beschwerden des beim Eibhandel betheiligten Publi- 
kums betrafen hauptsächlich die Vertheuerung des Wassertransportes; 
und was vor allen Dmgen gewünscht und von einer Revision der beste- 
henden Schifiahrtsakte erwartet wurde, war eine Erleichterung dieser 
Transportkosten, theils durch eine, die Herabsetzung der Frachten möglich 
machende Verbesserung der Fahrbahn, theils durch eine Reduktion der 
auf dem Eibhandel schwerer als auf irgendeinem andern Strom lastenden 
Abgaben. In ersterer Beziehung dürften die Beschlüsse der Kommission 
jenen Wünschen und Erwartungen wol nicht ganz entsprechen (vgl. das 
Votum über das hydrotechnische Elaborat); um so schmerzlicher würde 
man im Interesse des Handels und des Publikums es zu beklagen haben, 
wenn hinsichtlich der Abgaben keine wesentUche Erleichterung gewährt 
würde. Die im Komitäbericht vorgeschlagenen Beschlüsse können aber 
als wesentliche Erleichterungen schwerlich bezeichnet werden, da unter 
den zur Reduktion proponirten Artikeln nur sehr wenige sich befinden, 
die für den Handel von Wichtigkeit sind, wie denn auch die ganze dem 
Eibhandel abzunehmende Last in Zahlen ausgedrückt, nach den Berech- 
nungen des Komit^, sich auf weniger als 5000 Thh-. jährlich beschränken 
würde." 

„Eine durchgreifende Abhülfe könnte nur durch Herabsetzung des 
Normalzollsatzes gewährt werden. Man ist in Hamburg noch immer, un- 
geachtet der im Koudt^bericht enthaltenen Gegenbemerkungen, von der 
Wichtigkeit einer solchen Massregel und von der Triftigkeit der Gründe 
überzeugt, welche sowol bei den Hamburger Verhandlungen von 1824, 
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als auch in der 11. vorjährigen Konferenz dafür beigebracht wurden, 
und kann deswegen die Hoffnung nicht aufgeben, dass dieselben, wenn 
nicht bei der gegenwärtigen, so doch bei einer spätem Revision der 
Elbschiffahrtsakte geneigte Berücksichtigung finden werden. Dass eine 
Belastung des Verkehrs mit Passagezöllen von 12, 20, 30 und mehr 
Procent des Werths, wie sie gegenwärtig noch für den direkten Handels- 
betrieb zwischen Hamburg und Böhmen besteht, auf das nacht heiligste 
wirken muss, liegt nicht nur in der Natur der Sache, sondern ist auch 
erfahrungsmässig durch die Abnahme dieses Handels erwiesen, und auch 
in dem Gutachten des Tarifkomitö eingeräumt worden. Eine Ermässigung 
dieser Last für den Böhmischen Handel, wie sie von dem K. K. Bevoll- 
mächtigten beantragt worden ist, wird auch Hamburgischer Seits als eine 
von dem Interesse des Eibhandels dringend gebotene Massregel auf das 
angelegentlichste befürwortet. 

Wenn dagegen in dem Bericht des Tarifkomi t6 angeführt worden ist, dass 
für den Theil des Elbhandels, welcher unterhalb der Böhmischen Grenze be- 
trieben wird, der für diesen in der Regel stattfindende Zollsatz von 4 gGr. 
10 Pfg. im Vergleich mit den Preisen und den Transportkosten zu gering- 
fügig sei, als dass von einer Ermässigung desselben bedeutende Erfolge 
erwartet werden dürften [s. o. S. 112], so kann man in Hamburg diese An- 
sicht nicht theilen. Gerade die Vergleichung mit den SchüFsfrachten lässt 
den Zollsatz keineswegs als geringfügig erscheinen. Der Zoll ist nämlich 
in sehr vielen Fällen ebenso hoch, in manchen sogar höher als die Fracht. 
Die in dem Bericht [s.o.S. HO] heiTorgehobene Erfahrung, dass ungeachtet 
der ElbzöUe der Gütertransport auf der Elbe während der 30 Friedens- 
jahre sich ausserordentlich vermehrt habe, liefert zwar einen höchst er- 
freulichen Beweis für die mit der Zunahme der Bevölkerung und der 
Konsumtion fortschreitende Entwickclung des deutschen Handels im all- 
gemeinen, nicht aber für die Unschädlichkeit der Elbzölle, weil sich doch 
ümner nicht nachweisen lässt, dass der Eibhandel sieh nicht in noch weit 
bedeutenderem Masse vennehrt haben würde, wenn nicht die ihm auf- 
gelegte Last einen starkem Aufschwung verhindert hätte. So wenig man 
wird behaupten wollen, dass die Höhe der Fracht ohne Einfluss auf die 
Wahl eines gewissen Handelswegs sei, so wenig wird man in Abrede 
stellen köimen, dass eine Verdoppelung der Transportkosten durch 
Passagezölle einen noch grossem Einfluss übe. Freilich tritt dieser nach- 
theilige Einfluss bei gewissen wichtigen Handelsartikeln noch deutlicher 
hervor als bei den übrigen, und für diese vor allen wird eine Ermässi- 
gung besonders dann zu empfehlen sein, wenn eine Reduktion des Nor- 
malsatzes nicht bewilligt werden sollte. 

Der in dem Komit^bericht erwähnte Artikel Zink scheint einer 
solchen Ermässigung allerdings, und zwar um so mehr zu bedürfen, als 
der Preis desselben sehr selten die in dem Bericht angegebene Höhe von 

8* 
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10—12 Thlr. per Centner erreicht, und schon der gegenwärtige Preis 
von 7 — 8 Thlr. als ein hoher bezeiclmet werden kann. Wie wenig dieser 
Artikel, wenn er dem Elbhandel verbleiben soll, eine Vertheuemng des 
Transports zu ertragen vermag, ist schon von den Schiflfem erkannt 
worden, welche eben deswegen den normalen Frachtsatz flir Zink von 
Berlin nach Hamburg auf 5, und bei voller Ladung sogar auf 4 Sgr. för 
den Preussischeu Centner herabgesetzt haben. Es ist also für diesen 
Artikel der Passagezoll sogar höher als die Fracht, und dann doch ge- 
wiss nicht in Abrede zu stellen , dass eine solche Vermehrung der Trans- 
portkosten erheblich genug sein muss, um die Wahl eines smdern als 
des Eibwegs zum Vertrieb des Schlesischen Produkts zu empfehlen.*' 

(Folgen entsprechende Nachweise in Bezug auf Rohzucker, Heringe, 
Farbehölzer, rohen Schwefel, Salpeter.) 

„FtLr die bisher genannten Artikel, denen noch ßeis hinzugezählt 
werden muss, sind Reduktionen der ElbzöUe im Interesse des Eibhandels 
um so nothwendiger als bereits von den inländischen Beziehern, in Dres- 
den, in Böhmen, wahrscheinlich auch in Magdeburg, Versuche gemacht 
worden sind, diese Waareu auf andern Wegen als über Hamburg zu be- 
ziehen. Die Versuche haben Diflerenzen in den Transportkosten ergeben^ 
welche bedeutend genug befunden wui'den, um für manche F^le den 
Unterschied des Zeitaufwandes zwischen unserm und andern Wasser- 
wegen aufzuwiegen, und in der letzten Hälfte des vorigen Jahres hat 
man sogar angefangen, den Wasserweg mit dem Landtransport in der 
Art zu kombiniren, dass man nicht nur wohlfeiler, sondern sogar auch 
schneller die Waaren von andern Seeplätzen beziehen konnte als von 
Hamburg. Werden diese Versuche wiederholt und die Resultate der- 
selben allgemeiner bekannt, so ist mit Bestimmtheit anzunehmen, dass 
allmählich auch Zucker, Reis, Salpeter, Schwefel in derselben Weise 
sich von der Elbe abwenden werden, wie dies in den letzten Jahren 
schon mit Heringen und Farbehölzem der Fall gewesen ist. Hat man 
aber einmal sich an einen andern Weg gewöhnt, so wird es nicht sobald 
und jedenfalls nur durch sehr bedeutende und auffallende Reduktionen 
gelingen, den alten wieder in Aufnahme zu bringen, während bei dem 
jetzigen Stande der Sache schon die Reduktion auf V4 des Eibzolls nach 
dem ürtheil Sachverständiger genügen würde, diese Artikel dem Eibwege 
zu erhalten. 

Wenn in der eben angegebenen Beziehung das flnanzieUe Interesse 
der zollerhebenden Uferstaaten ebenso sehr wie das Handelsinteresse 
Hamburgs eine Erleichterung der ElbzöUe empfiehlt, so dürfte das er- 
stere noch mehr betheiligt erscheinen, wenn die bevorstehende Konkui*- 
renz der nach Hamburg zu führenden Eisenbahnen in Betracht gezogen 
wird. Genaue Vergleichungen sind in dieser Beziehung zwischen den 
Transportkosten auf der projektirten Hamburg -Berliner Eisenbahn und 
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denen auf der Elbe angestellt worden, welche erweisen, dass für sehr 
viele Handelsartikel, für welche der normale Frachtsatz der Wasserfahrt 
zwischen Berlin und Hamburg 8 Sgr. und mehr beträgt (welcher Fracht- 
satz oft durch Extrafracht, Winterfracht, Zuschlag wegen kleinen Was-, 
sers, Assekuranzprämie u. s. w. erhöht wird), die Eisenbahn, auch ab- 
gesehen von der grössern Schnelligkeit, schon deswegen vorgezogen wer- 
den wird, weil der volle ElbzoU von 4 gGr. 10 Pfg. höher ist, als der für 
die Hamburg -Berliner Eisenbahn traktatenmässig stipulirte Landtran- 
sitozoU in Lauenburg und Mecklenburg fiir die meisten nach und von 
Preussen transitirenden Waaren. 

In der Hoffnung, dass diese Bemerkungen, insofern sie nicht schon 
früher berücksichtigt worden, eine nochmalige Erwägung der Tariffrage 
rechtfertigen werden, ist der Hamburgische Bevolhnächtigte beauftragt, 
auf Zuiückverweisung dieser Angelegenheit an das Tarifkomit^ anzutra- 
gen, und — wenn auch die Reduktion des Normalsatzes der Zukunft 
überlassen bleiben mtisste — eine andere Klassificirung der eben genann- 
te Artikel, so wie einiger anderer, nach der Ansicht des Hamburgi- 
schen Handelsstandes nicht niedrig genug klassifidrter Waarenarten (wie 
namentlich Eisenbahnschienen, Roheisen, Asphalt, Steinkohlen theer, Pott- 
asche, Eisen- und Kupfervitriol, Bolis, Pech etc.) noch einmal auf das 
dringendste zu empfehlen. 

Je nothwendiger eine Verminderung der ElbzöUe erscheint, desto 
unerfreulicher würde für das Publikum und den Handelsstand das Re- 
sultat der diesjährigen Berathungen sein, wenn sich aus denselben nicht 
nur keine Vemunderung, sondern sogar eine Erhöhung der auf dem 
Elbhandel ruhenden Lasten ergeben sollte. Eine solche Erhöhung scheint 
aber allerdings befürchtet werden zu müssen, wenn die Ersetzung der 
Rekognitionsgebühr durch einen Zuschlag auf die ElbzöUe in der Weise 
erfolgen würde, wie in dem Gutachten des Tarifkomit6 vorgeschlagen ist." 

Es wurde hierauf von der Kommission (in der 29. Konferenz) be- 
schlossen, die erfolgten Abstimmungen über die Vorschläge des Komit6 
diesem zur schleunigen Berichterstattung zu überweisen. 

Diese erfolgte durch ein ferneres Gutachten des Tarifkomite, abge- 
stattet in der 36. Konferenz (den 19. Juli 1843). Es wird den frühern 
Vorschlägen inhärirt und namentlich das abseiten Hamburgs gegen die 
Verschmelzung der Rekognitionsgebühr mit dem WaarenzoU geäusserte 
Bedenken als nicht zutreffend erörtert. Sodann wird rücksichtlich der 
von Hambui^ wiederholt beantragten Zollherabsetzung unter anderm 
bemerkt: 

„Die neuen Anträge betreffend, so bedauert das Komit^, dieselben 
nach dem gegenwärtigen Stande der Revisionsverhandlungen nicht em- 
pfehlen, vidmehr der verehrlichen Revisionskommission nur anheimgeben 
zu können, 
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dass es bei dem frühem Vorschlage unverändert sein Bewenden 
behalte. 

Die Majorität im Komit^ geht hierbei von folgenden Gründen und 
Rücksichten aus. 

Die allgemeine Geschäftslage bei der Revisionskommission macht es 
bedenklich, dass diese noch auf wesentUche neue Gegenstände oder auf 
wesenthche Modifikationen der bisher von überwiegender Mehrheit ge- 
fassten Beschlüsse hineingehe. Die Kommission sitzt bereits seit länger 
als 10 Monaten, fast ebenso lange beschäftigt sich dieselbe mit den Zoll- 
ermässigungsfragen , das darüber vom Komit6 vorgeschlagene Abkommen 
ist erst nach langen und schwierigen Kontestationen zur Reife gekommen, 
und einige Regierungen sind demselben, wie im Komit^ erklärt wurde, 
nur ledighch deshalb beigetreten , weil dasselbe die Ermässigungsanträge 
insoweit, aber auch nur insoweit berücksichtigte, als dies ohne bedeu- 
tende Afßcinmg abweichender Territorialinteressen geschehen konnte. 
Je mehr nun neue Vorschläge sich von diesem Mittelwege entfernen 
würden, desto ungewisser würde die Erreichung irgendeines positiven 
Resultats werden, zugleich aber, gewiss gegen den Wunsch sämmtlicher 
Regierungen, die Dauer der Kommission blos dieses einzelnen Gegen- 
standes wegen sich vielleicht um Jahresfrist verlängern. 

Die Majorität im Komit6 hält es demnach für rathsam, dass die 
weitere Verfolgung der für jetzt unerreicht gebhebenen Wünsche bis zur 
nächsten Revisionskonunission vertagt werde. 

Dies um so mehr, als für Ansprechung bedeutenderer Opfer von 
selten der bei dem Ertrage der Zölle vorzüglich betheiügten Staaten 
der gegenwärtige Zeitpunkt insofern höchst ungünstig ist, als dermalen 
gleichzeitig eine vertragsmässige VerbindUchkeit zu sehr bedeutenden, 
Millionen von Thalem erfordernden Flusskorrektionen übernommen wer- 
den soll, deren Nutzen auf die einzelnen Territorien sich fast ebenso 
ungleich vertheilt, als die Vortheile und Nachtheile von Zollermässigun- 
gcn. Es kann rathsam sein, die Erreichung jenes wichtigeren Zwecks 
durch Kontroversen über' den letztem Punkt nicht zu verzögern oder 
vielleicht gar zu gefährden. 

Die zu den frühern Ermässigungsvorschlägen von selten der bei dem 
dadurch bewirkten Ausfalle am meisten betheiligten Staaten ertheilte 
Einwilligung beruht nämlich, wie im Komit^ erklärt worden ist, ganz 
entschieden auf der Voraussetzung, dass mit diesen Zugeständnissen 
der fragliche Gegenstand für die dermaJige Revisionskommission erledigt 
sei. Allerdings entspricht diese Auffassung der vom Komit^ in seinem 
frühern Bericht abgegebenen bestimmten Erklärung, seine Ermässigungs- 
vorschläge auf die dort angezogenen Artikel beschränken zu wollen. 
Demgemäss würden , sobald man diese Basis der abgegebenen Erklänin- 
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gen verliesse, die durch die bisherigen Bemühungen gewonnenen Handels- 
erieichterungen von neuem in Frage gestellt. 

Ausser diesen allgemeineren Rücksichten hegen indessen in der Sache 
selbst folgende unübersteigUche Schwierigkeiten. 

Zimächst die grosse BeträchtUchkeit des Kassenausfalls, welcher 
durch die nachträgUch beantragten Ermässigungen entstehen würde. 
Derselbe beläuft sich, nach Massgabe der in den Jahren 1837 — 1840 
stattgefundenen Einnahmen, jährUch 

a) für Hannover, Mecklenburg und Lauenburg etwa auf 128000 Thlr. 

b) für die sämmtUchen übrigen Staaten , nach dem in 
dem frühem Berichte angenommenen Verhältnisse 

etwa auf 20400 „ 

im Ganzen also auf etwa 148400 Thlr. oder 

auf fast V4 sämmtlicher Zolleinnahmen. 

Die sub a genannten drei Staaten erklären sich zur Aufopferung 
einer so bedeutenden Summe ausser Stande, insoweit ihnen nicht finan- 
ziell eine Ausgleichung zu Theil würde, welche sie in einer verhältniss- 
mässigen Theilnahme an den kommerziellen oder industriellen Vortheilen 
der Ermässigungen nicht finden. 

Im Komit^ ist schon früher der Versuch einer derartigen Aus- 
gleichung durch Erhöhung des Zollsatzes für andere Artikel 
vergebüch gemacht und man konnte von einer Wiederholung desselben, 
namenthch nach den für die freie Stadt Hamburg abgegebenen Erklärun- 
gen, überall keinen Erfolg erwarten. 

Vielleicht Messen die verschiedenen Interessen sich dadurch vereinigen, 
wenn diejenigen Regierungen, welche Zollermässigungen für einzelne Ar- 
tikel zum Nutzen ihrer Länder wünschen, denjenigen Staaten, deren 
Kassen jene Ermässigungen vorzugsweise empfinden, eine Entschädigung 
bis zum Belaufe des bisherigen Zollertrags jener Artikel zu gewähren 
bereit wären. Da jedoch Erbietungen dieser Art von keiner Seite ge- 
macht worden sind, die angedeutete Massregel auch von dem bisherigen 
Gange der Elbschiftahrts- Verhandlungen sich sehr entfernen würde, so 
nimmt das Komit^ AnsUnd, auf dieselbe weiter hineinzugehen. 

GegenbewiUigungen, welche den durch Zollermässigungen zumeist 
leidenden Staaten etwa ausser dem Kreise der Elbschiffahrtsakte gemacht 
werden könnten , glaubt das Komit^ in den Bereich seiner Untersuchungen 
nicht ziehen zu dürfen. 

Die Anträge der freien Stadt Hamburg gehen zwar nicht von der 
Tendenz einer Begünstigung einzelner Staaten, sondern von der Noth- 
wendigkeit aus, die Zölle für manche Artikel herabzusetzen, um die Ver- 
sendung derselben auf der Elbe zu erhalten und so weit zu steigern, als 
dies ohne schädüche Einwirkung der Zölle mögUch sein würde. So un- 
bestreitbar wichtig indess dieser Zweck auch an sich ist, so weichen 
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doch die Ansichten über die daraus abgeleiteten Folgerungen in zwei 
Beziehungen wesentlich auseinander. 

Zunächst darüber, ob die Opfer, welche für die Konservation oder 
Vermehrung des Elb Verkehrs etwa erforderüch sind, von den einzelnen 
Staaten nach Proportion ihres Antheils an den Eibzöllen, oder nur nach 
Verhältniss ihrer Theilnahine an den Vortheilen abzumessen sein würden, 
welche aus den Ermässigungen erwachsen. Ausserdem hat die. An- 
sicht, dass Zollermässigungen für die angeregten Artikel nothwendig oder 
wirksam sein würden, um letztere auf der Elbe zu erhalten, vielfachen 
Widerspruch erfahren." — 

„Das Komit^ hielt es im Interesse einer thunüchst allgemein be- 
friedigenden Erledigung der jetzigen Kommissionsverhandlungen nicht für 
erspriesslich, auf die Argumente für und gegen die abweichenden An- 
sichten tiefer einzugehen, dasselbe enthält sich jedes entscheidenden Aus- 
spruchs darüber und hat nur durch Anführung der wider die ferneren 
Ermässigungsanträge vorgetragenen Einwürfe seine Ueberzeugung recht- 
fertigen zu müssen geglaubt, dass, wie mangelhaft auch seine frühem 
Vorschläge gewesen sein mögen, dennoch selbst von einer nochmals 
wiederholten Aufnahme dieser Materie bei der jetzigen Revisionskommis- 
sion ein umfassenderes Resultat nicht zu erwarten sein dürfte. — Die 
Bevollmächtigten von Oesterreich und Hamburg konnten indessen ihr 
Bedauern nicht unterdrücken, dass ihre Anträge auf Ermässigung der 
Zölle in Betreff einiger besonders hochbelasteter Handelsartikel den ge- 
wünschten Anklang nicht gefunden haben, und wenn ihnen, wegen der 
bestimmten Erklärung zweier Komit^mitglieder, dass von deren Regie- 
rungen weitere Ermässigungen für jetzt nicht werden bewilligt werden, 
eine abermalige Erörterung und Widerlegung der gegen die Ermässigung 
im allgemeinen angeführten Gründe, in diesem Gutachten unnöthig er- 
schien, so glaubten sie doch ausdrücklich die Ansicht aussprechen zu 
müssen , dass ein solches Resultat der diesjährigen Komit^irbeiten künftige 
Revisionskommissionen nicht hindern dürfe, dem Eibhandel die dringend 
gewünschten Eiieichterungen zu gewähren." 

Es behielt demnach bei den Vorschlägen des Tarifkomit^ sein Be- 
wenden und sind dieselben denn auch vollständig in die Additionalakte 
aufgenommen worden. — 

Ausser einer allgemeinen Ermässigung des konventionsmässigen Eib- 
zollsatzes und einer liberaleren Versetzung gewisser Artikel in niediigere 
ZoUklassen ward Oesterreichischerseits noch das Bedürfniss einer 
besondem Berücksichtigung des direkten Böhmischen Eibverkehrs wieder- 
holt angeregt. Schon in der 6. Konferenz (den 26. Aug. 1842) ward 
darauf hingewiesen, dass Preussen und Sachsen, sowol jeder Staat fili- 
den eignen Verkehr als auch beide wechselseitig, Befreiungen oder Nach- 
lässe in Erhebung des ElbzoÜs eingeführt hätten, wodurch Böhmische 
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Kaufleute und Schiffer sich in denen ihnen durch die Eibakte zuerkann- 
ten Beeilten gekränkt fühlten. Das Gebührenmass, wie es in der Eib- 
akte ausgesprochen wird, sei das Resultat des gemeinschaftlichen ver- 
tragsmässigen üebereinkommens aller Uferstaaten, es könnten daher 
einzelne nicht berechtigt sein, iin Widerspruch mit dem Begriff eines 
Vertrags zum Nachtheil anderer Vereinsmitglieder einseitige Verabredun- 
gen zu treffen, wodurch den gemeinschaftUrh stipulirten Beschlüssen 
derogirt werde. Die jetzigen Preussischen und Sächsischen Zollnachlässe 
trügen den Charakter eines Differenzzolls. 

Preussen, Sachsen und Anhalt traten dieser Auffassung sofort 
aufs entschiedenste entgegen. Eine Verpflichtung, den vollen konven- 
tionsmässigen Zoll in allen Fällen erheben zu müssen, sei in der Wiener 
Akte oder der Eibakte nirgend enthalten. Uebrigens habe der auslän- 
dische Schiffer hierbei gleichen Vortheil, wie der inländische, weshalb das 
Vorhandensein von Differentialzöllen nicht behauptet werden könne. 

Nachdem dann in der 11. Konferenz die Beliebung partieller Elb- 
zoUermässigungen für den Böhmischen Verkehr mehr beiläufig angeregt 
worden, stellte est er reich in der 23. Konferenz (den 16. Dec. 1842) 
zu diesem Zwecke einen bestimmten Antrag, dahin gehend: „dass für 
sämmtliche dem vollen Normalsatze unterUegende Waareu, welche nieder- 
wärts von Böhmen kommend oder aufwärts mit der Bestimmung nach 
Böhmen ohne Umladung verschifft werden und die ElbzöUe bei allen 
Zollstätten zwischen Niedergrund und incl. Lauenburg zu entrichten haben, 
insofern sie nicht unter die zu ^U, ^If,, Vio» V20 oder V40 des vollen 
Satzes zu klassificirenden Gegenstände zu zählen sind, ein Nachlass von 
der Hälfte des Normalsatzes zugestanden werden möge." — Hannover 
und Hamburg erklärten sofort ihre Zustimmung, die Bevollmächtigten 
der übrigen Uferstaaten nahmen denselben ad referendum. 

Dänemark und Mecklenburg erklärten in der 38. Konferenz 
ebenfalls ihre Zustinunung, wogegen in der darauf folgenden Konferenz 
Preussen und Sachsen den Antrag ablehnten, weil Zollennässigungen 
zu Gunsten einzelner Uferstaaten nicht vor die Revisionskommission ge- 
hörten, sondern es hierzu eines besondeni, von dieser Kommission un- 
abhängig zu verhandelnden Vertrags bedüi-fe. 



Esslinger Zoll. Der Dänische Bevollmächtigte beantragte in der 
10. Konferenz und später nochmals in der 39. Konferenz diesen ano- 
malen Zoll in Uebereinstimmung mit der Eibakte festzustellen und die 
„geringe Schreibgebühr" als für sich bestehend gänzlich zu deliren, wo- 
gegen Lübeck und Hamburg ihre Rechte verwahrten. Eine weitere Folge 
hatte die Anregung nicht. 
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Stader oder Brunshauser Zoll. In der 5. Konferenz (den 
23. Aug. 1842) bemerkte der Dänische Bevollmächtigte, dass er sdne 
Anträge wegen endlicher Regulirung der Angelegenheit des Zolls zu 
Brunshausen vorläufig aussetzen wolle, in der Erwartung, dass die 
zwischen dem Hannoverschen und dem EngUschen Gouvernement über 
diesen Gegenstand in London gepflogenen Verhandlungen bald ge* 
schlössen und deren Resultat der jetzt -versammelten Elbeschiffahrts- 
Kommission würde vorgelegt werden. 

In der 9. Konferenz (den 6. Sept. 1842) gelangte an die Kommission 
abseiten des Sächsischen Ministeriums folgende Eröffnung: 

„Es sei von der Grossbritannischen Gesandtschaft am hiesigen Hofe 
im Auftrage ihrer Regierung der Entwurf zu einem zwischen der Gross- 
britannischen und der Hannoverschen Regierung hinsichtlich der künf- 
tigen Zollerhebungen zu Stade oder Brunshausen getroffenen Ueber- 
einkunft abschriftUch mitgetheilt, und dabei zugleich ersucht wor- 
den, von diesem Entwürfe der gegenwärtigen Revisionskommission 
Kenntniss zu geben und derselben dfübei zu eröffnen, wie die Gross- 
britannische Regierung nicht nur bereit sei, obige Uebereinkunft zu 
unterzeichnen, sondern auch verhoffe, es würde den Eibuferstaaten rath- 
sam erscheinen, in demselben Sinne Vereinigungen mit Hannover zu 
treffen." 

Abschriften des Entwurfs wurden sämmtlicheh Bevollmächtigten mit- 
getheilt, die den Gegenstand ad referendum nahmen. 

In der 22. Konferenz (den 13. Dec. 1842) fand der Dänische Be- 
vollmächtigte sich veranlasst, die Erörterung über den Stader Zoll wieder 
aufzunehmen, da Gründe zu der Annahme vorlägen, dass die Verband- 
lungen darüber in London zu kemem Resultate geführt hätten , und den 
Hannoverschen Bevollmächtigten aufzufordern, sich nunmehr über die 
Ansichten seines Gouvernements hinsichtlich des Zolls zu Brunshausen 
auszusprechen." 

Dieser bemerkte hierauf: „Gegenwärtig nimmt, den ihn be- 
kannt gewordenen Wünschen anderer Regierungen gern entgegenkonmiend, 
die Hannoversche Regierung keinen Anstand, über eine verbesserte 
Tarifirung und Einrichtung des Brunshauser Zolls bei der gegenwärtigen 
Elbschiffahrts-Be Visionskommission eine Verhandlung eintreten zulassen, 
insofern das Einverständniss zu folgender äusserer Behandlung dieser 
Angelegenheit erfolgen wird. 

Meine Regierung hält es nämlich zur Erzielung emer Einigung für 
erforderlich, dass einer direkten Verhandlung zwischen den zunächst 
Betheiligten die gründliche Prüfung des Gegenstandes durch eine unbe- 
fangene Vermittelungsinstanz vorangehe. Ich habe demnach den Wunsch 
auszusprechen, dass die Regierungen von Oesterreich, Preussen und 
Sachsen geneigt sein mögen, die Vermittelung dieser Angelegenheit durch 
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ihre Bevollmächtigten bei der gegenwärtigen Revisionskommission zu 
übernehmen, dergestalt, dass diese Bevollmächtigten ein Komit^ bilden, 
welches die meinerseits einzugebenden Propositionen und Nachweisungen 
zu prüfen, bei Bearbeitung dieser Sache behufs entgegenzunehmender 
Erläuterungen und Desiderien mit mir sowie mit den Bevollmächtigten 
der zunächst betheiligten Staaten, Dänemark und Hamburg, in fortlau- 
fende Verbindung zu treten, und demnächst einen Vorschlag zur künf- 
tigen umfassenden Kegulirung des Gegenstandes in der Revisionskom- 
mission den Mitgliedern derselben zur definitiven Erklärung vorzulegen 
haben würde." 

Man ging allseitig auf diesen Vorschlag ein und die genannten Be- 
vollmächtigten wurden als Vermittelungskomit^ konstitiiirt. 

Das Vermittelungskomit^ stattete unterm 7. April 1843 ein ausführ- 
Hches Gutachten ab, und nachdem von verschiedenen Seiten, namentlich 
aber von Hamburg, gegen die Vorschläge desselben und gegen die in 
demselben enthaltenen Ausführungen in Bezug auf die in Betracht kom- 
menden Rechtsverhältnisse mehrfache Bedenken sowie neue Materialien 
zur Berechnung der präsumtiven Einnahmen nach dem vorgeschlagenen 
neuen Tarif eingegangen waren, unterm 17. Oktober 1843 ein ferneres 
Gutachten, welche Aktenstücke indess in die eigentlichen Konferenzpro- 
tokolle nicht aufgenommen werden sollten. (S. u.) 

Aus den Erörterungen dieser Gutachten über die rechtliche Lage 
der Sache werden nachstehend die auf den Hauptpunkt, die Begründung 
des neuen Tarifs, nicht auf Grundlage der alten Zolltaxe von 1692, 
sondern auf die thatsächUche Zollerhebung im Jahre 1821 sich beziehen- 
den Abschnitte vorgelegt. — Im ersten Gutachten (vom 7. April 1843) 
heisst es hierüber: „Bei der Ungewissheit, welche sich rücksichtlich 
des Verzollungsmassstabes und der Hebesätze, in Ermangelung eines 
gehörig publicirten Tarifs, femer durch allmähliches Verlassen der unterm 
15. August 1692 veröffentlichten, rektificirten Elbzolltaxe, und endüch 
durch das schwankende und anscheinend willkürliche Verfahren von 
selten der Hannoverschen Zollbehörden in dieser Beziehung herausge- 
stellt hat, dürfte es in der That nicht leicht sein, obige Frage zu be- 
antworten. Die freie Stadt Hamburg behauptet, dass nur Vi« Procent 
des Werths der Gegenstände erhoben werden dürfe, und stützt sich 
dabei auf gedachte Eibzolltaxe vom Jahre 1692, welcher der angegebene 
Verzollungsmassstab zum Grunde hegen und welche recessmässig (zwi- 
schen der Krone Schweden und der freien Stadt Hamburg) damals fest- 
gestellt worden sein soll. 

Gleiche Berufung auf diese Elbzolltaxe ist von Dänischer Seite be- 
wirkt worden. 

Ehe daher das Komite zu näherer Entwickelung der auf den wahren, 
rechtlichen Standpunkt, aus welchem obige Frage zu beurtheilen und zu 
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beantworten sein dürfte, führenden Gründe übergeht, liegt es ihm zu- 
vörderst ob, die erwähnten Hamburgischen und Dänischen Ansprüche 
näher zu beleuchten. 

Prüft man nämlich die ElbzoUtaxe vom Jahre 1692 genauer, so ge- 
langt man zu der Ueberzeugung, dass der VerzoUungsmassstab von 
Viö Procent des Werthes nur bei einigen Artikeln zur Anwendung ge- 
kommen ist, bei allen übrigen, die grosse Mehrheit ausmachenden 
Waarengattungen hingegen feste Sätze, theUs nach dem Gewicht, theüs 
nach dem Längenmass, theils nach der Stückzahl, theils endlich per 
CoUo bestimmt sind, deren Beträge, wenn man die damaligen Waaren- 
werthe nur approximativ mit ihnen vergleicht, nicht weniger als Vi« Pro- 
cent der letztern repräsentiren, vielmehr dieses Mass bei weitem über- 
stiegen zu haben scheinen. Ergibt sich also schon hieraus, dass in der 
Allgemeinheit, in welcher es von seiten Dänemarks und Hamburgs ge- 
schehen, keineswegs behauptet werden kann, 

jener ElbzoUtaxe liege der Massstab von Vi« Procent des Werths 
zum Grunde, 
so widerlegt sich dieser Satz auch durch einige ausdrücküche Bestim- 
mungen dieser Zolltaxe selbst, in welcher es z. B. rücksichtlich der 
darin nicht speciell benannten Waaren heisst: 

„auf solchen Fall bleibt es bei der wohl fundirten Begel der 
alten Rollen, dass dieselben allemal nach dem rechten Werth 
müssen angegeben und dafür von jedem 100 Mark Werdey ein 
SchiUing am Zoll bezahlt werden." 
Hierdurch ist klar und deutlich angezeigt, dass fragUcher Verzol- 
lungsmassstab nur für die nicht besonders benannten Waaren, wie in 
den altem Rollen, keineswegs aber für alle übrigen in der damaligen 
ElbzoUtaxe benannten Waarenartikel als aUgemein leitendes Princip an- 
genommen war. 

Demnächst enthält zwar die zu dieser ElbzoUtaxe gehörende Pubü- 
kationsverordnung vom 8. August 1692 folgende SteUe: 

„Den dabei wohl angezielten Zweck um so viel erspriessMcher 
und vollkonmiener zu erheben, als auch aus dem Mittel des löbl. 
Magistrats der benachbarten Stadt Hamburg, als welche gleich- 
sam das Centrum, dahin aller Handel und Kaufinannschaft see- 
werts her nach der Elbe sich neigt und seinen Zufluss nimmt, gewisse 
Deputirte sich eingefunden, hat hiesiges KönigUches Generalgou- 
vernement, in Kraft des von Ihrer Königl. Majestät darüber auch 
insonderheit erhaltenen aUergnädigsten Befehls wegen beständiger 
Rectificirung obangeregter ZoUroUen zu unterschiedlichen Malen 
mit denselben conferiren lassen, dadurch man endlich durch 
göttUche Verleihung der Sachen auch soweit einig worden, dass 
mit einhelUger BeUebung nachfolgende RoUe zum künftigen Regle- 
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ment, wonach bei hiesiger Königlicher Zollstätte am Eibstrom 
(jedoch der Stadt Stade ihr absonderUches Recht dabei in alle Wege 
unverrückt vorbehalten) alle und jede Sorten der Waaren und 
Kaufmannschaften zu taxlren und der Zoll unweigerUch zu ent- 
richten und abzutragen, verfasst und festgesetzt, auch damit 
männighch, dem es angehen kann, sich so viel sicherer darnach 
zu richten haben möge, zum öffentlichen Druck befördert und 
publicirt worden." 
Das Komit^ vermag jedoch in vorstehender Stelle einen Beweis dafür, 
dass die in Rede stehende Zollrolle, Hamburg gegenüber, die 
regelmässige, für alle Zeiten unabänderliche Verzollungsnorm 
bilde, 
um so weniger zu erblicken, als dies eine klare, ausdrückliche Stipu- 
lation erfordert haben würde, während aus der allegirten Stelle etwas 
mehreres nicht, als das Einverständniss Hamburgs mit der damals ent- 
worfenen Zolltaxe gefolgert werden kann. Dass aber dieses Einver- 
ständniss als nothwendige Bedingung der Gültigkeit jener Eibzolltaxe 
habe betrachtet werden müssen, lässt sich durch nichts vertheidigen. 
Vielmehr muss es lediglich dem von Schweden bei jener Gelegenheit 
gegen Hamburg an den Tag gelegten konciliatorischen Benehmen zuge- 
schrieben werden, wenn letzteres von ersterem bei Entwerfung der Rolle 
um seine Ansicht und Zustimmung befragt worden ist, um etwaigen 
Querelen des Hamburger Handelsstandes in Zeiten vorzubeugen. 

Für die Richtigkeit dieser Meinung spricht aber hauptsächlich der 
Umstand, 

dass in dem eigentUchen, zwischen der Krone Schweden und 
der freien Stadt Hamburg abgeschlossenen Recesse vom 17. März 
1691, welcher gleichzeitig mit der Eibzolltaxe durch angezogene 
Verordnung vom 8. August 1692 pubüdrt worden, — der letz- 
teren mit keiner Silbe gedacht, noch weniger aber von einem 
unabänderüchen oder nur mit Zustimmung Hamburgs abzuän- 
deiTiden Tarif die Rede ist. 
Vermag unter diesen Umständen das Komit^ schon die Ansprüche 
Hamburgs als rechtlich begründet nicht anzuerkennen, so befindet es 
sich rücksichtlich der gleichen Ansprüche Dänemarks in dem nämlichen 
Falle. Denn hier ist besonders noch zu berücksichtigen, dass die da- 
mals zwischen Schweden und Hamburg stattgefundenen Verhandlungen 
für Dänemark durchaus res inter alios actae waren. 

Das Komit^ musste bei BeurtheUung obiger Frage von dem, an 
sich auch gewiss ganz richtigen Satze ausgehen, 

dass der Stader oder Brunshauser Zoll ein „ElbzoU" sei. 
Die Deutschen Reichsstände pflegten bekanntlich seit dem West- 
phälischen Frieden ihre Zollregalien als einen Ausfluss ihrer, von Kaiser 
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und Reich grösstentheils unabhängig gewordenen Landeshoheit zu be- 
trachten und demgemäss die Zollrollen nach den wechselnden finanziellen, 
konunerziellen , industriellen oder sonstigen politischen Verhältnissen zu 
ändern und im Ganzen oder Einzelnen zu mindern oder zu erhöhen. Ins- 
besondere unterliegt es keinem Zweifel, dass ihre Befugniss zu Einfüh- 
rung und Erhöhung oder Wiederaufhebung von Transitzöllen, sowol auf 
Land- als Wasserstrassen eine unbeschränkte und unbestrittene war. 
Nicht minder gewiss ist, dass die in dieser Beziehung hie und da noch 
bestehenden kaiserlichen Reservatrechte mit Auflösung des Deutschen 
Reichsverbands und der dadurch auf die Deutschen Landesherren über- 
gegangenen völligen Souveränität erloschen sind. 

Die ganz gleiche Befugniss der Hannoverschen Regierung in Bezug 
auf den Staderzoll kann unter diesen Umständen um so weniger in Ab- 
rede gestellt oder unbeachtet gelassen werden, als ähnliche Verhältnisse 
anderer Eibuferstaaten bei der ersten Elbschiffahrtskommission gebüh- 
rende Berücksichtigung gefunden haben, und als es jedenfalls unstatt- 
haft erscheinen dürfte, bei Beurtheilung dessen, was Hannover in An- 
sehung des Stader Zolls, wenigstens seit der Auflösung des Deutschen 
Reichsverbaudes anzuordnen für gut befunden, auf die früheren, ungültig 
gewordenen Deutschen Reichsgesetze zurückzugehen. 

Erst mit der Wiener Kongressakte trat im Jahre 1815 bezüglich 
der Stromzölle mit obigen Befugnissen eine Aenderung ein, insofeni 
nämlich durch den Art. 110 derselben eine allgemeine, soweit thunlicli 
(autant que faire se pourra), nach einem übereinstimmenden System zu 
bewirkende Regulirung der Hussschiffahrtsabgaben auf den konventio- 
nellen Deutschen Strömen, ingleichen durch Art. 111 der Grundsatz 
vorgezeichnet wurde, dass die einmal regulirten Zölle anders nicht, als 
nur durch gemeinschaftliche Uebereinkunft sämmtlicher Uferstaaten er- 
höht, auch über die einmal festgestellten, andere (neue) Zölle nicht ein- 
geführt werden dürfen. 

Diesen konventionellen Bestimmungen ist in Bezug auf die ober- 
elbischen Zölle durch die Elbschiffahrtsakte vom 23. Juni 1821 überall 
Genüge geleistet. Wenn aber rücksichtUch des Brunshauser Zolles, laut 
Art. 15 gedachter Akte, die übrigen Uferstaaten, mit Ausnahme Däne-, 
marks und Hamburgs, allen weitem Erörterungen (infolge einer Weige- 
rung Hannovers, deren Grund seine Widerlegung bereits oben gefunden 
hat) unter der Bedingung damals entsagt haben, dass der Kommission 
der Brunshauser Zolltarif mitgetheilt und letzterer, insofern nicht eine 
Verändeinmg der Fastagen und Gebinde nur eine Deklaration der Ver- 
zollungsprincipien nöthig machen sollte, nicht anders als im Einverständ- 
nisse der dabei interessirten Staaten und namentlich der freien Stadt 
Hamburg, verändert oder erhöht werde, während sich Dänemark und 
Hamburg alle, auf Grund bestehender Observanzen und Vertrag be- 
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ruhenden Gerechtsame dergestalt verwahrt haben, dass ihnen in Beziehung 
auf den Stader Zoll res integra verbüeben ist; so wird zugleich hier- 
durch und durch das oben Gesagte der Standpunkt bezeichnet, von 
welchem das Komit^ bei Beurtheilung der Brunshauser Zolltariffrage 
auszugehen hat. 

Es kann nämlich gar keinem Zweifel unterUegen, dass ungeachtet 
der von Oesterreich, Preussen, Sachsen, Mecklenburg und Anhalt da- 
mals an den Tag gelegten Verzichtung auf nähere Erörterungen wegen 
des Brunshauser Zolles und ungeachtet der in erwähntem Artikel der 
Eibakte unverkennbar liegenden stillschweigenden Anerkennung des 
von Hannover wirklich ausgehändigten Zolltarifs, dennoch den konven- 
tionellen Bestinunungen der Wiener Kongressakte, Art. 108 — 116, als 
allgemeinen, von sämmtlichen Deutschen Staaten gegenseitig eingegan- 
genen Verpflichtungen, von der Hannoverschen Regierung (wozu dieselbe 
auch bereit ist) rtlcksichtlich des Stader Zolles Genüge geschehen müsse, 
weil eben letzterer ein ElbzoU und jener Verzicht nicht von sämmtlichen 
Eibuferstaaten geleistet worden ist, während die Wiener Kongressakte 
doch stets allseitiges Einverständniss der Uferstaaten voraussetzt. 

Wol aber ist das Komit^ von der Ueberzeugung durchdrungen, dass 
die Anwendung jener konventionellen Bestimmungen nur unter den, von 
den eigenthümlichen Verhältnissen des Stader Zolles nothwendig gebo- 
tenen Modifikationen zu erfolgen habe. Diese Verhältnisse sind auf der 
Unterdbe durchaus verschieden von denen auf der Oberelbe. Beispiels- 
weise erinnert das Komite an die Eigenthümlichkeit, dass der Bruns- 
hauser Zoll nur bei der Auffahrt, nur von Seeschiffen und nur von den 
über See in die Elbe kommenden Waaren erhoben wird, während die 
Zölle an den Zollstätten der Oberelbe zu Berg und zu Thal, von den 
Fahrzeugen und Waaren aller Art entrichtet werden müssen, femer an 
den Umstand, dass die Biiinshauser Zollstelle ganz isolirt an der Unter- 
elbe dasteht und sowol deshalb, als auch wegen der soeben angedeute- 
ten Eigenthünüichkeit in Ansehung der zollpflichtigen Gegenstände ganz 
anderer Kontroleformen bedarf, als die Zollstätten der Oberelbe, welche 
sich in dieser Beziehung gegenseitig unterstützen. Es liegt daher auf 
der Hand, dass das auf der Oberelbe vereinbarte Zollerhebungssystem 
auf den Stader Zoll nicht im mindesten passt, und dass namentUch für 
denselben ein besonderer, von dem der Oberelbe wesentlich verschiedener 
Zolltarif aufgestellt werden müsse. Diese Ausnahme von der im HO. Art. 
der Wiener Kongressakte aufgestellten Regel 

Le Systeme, qui sera stabil, tant pour la perception des droits, 
que pour le maintien de la police, sera, autant que faire se 
pourra, le mßme pour tout le cours de la rivifere etc. 
erscheint hier nicht allein durch obige Umstände vollkommen gerecht- 
fertigt, sondern auch im Hinblick auf die Worte: 
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„autant que faire se pourra" 
nichts weniger als im Widerspruch mit dem gedachten Artikel. 

Den im Hl. Artikel der Wiener Kongressakte enthalteneu Bestim- 
mungen endlich glaubt das Komit^ vollständig zu entsprechen, wenn es 
bei seinen weiter unten zu machenden Vorschlägen rücksichtlich des neu 
aufzustellenden Tarifs 

1) als Verzollungsmassstab das Gewicht; 

2) in Bezug auf die Geldsätze als Basis nicht die, auf die demudi- 
gen konmierziellen und industriellen Zustände keineswegs mehr 
passende und längst ausser Anwendung gekommene Eibzolltaxe 
von 1692, sondern viehnehr den von der Hannoverschen Regie- 
rung im Jahre 1821 vorgelegten und von der Majorität der Elb- 
uferstaaten indirekt anerkannten Tarif annunmt und endlich 

3) hierbei überall die Erleichterung des SchiflFahrtsverkehrs auf der 
ünterelbe thunUchst berücksichtigt, 

womit allenthalben die Hannoversche Regierung vorläufig sich auf das 
bereitwilligste einverstanden gezeigt hat." 

Im fernem Gutachten (vom 17. Oktober 1843) wird über die für 
die neue Regulirung der Brunshauser Zollverhältnisse angenommene 
Basis, nachdem die auf Anlass des frühem Gutachtens eingegangenen 
Vorlagen der verschiedenen näher betheiligten Regierungen erwähnt sind, 
Folgendes bemerkt: 

„Das Komite hat alle in diesen Aktenstücken aufgeführten Gründe 
genau geprtlft; es hat die Motive, die die verschiedenen Regierungen im 
eigenen Interesse ihrer Länder ausgesprochen haben, sorgfältig erwogen 
und ist endüch zum folgenden Endresultate seiner Berathungen gelangt. 

Als das Vermittelungskomit^ die rechtüche Beleuchtung des Stader 
Zollregals und der in Bezug auf dasselbe obschwebenden, namentlich die 
Interessen Dänemarks und Hamburgs berührenden Fragen unternahm, 
geschah es ledigUch zu dem Zwecke, um sich selbst auf denjenigen Stand- 
punkt zu stellen, von welchem aus allein eine richtige Beurtheilung und 
Abwägung der gegenseitigen Ansprüche und demnach auch nur die Wahl 
zweckentsprechender Vermittelungsvorschläge möglich war. Da die Mit- 
glieder des Komite solchen Staaten angehören, welche hierbei unmittel- 
bar nicht betheiligt sind, so streitet schon die Vermuthung dafür, dass 
von ihnen der Gegenstand mit Ruhe und Unparteitichkeit untersucht 
und erörtert worden sein dürfte, und dass von ihnen überall nur den 
strengen Anforderungen des Rechts, der Billigkeit, Gründlichkeit und 
Pflicht Folge geleistet worden ist. 

Das Komite hat bereits in seinem frühem Gutachten näher ent- 
wickelt und wiederholt nochmals, dass eine rechtüche Entscheidung über 
die in der angedeuteten Beziehung erhobenen Ansprüche ganz ausser- 
halb seiner Kompetenz und Wirksamkeit liegt. Es bevorwortet daher 
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angelegentlichst, dass jede Debatte über Rechtsansichten vermieden 
werde, weil die hieraus sich bildende Verschiedenheit der Meinungen 
einem glücklichen Abkommen hinderhch sein und zu nichts führen 
dürfte, indem Hannover in der 22. Konferenz ausdrücklich erklärt hat, 
in eine Erörterung, welche die Rechtmässigkeit des Status quo des 
Stader Zolls, wie dieser in Gemässheit des der Elbschiffahrtskommission 
überreichten Tarifs noch immer besteht, zum Gegenstand hätte, nicht 
eingehen zu wollen. 

In Erwägung dieser Betrachtungen hat demnach das Vermittelungs- 
komit^ geglaubt, für jetzt und bis auf weiteres einer nähern Eingehung 
auf die zu B angegebene Entwickelung des Hamburgischen Bevollmäch- 
tigten in dieser Beziehung sich noch enthalten zu müssen. Dasselbe 
behält sich viehnehr vor, auf diesen Gegenstand später zurückkommen 
zu dürfen, wenn solches wider Verhoflfen erforderlich sein sollte, und 
geht sofort auf den Stader Zolltarif, als den Hauptgegenstand der Ver- 
handlungen, über. 

Es gereicht dem Komit^ hierbei zuvörderst zur Genugthuung, dass 
die von demselben stets behauptete, von einigen Seiten aber bezweifelte, 
Nothwendigkeit, durch Aufstellung eines den Anforderungen einer ge- 
regelten Zollverwaltung entsprechenden Tarifs eine feste Grundlage für 
die weitern Verhandlungen zu gewinnen, nunmehr wol allgemein aner- 
kannt worden ist." — 

In dem vom Vennittelungskomit^ zuerst vorgelegten Tarifentwurfe 
waren für viele bedeutende Artikel beträchtüch höhere ZoUsätze bean- 
tragt als schliesslich genehmigt wurden, wie unter andern für Steinkohlen 
pr. Ctr. 2 K. (red. auf 1 Pf.), für Kaffee pr. Ctr. 2 gGr. (red. auf 1 gGr.), 
für Schwefel pr. ar. 9 Pf. (red. auf 6 Pf.) etc. etc. — Die ün Rech- 
nungsjahre vom 1. Juli 1840 bis 1. Juli 1841 erhobene Gesammtein- 
nahme beim Brunshauser ZoU hatte Hannover auf 239,181 Thlr. 23 gGr. 
7 Pf. (incl. der auch künftig zur Erhebung konuuenden Wachtmann- 
schaftsgebühren etc. zum Belauf von 3466 Thlr. 16 gGr. 7 Pf.) ange- 
geben, wogegen, der Berechnung des Vermittelungskomit^ zufolge, der- 
selbe Verkehr nach dem im zweiten Gutachten vorgeschlagenen neuen 
Tarif verzollt, nur einen Ertrag von 200,016 Thlr. 15 gGr. 10 Pf., oder 
einen Einnahmeverlust von 35,698 Thlr. 15 gGr. 2 Pf . für Hannover er- 
geben würde. 

Die formelle Behandlung der Stader - Zollangelegenheit in der Re- 
visionskommission selbst trat erst wieder ein in der 39. Konferenz (den 
19. Oktober 1843), worüber das Protokoll folgendes berichtet: 

„Von den Mitgliedern des in der 22. Konferenz gebilde- 
ten Vermittelungskomit^ für die Regnlirung der Bruns- 
hauser Zollverhältnisse wurde hierauf das von ihnen verfasste Gut- 
achten nebst den dazu gehörigen Entwürfen der diesfalligen Vertrags- 

Die BlbxöUe. 9 
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Urkunde, des Regulativs und des Tarifs, unter Bezugnahme auf die zur 
beliebigen Einsicht bereitUegenden Akten, vorgetragen. 

Der Hamburgische Bevollmächtigte: In dem Schreiben vom 
10. August d. J., mittels welches ich die in dem soeben vorgelesenen 
Bericht erwähnte Entwickelung der Hamburgischen Rechtsansprüche zu 
übergeben die Ehre hatte, war der, auch mündlich von mir wiederholte 
Wunsch ausgesprochen, dass diese Entwickelung in gleicher Weise wie 
die des verehrlichen Komite durch den Druck zur Kenntniss der in der 
Revisionskommission vertretenen allerhöchsten und höchsten Regierungen 
gebracht werde. Da dies nicht geschehen ist, so würde ich mir er- 
lauben, das fragUche Memoir heute zu Protokoll zu geben, wenn nicht 
aus den heutigen Mittheilungen hervorginge, dass das erste gedruckte 
Gutachten des verehrüchen Komite nicht Theil des Protokolls zu wer- 
den bestimmt sei. Ich werde mich deswegen darauf beschränken, meiner 
Regierung anheimzustellen, ob sie sich veranlasst sehen werde, jene 
Entwickelung drucken zu lassen, in welchem Fall ich die Ehre haben 
werde, den übrigen Herren Kommissarien Abdrücke zuzustellen. 

Die Mitglieder des Vermittelungskomit^ finden sich infolge 
vorstehender Erklärung des Hamburgischen Kommissars veranlasst, die 
Gründe kurz anzudeuten, aus welchen sie nicht geglaubt haben, auf den 
fraglichen Wunsch des genannten Bevollmächtigten eingehen zu dürfen. 
Erstens wollten sie, wie auch in dem Gutachten selbst schon bemerkt 
ist, jede fernere Diskussion über die Rechtsverhältnisse vor der Hand 
vermeiden. Hiemächst ist aber auch zu erwägen, dass die Komit^t- 
achten ebenso wie alle Erklärungen und Erwiderungen der übrigen Kom- 
missarien als Theile der Komit^akten betrachtet, zu denselben gebracht 
worden sind, und dass letztere sämmtUchen Kommissarien und Regierungen 
zur beUebigen Einsicht jederzeit offenstehen. Der Druck der Komite 
gutachten nebst Beilagen sollte dazu dienen, jeden der Bevollmächtigten 
baldigst in den Besitz eines Exemplars und so in den Stand zu setzen, 
dass er diese umfänglichen Arbeiten nicht nur ruhig prüfen, sondern 
auch seiner respektiven Regierung mit möglichster Beschleunigung dar- 
über berichten könne. Keineswegs beabsichtigt das Komite, seine Gut- 
achten zu den Kommissionsprotokollen zu geben. Hätte daher dasselbe 
dem Antrage des Hamburgischen Bevollmächtigten entsprechen wollen, 
so war kein Grund vorhanden, auch den andern betheiligten Kommis- 
sarien den Druck ihrer Eingaben zu versagen, was in den Geschäfts- 
gang bedeutende Verzögerung und Weitläufigkeit gebracht haben würde. 

Der Hannoversche Bevollmächtigte: Indem er den Komit^mit- 
gliedem für ihre Bemühungen seinen aufrichtigen Dank sage, verbinde 
er damit die Versicherung der Bereitwilligkeit, die Vorschläge des 
Komite seiner allerhöchsten Regierung zu referiren und, soviel an ihm 
liege, dahin zu wirken, dass die schwierige und verwickelte Angelten- 
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heit baldthunlichst zu einem gedeihlichen Ausgang gelange. Dazu glaube 
er beitragen zu können, indem er schon jetzt erkläre, 

erstlich, dass seine Regierung, wenn sie den zuerst verlesenen 
Separatartikel, die Revision der Zollsätze für Manufakturwaaren und 
Kaflfee betreflfend, auch vielleicht anzunehmen geneigt sein sollte, den- 
selben doch ihrerseits nicht als Bedingung des Abkommens betrachten, 
sondern dessen Annahme lediglich der Entschliessung der übrigen Staaten 
anheimstellen werde; 

zweitens, dass er zu seinem Bedauern eine bestimmte Verpflich- 
tung, den ganzen Tarif schon im Jahre 1848 und so femer einer Revi- 
sion in der Ali; zu unterziehen , dass die Maximalsätze nach Massgabe 
der wechselnden Waarenpreise jederzeit auf ein Viertel Procent vom 
Werthe zu reduciren seien, namens seiner allerhöchsten Regierung un- 
bedingt abzulehnen habe. 

Wie der Hannoversche Bevollmächtigte, erklärten auch 
alle übrigen Kommissionsmitglieder die Vorschläge desVer- 
mittelungskomitö ad referendum zu nehmen." 

42. Konferenz (den 29. Februar 1844): „Nachdem laut des 
39. Konferenzprotokolls vom 19. Oktober vorigen Jahres §. 194 die 
behufs vertragsmässiger Regulirung des Brunshauser Zolles von dem 
Vermittelungskomit^ vorgelegten Entwürfe eines Staatsvertrags und 
Regulativs nebst Anlagen, theils im Wege diplomatischer Kommunikatio- 
nen, theils durch vertrauliche Verständigungen zwischen den Kommis- 
sarien noch einige Veränderungen und Zusätze erhalten hatten, welche 
in den Anlagen (ausschliesslich jedoch des Separatartikels C) aufgeführt 
sind, war diese Angelegenheit im Schoosse der Kommission auf fol- 
genden Standpunkt gelangt. 

Die Hannoversche Regierung hatte sich laut der von deren Bevoll- 
mächtigten dem Präsidio am 8. Januar dieses Jahres überreichten Note 
zur Annahme der Vorschläge unter der Voraussetzung bereit erklärt, 
dass diese Ihre Erbietung allen übrigen Eibuferstaaten genügend er- 
scheinen und zum unmittelbaren Abschlüsse eines Vertrags führen würde. 

Der Senat der freien und Hansestadt Hamburg hatte durch seinen 
Bevollmächtigten mittels einer unter dem 8. Jan. 1844 bei dem Präsidio 
eingereichten Note mehrere Anträge gestellt, welchen der Hannoversche 
Bevollmächtigte theilweise entgegengekommen war, weiter als geschehen 
zu entsprechen aber sich völlig ausser Stande zu befinden erklärt hatte. 

Sämmtliche übrige Eibuferstaaten hatten sich bereits damit einver- 
standen erklärt, den Gegenstand durch Annahme der von der Hannover- 
schen Regierung gemachten Erbietungen als befriedigend erledigt anzu- 
nehmen, wobei nur von der Preussischen Regierung der Wunsch, dass 
bei der jedesmaligen Verzollung die vorkommenden fremden Gewichte 
auf Hamburger Pfunde zu reduciren seien, im Interesse möglichst ge- 

9* 
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nauer Zollabfertigung wiederholt, im Laufe der spätem Verhaadlai^eü 
jedoch auch hiervon abgesehen worden war. 

Der Bevollmächtigte der freien und Hansestadt Hamburg hatte sich 
bisher zu einer definitiven Erklärung nicht ermächtigt gefunden, jedoch 
wiederholt und dringend darauf aufmerksam gemacht, dass der Senat 
auf die Verabredung eines Maximums von einem Viertelprocent der 
Waarenpreise, wenn auch imter Ausnahme einer Anzahl der einträg- 
Uchsten Tarifpositionen, ein entscheidendes Gewicht legen müsse, und 
dass deshalb eine Verständigung über diesen Punkt im höchsten Grade 
wünschenswerth sei. 

Der Hannoversche Bevollmächtigte hatte hierauf zu dem Versuche 
einer solchen Verständigung sich in dem Falle für ermächtigt und bereit 
erklärt, dass er diesen Punkt als die letzte in dieser ganzen Ange- 
legenheit noch bestehende Differenz betrachten, und ein Abkommen dar- 
über ohne fernere Verzögerung erreicht werden könne. 

In der heutigen Sitzung, welche zunächst zur protokollarischen Fest- 
stellung der durch die bisherigen vertraulichen Verhandlungen gewonne- 
nen Resultate bestimmt war, wurde von den Bevollmächtigten für Han- 
nover und Hamburg angezeigt, dass, nachdem letzterer dem ersteren 
gestern schriftlich erklärt habe, dass der Senat der freien und Hanse- 
stadt Hamburg, um den einhelligen Wünschen aller übrigen Elbofer- 
staaten entgegenzukommen, seine Zustimmung zu dem Vertrage nur noch 
von einer Verständigung über das bei Tarifrevisionen, jedoch unter Aus- 
schluss einer Anzahl von Waarenartikeln, zu Grunde zu legende Maxi- 
mum von V4 Procent der Waarenpreise abhängig mache, zwischen beiden 
eine Unterhandlung über den letztbezeichneten Gegenstand gepflogen 
worden sei. Das Ergebniss derselben entiialte der Separatartikel C, zu 
welchem indessen von dem Bevollmächtigten der freien und Hwsestadt 
Hamburg die Genehmigung seiner Regierung habe vorbehalten werden 
müssen, von dem Hannoverschen Bevollmächtigten aber die Zustimmung 
seiner Regierung nur unter der Voraussetzung habe ausgesprochen wer- 
den können, dass die Genehmigung des Ganzen, mit Einschluss des 
Separatartikels C, von selten des Senats der freien und Hansestadt 
Hamburg spätestens binnen vierzehn Tagen erfolge, und dass damit 
aUes, was die Regulirung des Brunshauser Zolls betreffe, bei der hiesigen 
Kommission als definitiv erledigt betrachtet und zur allseitigen Vollzie- 
hung des hierüber abzuschliessenden Vertrags ohne fernem Verzug füh- 
ren werde." 

Hier folgen die dem Staatsvertrage beigefügten Separatartikel und 
ausserdem als Separatartikel E zu §. 2 No. 2 des Regulativs: 

„Die Hannoversche Regierung wird den in der Vorstadt St. Geoi^g 
wohnenden, wirklichen Hamburgischen, mit dem Bürgereide verpflichteten 
Bürgern auf den Fall, wenn genannte Vorstadt mit der Stadt in gericht- 
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licher und administrativer Beziehung völlig gleichgestellt werden sollte, 
die Zollbefreiung für deren Propregut unter den nämlichen Bedingungen 
zugestehen , unter welchen solche die in der Stadt wohnenden Hamburger 
Bürger zu gemessen haben." 



„Die Kommission, mit Ausschluss der Bevollmächtigten 
von Hannover und Hamburg, vereinigte sich hierauf zu fol- 
gender Erklärung: 

Das angezeigte Resultat der zwischen den vorgenannten 
beiden Bevollmächtigten vorläufig stattgefundenen Verstän- 
digung werde mit der aufrichtigsten Freude entgegengenom- 
men und als den Ansichten sämmtlicher übrigen Eibufer- 
staaten entsprechend anerkannt. Die Kommissarien bezeu- 
gen, dass ihre Regierungen angelegentlichst wünschen, diese 
schwierige und verwickelte Angelegenheit durch das zeitige 
Eintreffen der Erklärung des hohen Senats der freien und 
Hansestadt Hamburg zu völligem Abschluss gefördert zu 
sehen." 

„In Betreff des Separatartikels E erklärte der Hamburgische Be- 
vollmächtigte, noch nicht mit definitiven Instruktionen versehen zu sein; 
er müsse sich deswegen eine Erklärung darüber, ob derselbe unter die 
Zahl der Separatartikel aufzunehmen sei oder nicht, noch bis zum Ein- 
treffen der definitiven Erklärung des Senats über die Annahme der vor- 
gelegten, den Stader Zoll betreffenden Entwürfe vorbehalten. 

Die übrigen Konunissarien erwiderten hierauf, dass ihre Regierungen 
rücksichtlich dieses Punktes es ledigUch dem hohen Senate der freien 
und Hansestadt Hamburg anheimstellen würden, ob der Separatartikel 
E in der vorstehenden Fassung aufgenommen werden oder gänzlich hin- 
wegbleiben solle." 



Elbfiieliifrahrtg - Verträge , 

geschlossen und unterzeichnet zu Dresden am 13. April 1844. 

IL Additionalakte zur Elbschiffahrtsakte vom 23. Juni 1821. 

In Gemässheit des Art. 30 der Elbschiffahrtsakte vom 23. Juni 1821 
haben die Eibuferstaaten zur Berathuiig von Massregeln, welche nach 
neuem Erfahrungen zur Beförderung des Handels und der Schiffahrt auf 
der Elbe geeignet sind, und zur Vereinbarung über die zu solchem 
Zwecke gemeinschaftlich zu fassenden Beschlüsse, den Zusammentritt 
einer zweiten Elbschiffahrts- Revisionskommission zu Dresden veranlasst. 

Zu dieser haben 

[folgen die Namen der Staaten und der Bevollmächtigten.] 
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abgeordnet und bevollmächtigt, welche, nach Auswechselung ihrer, in 
gehöriger Form befundenen Vollmachten, unter Vorbehalt der Ratifikation 
ihrer allerhöchsten, höchsten und hohen Vollmachtgeber, über folgende 
Erläuteningen, Ergänzungen und Abänderungen verschiedener Artikel der 
Elbschiffahrtsakte einig geworden sind, wodurch zugleich auch das auf 
diese Akte sich beziehende Schlussprotokoll d. d. Hamburg, den 18. Sept. 
1824, und dessen Anlagen ausser Kraft treten. 

Zu den Artikeln L und n. 

§. 1. Die Bestimmungen der Elbschiffahrts- und dieser Additionalakte 
über die Berechtigungen zur Elbschiffahii; finden auf den Transport sowol 
von Personen als von Gütern Anwendung. 

Dampfschiffe auf der Elbe sind, so weit nicht nachstehend für dieselben 
besondere Vorschriften getroffen worden, gleich andern Fahrzeugen zu be- 
handeln. 

§. 2. Der Transport von Personen oder Gütern von der Nordsee nach 
jedem Elbuferplatze und von jedem Elbuferplatze nach der Nordsee steht den 
Schiffen aller Nationen zu. 

Zum Schiffahrtsverkehr zwischen Eibuferplätzen verschiedener Staaten 
sind die Fahrzeuge sämmtlicher Uferstaaten ohne Unterschied berechtigt. 

§. 3. Die Binnenschiffahrt auf der Elbe, d. h. die Befugniss zur Be- 
förderung von Personen und Gütern von einem Elbuferplatze seines Gebietes 
nach einem andern Elbuferplatze desselben Gebietes, kann jeder Staat seinen 
Unterthanen vorbehalten; jedoch dürfen Schiffe eines Eibuferstaats, wenn sie 
bei Gelegenheit grösserer, vom eigenen Lande aus- oder dahin zurückgehen- 
der, Fahrten das Gebiet eines andern Eibuferstaates ganz oder theilweise 
durchfahren, in der Richtung ihrer Fahrt auch zwischen den Uferplätzen 
dieses letztern Gebietes Personen und Güter befördern. Diese Ausnahme 
gilt indessen nicht rücksichtlich der Fahrten unterhalb Hamburgs und 
Harburgs. 

Zum Artikel Vn. 

§. 20. Die Rekognitionsgebühr von den Fahrzeugen ist aufgehoben und 
es soll künftig nur der ElbzoU von den Schiffsladungen und Flosshölzem 
nach den im §. 23 bestimmten Sätzen fortbestehen. 

Zum Artikel Vm. 

§. 21. An die Stelle dieses Artikels treten folgende Bestimmungen: 

Der ElbzoU wird nach dem Bruttogewichte der Schiffsladungen und 
Flosshölzer erhoben. 

Die dabei zu Grunde zu legende Gewichtseinheit ist der ElbzoUcentner, 
welcher 100 Eibzollpfund enthält und 50 Kilogrammen gleichkommt. 

§. 22. Für nicht leicht wägbare Gregenstände kommt, statt der Anlage 
No. 1 der Elbschiffahrtsakte und statt der Anlage A des Hamburger Schluss- 
protokolls vom 18. September 1824, die unter D beigefügte neue Gewichts- 
tabelle zur alleinigen^ Anwendung. 
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Zum Artikel IX. 
§. 23. An Elbzoll sollen künftig auf der Strecke zwischen Melnick und 
Hamburg, statt der in den Art. IX und XI der Elbschiffahrtsakte und im 
§. 7 des Hamburger ScblussjÄ-otokoUs angeführten Beträge, nicht mehr als 
1 Thlr. 3 Sgr. 11 Pf. im 14-Thalerfusse, den Thaler zu 30 Silbergroschen 
oder 360 Pfennigen gerechnet, für den ElbzoUcentner Bruttogewicht erhoben 
werden, und zwar 

von Oesterreich 2 Sgr. 

Sachsen 6 

Preussen . : 16 

Anhalt-Köthen — 

„ Dessau — 

„ Bernburg — 

Hannover 3 

Mecklenburg 2 

Dänemark 1 

mithin insgesammt 1 Thlr. 3 Sgr. 11 Pf. 

Die streckenweise Vertheilung dieser Tarifsätze wird durch die An- 
lage E bestimmt, welche an die Stelle der Beilage No. 2 des Artikels IX 
der Elbschiifahrtsakte und der Anlage B des Hamburger Schlussprotokolls tritt. 

Jede Aenderung der Zollstrecken und jede Vermehrung der Erhebungs- 
stellen bedarf der Zustimmung aller Uferstaaten. 

§. 24. Die Zollpflicht tritt ein: 

a) in Oesterreich, Sachsen und Preussen (mit Ausnahme der Lenzer 
Fähre), bei Berührung der Zollstätte; 

b) in Anhalt, in Preussen bei der Lenzer Fähre, in Hannover, Mecklen- 
burg und Lauenburg bei Berührung des Zollgeleitbezirks. 

§. 25. Trausitirende Schiffe können an dem ersten Erhebungsamte 
jedes Staates den Zoll für die ganze Strecke entrichten. 

Zum Artikel X. 
§. 26. An die Stelle der in diesem Artikel und der in den §§. 4, 5, 
6 und 11 des Hamburger SchlussprotokoUs benannten Zollermässigungen und 
Befreiungen treten die in der Anlage F zusanunengestellten erweiterten Er- 
mässigungen und Befreiungen. 

Zum Artikel XL 
§. 27. Dieser Artikel wird infolge des §. 20 dieser Additionalakte 
aufgehoben. 

Zum Artikel XV. 
§. 29. Der Brunshauser Zoll von den von der Nordsee gekommenen, 
elbaufwärts die Mündung der Schwinge passirenden Gütern ist durch den 
am heutigen Tage abgeschlossenen besondern Staatsvertrag regulirt und da- 
durch der Art. XV aufgehoben worden. 
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Anlage E. 

Vertheilung de« Kormal -ElbzollsatBeB auf die einselnen Strecken. 



Uferstaaten, 

für deren 

Rechnung 

der Elbzoll 

erhoben 

wird. 



Bezeichnung der Strecken. 



Zu entrichtender Elb 
zoll vom ElbzoUcentner 
= 50 Kilogramm in Kou 
rant zum 14-Thalerfo88ey 
1 Thlr. = 30 Sgr. = 
360 Pfge. 



Für 

die einsei neu 
Strecken. 



Für die ganse 

Strecke einea 

Jeden üfer- 

staats. 



m- 






<m. 



'9^ 



4- 



Bemer- 
kungen. 



Oesterreich . 



Sachsen 



Preussen . . . . 



Anh.-Bemb. 
Anh.-Köthen 
Anh.-De88au 
Hannover . . . 



Mecklenbg.- 
Schwerin . 



Dänemark 



1) für die ganze Strecke von Melnick 
bis zur Sächsischen Grenze 

2) für die Strecke von Melnick bis Aussig 

3) „ „ „ „ Aussig bis zur Säch- 
sischen Grenze 

1) für die ganze Strecke von der Böh- 
mischen bis zur Preussischen Grenze 

2) für die Strecke von der Böhmischen 
Grenze bis Pirna 

3) für die Strecke von Pirna bis Dresden 

4) für die Strecke von Dresden bis an 
die Preussische Grenze 

1) für die ganze Strecke von der Sächsi- 
schen bis zur Mecklenburgisch. Grenze 

2) für die Strecke von der Sächsischen 
bis zur Anhaltschen Grenze 

3) für die Strecke von der Anhaltschen 
bis zur Mecklenburgischen Grenze . 

4) für das Tochheimer Geleit 

5) aus dem Anhaltschen bis nach Dom 
bürg (Anhalt) 

6) für den Kurs von u. nach Schnacken 
bürg und Gegend 

für die Berührung des Geleits von Coswig 
,, „ „ „ „ „ Rosslau 



1) fär die ganze Strecke von der Preussi- 
schen Grenze bis zum Boitzenbnrger 
Geleite 

2) für die Berührung des Geleits von 
Schnackenburg 

3) für die Berührung des Geleits von 
Hitzacker 

4) für die Berührung des Geleits von 
Bleckede 

1) für die ganze Strecke 

2) für die Berührung des Geleits von 
Dömitz 

3) für die Berührung des Geleits von 
Boitzenburg 

für die Berührung des Geleits Lauenburg 

Summa für die Strecke von 
Melnick bis Hamburg 
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Aniage F« 

A. ClaMificirte Zusammenstellang der Elbzoll- Ermässigungen. 



I. Zu Einem Viertheü des Normalsatzes. 

Alaun, auch gebrannter (Alnmen ustnm). 

Asphalt (Judenpech), auch sonstiges Erdpech oder Erdharz; ingleichen 

Asphaltplatten. 
Bimsstein, sowol roher wie geschlemmter und geformter. 
Blei, rohes, in Blöcken, Mulden, Platten, Rollen etc.; auch altes; ingleichen 

Antimonialblei ( Hartblei ). 
Chlorkalk, trockener, flüssiger, auch Chlorkalkwasser. 
Eisen und Stahl und daraus verfertigte Gegenstände , als: Roheisen aller Art 
(daher auch Osemund); Luppeneisen (gefrischtes Eisen in der Gestalt von 
Luppen oder Kuchen); geschmiedetes Eisen in Stäben, auch wenn es zu 
feineren Sorten (Quadrateisen, fa^onirtem Eisen etc.) verarbeitet ist; 
Reckeisen, Reifeisen, Rundeisen, Eisenbahnschienen; Roh-, Cement-, Guss-, 
Frisch-, Gerberaf6nirter und Rundstahl; desgleichen Eisen, welches zu 
groben Bestandtheilen von Maschinen und Wagen (Kurbeln, Achsen 
u. dgl.) roh vorgeschmiedet ist; Eisenblech aller Art, einschliesslich des 
gefimissten und verzinnten; Bandeisen, Platten, Ambosse, Anker und 
Ankerketten, Bomben, Eisen- und Stahldraht, desgleichen grobe Guss- 
eisenwaaren in Oefen, Platten, Gittern etc., auch Gewichte, Küpen, Kessel, 
Engeln von Gusseisen, endlich gegossene eiserne Nägel. 

Bemerk. Aexte, Degenklingen, Feilen, Hämmer, Hecheln, Haspeln, 
Holzschrauben, Kaffeetrommeln und Kaffeemühlen, Ketten, Maschinen 
von Eisen, geschmiedete Nägel, Pfannen, Plätteisen, Schaufeln, 
Schlösser, Schnallen, Schraubstöcke, Sensen, Sicheln, Stemmeisen, 
Striegeln, Thurmuhren, Waagebalken, Zangen und andere ähnliche 
Waaren aus geschmiedetem Eisen oder Eisenguss, aus Eisen und 
Stahl, aus Eisenblech, aus Eisen oder Stahldraht, auch in Verbin- 
dung mit Holz, Hom, Knochen, Leder etc. gefertigt, ingleichen alle 
feinere Eisen- und Stahlwaaren unterliegen dem Normalsatze. 
Erze aller Art (mit Ausschluss der zu V40 tarifirten) in krystallisirten 
Stücken oder gemahlen, namentlich: Arsenikerz oder Arsenikkies, Bleierz 
(Bleierde, Bleiglanz, Glasurerz etc.), Braunstein, Chromerz, Eisenerz 
oder Eisenstein (Blutstein, Glaskopf etc.), Eisenkies oder Schwefelkies, 
Graphit (Reissblei, Molybdän, Wasserblei), Gusserz, Kobalt, Kobaltspeise, 
Kupfererz (Kupferlasur etc.), Schmirgel, Spiessglanzerz etc. etc., in- 
gleichen zinkischer Ofenbruch (tutia). 
Flachs, Hanf, Heede und Werg. 

Getreide und Hülsenfrüchte, als: Bohnen, Buchweizen, Erbsen, Gerste, 
Hafer, Hirse, Korn (Roggen), Linsen, Mais, Spelz, Weizen, Wicken ; in- 
gleichen Malz, auch Getreide in Stroh. 
Glätte und Pottloth (Blei*, Silber- und Goldglätte); ingleichen Bleiaschc; 
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auch grobe Glasarmasse (eine Komposition von Kieselerde, Bleioxyd 
und Alkali). 

Glas und Glaswaaren ohne Unterschied, mit Einschlnss von Kronleuchter- 
behängen, Glasperlen, Glaskorallen, auch wenn sie an Fäden gereiht sind, 
Glasknöpfen, auch dergleichen mit Metallöhr versehenen oder in Metall 
gefassten, Glasflüssen, Glasgespinsten, Glasmasse (die aus dem Hafen 
ausgestochene , zu unregelmässigen Stücken erkaltete Fritte für die Konst- 
glasblaserei ) , Glasschmelz, Glastropfen, ungefassten optischen Gläsern 
(Brenngläser, Brillengläser etc.), unechten böhmischen Steinen (Glas- 
flüsse zur Nachahmung echter Steine), belegtem Spiegelglase, gläsernen 
Bierkrügen mit und ohne Metalldeckel, ingleichen Flaschenkeller und son- 
stige Glaswaaren mit Nebenbestandtheilen. 

Hopfen. 

Ghlorsaurer, essigsaurer und salzsaurer Kalk. 

Kanonen und Bombenmörser, sowol eiserne als metallne; auch Lafetten. 

Leim (Fisch-, Hörn-, Lederleim), auch Leimgallerte (durch Salzsäure 
dekalcinirte Knochen). 

Mühlenfabrikate ans Getreide und Hülsenfrüchten, nämlich: geschrotete oder 
geschälte Körner, Graupen, Gries, Grütze, Mehl, Kleie u. dgl. 

Oelkuchen (Leinkuchen etc.) und Mehl hieraus. 

Paradieskörner (Guineakörner). 

Pottasche, gewöhnliche, auch Drusen-, Perl-, Stein- und Weidasche; in- 
gleichen Pottaschen-Abfälle (Rückstände bei der Pottaschen -Siederei). 

Samen, im natürlichen Zustande und gemahlener, als: Anis (excl. Sternanis), 
Kanariensamen, Koriander, Dill, Fenchel, Flohsamen, Garten-, Blumen-, 
Klee- und Wiesensameh, Kümmel (sowol gewöhnlicher inländischer als 
römischer und sonstiger ausländischer), Oelsaat (Hanfsaat, Leinsaat, Lein- 
dotter oder Doder, Mohnsamen, Raps, Rübsaat, ingleichen Erdnüsse oder 
Erdpistazien, Sonnenblumenkerne etc.), femer Schwadengrfltze, Senfsaat, 
Zitwer- oder Wurmsamen, ingleichen Buchkerne und andere Samen von 
Waldhölzern (mit Ausschluss der zu Vso besonders tarifirten Eicheln), 
Bärlappsamen (semen lycopodii), Bockshornsamen (foenum graecum) etc. 

Salz: Küchen-, See-, Stein- und Düngesalz. 

Talg; auch Talgöl (Oelsäure, Oelstoff, oletne); ingleichen Hirschunschlitt etc. 

Vitriol: grüner Eisenvitriol, Kupfervitriol, gemischter Kupfer- und Eisen- 
vitriol, auch weisser (Zinkvitriol, Galitzenstein). 

Zunder und Feuerschwamm, roh und bearbeitet. 

n. Zu Einem Fünftel des Kormalsatses. 

Abfälle von der Gold- und Silberbearbeitung (Münzkrätze), von Hom (Horn- 
späne), von Leder (Leimleder), auch Zinngekrätz und Schabin (Abfall 
von der Metallschlägerei zur Bereitung der Bronzefarben). 

Alabaster und Marmor, roher; auch geschliffene Platten etc. von Alabaster, 
Marmor, Granit oder Porphyr. 

Bier aller Art, sowol in Fässern als in Flaschen oder Krügen. 
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Beeren, getrocknetel zam Genass (Flieder-, Heidel-, Preiselbeeren etc.), 
ingleichen Kreuzbeeren; auch frische und trockne Wacholderbeeren. 

Brannroth (colcothar, caput mortnum, Rückstände bei chemischen Arbeiten). 

Cnrcnme (Gelbwurzel). 

P^rdfarben und Farbenerden, als: gelbe, grttne, rothe, braune Erde, Berg- 
roth, Bolus, Kreide (weisse, schwarze, rothe; roh, gemahlen oder ge- 
schlemmt), Oker (Berggelb), Rothstein (Röthel); ferner gepochter, ge- 
mahlener und zu Farbe bereiteter Schwerspath; ingleichen Talk oder 
Talkerde, terra di Siena, terra sigillata, Triepel. 

Essig aller Art, auch Cideressig. 

Früchte, gedörrte (Backobst), als: getrocknete Aepfel, Birnen, Kirschen, 
Pflaumen, auch gedörrte Hagebutten. 

Galläpfel. 

Geflügel: lebende Vögel und geschlachtetes FederTieh, auch Federwild, 

Glasgalle, Glasschaum. 

Grabsteine von Marmor, geschliffenem Granit oder Porphyr, insofern durch 
höhere artistische Bearbeitung hervorgebrachte Kunstwerke hierunter nicht 
begriffen sind. 

Haare und Borsten von Schweinen, Ziegen, Pferden und Rindvieh, auch ge- 
hechelt, gesotten und gefärbt. 

Holzborke nnd Baumrinden, als: Eichenborke und Lohrinde, auch Birken-, 
Fichten-, Ulmen-, Weiden- und Rosskastanien -Baumrinde, ingleichen 
Bast oder Baumrinde zum Flechten von Matten. 

Holzkohlen. 

Holzwaaren, gröbere mit und ohne Eisenbeschlag, namentlich: Acker-, 
Schiffs- und sonstige ganz grobe hölzerne Geräthe, als: Dreh- und Hobel- 
bänke, auch Bohr-, Hobel- und Sägengestelle, Futterschwingen, Harfen- 
siebe, Harken, Hemmschuhe, Joche, Komfeger, Kornmasse, Kornwannen, 
Ldtem, Mulden und Schaufeln, Eggen, Pflüge, Karren, Leiterwagen und 
Holzschlitten, Holzschuhe, Sattelbäume, Schusterleisten, Stiefelblöcke und 
Stiefelknechte, Sensenbäume, Sensenstreichen, Ruder, Tröge und Krippen; 
grobe Böttcherwaaren, leere Fässer und Tonnen aller Art, Stäbe von zer- 
legten Gebinden und Fässern, auch Tonnen, welche zum Tragen der Holz- 
flösse dienen; leere Kisten, Kasten und Schachteln, mit Ausnahme der 
gebeizten, gefärbten etc., ganz grobe KorbflechterwaM*en von ungeschälten 
Ruthen, Baum wurzeln etc. zu Fastagen u. dgl.; auch leere Bienenkörbe; 
Maschinen; Wagner- oder Rademacherarbeiten, auch ganz grobe Tischler- 
waaren, blos aus Holz mit oder ohne Eisenbeschlag bestehend (jedoch 
nicht gefärbte, gebeizte, polirte oder lackirte, auch nicht mit Leder- oder 
Polsterarbeit verbundene); Klaviaturholz, europäisches (blos behobelte und 
übrigens rohe Holzstücke, aus welchen Klaveshölzer geschnitten werden 
sollen ) ; Fussbodentafeln oder Parquetten ; ingleichen Foumiere und 
Resonanzbreter, gehobelte von europäischem Holze; Schuster- und Schwert- 
fegerspäne, auch Siebränder. 

Hom: Homer und Füsse (Klauen) von Rindvieh, Bockhörner und Schaf- 
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fösse, sowie alle zu einer weitero Verarbeitung bestimmten Hornspitzen 

und Homplatten; ingleichen Hirschgeweihe etc. und Hornspäne (also 

auch geraspeltes Hirschhorn). 
Knochenmehl. 

Knoppern (Eckerdoppern), gemahlene und ungemahlene. 
Matten von Stroh, Schilf, Bast und Binsen zu Emballagen. 
Mennige (Minium). 
Metallische Mineralerden. 
Russ (Kienruss, Russbntten). 

Säcke, alte leere; auch gebrauchte Emballage (Leinwand-, Flanellstttcke etc.). 
Sauerkraut. 
Schleif- und Wetzsteine, feine (zum Schleifen der Rasirmesser, chirurgischen 

Instrumente etc.). 

m. Zu Einem Zehntheil de« Konnalsatzes. 

Blut von geschlachtetem Vieh, sowol flüssiges als eingetrocknetes. 

Butter, die nicht in Tonnen oder andern Holzgebinden, sondern unverpackt 
oder in Töpfen oder Körben versandt wird. 

Brucheisen, altes; Eisenfeile, Hammerschlag, auch alte eiserne Nägel. 

Eier. 

Erdenwaaren, als: gewöhnliche Töpferwaaren jeder Art mit Einschlnss von 
Tabackspfeifen, Schmelztiegel und Knicker oder Steinschusser, auch thöneme 
Zuckerformen mit und ohne Holzbänder; ingleichen Fayence, Steingut, 
Siderolith- und Wedgewoodwaaren. 

Fische, lebendige und frische, zu welchen letzteren auch die, blos zur Er- 
haltung auf dem Transporte mit Salz bestreuten oder mit Salzwasser be- 
gossenen Fische dann zu rechnen sind, wenn sie in Körben eingehen. 

Holz, europäisches Bau- und" Nutzholz, als: Balken, Sparren, Krummholz, 
Pfahlholz und Zimmerholz aller Art, Masten, Bugspriete, Spieren, Stan- 
gen und Stöcke, Splitt- und Rundholz, Sägewaaren (Bohlen, Breter, 
Dielen, Latten, Planken etc.), Dachspäne und Schindeln, Stabholz fQr 
Böttcher, ingleichen Band- oder Reifenholz (unverarbeitete Bandstöcke 
und fertige Tonnenbände), rohe Speichen und Felgen (vom Stellmacher 
noch nicht bearbeitete), auch Korbruthen (geschälte und ungeschälte), 
ungehobelte Resonanzbreter, ungehobeltes Klaviaturholz. 

Käse, frische (kleine Handkäse für den Marktverkehr). 

Knochen, rohe, aller Art, auch ausgelaugte, ingleichen Wallflschrippen. 

Laugenfluss, auch im kalcinirten Zustande ( Seifensiederfluss , Unterlauge). 

Milch, auch Rahm. 

Mineralwasser. 

Schiefertafeln und Oriffel. 

Serpentinwaaren. 

Theer und Pech: Mineraltheer (z. B. Steinkohlentheer) und anderer, Daggert, 
gemeines Pech (schwarzes, Schiffspech, Schusterpech, welches durch Ein- 
kochen von Theer gewonnen wird), Theergalle. 
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IV. Zu Einem Zwansigtlieil des Normalsatzes. 

Bäume, Gesträuche und Gewächse, frische zum Verpflanzen; auch grüne und 

trockene Reben. 
Besen aus Reisig (Birkenbesen etc.), ingleichen Heidebesen. 
Blumen, Blüten, Blätter und Kräuter, frische; Futterkräuter, Gras und 

He u ; frische Pilze ( einschliesslich Trüffeln ) ; Runkelrüben und 

Runkelrübenblätter, sowol frische als getrocknete und gedörrte; ge- 
meines Moos. 
Brennholz und Busch aller Art, Faschinen, Wellen (Brandbusch, Reisig), 

Stubben, auch Hobel- und Sägespäne, desgleichen Holzrinden zur 

Feuerung. 
Cichorienwurzeln , grüne; auch geschnittene und gedörrte. 
Eicheln; auch Rosskastanien. 
Früchte, frische (Obst), mit Einschluss von Beeren, Weintrauben, Nüssen 

und Obstkernen aller Art. 
Gartengewächse, frische, als: Gemüse und Krautarten, Gurken, Melonen, 

Salat etc.; Kartoffeln, Erdbirnen; Rüben und andere essbare Wurzeln, 

auch dgl. getrocknete. 
Gips, gebrannter, und Gipsmehl. 
Kalk, gebrannter (Stein- und Muschelkalk, Bau- und Düngekalk); auch 

Wiener Kalk (fein geriebener Kalkmergel). 
Marienglas (Frauenglas). 
Rohr, Dach- and Schilfrohr, Schachtelhalm und Binsen; ingleichen Stuhlrohr 

aller Art, mit Einschluss des brasilianischen und sonstigen ausländischen; 

auch Weberrohr. 
Seegras (Seetang). 
Stroh und Spreu, Häckerling (Häcksel). 

V. Zu Einem Vierzi^theil des Normalsatzes. 

Abfall von Sandstein (Steingras). 

AbMl von der Zuckerfabrikation (ausgepresster Schaum). 

Asche, gemeine Holz- and Pflanzen-, aach Torf- und Steinkohlenasche, so- 
wol ausgelaugte (Aschenkalk oder Kalkäscher) als anausgelaugte. 

Bienenerde (Bienenkeule, Bienenrab, Abfall von der Wachsbereitung). 

Cement oder Mörtel: roher oder gerösteter gemahlener Stein (Puzzolanerde, 
Tafstein, Trass, Ziegelcement), ingleichen mit Harzen und andern Mate- 
rialien präparirter Mastix- etc. Cement. 

Drusen (Treber und'Trester); ingleichen Branntweinspülig. 

Dünger, als: Mist, Stoppeln, Dornschlag, Guano, Kaff. 

Erden und Erze, folgende: Ziegelerde, Lehm, Mergel, Sand und Grand oder 
Steinkies, auch Giesssand (Formsand), gewaschener, geri^iener, ge- 
schlemmter; ferner Streusand, auch gefärbter, Silbersand etc. und spani- 
scher Sand; Thon-, Porzellan-, Pfeifen- und Töpfererde, auch Zucker- 
bäcker- und Walkererde; Alaunstein und Alaunerde, Schwerspath (schwefel- 
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saure Schwererde) in krystallisirten Stücken; in^eicben Galmeistein, 
Vitriolerz (Vitriolkies) und Erzschlacken. 

Glas- und Topf scherben , Glasbrocken, Glasglanz. 

Kalkstein, roher; Muschelschalen zum Kalkbrennen; auch Gipsstein 
oder Gipserde (roher Gips). 

Kohlen: Braun-, Stein- und Torfkohlen; ingleichen Koaks, Cinders, Kar- 
boleKn. 

Lohkuchen oder ausgelaugte Lohe als Brennmaterial. 

Steine, Bruchsteine, auch behauene, jedoch nicht geschliffene Steine aller 
Art (mit Ausnahme von Marmor und Alabaster), geschliffene Platten etc. 
von Sandstein, auch Lithographirsteine (nicht gravirte oder bezeichnete), 
Mahlsteine, steinerne Kufen, Kinnen, Krippen, Tröge etc.; Grab- oder 
Leichensteine von Sandstein (insofern durch höhere artistische Bearbeitung 
hervorgebrachte Kunstwerke hierunter nicht begriffen werden), ingleichen 
Pflastersteine und rohe Feuersteine, Dachschiefer, Mauersteine, Tropf- 
steine, auch Tuf oder Tuffstein, roher Speckstein, Talkstein, grobe Schleif- 
und Wetzsteine (zum Schärfen der Sensen etc.). 

Torf. 

Vitriolstein. 

Ziegel- und Backsteine aller Art (Dachpfannen, Klinker etc.), ingleichen 
Ziegelmehl. 



B. Varseiohniu der vom Elbzoll gänslioh befreiten Gegenstände. 

1) Das Reisegepäck der Reisenden, d. h. die von diesen behufs des Ge- 
brauchs auf der Reise mitgefohrten Sachen und deren Behältnisse, 
auch die im Manifeste nicht verzeichneten Reiseviktualien der Schiffer 
und Passagiere in verhältnissmässiger Quantität, welche mit der bil- 
ligsten Umsicht nach der Länge der Reise, der Stärke der Beman- 
nung etc. zu bestimmen ist. 

2) Wagen, welche die mit den Dampfschiffen Reisenden mit sich führen; 

3) Schiffe und Böte jeder Art; 

4) die zum Inventario eines in der Fahrt begriffenen Eibschiffs gehöri- 
gen Gegenstände mit Einschlnss der zu dem Verdecke eines solchen 
Fahrzeuges zugerichteten Breter, auch, in Ermangelung solcher, die 
zur Bedeckung der Ladung nöthigen losen Breter, und zwar: 

1) bei Schiffen unter 10 Last Ladungsfähigkeit 1 Schock, 

2) „ „ von 10 — 25 „ „ . 2 „ 

3) „ „ „ 25 — 46 „ „ 2Va „ 

4) „ „ „ 45 und mehr Last „ 3 „ 
ingleichen Unterlagebreter zum Bedarf der Schiffer beim Laden der 
Waaren ; 

5) Leinpferde, zurQckgeflährt werdende; 

6) Flossgeräthe, rflckgehende; 

7) Schiffsgeräthschaften, welche aus den zu Hamburg verkauften abgän- 
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gigen Schiffen elbaufwärts zurückgeführt werden, unter der Bedin- 
gung, dass von den Schiffern neben dem Manifeste eine von dem zu- 
erst passirten Zollamte beglaubigte Specifikation producirt werde, auf 
welcher sich jeder etwaige Abgang durch das betreffende Zollamt 
verijQcirt finden muss. 



HL Staats vertrage, die Beg^lining des Bninshanser Zolls betreffend» 

geschlossen und unterzeichnet zu Dresden am 13. April 1844. 

In Gemässheit der Art. 108—116 der Wiener Kongressakte vom 
9. Juni 1815 haben die Eibuferstaaten über eine verbesserte, Schiffahrt 
und Handel erleichternde Ordnung des Systems und der Kontrole der 
Abgaben, welche die Hannoversche Regierung von den aus der Nordsee 
gekommenen, elbaufwärts die Mündung der Schwinge passirenden Waaren 
unter der Benennung des Brunshauser- (ehemals Stader-) Zolles zu er- 
heben hat, durch die zweite zu Dresden versammelte Elbschiffahrts- Re- 
visionskommission eine Verhandlung eintreten lassen. 

Zu derselben haben 

[folgen die Namen der Staaten und der BevoUtnächtigten.] 

als Kommissarien bestellt, welche sich, unter Vorbehalt der allerhöch- 
sten, höchsten und hohen Ratifikationen, über folgende Bestimmungen 
geeinigt haben: 

Art. 1. Die Verhältnisse des Brunshauser Zolles sind durch das in der 
Anlage I enthaltene Regulativ geordnet, welches mit dem 1. Oktober 1844 
in Kraft tritt und nur unter allseitiger Zustimmung der kontrahirenden 
Staaten abgeändert werden kann. 

Art. 2. Den künftigen Elbschiffahrts -Revisionskommissionen steht es 
zu , den Tarif und die sonstigen Verhältnisse des Brunshauser Zolles in der- 
selben Art und Form, wie diejenigen der übrigen Eibzölle zur Erörterung 
zu ziehen, und namentlich die dem Tarife als Anlage IV beigefügte Ge- 
wichtstabelle , welche dazu bestimmt ist, die Verzollung derjenigen Waaren 
zu erleichtem, die regelmässig nach Gewicht nicht verkauft und versandt 
werden, mit dem wahren und durchschnittlichen Gewichte der darin enthal- 
tenen Gegenstände in Uebereinstimmung zu erhalten und nach Bedürfniss zu 
vervollständigen. 

Art. 3. Die zur Ausführung des vereinbarten Regulativs erforderlichen 
weitem Verfügungen werden von der Hannoverschen Regierung erlassen, 
dürfen jedoch den Bestimmungen desselben und dieses Staatsvertrags nicht 
widersprechen. 

Art. 4. Sollte die Regierung eines Eibuferstaats durch eine Entschei- 
dung des Brunshauser Eibzollgerichts ihre vertragsmässigen Rechte beein- 
trächtigt finden, so bleibt es derselben vorbehalten, hierüber mit der Han- 
noverschen Regierung in Verhandlung zu treten. 
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Art. 5. Die Hannoversche Regierung wird in Beziehung auf den Bruns- 
hauser Zoll die Schiffahrt sämmtlicher Eibuferstaaten stets an allen Vortheilen 
und Begünstigungen theilnehmen lassen, welche in jener Beziehung der 
Schiffahrt der am meisten begünstigten Nationen durch Vertrag zugestanden 
worden sind oder künftig zugestanden werden. 

Es bezieht sich dies jedoch, wie sich von selbst versteht, nicht auf die 
dem Binnenlandsgute in Binnenlandsfahrzeugen und dem Hamburgischen 
Bürgergute in Bürgerschiffen zugestandenen oder künftig zuzugestehenden Be- 
freiungen und Erleichterungen. 

Art. 6. Der Art. 15 der Elbschiffahrtsakte und sämmtliche frühere, 
diesem Vertrage und dessen Anlagen widerstreitenden Ansprüche und Bechts- 
verhältnisse sind hiermit aufgehoben. 

Art. 7. Die Ratifikationen dieses Vertrags werden gleichzeitig und in 
Verbindung mit denen zu der Schlussakte der zweiten Elbschiffahrts- Revi- 
sionskommission ertheilt und ausgewechselt werden. 

Dessen zur Urkunde ist dieser Vertrag von den Bevollmächtigten unter- 
zeichnet und untersiegelt worden. 

Geschehen zu Dresden, den 13. April 1844. 



Separatvertrag^. 

Bei Abschliessuug des Staatsvertrags vom heutigen Tage, die Re- 
guliruDg des Brunshauser Zolles betreffend, haben die uuterzeiehiieten 
Kommissaiien noch über folgende Separatartikel sich geeinigt, welche, 
obwol zur unmittelbaren Veröffentlichung nicht bestimmt, dennoch der 
Ratifikation unterUegen und dieselbe Kraft und Wirkung haben sollen, 
als wenn dieselben jenem Staatsvertrage Wort für Wort einverleibt wären. 

Separatartikal A zum Art. l des Staatsvertrags und zum Tarife. Die 
Hannoversche Regierung wird auf den Grund des vertragsmässigen Tarifs 
ein specificirtes und alphabetisch geordnetes Waarenverzeichniss unter Hin- 
zufügung der für bestimmte Waaren verabredeten festen Gewichts- und Tara- 
sätze aufstellen lassen , dasselbe vor dessen Verkündigung der Dänischen Re- 
gierung und dem Senate der freien und Hansestadt Hamburg mittheilen und 
die dazu etwa zu machenden gegründeten Bemerkungen bereitwilligst be- 
rücksichtigen. 

Separatartikel B zum Art. 1 des Staatsvertrags und zum Tarife. Die 
Hannoversche Regierung wird für neu aufkonunende oder in dem Tarife nicht 
berücksichtigte Waarenartikel (Jewichtszollsätze, welche ein Viertelprocent 
des Preises der Waaren nicht übersteigen, festsetzen und diese nicht allein 
öffentlich bekannt machen, sondern auch der jedesmaligen nächsten Elb- 
schiffahrts -Revisionskonmiission zur Nachricht mittheilen. 

Separatartikel C zum Art. 2 des Staatsvertrags und zum Tarife. Die 
Hannoversche Regierung wird den Tarif des Brunshauser Zolles nach jedes- 
maligem Ablaufe fünfundzwanzigjähriger Zwischenräume auf Antrag der 
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Qbrigen Eibuferstaaten einer Revision bei der Elbschiffabrts-Revisionskommis- 
sion zu dem Zwecke unterwerfen, um diejenigen Tarifzollsätze, welche nach 
dem Durchschnitte der alsdann zuletzt verflossenen drei Jahre mehr als drei 
Achtelprocent des Hamburger Börsenpreises der unter jenen Positionen be- 
griffenen Waaren ausmachen, auf ein Viertelprocent des ausgemittelten 
Dnrchschnittpreises — wobei jedoch Bruchpfennige des daraus sich ergeben- 
den neuen Zollsatzes stets für voll angesetzt werden sollen — zurückführen. 

Ausgenommen von dieser Verabredung bleiben die Tarifpositionen: Stein- 
kohlen, Kaifee, Getränke, Reis und Reismehl; die uijter der Position „Süd- 
früchte" im Tarife namhaft gemachten Artikel , Taback und Tabacksfabrikate, 
Thee, Zucker, Thran, Felle und Häute, Spinnmaterialien, Gespinste und 
Gewebe. 

Die Hannoversche Regierung erklärt jedoch Ihre Bereitwilligkeit, auch 
rücksichtlich dieser ausgenommenen Artikel, wenn bei einem oder mehreren 
derselben eine erhebliche und dauernde Preisverminderung das dringende Be- 
dürfhiss einer weitern Ermässigung des Bruushauser Zolles begründen sollte, 
den bei Gelegenheit künftiger Elbschüfahrts- Revisionskommissionen auf der- 
artige Ermässigungen gerichteten Anträgen der Eibuferstaaten thunlichst 
entgegenzukommen. 

Separatartikel D zum Art. 3 des Staatsvertrags und §. 11, No. 2 des 
Regulativs. Die Hannoversche Regierung wird im Verwaltungswege die Er- 
leichterung der Zollabfertigungen dadurch befördern, dass sie für einige 
Gegenstände, namentlich Mahagoni- und Cedernholz in Blöcken und Bretern, 
Steinzeug etc. die Ansetzung des nicht deklarirten Gewichts unter Zugrunde- 
legung des Kubikgehalts oder eines sonstigen passenden Massstabes vor- 
nehmen lässt und zu diesem Zwecke den ihr von dem Handelsstande der 
Seestädte mitgetheilten Notizen die thunlichste Berücksichtigung bereitwillig3t 
zu Theil werden lassen. 

(reschehen zu Dresden, den 13. April 1844. 



Sechster Abschnitt. 

Dritte Elbschiffahrts- Revisionskommission, in 
Magdeburg 1850-1854. 



L Bestrebungen des Handelsstandes, 1844—1847. PartleUe 
ElbzoU-Ermässigrungen, 1848. 

Nachdem die Ergebnisse der durch die Unterzeichnung der Addi- 
tionalakte vom 13. April 1844 und des Staatsvertrages über den Bruns- 

Die Clbiftne. 10 
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hauser Zoll beendigten 20monatlichen Verhandlungen der zweiten Revi- 
sionskommission bekannt geworden, äusserte sich in den bedeutenderen 
Eibplätzen die getäuschte Erwartung und die Unzufriedenheit des Han- 
delsstandes in unzweideutiger Weise. 

In Hamburg wurde von der Bürgerschaft, deren Mitgenehmigung 
für die Gültigkeit aller vom Senate für die Stadt abgeschlossenen Ver- 
träge erforderlich ist, die Ratifikation der in der Dresdener Elbschiffahrts- 
Kommission abgeschlossenen Verträge am 25. Juli 1844 abgelehnt, und 
diese Ablehnung bei Wiederholung des Antrages am 4. September, und 
zum dritten Male am 12. September desselben Jahres bestätigt. Nur 
durch das in der Hamburgischen Verfassung gegebene Auskunftsmittel 
einer endgültigen Entscheidung bei sonst nicht zu erledigenden Dissensen 
zwischen Senat und Bürgerschaft durch eine für solche FäUe niederzu- 
setzende gemischte Deputation von 20 Mitgliedern, zur Hälfte von der 
Bürgerschaft aus ihrer Mitte gewählt, zur Hälfte aus dem Senate durch 
das Loos bestimmt, gelang es schliesslich, die Ratifikation abseiten Ham- 
burgs für jene Verträge zu Stande zu bringen. Das Hauptmotiv zu sol- 
chem Widerstreben lag allerdings in dem geforderten Verzicht auf die 
durch den Stader Recess vom Jahre 1691 und die demselben angehängte 
Taxe vom Jahre 1692 gewährten vertragsmässigen Rechte, allein auch 
die Unterlassung irgend wesentlicher Ermässigungen hinsichtlich der 
oberelbischen Zölle ward schmerzlich empfunden. 

In Sachsen wandte sich die Handels- nnd SchifTerinnung in Dres- 
den mit dringender Vorstellung wegen der durch die Additionaiakte fest- 
gesetzten Eibzollverhältnisse und dem Ersuchen um Abhülfe an das 
Ministerium wie an die Ständeversammlung. 

In Magdeburg Hessen der Magistrat und die Vorsteher der Kauf- 
mannschaft gemeinschaftUch eine umfassende Denkschrift über die Eib- 
zölle ausarbeiten, die sie als Manuskript gedruckt den hohem Behörden 
übergaben, und die später auch durch den Buchhandel verbreitet ist 
Dieselbe trägt das Datum des 22. Februar 1845. Es heisst in dieser 
amtlichen Denkschrift: 

„Es hat die Dresdener Revisionskommission zwar in Betreff der 
polizeilichen Verhältnisse der Schiffahrt, durch Umwandlung und Ver- 
einfachung des Zolles in Bezug auf Gewicht, Münze und Verzollungsnorm, 
und durch die versuchte Fürsorge für Herstellung einer bestimmten Fahr- 
tiefe Dankenswerthes geleistet. Allein eine Erleichterung ist dem Eib- 
verkehr ^ederum nicht zu Theil geworden. Nur Gegenstände von der 
untergeordnetsten Handelswichtigkeit, als Bimsstein, Champignons, Eber- 
eschenbeeren, Elennthier- Geweihe, Erdbeeren, Gemshömer, Meth, Mor- 
cheln, Mumme, Ale, Porter, Senftnehl, hölzerne Stöcke, thöneme Tabacks- 
pfeifen, Tauben u. s. w., sind im ElbzoU ermässigt, Artikel, die in so 
geringen Quantitäten vorkommen, dass alle Artikel zusammengenommen 
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nicht einem einzigen Artikel, wie Heringe, Farbehölzer, Reis, gleich- 
kommen. 

Die Umwandlung der Rekognitionsgebühr in einen Zuschlag zum 
Eibzolle ist sogar in einer Weise vollzogen, dass die för unsem Handel 
wichtigsten Waarenartikel noch merklich höher belastet sind. 

Wollten die Vertreter des Handelsstandes und der Stadt diese Re- 
sultate der Revisionskommission einfach hinnehmen, und die Erföllung 
ihrer Anträge einer neuen, erst nach 5 Jahren zusammentretenden Kom- 
mission überlassen, so würden sie ihre Pflicht verkennen und nicht ge- 
ringe VerantwortHchkeit auf sich laden. 

Denn schon jetzt liegt Magdeburgs Handelsverkehr im Abbruche, 
eine nothwendige Folge der auf der Elbe lastenden hohen Zölle und Ab- 
gaben. Immermehr wendet sich der Handelsverkehr von der Elbe fort, 
zum Theil nach entfernt liegenden unnatürlichen Bahnen. Dagegen dehnt 
sich das Verkehrsgebiet des weniger belasteten Oderkurses über seine 
natürlichen Grenzen aus, und jedes Jahr bringt neue Waarenartikel, 
wdche von andern fremden Handelsstrassen in Magdeburgs natürUches 
Handelsgebiet versendet werden. 

Insbesondere hat die im Jahre 1841 erfolgte Sundzollermässigung 
dem mit der Elbe konkurrirenden Oderkurse ein verstärktes Ueber- 
gewicht gewährt. 

Dass wir unter solchen Umständen die Lage unsers Handels unserer 
Hohen Staatsregierung ausführlich darlegen und die Eibzollverhältnisse 
zum Gegenstand erneuerter Anträge machen, wird man gerechtfertigt 
finden. Es ist dies der einzige Weg, den wir noch betreten können, 
nachdem uns von der Dresdener Revisionskommission die Hülfe versagt 
ist, die wir erwarteten." — 

„Die Anträge des Magistrats und des Handelsstandes der Stadt 
Magdeburg gehen daher in BetreflF der ElbzöUe dahin: 

a) durch baldige Zusammenberufimg einer neuen Revisionskommission 
der Elbschiffahrtsakte und durch Anwendung der sonst zu Gebote 
stehenden Mittel auf eine wesentliche Herabsetzung des Normal- 
satzes der ElbzöUe zu wirken; 

b) bis dahin aber, wo diese Herabsetzung erlangt worden, dem Magde- 
burger Handel, zunächst auf gewisse Waarenkathegorien, einen an- 
gemessenen Betrag der bezahlten fremden ElbzöUe aus der Staats- 
kasse zurückzuvergüten." — 

Als die eben besprochenen und ähnliche VorsteUungen einzelner 
Handelskorporationen ohne aUes Resultat blieben, während dagegen in 
den Jahren 1846 und 1847 durch die Konkurrenz des Oderkurses und 
der jetzt fertig gewordenen Berhn- Hamburger Eisenbahn der Transport 
der dem voUen ElbzoU unterUegenden Artikel auf der Elbe augenschein- 
lich bedeutend abnahm, vereinigten sich im November 1847 in Magde- 

10* 



Digitized by 



Google 



148 6. Abschmtt. I. Antrage der Handelsvorst&nde an Eibplätzen. 1845—1847. 

bürg Delegirte der Aeltesten der Kaufmannschaft in Magdeburg, der 
Handelskammer für Halle und die Saalörter, der Aeltesten der Kauf- 
mannschaft in Berlin, der Administration der Handelsinnung in Dres- 
den, des Handelsvorstandes in Leipzig, des Handelsvorstandes und 
der Schiffahrtsgesellschaft in Prag, der Gesellschaft der Kommerzirenden 
in Altona und der Kommerzdeputation in Hamburg, um die Ange- 
legenheit der Eibzölle gemeinschaftlich zu berathen. Das Ergebniss die- 
ser Berathung war, dass nur eine durchgreifende Herabsetzung des Elb- 
zolles für die dem vollen Zollsatze unterliegenden Artikel, und darunter 
insbesondere Baumwolle, Kaffee, Reis, Palmöl, Thran, Südsee- 
Salpeter, Quercitron, Soda, Schwefel, Heringe, Schmack, 
Farbehölzer, Harz, eine wirksame Abhülfe verspreche. Man beschloss, 
eine gemeinsame Denkschrift hierüber abzufassen, welche die einzelnen 
Handelsvorstände ihrer Regierung einzureichen und auch sonst zur Her- 
beiführung der gewünschten Massregeln zu benutzen hätten. 

Aus der als Manuskript gedruckten ausführUchen „Denkschrift in 
BetreflF des Eibverkehrs und der ElbzöUe" vom 12. November 1847; mögen 
hier nur nachstehende Passus vorgelegt werden: 

„Die Unterzeichneten glauben nach umsichtiger Erwägung der Ver- 
hältnisse und nach ihrer einstimmigen und innigsten Ueberzeugung — 
keineswegs in Befolgung der verbrauchten, und den hohen Regierungen 
gegenüber unwürdigen Regel, um etwas zu erhalten, soDe man viel ver- 
langen, — die bestimmte Ansicht aussprechen zu müssen, dass nach 
Lage der Sache eine grössere Reduktion des ElbzoUes [als auf die Hälfte] 
nachgesucht werden müsse. Würde die Handelsvorstände nicht mit 
vollem Rechte der schärfste Vorwurf sowol von Seiten der Regierungen, 
wie des durch sie vertretenen Handels- und Schiiferstandes treffen, wenn 
sie bei dem gegenwärtigen entscheidenden Momente eine Massregel an- 
empfehlen, welche von Anfang an, oder zuverlässig doch nach wenigen 
Jahren, sich als ihren Zweck, die Erhaltung und Belebung des grossen 
Eibverkehrs, verfehlend erweisen müsste? 

Unter den jetzigen Verhältnissen erscheint eine allgemeine Ermässi- 
gung des ElbzoUes fttr die jetzt dem Normalsatz unterliegenden Handels- 
artikel auf V* dieses Betrages, in Verbindung mit einigen speciellen An- 
ordnungen der Preussischen, der Sächsischen und der Oesterreichischen 
Regierung, als das rechte Mittel, der Eibschiffahrt ein fröhliches Gedeihen 
zu sichern. Mittelbar würden durch eine solche grossartige Massregel 
die gesammten Verkehrs- und Industrieinteressen eines grossen und 
wichtigen Theües von Deutschland einen ganz wesentlichen Aufschwung 
gewinnen. 

Die angedeuteten speciellen Anordnungen würden folgende sein: 

Was von Preussen und Sachsen bereits seit einer Reihe von Jahren 
mit dem segensreichsten Erfolge ausgeführt ist, dass sie die ihnen zu- 
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stehenden Flussschiffahrtsabgaben für den direkten Verkehr ihrer Staaten 
aufgehoben haben, diesem Vorgange möge auch die hohe Oesterreichische 
Regierung folgen, und für den Böhmischen Schiffahrts verkehr den voll- 
ständigen Erlass der von ihr noch erhobenen Elb- und Moldauzölle ein- 
treten lassen. Eine solche Massregel erscheint um so billiger, da die 
durchgängige Reduktion der Tarif klasse des Normalzolles, der geogra- 
phischen Lage nach , Böhmen im ausgedehntesten Masse zugute kommen 
mfisste. Die eigene Regierung hat doch zunächst den natürUchen Beruf, 
zur Beförderung des wohlthätigen Zweckes einer Belebung des bis dahin 
gewaltsam niedergehaltenen Böhmischen Eibverkehrs, mit der vollstän- 
digsten Liberalität voranzugehen. Auch erscheint eine solche Beseitigung 
der Elbe- und Moldauzölle in Böhmen um so zeitgemässer, da die 
Dresden -Prager Eisenbahn der dort durch niedrigen Wasserstand er- 
schwerten Flussschiffahrt, selbst nach Beseitigung jener Zölle, eine nur 
schwer zu bestehende Konkurrenz schaffen wird. 

Was Sachsen und Preussen betrifft, so verhält es sich bekanntlich 
mit der gegenseitigen Elbzollerhebung so, dass nach dem ZoUvereinigungs- 
Vertrage von 1833 bei unmittelbarer Durchfuhr nur V* des Elbzollan- 
tbeils des andern Staates zu entrichten ist, welches sogenannte Elbzoll- 
viertel seit dem 1. Januar 1846 noch um ein Drittel reducirt wurde, also 
gegenwärtig V^ beträgt. Dem Wortlaute nach herrscht bei dieser üeber- 
einkunft vollständige Gegenseitigkeit. In der Praxis jedoch musste die 
Bestimmung des ElbzoUviertels sich zum Nachtheil des Sächsischen Elb- 
verkehrs ausweisen, da Sachsen sehr grosse Quantitäten Waaren von 
Hamburg bezieht und dahin ausführt, deren Wassertransport also jener 
Preussischen Abgabe oder der Umladung unterUegt, während dagegen 
zwischen Böhmen und Preussischen Plätzen ein verhältnissmässig wenig 
lebhafter Verkehr besteht, die Erhebung des Sächsischen Eibzollviertels 
vom Preussischen Verkehr mithin wenig in Anwendung kommt. Diese 
thatsächliche Ungleichheit in den Eibzollverhältnissen des Preussischen 
und Sächsischen Verkehrs, welche mit der Grundidee der allgemeinen 
Zollvereinigung nicht im vollen Einklänge zu stehen scheint, hat bisher 
manche Misstimmung hervorgerufen. Es ist der gemeinsame Wunsch der 
Preussischen wie Sächsischen Handelsvorstände, dass für den Fall einer 
betreffenden umfassenden Regulirung des ganzen Eibzollwesens auch die- 
ser Unterschied in der Behandlung des beiderseitigen Verkehrs wegfalle 
und beide Uferstaaten sich gegenseitig völlige Befreiung von den Huss- 
zöllen gewähren. 

Um diese Gleichstellung ganz durchzuführen, würde die hohe Sächsi- 
sche Regierung bis zu einem desfallsigen Abkommen mit den Anhaltschen 
Herzogthümem , wie solches zwischen diesen und Preussen seit längerer 
Zeit besteht, fortzufahren haben, für den betreffenden Sächsischen Ver- 
kehr den Betrag der entrichteten Anhaltschen Elbzollantheile zurückzu- 
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vergüten. In finanzieller Rücksieht wird dies für die Sächsische Regie- 
rung künftig um so weniger Bedenken haben, da dann ja auch für die 
Anhaltschen Zölle die Reduktion auf V4 eingetreten wäre und ausserdem 
die provisorisch stattfindende Rückvergütung der Hälfte des Preussischen 
Eibzollviertels für die aufwärts gehenden Güter wegfallt. 

Für den Böhmischen Verkehr würden Preussen und Sachsen das 
jetzt beobachtete allgemeine Princip der Erlassung von Vs ihrer ElbzoU- 
antheile auch für die nach der neuen Regulirung eintretenden Zollsätze 
zu befolgen haben. 

Dass Preussen das jetzt noch von dem eigenen Verkehr erhobene 
Rekognitionsgebühr-Aequivalent, von S'A Pf- per Centner für die Strecke 
unterhalb Magdeburg und von 1 V4 Pf. für die Strecke von da bis Mühl- 
berg, bei einer umfassenden Erleichterung der Eibschiffahrt bereitwilKg 
aufgeben würde, darf gewiss mit Zuversicht erwartet werden, da es nur 
eine einfache Folge der bisher schon hinsichtlich der Hussschiffahrt 
beobachteten und bewährten Grundsätze ist. 

Wenn wir nun das Ergebniss dieser gleichzeitig beantragten specicl- 
len Anordnungen mit dem in Vorschlag gebrachten allgemeinen Grund- 
satz einer durchgängigen Reduktion des vollen Eibzollsatzes auf V4 zu 
eiiter Uebersicht zusammenfassen, so zeigen sich folgende Zahlenver- 
hältnisse: 

Das Verhältniss der gegenwärtigen ElbzoUbeträge zu der vorgeschla- 
genen Regulirung würde sich wie folgt stellen: für den Magdeburger und 
Berliner Verkehr: statt 6 Sgr. 8% Pf. künftig 1 Sgr. 1% Pf.; für den 
Sächsischen Verkehr: statt 7 Sgr. 9 Pf. künftig ebenfalls 1 Sgr. 7V4 Pf.; 
für den Böhmischen Verkehr: statt 26 Sgr. 3 Pf. künftig 6 Sgr. V« Pf. 

Die unterzeichneten Handelsvorstände haben die feste Zuversicht, 
dass die Einführung der vorstehend empfohlenen Regulirung nicht allein 
in Rücksicht auf die kommerziellen Interessen wahrhaft grossartige und 
überraschende Resultate zur Folge haben, sondern auch sdbst in Be- 
tracht der Elbzollkassen sich als zeitgemäss erweisen wird. Man muss 
von der gemssen Voraussetzung ausgehen, dass bei Fortdauer der gegen- 
wärtigen Zollbelastung die Wasserstrasse zwischen Hamburg imd Witten- 
berge von den normalzollpflichtigen Artikeln bald fast ganz verlassen sein 
würde, dass es für den Elbzollertrag doch jedenfaUs vortheühafter aus- 
kommen dürfte, statt den vollen ElbzoU von den ausnahmsweise noch 
stattfindenden wenigen Verladungen zu nehmen, V4 desselben als Regel 
von der grossen Importation und Exportation des ausgedehnten und ge- 
werbfieissigen Elbhaudclsgebietes zu erheben, — von einem Verkehr, der 
dann von Jahr zu Jahr ansehnlich wachsen wird. Die Erhaltung und 
Belebung des Flussverkehrs mit Stückgütern steht überdies im innigsten 
Zusammenhange mit der Zunahme der Verschiff'ungen der übrigen, niedri- 
^iir turifirten Woiirenklassen. — Wie viel bedeutendere Waarenquanti- 
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täten wird nicht jdlein Böhmen in direkter Eibfahrt künftig erhalten und ver- 
senden, wenn seine natürliche Handelsstrasse, statt wie noch vor kurzem 
mit 33 Sgr. per Centner belastet zu sein, künftig nur circa 6 Sgr. zu 
entrichten haben wird. Würde nicht dieses, sowie die allgemeine Zu- 
nahme des Verkehrs auf der Oberelbe auch den untern Elbzollämtern 
hauptsächlich mit zugute kommen ?^^ 

Wenn diese gemeinschaftliche Denkschrift der acht Handelsvorstände 
auch nicht den Erfolg hatte, den beantragten sofortigen Zusammentritt 
einer ausserordentlichen Eibrevisionskommission herbeizuführen, so be- 
wirkte sie und die sich hieran schliessende specielle Vorstellung bei der 
Hannoverschen, der Mecklenburgischen und der Dänischen Regierung doch 
eine theilweise wesentliche Erleichterung des Elb Verkehrs, indem für die 
in der Denkschrift besonders dringlich empfohlenen Artikel, mit Aus- 
nahme von Baumwolle, Kaffee und Reis, eine beträchtliche Herabsetzung 
des Eibzolls, nämUch resp. auf ein Viertel, ein Fünftel und ein Zehntel 
des Normalsatzes von den drei genannten Regierungen im Verwaltungs- 
wege im März 1848 verfügt wurde. Die darüber ergangene Bekannt- 
machung des Generalzollkammer- und Kommerzkollegiums in Kopen- 
hagen vom 11. März 1848 (mit der die von Hannover und Mecklenburg 
erlassenen Verfügungen dem Inhalte nach genau übereinstimmen) lautet, 
wie folgt: 

Bekanntmachung, betreffend mehrere Ermässigungen des ElbzoUs. 

„Nachdem schon längere Zeit, zur Erleichterung der Schiffahrt, auf 
eine IJrmässigung des Elbzolls für mehrere Waaren , Bedacht genommen 
und nunmehr eine desfallige Verständigung mit der Hannoverschen Re- 
gierung und mit der Mecklenburg- Seh werinschen Regierung zu Wege 
gebracht ist, werden, in üebereinstimmung nüt der allerhöchsten Reso- 
lution Seiner Majestät des Königs, folgende Waaren von dem Normal- 
satze bis weiter ermässigt: 

auf ein Viertheil des Normalsatzes: 
Baumöl, Färbeholz und Quercitron, Harz, Palmöl, Schwefel- 
säure (Vitriolöl) und Sumach; 

auf ein Fünftheil des Normalsatzes: 
Soda, Schwefel und Thran; 

auf ein Zehntheil des Normalsatzes: 
Heringe und Südsee-Salpeter. 

Diese Ermässigungen treten mit dem 1. April d. J. in Kraft. 
Vorstehendes wird für alle, die es angeht, zur Nachricht und Nach- 
achtung hierdurch bekannt gemacht." 
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n. Verhandlungen der zu Magdeburg versammelten dritten 
Elbschiffahrts-Bevisionskommission. *) 

Die politischen Verhältnisse im Jahre 1849 verzögerten den für die- 
ses Jahr bestimmt gewesenen Wiederzusammentritt der Elbschifiahrts- 
Revisionskommission; dieselbe wurde aber im Herbste von der Preussi- 
schen Regierung nach Magdeburg zusammenberufen. 

Die Verhandlungen über den ElbzoUtarif wurden durch folgenden 
Antrag des Oesterreichischen Bevollmächtigten in der 2. Konferenz 
(den 24. September 1850) eröfinet:**) 

„Es wolle von den übrigen Regierungen zur Förderung der gemein- 
samen Handels- und Schiffahrtsinteressen die Zustimmung dazu ertheilt 
werden, dass der gegenwärtige ElbzoU auf dem ganzen Eibstrome gänz- 
üch, und zwar auf der Oberelbe bis zur Hannoverschen Grenze ohne 
Aequivalent, auf der Eibstrecke von dieser Grenze an bis Hamburg 
nöthigenfalls gegen theilweise Entschädigung mittels eines nach dem Vor- 
ausgelassenen einzurichtenden Schiflfszolles, vertragsmässig in WegfeU 
konune, woraus dem Eibverkehre in den Staaten von Oesterreich, Sachsen, 
Preussen und in den Anhaltschen Herzogthümem die völlige Abgaben- 
freiheit, in den übrigen üferstaaten aber nebst einer theilweisen Elbzoll- 
ersparung der mit der Modalität eines SchiflFszolls gegen den bisherigen 
Klassenzoll verbundene wesentliche Vortheil einer grossem Einfachheit 
und Schnelligkeit der Abfertigung und Kontrole- Amtshandlungen zu 
statten kommen würde. 

Sollten gegen den Modus einer Aequivalirung des Klassenzolls auf 
der angedeuteten partiellen Stromstrecke durch einen SchiflFszoll sich 
überwiegende Bedenken erheben, so würde sich als Alternative die Mo- 
dalität darbieten, dass Oesterreich, Sachsen imd Preussen die Bedeckung 

der bisherigen Zolleinnahme der unterelbischen Staaten durch eine 

alljährlich zu leistende Regierungsentschädigung auf sich nehmen.'^ 

Die hierauf von den übrigen Uferstaaten (in der 4. Konferenz , den 
5. November 1850) abgegebenen Erklärungen gehen dahin: 

Preussen. Dem Antrage könne man nicht beistimmen. Die völlige 
Aufhebung des Elbzolles erscheine mit Rücksicht auf diejenigen Rich- 
tungen des Landtransports, welche mit der Elbe konkurriren, schon des- 
halb nicht thunUch, weil die Durchgangsabgabe für jene Landwege nicht 
ebenfalls ganz aufgehoben werden könne. — Die Erhebung eines Schiffs- 

*) Während der ersten Periode der EommiBsion, vom 20. September bis 32. De- 
cember 1850, war, wegen bekannter politischer Verhältnisse, ein Dänischer Bevoll- 
mächtigter nicht anwesend. 

♦♦) Die aus den allgemeinen Verkehrsverhältnissen entnommene Motivirung wird 
hier übergangen , weil die nämlichen Motive in dem unten folgenden Kollektivantrag 
ansföhrlicher entwickelt sind. 



Digitized by 



Google 



6. AbBchnitt. U. Dritte (Magdeburger) RevisionskomniiBsion. 1850—1854. 153 

zoUes in der angedeuteten Art würde, wenn derselbe den untern Eib- 
staaten eine Entschädigung für ihre jetzigen Einnahmen aus dem Eibzoll 
gewähren solle, den Verkehr auf der Elbe kaum weniger bedrücken als 
der jetzige ElbzoU. Wenn aber diese Entschädigung von Preussen, 
Sachsen und Oesterreich übernommen werden sollte, so wtirden Preussen 
und Sachsen in die Lage kommen, die finanziellen Nachtheile, welche mit 
der Befreiung des Eibverkehrs von den jetzt darauf ruhenden Abgaben 
verbunden sein würden, im wesentüchen allein zu tragen, wozu wenig- 
stens für Preussen keine ausreichende Veranlassung vorliege. 

Sachsen. Die Sächsische Regierung würde sich mit der völligen 
Aufhebung des jetzt bestehenden Eibzolls auf dem ganzen Eibstrom ein- 
verstehen können, von üebernahme irgend welcher antheiligen Entschä- 
digung anderer Eibuferstaaten aber unbedingt, und zwar um so mehr 
absehen müssen, als dieselbe zeither schon durch die verfügte volle Re- 
stitution des Anhaltschen ElbzoUs und die theilweise Zurückerstattung 
der Preussischen ElbzöUe nicht unbedeutende pekuniäre Opfer zu bringen 
gehabt habe. 

Die Bevollmächtigten von Hannover, Mecklenburg und Anhalt 
hatten schon gleich in der 2. Konferenz gemeinschaftUch folgende Erklä- 
rung zu Protokoll gegeben: 

„Unter vollster Anerkennmig der Bestrebungen, welche von andern 
Regierungen, zunächst wol im Interesse des Verkehrs der Angehörigen 
des eigenen Staats, auf Ermässigung der ElbzöUe gerichtet seien, hätten 
sie von vornherein darauf hinzuweisen, dass ähnliche Verkehrsinteressen 
von einiger Erheblichkeit von Seiten der von ihnen vertretenen fünf Staa- 
ten bei dieser Angelegenheit nicht wahrzunehmen seien, und dass diese 
Regierungen sich nicht in der Lage befinden, Geldopfer zum ausschliess- 
lichen Nutzen anderer Staaten bringen zu können. — Sie seien daher 
von ihren Regierungen angewiesen worden, auf Verhandlungen zum Zweck 
einer vertragsmässigen Ermässigung der im Jahre 1844 festgestellten Elb- 
zollsätze weder im ganzen noch mi einzelnen einzugehen, insofern nicht 
vorher der Grundsatz : dass ihren Staaten für den denmächstigen Ausfall 
an der bisher durchschnittlich bezogenen Bruttoeinnahme volle Entschä- 
digung zu leisten sei, allseitig anerkannt, und zugleich die Art der Sicher- 
stellung der Entschädigung sowie der rücksichtlich derselben angenommene 
Konkurrenzfiiss befriedigend geordnet sein würden." 

In specieller Hinsicht auf die vorliegenden Oesterreichischen Anträge 
erklärten dieselben dann in der 4. Konferenz, sie würden, unter den 
obigen Vorbehalten, ermächtigt und bereit gewesen sein, an einer nähern 
Erörterung darüber Theil zu nehmen, nach den vorangegangenen Erklä- 
rungen Preussens und Sachsens würde aber eine solche Erörterung durch- 
aus fruchtlos sein. 

Hamburg. Eine Annahme der auf gänzüche oder eventuell partielle 
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Aufhebung des jetzigen Elbzolls gerichteten Oesterreichischen Anträge 
würde sehr erfreulich sein. Insofern aber das zu substituirende Lastgeld 
nur eine theilweise Entschädigung der bisherigen Elbzollerhebung be- 
zwecke, scheine es nicht ausgemacht, ob nicht die dem Eibverkehr zu- 
gedachte Erleichterung einfacher auf Grund der jetzigen Einrichtungen 
des Waarenklassenzolls sich bewerkstelligen Hesse. 

Nach Ablehnung des ursprünglichen Oesterreichischen Antrages ver- 
einigten sich Oesterreich, Sachsen und Hamburg zu fdgendem 
Kollektivantrag, der sofort noch in der 4. Konferenz zu Protokoll gege- 
ben wurde. Derselbe ging dahin: 

„An die Stelle des gegenwärtigen §. 23 der Elbschiffahrts-Additional- 
akte tritt nachstehende Bestimmung: 

An ElbzoU sollen künftig auf der Strecke zwischen Melnick und 
Hamburg nicht mehr als 16 Sgr. 11 V« Pfg. im 14-Thalerfu8S, den 
Thaler zu 30 Sgr. oder 360 Pfg. gerechnet, für den ElbzoUcentner 
Bruttogewicht erhoben werden, und zwjur: 

von Oesterreich 1 Sgr. Va Pfg. 

„ Sachsen 3 „ 2 „ 

„ Preussen 8 „ 37« « 

„ Anhalt -Köthen — „ 5 „ 

„ „ Dessau .... — „ 5 „ 
Bernburg. ... — „ 5 „ 

„ Hannover 1 « 7 « 

„ Mecklenburg 1 „ IV« « 

„ Lauenburg . — „ 6 „ 

zusanmien 16 Sgr. UV« Pfg- 
Die streckenweise Vertheilung dieser Tarifsätze wird durch die 
revidirte Anlage E bestinmit. 

Jede Aenderung der Zollstrecken und jede Vermehrung der Er- 
hebungsstellen bedarf der Zustimmung aller Uferstaaten. 
In der Anlage F zu §. 26 der Elbschiffahrts-Additionalakte sollen 
in die begünstigten Waarenklassen folgende Artikel aulgenommen, be- 
ziehentlich in eine andere Waarenklasse gesetzt werden: 

zu V4 [bei stattfindender Ermässigung des Normalzollsatzes würde 
es dann heissen zu %]: Baumöl, Farbeholz und Quercitron, Harz, 
Palm- upd Kokusöl, Sumach, Schwefelsäure, (Vitriolöl); 

femer: Baumwolle, Brot, Butter in Holzgebinden, Dividivi, Drucker- 
schwärze, Eisenwaaren, Federn (Bett-), Federweis (Alaunstein und 
Asbest), Galgant, Gummen, rohes Fischbein, gepökeltes und ge- 
räuchertes Fleisch, Häute und Felle, chromsaures Kali, Karden, 
Kartoffelmehl und Stärke, Krapp (auch Krappwurzeln, Garancine), 
Kupfer, Messing und Zinn, Mahi^oni und andere fremde Nutzhölzer 
(desgleichen Korkholz und rohe Stöcke), Manufakturwaaren aus Lei- 
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nen, Baumwolle, Wolle und Seide, sowie gemischte StoflFe, Papier, 
Porzellan, Radix alcannae, Reis, Salz- und Salpetersäure, Schellack, 
Schmälte (auch Zaflfern), Spiegel in Rahmen, trockene Südfrüchte, 
Terra Catechu und Japonica, lebendes Vieh, Weinstein (auch Cremor 
Tartari), WoUe (Schaf- und Gerber-), Zink; 

auf Vft [resp. % s. oben] Soda, Thran; femer Arsenik, Bleizucker, 
Branntwein und Spiritus, Holzwaaren aller Ali;, desgleichen hölzerne 
Spielwaaren, auch Spahngeflechte, Siebböden u. dgl, gemahlene und 
gekörnte Knochenkohle (ßeinschwarz), Pottasche, Saatöl (Hanf-, 
Lein-, Rüb- und Mohnöl), Terpentin und Terpentinöl, Zündhölzer 
und Zündrequisiten; 

auf Vio [resp. Vs s. oben] Heringe, Südsee -Salpeter, femer Sal- 
peter im allgemeinen, Getreide aller Art, Oelsaat, Oelkuchen, Pack- 
und Sackleinwand, Runkelrüben, Simp, Schwefel; 

auf V20 [resp. Vio s. oben]: Asphalt, Caput mortuum, Farbeerde, 
Graphit, gebackenes Obst, Orseille-Moos. 

Unter denjenigen für den Elbschiffahrts- Verkehr höchst wichtigen, 
gegenwärtig dem vollen Normalsatze unterliegenden Artikeln , für welche 
unter den dermaligen umständen keine weitergehende specielle Reduk- 
tion, also nur die Ermässigung auf die Hälfte beantragt wird, obschon 
sonst eine besondere Berücksichtigung gerade dieser Artikel besonders 
erwünscht sein müsste, sind hervorzuheben: Kaffee, Rohzucker, Game 
aller Art, und Weine." 

„Dem vorstehenden Antrage fügen die Bevollmächtigten die folgende 
allgemeine Begründung bei und behalten sich, wo es erforderlich er- 
scheinen sollte, weitere Erläuterangen vor. 

Im Jahre 1821 ward durch die in Gemässheit der Wiener Kougiess- 
akte vereinbarte Elbschiffahrtsakte, auf den Grund der früher nach ver- 
schiedenen Noimen stattgefundenen Eibzollerhebungen, der nicht zu 
überschreitende Normalzollsatz für die ElbzoUstrecke von Melnick bis 
Hamburg auf 27 gGr. 6 Pfg. Konventionsmünze für den Hamburger Centner 
festgesetzt. Die Absicht hierbei konnte keine andere sein, als den be- 
treffenden Eibuferstaaten durch solche Besteuerung des Eibverkehrs eine 
Einnahme zu erhalten. Wenn auch schon damals die Höhe der ElbzöUe 
für die dem vollen Satze unterliegenden Artikel sehr drückend war, so 
konnte dieser doch nicht geradezu als unerschwinglich angesehen werden. 
Die mit der Eibschiffahrt konkurrirenden Landkommunikationen und an- 
dern Handelsrouten hatten zu jener Zeit ebenfalls mit erheblichen, den 
Transport vertheuemden Schwierigkeiten zu kämpfen. Im Fortgang der 
Zeit hat sich aber dies Verhältniss wesentlich verändert. Die Rivalität 
anderer Kommunikationen und Handelsrouten ist füi' die Eibschiffahrt 
immer nachtheiliger und bedrohlicher geworden. Auch ward deshalb 
bereits bei der ersten und bei der zweiten Revisionskommission eine 



Digitized by 



Google 



156 6. Abschnitt. II. Dritte (Magdeburger) ReTiBionskommisdon. 1850 — 1854. 

Herabsetzung des Normalzollsatzes von einigen Seiten beantragt, jedoch 
ohne Erfolg. Durch die Elbschiffahrts-Additionalakte vom 13. April 1844 
ist sogar die Eibzollbelastung der dem Normalsatz unterliegenden Ar- 
tikel durch das auf den Waarenzoll geschlagene, also die normalzoll- 
pflichtigen Artikel ganz besonders treffende Aequivalent der Rekognitions- 
gebühr nicht unerheblich vermehrt worden. Der Normalzollsatz ist seit- 
dem 1 TWr. 3 Sgr. 11 Pfg. pr. Zollcentner. 

Die Höhe dieses NormalelbzoUs , welcher nach der Additionalakte 
ftti* den Zollcentner von Hamburg nach Magdeburg 17 Sgr. 4 Pfg., nach 
Dresden 28 Sgr. 10 Pfg. und nach Melnick, wie erwähnt, 1 Thlr. 3 Sgr. 
11 Pfg. beträgt, hätte nothwendig schon früher zur Folge gehabt, dass 
der grösste Theil der dem vollen Satze unterworfenen Artikel der Eib- 
schiffahrt ganz entfremdet worden wäre, also auch keinem der Ufer- 
staaten mehr eine Einnahme gewährt hätte, wenn nicht die Preussische 
und die Sächsische Regierung ihre ElbzöUe für den Verkehr nach und 
von ihren Staaten erlassen, und ausserdem durch gegenseitige Verträge, 
sowie durch Vertrag mit den Anhaltschen Herzogthümern , oder Sächsi- 
scherseits durch Zurückzahlung der Anhaltschen Eibzölle und der Hälfte 
der Preussischen Eibzollquote, wesentliche faktische Erleichterungen fftr 
die Eibschiffahrt hätten eintreten lassen. Auch für den direkten Eib- 
verkehr nach und von Böhmen sind durch die abseiten Preussens und 
Sachsens im Jahre 1847, nach Analogie der damals eingetretenen Her- 
absetzung des allgemeinen Transitzolls , verfügte Ermässigung ihrer Elb- 
zöUe um ein Drittheil, sowie neuerdings durch die Aufhebung der Oester- 
reichischen Eibzölle, Erleichterungen, unabhängig von den vertragsmässi- 
gen Bestimmungen der Elbschiffahrtsakte, eingetreten. 

Wenn es früher schon kaum zweifelhaft erscheinen konnte , dass der 
Normalsatz des ElbzoUs, falls er durchgängig nach der Bestimmung der 
Elbschiffahrtsakte zur Anwendung gekommen wäre, die diesem Satze 
unterliegenden, also gerade die für den Handel wichtigsten Artikel nach 
und nach völlig von der Eibschiffahrt hätte ausschliessen müssen, so 
ist dieses nach Herstellung der mit der Elbe parallel laufenden Eisen- 
bahnen ganz evident. 

Es kann, der Natur der Sache nach, weder mit der Absicht und 
dem Sinne der Wiener Kongressakte, noch der Elbschiffahrtsakte ver- 
einbar gelten, dass ein Tarif beibehalten werde, dessen Ausführung den 
Eibtransport der wichtigsten Handelsartikel unterdrücken müsste. 

Die Feststellung eines Normalzollsatzes, dieser Grundlage der ganzen 
Elbzollerhebung, kann unmöglich zu dem Zwecke dienen, statt einer 
Besteuerung des Eibverkehrs, gleichsam ein förmliches Verkehrsverbot 
abzugeben. Ein solcher Zustand widerspricht ersichtlich der leitenden 
allgemeinen Norm für die Tarifregulirung auf den gemeinschaftlichen 
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Strömen, die in der Wiener Kongressakte Art. 111 bekanntlich, wie 
folgt, lautet: 

„On partira, en dressant le tarif du point de vue d'encourager le 
commerce en facilitant la navigation." 

Es liegt in dieser Vorschrift unverkennbar vor allem die Bestimmung, 
dass kein Tarif aufgestellt werden sollte, weicher in Bezug auf Handels- 
zwecke die Flussschiffahrt durch die Höhe der Zölle ausschlösse. Was 
aber ursprünglich fttr die erste gemeinschaftliche Anordnung des Tarifs 
galt, muss auch für die vertragsmässige Revision der Schiffahrtsakte 
massgebend sein, wie denn auch in diesem Sinne darin auf die Bera- 
thung von Massregeln ftlr die fernere Erleichterung fttr Handel und 
Schiffahrt ausdrücklich hingewiesen wird. Wurden auch diese Bestim- 
mungen bei frühern Gelegenheiten, wo eine Ermässigung der Zölle zu 
dem Zwecke empfohlen und beantragt ward, um der Eibschiffahrt einen 
grossem Aufschwung und neue Verkehrsbeziehungen zu verschaffen, ohne 
den gewünschten Erfolg angerufen, so erscheinen sie doch um so be- 
deutsamer, wenn es sich zunächst davon handelt, der Schiffahrt ihren 
bisherigen Betrieb einigermassen zu erhalten. 

Die Beibehaltung eines vertragsmässigen Normalzollsatzes, der in 
Folge der Konkurrenz anderer ganz freier oder doch lange nicht so hoch 
belasteter Handelsrouten, für die davon betroffenen Waaren, statt einer 
Besteuerung, ein faktisches Verkehrsverbot der Schiffahrt herbeiführen 
müsste, wtlrde offenbar jenem vorhin erwähnten Grundsatze widersprechen. 
— Dass die oberen Eibuferstaaten freiwillig gewisse temporäre Handels- 
erleichterungen haben eintreten lassen, ist eine Sache für sich und kann 
bei der allgemeinen rechtlichen Beurtheilung von Fragen in Bezug auf 
die Elbschiffahrtsakte und die vertragsmässige Revision des Elbzolltarifs 
nicht entscheidend sein. 

Wenn man aber auch von der eben angedeuteten rechtlichen Sach- 
lage des ElbzoUwesens, wie die Elbschiffahrtsakte sie vorlegt, einstweilen 
absieht, und zunächst nur das faktische Verhältniss der gegenwärtigen 
Erhebung des Normalelbzolls in Betracht zieht, welche jetzt für die Strecke 
von Hamburg nach Magdeburg 6 Sgr. 8V4 Pfg-, wach Sachsen (die baaren 
Rückvergütungen der Sächsischen Regierung nicht berücksichtigt) 1 1 Sgr. 
7 Pfjg., nach Böhmen 24 Sgr. 2 Pfg. pro ZoUcentner beträgt, so ist es 
einleuchtend, dass auch hierbei der Eibverkehr mit den normalzollpflich- 
tigen Artikeln sich, der Konkurrenz der Eisenbahn gegenüber, nicht be- 
haupten kann. Die Statistik der Eibschiffahrt bestätigt dies aufe deut- 
lichste. 

Das Quantum der Wittenberge aufwärts passirten normalzollpflichtigen 
Artikel betrug in den einzelnen Jahren von 1845—1849: 
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1845: 1,999,326 Zollcentner (Versandt von Hamburg anf der 

1846: 1,850,194 „ Berbn-Hamburger-EiBenbahn.) 

1847: 1,282,111 „ (959,677 ZoDcentner) 

1848:* 699,616 „ (1,072,242 „ ) 

1849:* 637,047 „ (1,439,320 „ ) 

Verglichen mit 1845 zeigt also das letztverflossene Jahr 1849 einen 
Ausfall für den Elbverkchr von 1,362,279 Ctr., oder um circa 68 Procent. 

Und es steht mit Bestimmtheit zu erwarten, dass diese Abnahme 
des Elb Verkehrs mit normalzollpflichtigen Artikeln, wenn hinsichtlich der 
Elbzollbelastung keine alsbaldige durchgreifende Abhülfe eintritt, noch 
bedeutend weiter gehen wird. Die konkurrirenden Eisenbahnen fahren 
fort, ihren Betrieb des Gütertransports auf alle Weise zu vervollkommnen 
und billiger einzurichten, und eine dauernde Fortsetzung der jetzt un- 
natürlich niedrigen Elbschiffahrts- Frachtsätze für die normalzollpflichtigen 
Waaren, welche bisher noch, gleichsam nur zum Vortheil der Elbzoll- 
kassen, einen ansehnlichen Theil der in Rede stehenden Artikel der 
Elbe erhalten haben, ist fast unmöglich; namentlich gilt dies in Bezug 
auf die Hamburg-Magdeburger Schleppdampfschiffahrt , durch deren, allein 
im Vertrauen auf demuächstige Reform des Eibzollwesens fortgesetzte 
Anstrengungen der bisherige Eibtransport normalzollpflichtiger Güter 
hauptsächlich noch erhalten worden. 

Wenn in Betreff der elbniederwärts kommenden Güter die Ver- 
schiffung der dem vollen Elbzolle unterworfenen Artikel bisher auch keine 
gleiche Abnahme gezeigt hat, wie bei den aufwärts versandten, so hat 
dies seinen Grund darin, dass Zink wegen eigenthümlicher Geschäfts- 
verhältnisse dem Eibverkehr bisher noch geblieben ist, welcher Artikel 
allein im Jahre 1849 über 70 Procent aller elbniederwärts gekommenen 
normalzollpflichtigen Güter ausgemacht hat. Wie weiter unten noch näher 
erwähnt werden soll, wird sich aber auch dieses Verhältniss demnächst 
wesentlich ändern, falls nicht eine durchgi^eifende Massregel dazwischen tritt. 

Das Quantum der Wittenbergc elbabwärts passirten normalzollpflich- 
tigen Artikel betrug: 

1845: 489,706 ZoUctr.; nach Abzug von Zink 323,246 Zollctr. 
1846: 477,476 „ „ „ „ „ 318,205 „ 
1847: 492,440 „ „ „ „ „ 222,478 „ 
1848: 310,754 „ „ „ „ „ 141,214 „ 
1849:427,576 „ „ „ „ „ 127,316 „ 



*) Der AnsM durch die im März 1848 beliebten partieUen ZoUerm&stigiingen 
för einige, früher dem vollen ElbzoU unterworfenen Artikel, welche 1845: 2^^5,383 
Centner, 1846: 195,028 Centner, 1847: 188,391 Centner betragen hatten, ist aller- 
dings, bei ganz genauer Vergleichung, nicht ausser Acht zu lassen, raodificirt aber 
das Gesammtresultat nicht wesentlich. 
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Es hat also bei der Niederfahrt der dem Normalzoll unterliegenden 
Artikel, mit Ausschluss von Zink, wenn man das Jahr 1849 mit 1845 
vei^leicht, eine Abnahme von 195,930 Centner oder um circa 60 Procent 
stattgefunden. 

Wenn nun die im Vorangehenden angedeuteten Motive, welche sich 
aus den Fundamental -Bestimmungen der Wiener Kongressakte, aus den 
dermaligen faktischen Elbschiffahrts- Verhältnissen, sowie aus nahelie- 
genden allgemeinen handelspolitischen Rücksichten ergeben, eine Er- 
mässigung des NormalelbzoUsatzes in Betreff der von demselben bisher 
noch nicht eximirten Artikel als unabweisbar darstellen, so fragt sich, 
wie weit und in welcher Modalität diese Ermässigung zu beantragen ist 

Wenn man sich hier zunächst nur an die faktisch bestehenden Ver- 
kehrsverhältnisse hält, so dürfte eine allgemeine Herabsetzung des Nor- 
malzollsatzes auf die Hälfte des gegenwärtigen vertragsmässigen Bestan- 
des, — nämlich von 1 Thlr. 3 Sgr. 11 Pfg. auf 16 Sgr. lU/a Pfg. pr. 
ZoUcentner — vorbehaltlich einer Einreihung gewisser jetzt dem vollen 
Eibzoll unterliegenden Artikel in die schon bestehenden begünstigten 
Waarenklassen, dringend zu empfehlen sein. 

Eine solche Massregel würde zur Folge haben, dass die Eibschiff- 
fahrt von dem Transport der für den Verkehr wichtigeren Artikel nicht 
ausgeschlossen würde, während andererseits die Ermässigung den kon- 
kurrirenden Eisenbahnen einen durch andere Vortheile dieses Kommuni- 
kationsmittels bedingten bedeutenden Güterverkehr belassen wird; — dass 
femer die Elbzollkassen fortfahren, von den bisher dem Normalzoll unter- 
worfenen Artikeln eine ansehnliche Einnahme zu beziehen, — dass end- 
lich gegen die drohende Rivalität anderer Handelsrouten das bisherige 
Elbhandelsgebiet mit Aussicht auf Erfolg vertheidigt werden kann. 

Wie höchst zeitgemäss und segensreich aber auch die bisher erör- 
terte allgemeine Reduktion des Normalzollsatzes für die demselben bis- 
her unterliegenden Artikel in jeder Beziehung sein würde, so erscheint 
eine solche Massregel doch für sich allein nicht genügend, um dem Elb- 
yerkehr seine volle und auch mit dem wohlverstandenen Interesse der 
ElbzoUkassen eng verbundene Bedeutung und grössere Ausdehnung zu 
verschaffen. 

Zu diesem Zwecke bedarf es der gleichzeitigen Versetzung mehrerer 
Artikel, die bisher den vollen ElbzoU zu entrichten hatten und auf der 
Elbroute nicht in der, bei wohlfeilerer Bezugsweise zu erwartenden Menge 
eingingen, in erae niedriger tarifirte Waarenklasse. 

Wenngleich das überraschende Resultat der im März 1848 im Ver- 
waltungswege nach dieser Richtung stattgefundenen Massregel bereits öfter 
geltend gemacht worden, so darf es doch hier, des Zusammenhangs und 
des darin liegenden thatsächlichen Beweismittels wegen, nicht übergangen 
werden. 
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Verglichen mit dem Jahre 1846 zeigt nämlich das Jahr 1849 hin- 
sichtlich des Elbverkchrs mit den betreffenden, im Zoll ermässigten Ar- 
tikeln folgendes Resultat: 
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Elbzoll. 


195,028 


bei erm&ssig- 
ten ZoUs&tzen. 


536,327 



Es zeigt diese Zusammenstellung eine Zunahme des Eibtransports 
jener begünstigten Artikel um 341,299 Zollcentner oder um circa 175 
Procent, während der Verkehr der übrigen noch normalpflichtigen Ar- 
tikel, im Vergleich der beiden Jahre, eine Abnahme von 1,655,166 Zoll- 
centner auf 637,047 Zollcentner, also um 1,018,119 Zollcentner oder um 
circa Gl Procent herausstellt, welche aber noch bedeutender gewesen 
sein würde, wenn nicht eben die so anschnUch vermehrte Verschiffung 
der neuerdings im Elbzoll herabgesetzten Artikel dem Eibtransport auch 
jener Waaren aushelfend zu statten gekommen, und die Fracht auf ein 
früher kaum für möglich gehaltenes Minimum herabgedrückt wäre. 

Es soll nun allerdings nicht behauptet werden, dass bei jedem an- 
dern Artikel eine entsprechende Zollreduktion gleiche Resultate ergeben 
würde, ebenso überraschend durch die sofort eingetretene grossartige 
Wirkung auf den Verkehr, wie befriedigend für die ElbzoUkassen; alldo 
es wird doch aufs überzeugendste dadurch bewiesen der ausserordent- 
liche Einfluss einer durchgreifenden Erleichterung des natürlichen Han- 
delswegs und der möglichen Ausdehnung des Eibverkehrs. 

Bei der ausserordentlichen Konsumtionsfähigkeit und Fabrikthätig- 
keit gerade der im Elbhandelsgebiete liegenden Länder wird für die geeig- 
neten Artikel eine Herabsetzung der Eibzollbelastung auf V4 oder resp. 
Vö und Vio des gegenwärtigen Betrags einen viel ausgedehnteren Ver- 
kehr hervorrufen, der in seiner Totalität, im Vergleich mit der 1849 
oder 1850 stattgefundenen ElbzoUeinnahme, binnen nicht langer Zdt 
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durch vennehrtes Quantum der verschiflten Waaren die Verminderung 
des Zollsatzes ganz oder grossentheils kompensiren dürfte. 

Was nun die in dem Antrage namhaft gemachten einzelnen Artikel 
betrifft, so liegen die hauptsächlichen, filr alle zutreffenden Motive einer 
weitergehenden Reduktion in dem verhältnissmässig geringen Umfang des 
gegenwärtigen oder bei Fortdauer der jetzigen Eibzollverhältnisse dem- 
nächst zu erwartenden Transports derselben auf der Elbe und in der all- 
seitig bei dem betheiligten Handelsstande herrschenden Ueberzeugung, 
dass eine mö^chst wohlfeile Beziehung gerade dieser Artikel dem ganzen 
Elbhandel einen wesentlichen Zuwachs zu verschaffen geeignet sei. 

In vorstehenden Andeutungen ist versucht worden, das rechtliche 
wie faktische Verhältniss des NormabsoUsatzes, als auch die praktischen 
Bedrängnisse und Bedürfnisse der Schiffahrt kurz darzulegen. Es ist 
aber bekannüich der hauptsächliche Zweck und Wirkungskreis der Re- 
visionskommission : 

„Veranstaltungen und Massregeln zu berathen, welche nach 
neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt femer erleichtem könnten." 

Es liegt hierin, wie bereits vorhin angedeutet worden, der Natur 
der Sache nach, dass vor allem die Aufgabe der Revisionskommission 
auch darin bestehen muss, darauf Bedacht zu nehmen, den nach laut- 
redender Erfahmng unabweisUch drohenden gänzhchen Ruin der Schiff- 
fahrt rücksichtlich der wichtigsten Handelsartikel aufzuhalten. 

Die vorliegenden Anträge begründen sich auf sorgfältiger Erwägung 
der thatsächlichen allgemeinen Verkehrsverhältnisse, sowie specieller, 
praktischer Geschäftserfahmngen ; dieselben haben neben den Wünschen 
des Handels- und Schifferstandes zugleich das Interesse der ElbzoUkassen 
in Betracht gezogen, und so das Mass der Billigkeit und des wirklichen 
Bedürfiiisses gewiss nicht überschritten; sie stellen endlich die erfreulich- 
sten Resultate für die Verkehrsbelebung der wichtigsten deutschen Wasser- 
strasse in sichere Aussicht. 

Mit zuversichtlichem Vertrauen darf man demnach zu der Hoffnung 
berechtigt sein, dass diese Anträge bei den betreffenden Regiemngen 
ein williges Entgegenkommen und danach eine alsbaldige Ausführung 
finden werden." — 

Die Bevollmächtigten für Hannover, Mecklenburg und Anhalt 
gaben über diesen Antrag sofort folgende Gesammterklärung ab: 

„ Unter Bezugnahme auf ihre zum Protokolle der zweiten Konferenz 
abgegebenen Erklämngen hätten sie zu bemerken, dass der dort aus- 
gesprochene Entschluss ihrer Regiemngen unverändert fortbestehe. 

Da nun der heutige Antrag der Bevollmächtigten für Oesterreich, 
Sachsen und Hamburg auf vertragsmässige, einseitig nicht widermfliche, 
Zollermässigungen gerichtet sei, ohne für das dabei von Hannover, 
Mecklenburg und Anhalt zu bringende Opfer eine Ausgleichung darzu- 

Die ElbfftUe. 11 
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bieten, so seien sie in der Lage, denselben, wie hiermit gesdiehe, ab- 
lehnen zu müssen. Ihre Regierungen seien von der Ueberzeugnng durch- 
drungen, dass der Art. 30 der Elbschiffahrtsakte sie in keiner Weise 
verpflichte, durch Opfer von ihrer Seite gegen die Konkurrenz anderer 
Verkehrswege anzukämpfen. — Dasjenige, was in Beziehung auf jene 
Konkurrenz etwa für zweckmässig gehalten werde, müsse dem frieien 
Belieben jeder dabei betheiligten Regierung jederzeit um so mehr anheim- 
gestellt bleiben, als die Umstände, aus welchen derartige Entschliessungen 
hervorgehen könnten, wie namentlich die Eisenbahnfrachtpreise, höchst 
veränderlich seien. 

Wäre es dagegen eventuell der Wunsch der Herren Proponenten, 
dass hier widerruf üch oder höchstens auf einige Jahre bindend, efaie Ver- 
abredung über allseitige Ermässigung des ElbzoUs für die namhaft ge- 
machten Artikel oder einen Theil derselben zu Stande komme, so seien 
sie, die Votanten, hierüber die weitere Erklärung ihrer Regierungen ein- 
zuholen bereit." 

Die Bevollmächtigten für Oesterreich, Sachsen und Ham- 
burg erwiderten. 

„Sie hätten die von den Kommissarien für Hannover, Mecklenburg 
und Anhalt abgegebene Erklärung, wodurch ihr heutiger KoUektivantrag, 
in der vorgebrachten Weise, abgelehnt werde, mit aufrichtigem Bedauern 
vernommen. Sie seien der Ueberzeugnng, . dass dieser Antrag d^n Art 
30 der Elbschiffahrtsakte völlig entspricht; sie müssten daher gegen die 
entgegenstehende Auffassung sich entschieden verwahren, und nähmen im 
übrigen jene Erklärung ad referendum. 

Damit jedoch die Verhandlung über die sich als nothwendig oder 
zweckmässig erweisenden Eibzollermässigungen keine Verzögerung erieide, 
und mit Rücksicht auf das praktische Bedürfiiiss einer alsbaldigen Er- 
leichterung des Eibverkehrs, ersuchten sie, unter den obwaltenden Um- 
ständen, die Kommissarien für Hannover, Mecklenburg und Anhalt, ihrem 
schliesslichen Anerbieten gemäss zu verfehren." — 

In der 6. Konferenz (d. 14.Decemb. 1860) erklärte Preussen, dass 
es dem Oesterreichisch-Sächsisch-Hamburgischen Kollektivantrage wegen 
Herabsetzung des Eibzolles in seinem ganzen Umfange nicht zastimHien 
könne, beantragte aber semerseits: 

1) „Ermässigung des Normaleibzollsatzes auf die Hälfte des gegen- 
wärtigen Betrages von dem Zeitpunkte ab, wo die bei den ZoU- 
vereinsstaaten beantragte Ermässigung der Durchgangsabgabe in 
Kraft tritt" und, anderweit noch 

2) „die Ermässigung des Elbzollsatzes für Zink auf V4 des gegen- 
wärtigen Normalsatzes." 

Werde der Antrag in Beziehung auf eine bedingte allg^neine Er- 
mässigung des Normalsatzes angenommen und komme derselbe durch 
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ErfOHting der gestellten Bedingung zur AusfQhrung, dann werde Preussi- 
scherseits noch eine weitere Ermässigung des ElbzoUes für einen grossen 
Theil der in dem erwähnten Kollektivantrag dazu empfohlenen Artikel 
zugestanden werden. 

Der Hannoversche Bevollmächtigte bemerkte hierauf: „Seine Re- 
gierung vermöge eine Konnexität zwischen den Elbzöllen und der zoll- 
verdnsländischen Durchgangsabgabe nicht anzuerkennen. Dieselbe könne 
ihre Entsehliessungen über Eibzollermässigungen nur auf Wahrnehmungen 
und Bedtlrfiiisse der Gegenwart basiren, mithin nicht Beschlüssen in der 
Art beitreten, dass deren Ausführung erst in einer möghcherweise sehr 
entfernten Zeit, unter vielleicht ganz veränderten Verhältnissen und unter 
Voraussetzungen eintreten solle, deren Verwirklichung ungewiss und von 
der Zustimmung vieler hier nicht vertretener Staaten abhängig sein 
würde." — Im übrigen müsse er auch rücksichtlich des Preussischen 
Antrags insoweit, als derselbe auf allgemeine und unwiderrufliche Eib- 
zollermässigungen ohne Ausgleichung gerichtet sei, seine Prindpalerklä- 
rung in der 4. Konferenz wiederholen." 

In ^ichem Sinne äusserte sich der Bevollmächtigte für Mecklen- 
burg. 

In der 7. Konfer^z (d. 22. Decemb. 1850) ward darauf eine Aus- 
setzung der Verhandlungen in der Weise beschlossen, dass „man darüber 
dBverstanden war, es werde augenblicklieh und bis zum 10. Februar 
künftigen Jahres die hiesige Anwesenheit der auswärtigen Kommissarien 
nicht mehr erforderlich sein." — 

Die Wiederaufnahme der Verhandlungen erfolgte in der am 4. Aug. 
1861 abgehaltenen 8. Konferenz, wobei auch Dänemark wieder ver- 
treten war. In der darauf folgenden Konferenz (d. 7. Aug. 1851) wurde 
Preussischerseits zunächst die Erklärung abgegeben, dass die Zeitbe- 
dingung, von welcher früher die Anwendung von Ermässigungen des Elb- 
zolls abhängig gemacht worden, durch die bereits erfolgte Herabsetzung 
der zoUvereinsländischen Durchgangsabgabe erledigt sei. Dann brachte 
der Bevollmächtigte für Hannover einen Antrag folgenden Inhalts vor: 

Es sollen die in einer Anlage aufgezählten Ermässigungen des Elbzolls 
(Kaffee, Reis, Saatöle, Taback, Wein und Spirituosen, Game u. v. a. auf 
die Hälfte, — Baumwolle, fremde Nutzhölzer, Krapp, Zündhölzer und vieles 
andere auf ein Viertel etc.) von sämmtlichen Eibuferstaaten bis zu Ende 
des Jahres 1853 bewilligt werden, alsdann aber solle jedem Staate der 
Widerruf des Zugeständnisses frei stehen. — So lange jene Ermässigungen 
allseitig bestehen, sollen auch die von Preussen, Sachsen und Anhalt der 
Elbschü&hrt dermalen*) thatsächlich gewährten ElbzoUbefr-eiungen, Er- 



*) Oesterreich hatte durch Verfügung des FinanzministeriumB vom 4. Mai und 
20. Juli 1850 seine Elbzöne g&nzlich aufgehoben, mit Ausnahme för Holz, welche 
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lasse und Erstattungen fortbestehen. — Für denselben Zeitraum soll für 
Steinkohlen in der Auffahrt der ElbzoU (statt V40) auf V«o des Normal- 
Satzes festgesetzt, dagegen der Esslinger Zoll für diesen Artikel nicht 
erhoben werden. — 

„Hierdurch werde die Belastung der elbaufwärts nach Preussen ge- 
führten Steinkohlen zwar im Vergleich gegen den Status quo um 1,015 Spt 
pro Zollcentner oder 3 Sgr. 7,762 Pfg. pro Last gesteigert, dagegen im 
Vergleich gegen die bis zum l. Januar 1845 bestandenen Abgabensätze 
um 1 Sgr. 6,446 Pfg. pro Last verringert werden. Die Ermässigung der 
Abgaben für Steinkohlen vom 1. Januar 1845 ab sei nicht etwa aus einem 
für diesen Artikel hervorgetretenen Bedürfiiiss erwachsen, sondern nur 
eine zuföllige Folge der Aufhebung der Bekognitionsgebühr gewesen, 
welche man in der Additionalakte vom 13. April 1844 durch Erhöhung 
des Normalzollsatzes ausgeglichen habe. Nachdem dermalen diese Er- 
höhung von den Kaufmannsgütem nicht mehr getragen werden könne, 
scheine es weder unbillig noch sonst bedenklich, die damit historisch in 
Verbindung stehende Begünstigung der Steinkohlen wieder aufzuheben." 

Der Bevollmächtigte für Dänemark erklärte: „Meine Regierung 
geht davon aus, dass die gegenwärtige Revisionskommission hauptsäch- 
lich bezwecke, solche Veranstaltungen zu berathen, welche die Eibschiff- 
fahrt beleben und erleichtem können, und ist daher nicht abgeneigt, auf 
Ermässigungen des ElbzoUs für solche Artikel, für die sich unter den 
dermaligen Verhältnissen, im Hinblick auf die Konkurrenz anderer Ver- 
kehrswege, ein Bedürfniss herausstellt (und dies möchte von den Artikeln, 
die gegenwärtig dem vollen Normalsatz unterliegen, gelten) insoweit ein- 
zugehen, als sämmtliche betheiligte üferstaaten im Interesse der Eib- 
schiffahrt sich über eine solche Eibzollermässigung für die Dauer einiger 



Ausnahme indess späterhin auch beseitigt worden. — Der gegenseitige Erlass der 
Preussischen und Anhaltschen ElbzöUe för die Güter, welche an einem Prenssischen 
oder Anhaltschen Platze an der Elbe ein- oder ausgeladen werden, ist seit den 
Verträgen von 1828 und 1831 (s. o. Seite 96) unverändert beibehalten. — Der von 
Preussen zu erhebende Elbzoll im Betrage von 16 Sgr. 7 Pfg. per Centner ward 
durch ein Finanz-Ministerialreskript vom 27. December 1845 auf 11 Sgr. 1 Pfg. er- 
mässigt. — Von Waaren, die nach einem Preussischen Platze gehen oder daher 
kommen, wird an Preussischem ElbzoU nur das sogenannte Rekognitionsgebühr- 
Aequivalent, 3V4 Pfg. per ZoUcentner bei Wittenberge und iVi Pfg. per Centner bei 
Mühlberg erhoben. — Von Waaren nach oder von Sachsen bei direkter Durchschif- 
fung beträgt der Preussische Elbzoll 2 Sgr. 8 Pfg. per Centner. Sachsen erlässt 
seine ElbzöUe für die in einem SächBischen Elbplatze ein- oder ausgeführten Waa- 
ren, restituirt die Anhaltschen ElbzöUe far die an den dazu bestimmten Sächsischen 
Eibplätzen ein - oder ausgeschifften Waaren und erstattet auch die Hälfte des Preus- 
sischen ElbzoUs von 2 Sgr. 8 Pfg. per Centner, mithin 1 Sgr. 4 Pfg. bei denjenigen 
Waaren erster Zollklasse, welche, elbaufwärts über Wittenberge eingehend, das 
Preussische und Anhaltsche Eibstromgebiet ohne Umschlag passiren und in Meissen, 
Dresden, Pirna oder Sohandau ausgeschifii werden. 
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Jahre verständigen können, und gleichzeitig der Esslinger Zoll sammt 
Schreibgeld einer durchgreifenden Revision unterzogen, namentlich für 
Rohprodukte, wie Steinkohlen, aufgehoben würde. Der gegenwärtige 
Augenbück, wo sich die Verhältnisse der Wasserstrasse zu den konkur- 
rirenden Eisenbahnen, und die Verkehrsverhältnisse dieser unter sich, 
noch nicht fixirt haben, möchte nach diesseitigem Erachten kaum ge- 
eignet erscheinen, Tarifpositionen für eine längere Zeitdauer jetzt ver- 
tragsmässig festzustellen." 

Gegen die Hannoverscherseits vorgeschlagene Erhöhung des Stein- 
kohlenzoUs müsse er sich erklären; andererseits könne er aber auch 
nicht dafür halten, dass weitergehende Ermässigungen über eine tem- 
poräre Herabsetzung des Normalzollsatzes hinaus, wie sie der Kollektiv- 
Antrag vom 14. December 1850 etc. bezwecke, durch ein reelles Schiff- 
fahirtsbedürfiiiss geboten seien und sich ohne eine zu bedeutende Ein- 
busse der Zollkasse, zu der man diesseits nur im Fall ausreichender 
Entschädigung bereit sein würde, erreichen lassen. 

Mecklenburg erklärte sich in ähnlichem Sinne, wie Hannover, 
ausgenommen, dass die angebotenen Elbzollermässigungen wesentHch 
beschränkter waren (z. B. Kaffee, Taback, Reis, Garne sollten im Normal- 
satze verbleiben), dass aber andererseits von einer Erhöhung des Stein- 
kohlenzolls und Modifikation des Esslinger Zolls abgesehen wurde. 

Anhalt erklärte sich, unter Ablehnung der früher von Oesterreich, 
Sachsen und Hamburg, sowie der von Preussen eingebrachten Zoll- 
ermässigungsanträge, bereit, eine Aversionalabfindung für seine Elbzoll- 
einnahme, welche nach dem bisherigen Durchschnittsertrage zu berechnen 
und für die Dauer des jetzt bestehenden Vertrages mit der Krone 
Preussen wegen gegenseitiger Aufhebung der ElbzöUe zu gewähren wäre, 
anzunehmen. — 

Ueber die sich an die ebenerwähnten Anerbietungen und Vorschläge 
von respective Hannover, Dänemark, Mecklenburg und Anhalt knüpfenden 
Verhandlungen in der 9. bis 13. Konferenz gibt ein Bericht des Vor- 
sitzenden in der 13. Konferenz (d. 15. Septemb. 1851) folgende Uebersicht. 

„Bei weiterer Verhandlung der Sache sei dieses Erbieten An- 
halts abgelehnt, dagegen hätten sich dem Vorschlage Hannovers Oester- 
reich, Preussen, Sachsen, Dänemark und Hamburg unter nachstehenden 
Bedingungen und Bevorwortungen angeschlossen, und zwar: 

1) Oesterreich mit der Massgabe, dass 

a) die Artikel: Arsenik, Bettfedem, Papier und Porzellan auf V4 und 
Oelkuchen auf Vio ^^^ Normalsatzes zu ermässigen, 

b) die zu vereinbarenden ZoUenuässigungen für eine längere Zeit als 
bis Ende 1853 allseitig verbindlich zu machen seien; 

2) Preussen unter der Voraussetzung, dass derElbzoll von Zink auf 
V4 des Normalsatzes herabgesetzt werde; 
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3) Sachsen unter der Bedingung, dass 

a) der Zoll für folgende Artikel, und zwar: Porzellan, Papier und 
Eisenwaaren in der Auffahrt, ingleichen Zinn auf V^, 
Porzellan, Papier und Eisenwaaren in der Niederfcihrt, femer 
leinene, baumwollene und wollene, sowie dergleichen gemischte 
Waaren, Reis, trockene Südfrüchte, Schafwolle, ostindischer Sal- 
peter und Gummen auf V4, 

hölzerne Kinderspielwaaren, Bleizucker und Oelkuchen auf V5 des 
Normalsatzes ermässigt werde, 

b) die von Seiten Oesterreichs zugestandene Eibzollbefreiung, und 
zwar für die Fahrzeuge aller Eibuferstaaten und auf der ganzen 
Böhmischen Eibstrecke, fortbestehen bleibe; 

4) Dänemark mit der Bedingung, dass 

a) der Esslinger Zoll einer durchgreifenden Revision unterworfen, 
namentlich für Rohprodukte aufgehoben werde, 

b) der Eibzoll für Steinkohlen unverändert bleibe, 

und mit dem Wunsche, dass aller Sirup in der Auffahrt auf die 
Hälfte des Normalzolls angesetzt werde; 

5) Hamburg mit der angelegentlichen Bevorwortung, dass 

a) der Zoll für folgende Artikel, und zwar: Zinn und ostindischer 
Salpeter auf V2? 

Schafwolle, trockene Südfrüchte, Reis und Zink auf */*» 
hölzerne Spielwaaren auf V5 des Normalsatzes ermässigt werde, 

b) die verbindliche Dauer der zu vereinbarenden Ermässigungen bis 
Ende des Jahres 1857 ausgedehnt, jedenfalls aber 

c) verabredet werde, dass, falls eine Regierung später die Absicht 
hegen sollte, die jetzt zu beschliessenden Eibzollermässigungen, 
wenn auch nur theilweise, wieder aufhören zu lassen, alsdann 
mindestens sechs Monate vorher den übrigen Eibuferstaaten davon 
offidelle Anzeige zu machen und sofort der Zusammentritt einer 
Revisionskommission anzusetzen sei. 

Nach Inhalt der eben vernommenen Erklärungen hätten sich auch 
Anhalt und Lübeck den vorher genannten Staaten beigesellt, und 
zwar: 

6) Anhalt mit der Bedingung, dass 

a) die Anhaltschen Regierungen an der sich ergebenden Mehrein- 
nahme von der Erhöhung des Steinkohlenzolls einen verhältniss- 
massigen, nach den Zollquoten der unterelbischen und Anhaltschen 
Staaten zu bemessenden Antheil beziehen, und in der Erwar- 
tung, dass 

b) die Preussische Regierung sich geneigt erkläre, schon jetzt wegen 
eines neuen Abschlusses der Verträge hinsichtlich der Zölle und 
Steuern mit den Anhaltschen Regierungen in Unterhandlung zu 
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treten, und dass diese Unterhandlungen zu einem befriedigenden 
Resultate führen werden; 
7) Lübeck mit der Bedingung, dass der ElbzoU für Steinkohlen nicht 

erhöht werde, und dass, so lange in Betrefif des Esslinger Zolls 

Separatverhandlungen nicht zu einem andern Resultate führen, die 

Steinkohlen diesem Zoll unterworfen bleiben. 
Da hiemach über den Vorschlag Hannovers mancherlei, zum Theil 
wesentliche Meinungsverschiedenheiten obwalteten, so glaube er, dass es 
gegenwärtig auf den Versuch ankonuneu werde, die Meinungsverschieden- 
heiten nach der einen oder der andern Seite hin auszugleichen, als wozu 
in versöhnlichem Geiste mitzuwirken er sämmtUche Bevollmächtigte 
dringend einlade." 

Man war mit dieser Ansicht über die fernere Behandlung der Sache 
allseitig einverstanden. — 

Es fanden hierauf in diesem Sinne mehrere vertrauliche Bespre- 
chungen statt, deren Ergebniss der Entwurf einer Uebereinkunft war, 
worin ausser den später durch das Schlussprotokoll vom 2. December 
1861 bewiUigten Zollermässigungen, noch eine Herabsetzung für Zink 
auf die Hälfte, und für Baumwolle (statt auf Va) auf ein Viertel des 
Normalsatzes zugestanden waren. Diesen beiden und einzelnen andern 
wdter gehenden Ermässigungen setzte aber die Mecklenburgische 
Regierung einen ebenso entschiedenen wie beharrüchen Widerspruch ent- 
gegen. Es wurde von ihr in der 17. Konferenz (den 19. November 1851) 
unter anderm geltend gemacht: 

„Nachdem die gegenseitigen Rechte und Verpflichtungen der Elb- 
nferstaaten rücksichtlich der Verhältnisse der Eibschiffahrt in den be- 
zü^dben Staatsverträgen ihren positiven Ausdruck gefunden haben, bleibt 
es anerkanntermassen der Erwägung und völlig freien EntschUessung 
einer jeden der dabei betheiligten Regierungen anheimgestellt, inwiefern 
sie irgend welchen Abänderungen dieser vertragsmässig regulirten Ver- 
hältnisse, welche von andern Regierungen gewünscht und im Interesse 
der Elbschifiahrt für nothwendig oder zweckmässig erkannt werden, 
ihrerseits beipflichten will, oder nicht, sowie das nach den Partikular- 
interessen ziüässige Mass der Berücksichtigung derartiger Vorschläge 
auch nur von ihr selbst zu würdigen ist. 

Dass nun aber eine Regierung durch diese Partikularverhältnisse 
sich abgehalten sieht, dem auf die Erleichterung der Eibschiffahrt ge- 
richteten Bestreben soweit zu folgen, als das Interesse dieser letztem 
an sich dies immerhin wünschenswerth erscheinen lassen mag, kann um 
so weniger befremden, als jenen Staatsverträgen der doppelte Zweck zum 
Grunde liegt, einmal, die Elbschifiahrt gegen übermässigen Bedruck zu 
bewahren, dann aber auch die betheiügten Staaten in dem Genüsse der 
Intraden zu schützen, die einmal, als im Rechte begründet, von allen 
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Regierungen anerkannt wurden. Nach den bisherigen Wahrnehmungen 
hat anscheinend auch noch keine der in dieser Kommission vertretenen 
Regierungen sich in der Lage befunden, bei den Verhandlungen über 
den Eibzoll ihre Partikularinteressen völlig hintenanzusetzen. 

Bei der Verschiedenartigkeit der einwirkenden Verhältnisse kann es 
ebenso wenig auffallen, wenn das Interesse einiger Regierungen, ja selbst, 
wie in dem vorliegenden Falle, einer einzigen Regierung, den Wünschen 
und Interessen übriger Regierungen entgegentritt; und wenn dann eine 
Verständigung allerdings nur durch gegenseitiges Entgegenkommen zu 
ermöglichen ist, so darf doch nicht übersehen werden, von welcher Seite 
dabei zu Gefallen und im Interesse der andern werthvolle, theuer er- 
worbene Rechte zum Opfer zu bringen sind. 

Unter voller Anerkennung der den Wünschen befreundeter Regie- 
rungen und den Interessen des gemeinschaftUchen Stromes zu widmendes 
Rücksichten, glaubt die grossherzogl. Regierung durch ihre bisherigen 
Anerbietungen dasjenige Entgegenkommen bethätigt zu haben, wdches 
bei richtiger Würdigung der Verhältnisse, die daheim zu berücksichtigen 
ihr zur unabweislichen Pflicht liegt, in Billigkeit nur erwartet werden 
kann. Sie sieht folgeweise sich genöthigt, es dabei bewenden zu lassen, 
so sehr sie es auch bedauert, dass bei den Kommissionsverhandlai^;en 
Zeit und Mühe in Erstrebung eines Zieles verloren sind, welches nach 
den bestimmten Erklärungen ihres Bevollmächtigten sich längst als ein 
unerreichbares dargestellt hat. " 

„Mecklenburg ist weit entfernt, auf die von ihm vorgeschlagenen 
Zollermässigungen — wozu es sich nur in dem so dringend befftrworteten 
Interesse der Schiffahrt in der Erwartung bereit erklärt hat, dass darüber 
hier in der Kommission ohne zeitraubende weitere Verhandlungen eine 
üebereinkunft zu Stande kommen werde, und woran es mithin für den 
entgegengesetzten Fall sich auch nicht weiter gebunden halten könnte 
— in seinem privativen Interesse überhaupt einen Werth zu legen; wenn 
aber gesagt ist, dass die partiellen Eibzollermässigungen, wie solche in 
der Anlage des 16. Konferenzprotokolls verzeichnet, das Minimum sei^ 
was der bedrängten Eibschiffahrt als wirkliche, nicht als blosse Schein* 
koncession geboten werden könne, so hat Bevollmächtigter die Vorschläge 
seiner Regierung gegen diese letztere Bezeichnung zu verwahren. Mögen 
dieselben immerhin von andern Standpunkten aus als un^heblich und 
ungenügend betrachtet werden, ihre reelle Bedeutung verlieren sie darum 
nicht. Dass die Grenze des Wirküchen vom Scheinbaren gerade an der 
Stelle zu finden sei, wo jenes Verzeichniss sich von diesen Vorschlägen 
unterscheidet, wird nicht zu erweisen sein ; unbestreitbar aber scheint es, 
dass dem Interesse der Schiffahrt jede, mithin auch die ihr nach diessei- 
tiger Intention zugedachte Erleichterung allemal mehr entsprechen würde, 
als gai- keine." 
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Aus den ausfOhrlichen Entgegnungen auf diese Auffassung werden 
nachstehend hauptsächlich die auf die Rechtsfrage bezü^chen Bemer- 
kungen des Oesterreichischen und des Preussischen BevoUmächtigten 
mitgetheilt. 

Oesterreich. „Allerdings können Modifikationen des ver- 

tragsm&ssigen Elbzolltarifs nur durch das Einverständniss aller Uferstaaten 
zu Stande gebracht werden und es ist der Beitritt zu solchen Modifi- 
kationen der freien Selbstbestimmung eines jeden derselben vorbehalten. 
Damit ist es jedoch noch keineswegs gerechtfertigt, diesen Beitritt 
auch dann zu versagen, wemi es sich, wie hier, um Massregeln handelt, 
die zur Erfüllung einer ganz wesentlichen und unzweifelhaften Vertrags- 
abaicht nothwendig sind. Denn in der Erfüllung der Zwecke des Ver- 
trags muss selbstverständlich auch die Ausübung des Rechts, Beschlüssen 
nicht beizutreten, seine selbstverständliche Grenze finden; dass aber der 
Zweck des Art. 30 der Elbschiffahrtsakte vom 23. Juni 1821, welcher es 
als eine der Aufgaben der Revisionskommission bezeichnet, 

a Veranstaltungen und Massregehi, welche nach neuerer Erfahrung 
Handel und Schiffahrt femer erleichtern könnten, zu berathen,» 
auf fortschreitende Ermässigungen der damals vereinbarten ElbzöUe, nach 
Massgabe des sich zur Erleichterung des Handels und der Schiffahrt 
erf&hrungsmässig zeigenden Bedürfnisses, gerichtet ist, wird um so weniger 
mit Grund in Abrede gestellt werden können, als wol niemand wird be- 
haupten wollen, dass die gedachte Vertragsbestimmung nur Berathungen 
ohne wirkliche Massregeln zu jenem Zwecke im Auge habe, sondern der- 
selben, wenn sie einen vernünftigen Sinn haben soll, nur dadurch genügt 
sein wird, dass auf Grund obiger Berathungen auch entsprechende Er- 
leichterungsbeschlüsse wirklich zu Stande kommen." 

„Oesterreichischerseits vermag man daher in der erneuerten Erklä- 
rung der Mecklenburgischen Regierung, für den Zweck der Erleichterung 
des bedrängten Eibverkehrs zu etwas Mehrerem als den von ihr selbst 
gemachten, aber völlig unzulänglichen Anerbietungen die Hand nicht 
reichen zu wollen, eine der Tendenz der Elbschiffahrtsverträge entspre- 
chende Berücksichtigimg der im Laufe der Verhandlung sich heraus- 
gestellten dringenden Verkehrsbedürfnisse und daher auch jenes Ent- 
gegenkommen, welches; abgesehen von den vorgekommenen sachlichen 
Gründen , schon als Erwiderung der gegen Mecklenburg bis an die 
äusserste Grenze bewiesenen Nachgiebigkeit, hätte erwartet werden sollen, 
keineswegs zu erkennen. Vielmehr habe ich das grösste Bedauern dar- 
über auszusprechen, dass Mecklenburg ungeachtet aller Vorstellungen 
und auch ausserhalb der Kommission von meiner Regierung angewende- 
ten Mittel bei der Ablehnung selbst des schon auf so enge Grenzen 
redudrten und unter dem Bedürfniss gebliebenen Vermittelungsvorschlags 
vom 25. Oktober 1851 unbeweglich beharrt und dadurch eine Vereitelung 
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auch der bescheidensten Hofihungen herbeigeführt hat, die nic^t anders 
als den allerttbelsten Eindruck hervorbringen kann. 

Nach dem Vorausgeschickten bedarf es kaum noch der ausdrück- 
lichen Erwähnung, dass die Oesterreichische Regierung die gedachten 
Mecklenburgischen Anträge als zu unerheblich beachtet, um damit als 
schUesslichem Resultate der mehr als siebenmonatlichen Kommissions- 
arbeiten vor das Publikum zu treten; was aber nicht ausschliesst, dass 
man sich, um die langwierigen Bemühungen der Kommission nicht noch 
länger ganz unfruchtbar zu lassen, über irgendeine Form verstandige, 
um einstweilen wenigstens die mit der Verwirklichung dieser letztem 
Anträge verbundenen geringen VortheUe dem Handel und der Schiffahrt 
so schleunig als möglich, etwa im Verwaltungswege, zugänglich zu machen. 

Zugleich habe ich, nachdem filr den Augenblick alle Unterhand- 
lungsmittel zur Erlangung eines günstigem Ergebnisses erschöpft scheinen, 
auf eine Aussetzung der Verhandlungen anzutragen; inzwischen aber 
meine Regierung hinsichtlich der aus den ElbscMffahrtsverträgen ihr zu- 
stehenden Ansprüche auf eine der Nothlage des Eibverkehrs entsprechende 
Vermindemng der jetzigen Elbzollast gegen die von der Mecklenburgi- 
schen Regierung bei der dermaUgen Konmiission beharrlich festgehaltene 
Auffassung, wie hiermit geschieht, auf das bestimmteste zu verwahren 
und ihr das volle Recht auf spätere ausreichende Geltendmachung dieser 
Ansprüche durch Anwendung der ihr dazu geeignet scheinenden Knwir- 
kungsmittel vorzubehalten. " 

Der Bevollmächtigte für Preussen: „Die wohlbegründete Erwar- 
tung, dass die Mecklenburgische Regiemng, neben den mehrfach erör- 
terten dringenden Umständen in der Sache selbst, auch der in der 
16. Konferenz festgestellten Uebereinstimmung sämmtlicher übrigen Re- 
giemngen durch ihren unbedingten Beitritt zu der mebrerwähnten Ueber- 
einkunft geneigte Berücksichtigung werde zu Theil werden lassen, wie 
solche Erwartung Preussischerseits in den Kollektiverklämngen der 
Bevollmächtigten für Oesterreich und Preussen wiederholt ausgesprochen 
worden: hat sich leider nicht bestätigt. — Die von dem Bevollmächtigten 
für Mecklenburg abgegebene Erklärung vermag meine R^erang nur als 
eine Ablehnung jener Uebereinkunft, welche durchweg als ein Gunzes 
angesehen worden, aufzufassen, und zwar um so mehr, als nach den 
EntSchliessungen der Mecklenburgischen Regiemng über Elbzollemiässi- 
gungen gerade diejenigen Artikel unberücksichtigt bleiben sollen, bei 
welchen, wie namentlich bei Baumwolle und Zink, Preussischerseits 
besonderes Gewicht auf die Ermässigung des Elbzolles gelegt worden ist, 
dergestalt, dass die Ermässigung für Zink sogar einen untrennbaren 
Theil der Anträge der Preussischen Regiemng auf Elbzollreduktionen 
und ihrer zustimmenden Erklärungen zu anderweitigen Vorschlägen ge- 
bildet hat. In fast Reichem Masse sind die Wünsche anderer Regienm« 
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gen, welche auf eine Herabsetzung des ElbzoUes für ostindischen Sal- 
peter, feine Holzwaaren und hölzerne Spielwaaren, Zündhölzer und 
Zündrequ^te etc. gerichtet waren, ganz unberücksichtigt oder doch un- 
befriedigt geblieben. Wird gleich diese höchst beklagenswerthe Wendung 
und die nunmehr geschwundene Hoffnung, zum Abschluss einer XJeber- 
einkunft über Elbzollermässigungen zu gelangen, nicht abhalten dürfen, 
eine Verständigung über im Verwaltungswege übereinstimmend anzuord- 
nende ElbzoUreduktionen herbeizufiihren , so muss nichts destoweniger 
das Resultat der Verhandlungen Preussischerseits als ein, den billig- 
sten Anforderungen nicht entsprechendes, bezeichnet werden. — Die 
Erfolglosigkeit der Versuche der Revisionskommission, die bedrängte 
Eibschiffahrt wenigstens theilweise zu erleichtem, wird von einem um so 
üblem Eindrucke begleitet sein, als die schliessliche einmüthige Annahme 
der fraglichen Uebereinkunft von selten sämmtlicher Eibuferstaaten, mit 
alleiniger Ausnahme Mecklenburgs, in Verbindung mit den über den 
Eibverkehr gemachten neuern Erfahmngen, über die Noth wendigkeit, 
wenigstens dem dringendsten Nothstande der betheiligten Handel- und 
Schiffahrttreibenden abzuhelfen, nicht den mindesten Zweifel gelassen 
hat. — In diesen Erwägungen und bei einem eben so unerwarteten als 
ungenügenden Ausgange der Verhandlungen, fühle ich mich denn auch 
berufen, gegen die Auffassung, welche die Elbzollermässigungsfrage und 
der Zweck der Elbschiffahrts-Revisionskommission von Seiten der Meck- 
lenburgischen Regiemng im Laufe der bisherigen Verhandlungen erfahren 
hat, für meine Regiemng ausdrücklich Verwahmng einzulegen und nicht 
unerwähnt zu lassen, dass meine Regiemng, im Verein mit andern Re- 
gierungen, auch ausserhalb der Kommission geeignet scheinende Schritte 
nicht unversucht gelassen hat, um den alleinigen Widerspmch der Meck- 
lenburgischen Regiemng gegen das Zustandekommen einer Uebereinkunft 
zu überwinden, deren Bestimmungen, wie hier geflissentlich zu wieder- 
holen, gerade mit ganz vorwiegender Rücksicht auf die vorangegangenen 
Mecklenburgischen ErUämngen die Ermässigung der ElbzöUe auf ein 
im Vergleich mit den frühem Anträgen und Vorschlägen höchst beschei- 
denes Mass zurückgeführt hatten und die zur Wahmng aller Interessen zu- 
nächst nur auf zwei Jahre geschlossen werden sollte, während die abseiten 
der Grossherzogl. Regiemng gemachten Anerbietungen, ohne die beabsich- 
tigten Erweitemngen , selbst um nur dem dringendsten Bedürfnisse des Eib- 
verkehrs zu genügen, früher filr ausreichend nicht erachtet werden konnten 
und also auch jetzt nicht für ausreichend erachtet werden können. — 
Aus diesem Sachverhalte leitet sich denn auch für die Preussische Re- 
gierang der Vorbehalt her, jeden weitem Schritt zu thun, welcher ge- 
eignet scheinen möchte, den unzweideutigen Tendenzen der Wiener 
Kongressakte und der Eibakte auf Erleichtemng des Handels und der 
Schiffahrt nach neuerer Erfahmng, sowie dem Zweck und dem Wirkungs- 
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kreise der Elbschififahrts-Revisionskommission, gegenüber den Partikular- 
reinfinauziellen oder gar der Sache ganz fremden Interessen einzelner 
Staaten, allseitige Anerkennung und Würdigung zu verschaffen, wobei 
ihr die von der Mecklenburgischen Regierung früher und namentlich in 
dem Protokoll der zweiten Revisionskommission zu Dresden vom 13. Sept. 
1842 im §. 49 zu den Artikeln 9 und 10 der Eibakte abgegebenen Er- 
klärungen hülfreich zur Seite stehen werden." 

Nachdem hierauf von mehreren Seiten, namentlich vom Sächsischen 
und vom Hamburgischen Bevollmächtigten, bemerkt war, dass, wenn 
weitergehende Erleichterungen der Eibschiffahrt, wie höchst wünschens- 
werth und zeitgemäss sie auch seien, für jetzt nicht en-eichbar erschie- 
nen, darin doch kein Gnind liege, diejenigen Eibzollermässigungen, 
worüber ein allseitiges Einverständniss erklärt worden, wie eingeschränkt 
und unzureichend solche sein mögen, der Eibschiffahrt vorzuenthalten, 
und der Vorsitzende aus den abgegebenen verschiedenen Erklärungen 
entnehmen zu müssen glaubte, dass unter den gegebenen Umständen 
anscheinend allein noch übrig bleibe, eine Verständigung über im Ver- 
waltungswege übereinstimmend anzuwendende Eibzollreduktionen anzu- 
streben, woflir in den Vorschlägen der Mecklenburgischen Regierung 
eine sofort zu acceptirende Basis gegeben zu sein scheine, ward in der 
am 2. December 1851 abgehaltenen 18. Konferenz ein vorläufiger Schluss 
der dritten Revisionskommission durch nachstehendes Protokoll ver- 
einbart: 

Protokoll der dritten Eibsohiffahrts-Bevisionskominimon. 

Verhandelt Magdeburg, den 2. December 1851. 
„Nachdem sich herausgestellt hat, dass für weitergehende Herab- 
setzungen des ElbzoUs eine allseitige Genehmigung der Eibuferstaaten 
für jetzt nicht zu erwarten ist, und es andererseits angemessen erscheint, 
der Eibschiffahrt wenigstens diejenigen partiellen Elbzollermässigangen 
baldmöglichst zu Theil werden zu lassen, hinsichtlich deren ein allseiti- 
ges Einverständniss obwaltet, sind die nachbenannten Bevollmächtigten 
bei der dritten Elbschiffahrts -Revisionskommission zur Vollziehung des 
gegenwärtigen Schlussprotokolls zusammengetreten, nämlich 

(folgen die Namen.) 

Die Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen, Sachsen, Hanno- 
ver, Dänemark, Mecklenburg -Schwerin und Anhalt erklären hierdurch, 
in Gemässheit specieller Ermächtigung, die Bereitwilligkeit ihrer aller- 
höchsten und höchsten Regierungen, y(m 1. Januar 1852 an nachbe- 
merkte Ermässigungen des Eibzolls im Verwaltungswege bis auf Wei- 
teres, und unter dem Vorbehalte des Widerrufes, eintreten, resp. fort- 
bestehen zu lassen: 
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aaf die Hälfte des Normalsatzes : 
Baumwolle, Eisenwaaren und Maschinentheile in der Auffahrt, Häute 
und Felle, feine Holzwaaren und hölzerne Spiel waaren, chromsaures 
Kali, Krapp, Krappwurzeln und Garancine, Papier in der Auffahrt, Por- 
zellan in der Auffahrt, Reis, ßüb -, Lein- und Mohnöl, Schellack, Schmälte 
und Zaffem, trockene Südfrüchte, Terpentin und Terpentinöl, Terra 
catechu und japonica, Weinstein und Cremor tartari; 
auf ein Viertel des Normalsatzes: 
Arsenik, Baumöl, Bettfedern, Brot, Buttor in Holzgebinden, Dividivi, 
Druckerschwärze, Eisenwaaren und Maschinentheile in der Niederfahrt, 
Farbeholz und Quercitron, Federweiss, gepökeltes und geräuchertes 
Fleisch, rohes Fischbein, Hanföl, Harze und Gummen aller Art, Karden, 
Kartoffelmehl, Kupfer und Messing, Leinen, reine und gemischte, ein- 
schliesslich Pack- und Sackleinen, in der Niederfahrt, Mahagoni- und 
andere fremde Nutzhölzer, auch Korkholz und rohe Stöcke, Palm- und 
Kokusöl, Papier in der Niederfahrt, Porzellan in der Niederfahrt, Radix 
alcannae, Salpeter- und Salzsäure, Schwefelsäure (Vitriolöl), Spiegel in 
Rahmen, Stärke, Sumach; 

auf ein Fünftel des Normalsatzes: 
Bleizucker, Knochenkohle (Beinschwarz), Oelkuchen, Pottasche, Schwefel, 
Soda, Thran; 

auf ein Zehntel des Normalsatzes: 
Caput mortuum, Erdfarben und Farbenerde, Graphit, Heringe, Runkel- 
rübensirup, Südsee-Salpeter; 

auf ein Zwanzigstel des Normalsatzes: 
Asphalt. — 

Von der gemeinschaftlichen Ausführung der Beschlüsse in Betreff 
der Nachtsignale für die Dampfschiffe auf der Elbe oberhalb Hamburg 
und Harburg, der Dienstbücher für die SchifiEsleute, der Einziehung un- 
gfütig gewordener Schiffspatente wird unter den obwaltenden Umständen 
bis auf Weiteres Abstand genommen. 

Die Berathungen der dritten Revisionskommission sind für jetzt 
hiermit als geschlossen anzusehen, und wird dieselbe bis zum 1. Juli 
1853 vertagt, vorbehaltlich einer frühem Wiederaufnahme der Verhand- 
lungen, auf Zusammenberufung der Kommission abseiten der Preussi- 
schen Regierung, falls dringende Veranlassungen dazu vorkommen 
sollten. 

So geschehen zu Magdeburg, den 2. December 18ÖL 



Die Wiederau&ahme der Verhandlungen der Revisionskommission 
erfolgte am 2. September 1853. In der hierauffolgenden 10. Konferenz 
(den 8. September) begann die Erörterung der ElbzoUfrage damit, dass 
Preussen einen neuen selbständigen Antrag dahin stellte: 
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1) Ermässigung des ElbzoUs f(ir die dem NormalelbzoUsatze unter- 
liegenden Artikel auf die Hälfte, und daneben 

2) eine weitergehende ElbzoUermässigung auf ein Viertel ftlr Zink, 
Baumwolle, rohe Häute und Felle, Krapp, Game aller Art, Spi- 
ritus und Branntwein, ostindischen Salpeter, Zündhölzer und 
Zündrequisiten, Lumpen, Wolle, Manufakturwaaren, 

wobei im übrigen die Fortdauer der durch Protokoll vom 2. December 

1851 vorläufig im Verwaltungswege vereinbarten Ermässigungen voraus- 
gesetzt wird. 

Oesterreich und Sachsen stimmten dem Preussischen Antrage 
bei, indem sie nur in Betreff einzelner Artikel (feine Holzwaaren, Back- 
obst, Schmälte etc.) eine weitergehende Herabsetzung wünschten; wo- 
gegen derselbe sofort von Dänemark und insbesondere von Mecklen- 
burg entschieden abgelehnt wurde. 

Von Hamburgischer Seite wurde bemerkt: „Die in Gemässhdt 
des Protokolls vom 2. December 1851 eingetretenen partiellen Ermässi- 
gungen haben unverkennbar eine wohlthätige Wirkung auf den Elbr^- 
kehr geäussert. Nachdem mehrere Jahre hindurch der Transport der 
wichtigem Stückgüter durch den Druck des Normalelbzolls und die Ri- 
valität ungleich minder belasteter Handelswege von der Elbe m^r und 
mehr verdrängt worden, der betheiligte SchitFerstand ohne sein Ver- 
schulden zusehends der Muthlosigkeit entgegengegangen und die mit der 
Schiffahrt zusammenhängenden Gewerbe in Verfall gerathen waren, ist 
mit dem Jahre 1852, dank den seitdem in Kraft getretenen ErlddU»- 
rungen des Elbverk^rs, wenigstens wieder der Anfang zu einer bessern 
Gestaltung dieser Verhältnisse zu bemerken. Der Elbschiffahrtsv^ehr 
von und nach Hamburg mit solchen Artikeln, welche bis Ende des 
Jahres 1851 dem vollen ElbzoUsatze unterlagen, hat sich (abgesehen 
von den schon vorweg im Jahre 1848 berücksichtigten Artikeln) von 
circa 827,000 Centner im Jahre 1851 auf circa 1,100,000 Centner im J^ire 

1852 gehoben, und unter diesen stieg der Transport der im Zoll herab- 
gesetzten Artikel von drca 250,000 Centner auf drca 520,000 Centner. 
Wollte man einwenden, diese Zunahme des Eibverkehrs habe nicht ihrra 
Grund in der Wirkung der neu eingetretenen ElBzollermässigungen , als 
vielmehr der Hauptsache nach in anderweitigen allgemeinen oder beson- 
dem Handelsverhältnissen, so darf hierbei auf den wesentlidien prakti- 
schen Umstand hingewiesen werden, dass nur die erleichterte Versciaf- 
fiing einiger bedeutenderer Artikel die Veranlassung und Möglichk^ ge- 
geben haben dürfte, einstweilen noch, ungeachtet der unverhältnissmässi- 
gen Höhe der ElbzöUe, normalzollpflichtige Gegenstände in beträchtlichen 
Quantitäten auf der Elbe zu verladen. Der Kaufinann versendet, wenn 
irgend thunlicb, die nach demselben Platze bestimmten Güter gern zu- 
sanunen, und da die Baschheit der Expedition der Natur des Geschäfts 
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nach ein erhebliches Moment fär die Schiffahrt ist, so werden zur Korn- 
pletirung der Ladungen gewöhnlich auch normalzollpflichtige Artikel mit 
verladen, obschon eine Eibzollentrichtung von 6 Sgr. 8% Pf- per Cent- 
ner, allein fttr die Strecke zwischen Lauenburg und Wittenberge, den 
Frachtverdienst des Schiffers auf ein solches Minimum herabdrückt, bei 
dem er nicht bestehen kann. 

Infolge der Wiederzunahme des Stückgütertransports auf der Elbe 
ist gleichzeitig auch die betreffende Elbzolleinnahme wieder etwas ge- 
stiegen, und zwar hat auch im ganzen genommen ein Mehrertrag der 
ElbzöUe sich dabei herausgestellt, ungeachtet die dabei wesentlich mit 
wirkenden Getreideverschiffungen im Jahre 1852 noch geringer gewesen 
sind, als im vorhergegangenen Jahre, wo dieser Verkehr schon unter 
seinem durchschnittlichen Betrag geblieben war/' 

Indem sodann darauf hingewiesen wird, dass diese Erfahrung ge- 
^gnet sei, die Regierungen geneigter zu machen, die bisher gewisser- 
massen versuchsweise gewährten Eibzollredaktionen zu vervollständigen 
und zu erweitem, und dass ein Stillstehen bei den bisherigen beschränk- 
ten Massregeln die eben begonnene bessere Wendung der Eibverkehrs- 
Interessen leicht unterbrechen, und sehr bald ein Zurückversinken in den 
frühem progressiven Verfall herbeiführen möchte, wird von seiten Ham- 
burgs dem Preussischen Antrage völlig beigestimmt, da von demselben, 
wenn er auch hinter manchen Wünschen des Handels- und Schifferstands 
zurückbleibe, doch ein nachhaltig günstiges Resultat für den Eibverkehr 
sich erwarten lasse. — 

In der 21. und 22. Konferenz (den 24. September und 13. Oktober 
1853) fanden weitere ausffthrliche Erörtemngen über die ElbzoUfrage 
statt, wobei von seiten Mecklenburgs, sowie auch Hannovers und Dänemarks 
mit den nämlichen Argumenten, wie schon früher geschehen, die be- 
buiptete vertragsmässige Verbindlichkeit, das Bedür&iss und die Zeit- 
gemässhdt weitergehender Eibzollermässigungen beharrlich in Abrede 
gestallt wurde, während andrerseits Oesterreich, Preussen, Sachsen und 
Hamburg, ebenfalls in wesentlich gleicher Weise, wie vorher, die Noth- 
wendigkeit solcher Massregebi dringend gdtend machten. Was den 
Rechtspunkt anlangt, so ist aus diesen Erörterungen Folgendes hervor- 
zuheben. 

Der Mecklenburgische Bevollmächtigte bemerkt: „Allenthalben, 
wo es sich von der Erfüllung vertragsmässiger Verbindlichkeiten handele, 
werde die Grossherzogliche Regiemng sich niemals säumig finden lassen. 
Hier aber U^e die Sache anders. Mecklenburg habe in der vorliegen- 
den Frage niemals ein Anderes begehrt und für sich gewünscht, als Auf- 
rechthaltung vertragsmässiger Verhältnisse, wekhe die Basis der Ver- 
handhingen bildeten; es suche nur seine hierin begründeten, wohlerwor- 
benen Gerechtsame gegen Beeinträchtigung zu wahren. Die gegenseitigen 
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Rechte und Verpflichtungen bestimmten sich nicht nach den Stipulationen 
der Wiener Kongressakte, sondern nach den, in Grundlage und zur Voll- 
ziehung derselben, unter ihnen unwiderruflich aufgerichteten Staatsver- 
trägen, wie dies oftmals, namentlich auch in der 39. Konferenz der ersten 
Revisionskommission von dem damaligen Preussischen Bevollmächtigten 
treffend dargelegt sei. Dass aber jede Modifikation dieser Staatsverträge, 
welche nach den im Laufe der Zeit veränderten Verhältnissen im Inter- 
esse aller oder eines Theils der Kompaciscenten gewünscht werde, der 
Zustimmung aller Kompaciscenten bedürfe, mithin jedem einzdnen der- 
selben ein Widerspruchsrecht dagegen zustehe, sei ebenso zweifellos und 
unbestritten, als es in der Sache liege, dass jede Regierung sich bei dem 
Erstreben oder Abwehren solcher Modifikationen durch Gründe d^ eige- 
nen Konvenienz leiten lasse." 

Hierauf entgegnet der Bevollmächtigte fQr Oesterreich: 
„Da nach den Erfahrungen der letztverflossenen Jahre, wie solche 
in unbestreitbaren und notorischen statistischen Verkehrsübersichten und 
I«Yachtsätzen vorliegen, kein begründeter Zweifel darüber mehr obwalten 
kann, dass ein Normaltarifsatz von 33 Sgr. 11 Pfg. per Gentner für die 
ganze Route von Hamburg bis Melnick und dessen konventionsmässige 
Quoten pro rata der einzelnen Strecken, einem faktischen Verkehrsver- 
bote für die dem vollen Satze unterworfenen Artikel gleichkommt, und 
dass ein solcher Zustand mit Art. 111 der Wiener Kongressakte im Wi- 
derspruch steht, welcher vorschreibt: «on partira en dressant le 
tarif du point de vue d'encourager le commerce en facilitant 
la navigation», kann, nach dem Dafürhalten meiner Regierung, die 
daraus sich ergebende allseitige Erfüllung d^r vertragsmässigen Verbind- 
lichkeiten des Art. 30 der Eibakte mit Grund erwartet werden." — — 
„Die in dem Votum des Mecklenburgischen Bevollmächtigten vor- 
kommende Ansicht, dass die Bedeutung der Wiener Kongressakte durch 
die Eibakte für die ehischlagenden Verhältnisse der Elbe eine rechtliche 
Bedeutung nicht mehr habe , vermag meine Regierung nicht anzuerkenneti. 
Zu dieser Behauptung mag wol die Rücksicht Anlass gegeben haben, 
dass man schwerlich in Abrede stellen kann, dass die Aufrechthaltung 
des gegenwärtigen konventionsmässigen Normaleibzollsatzes und die noth- 
wendige Konsequenz der vorhin angeführten Bestimmung des Art. 111 
der Wiener Kongressakte nicht im Einklänge stehen. Wenn aber über 
die Absicht und den Sinn einer abgeleiteten vertragsmässigen Bestim- 
mung Zweifel entsteht, so ist nichts natürlicher, als dass man auf den 
principalen Vertrag zurückkommt, — also dass man deif Art. 30 der 
Eibakte nach Art. 111 der Wiener Kongressakte auslegt. Mit der in 
diesem Artikel enthaltenen positiven Vorschrift, die Tarife der gemein- 
samen Ströme aus dem Gesichtspunkte der Erleichterung der Schiffiifart 
anzuordnen, steht, der Absicht und dem Sinn nach, offenbar in Wider- 
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spi^ich das unveränderte Fortbestehen eines solchen Tarifs zu dem Zwecke, 
auf Kosten der Flussschiffahrt den konkurrirenden , viel vollkonimneren 
Handelswegen, den Eisenbahnen, die lohnendsten Frachten künstlich zu 
überweisen." ~ 

Da die fortgesetzten Erörterungen der Eibzollfrage und auch ausser- 
halb der Kommission aufs neue versuchte Schritte nicht den Erfolg hatten, 
die Mecklenbui^sche Regierung zu bewegen, ihre Zu:stimmung zu ElbzoU- 
ennässigungen zu ertheilen, welche irgend erheblich über xlie bereits 
durch das Protokoll vom 2. December 1851 verabredeten Reduktionen hin- 
ausgingen, entschloss man sich, auf Grund der beschränkten Mecklen- 
burgischen Zugeständnisse eine üebereinkunfl für eine gewisse Zeitdauer 
abzuschliessen. Es geschah dies in der 27. Konferenz am 8. Februar 
1854, und lauten die auf die Eibzollverhältnisse und die nächste Revi- 
sionskommission bezüglichen Bestimmungen dieser Uebereinkunft, wie 
folgt: 

Schlussprotokoll der dritten Elbsohiffahrts-Bevisionskommistion. 

In Folge der bisherigen Verhandlungen der dritten Elbschiffahrts- 
Revisionskommission sind die Bevollmächtigten, nämlich 

für Oesterreich etc. etc. [folgen die Namen] 
unter Vorbehalt der Genehmigung ihrer Regierungen schliesslich über 
nachstehende Punkte übereingekommen. 

§. 3. (Zum Art. X der Elbschiffahrtsakte und dem §. 26 der 

Additionalakte.) 
Sämmtliche Eibuferstaaten werden nachbemerkte Ermässigungen des 
ElbzoUs eintreten, beziehungsweise fortbestehen lassen, nämhch: 

auf die Hälfte des Normalsatzes: 
Baumwolle, Blei- und Zinkweiss in der Niederfahrt, Cichorien (prä- 
parirte) in der Niederfahrt, Eisenwaaren und Maschinentheile in der 
Auffahrt, Häute und Felle, feine Holzwaaren und hölzerne Spielwaaren, 
chromsaures Kali, Krapp, Krappwurzeln und Garancine , Papier in der 
Auffahrt, Porzellan in der Auf&hrt, Reis, Rüb-, Lein- und Mohnöl, 
Salpeter (anderer als roher Sftdsee-Salpeter), Schellack, Schmälte und 
Zaflfern, trockene Südfrüchte, Terpentin und Terpentinöl, Terra catechu 
und japonica, Weinstein und Cremor tartari, Zündhölzer und Zünd- 
requisite; 

auf ein Viertel des Noimalsatzes: 
Arsenik, Baumöl, Bettfedern, Brot, Butter in Holzgebinden, Kakao- 
schalen, Dividivi, Druckerschwärze, Eisenwaaren und Maschinentheile 
in der Niederfahrt, Farbeholz und Quercitron, Federweiss, gepökeltes 
und geräuchertes Fleisch, rohes Fischbein, Hanföl, Harze und Gummen 
aller Art, Karden, Kartoffelmehl, Kupfer und Messing, Leinen, reine 
und gemischte, einschliessUch Pack- und Sackleinen in der Niederfahrt, 

DJe ElbxöUe. 12 
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Mahagoni und andere fremde Nutzhölzer, auch Korkholz und rohe 
Stöcke, sowie alle nicht anderweitig besonders tarifirte aHsländisehe 
Rohrarten, Manufakturwaaren aller Art (gewebte Stoße) m der Nfeder- 
fahrt, Pabn- und Kokusöl, Papier in der Niederfahrt, Porzellan in 
der Niederfahrt, Radix alcannae, Salp^er- und Salzsäure, Schwefel- 
säure (Yitriolöl), Spiegel in Rahmen, Stärke, Sumach, Sirup, Waid 
und Wau, Wolle (Schaf- und Lammwolle, Gerberwolle, Flockwolle, 
ScherwoUe, Tuch oder Wolltrümmer, Zupf- oder Schuddy-WoHe); 

auf ein Fünftel des Normalsatzes: 
Bleizucker, Knochenkohle mit Ausnahme des auf V40 ermissigten Bein- 
schwarz, Oelkuchen, Pottasche, Schwefel, Soda, Thran; 

auf ein Zehntel des Normalsatzes: 
Backobst und trockene Beeren, Ciymt mortuum, Erdfarben und Far- 
benerde, Graphit, Heringe, Runkebübensirup, Südsee-Salpeter (roher); 

auf ein Zwanzigstel des Normalsatzes: 
Asphalt; 

auf ein Vierzigstel des Normalsatzes: 
gebrauchte Knochenkohle, soweit sie lose im Schiffe oder sonst unver- 
packt versandt wird, in der Niederfahrt. 
Die vorstehenden Zollermässigungen soUen bis zum 31. December 
1859 und, wenn 6 Monate vor dem Ablaufe dieses Zeitmums keine der 
betheiligten Regierungen den andern mittels officieller Erklärung ihre 
Absicht, die Wirkung derselben aufhören zu lassen, kund thun sollte, 
noch drei Jahre über diesen Zeitpunkt hinaus und so fortdauernd von 
drei zu drei Jahren in Kraft und Anwendung bleiben. 

Ein alphabetisches Verzeichniss der von den vorstehenden ZoU- 
ermässigungen berührten Waarenartikel wird von den Regierungen be- 
kannt gemacht werden. 

Preussen, Sachsen und Anhalt werden für die Dauer der hier 
gedachten Zollermässigungen diejenigen Elbzoll-Befreiungen und ElbzoU- 
Ermässigimgen, welche sie in Bezug auf ihre ElbzoU- Quoten zur Zeit 
gewähren, fortbestehen lassen und beziehungsweise auf die vorgenannten, 
im Zolle ermässigten Gegenstände verhältnissmässig ausdehnen. 

Gestenreich wird während der Dauer der Uebereinkunft die im 
administrativen Wege bewilligte Zollfreiheit auf seiner Eibstrecke fort- 
dauern lassen, nur in Betreff des Holzes in der Thalfahrt wird weitere 
Verfügung vorbehalten. 

§. 8. (Zum Art. XXX der Elbschiffahrtsakte und §. 57 der 
Additionalakte.) 
Die vierte Revisionskommission wird im Laufe des Jahres 1858 in 
Hamburg zusammentreten. 

Dieselbe hat vor Beendigung ihrer Berathungen Zeit und Ort d&c 
nächsten Zusammenkunft festzustellen. 
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Sollten dringende Veranlassungen vorkommen, so werden die üfer- 
staaten sich auch vor Ablauf der verabredeten Frist über den Zusammen- 
tritt einer Revisionskommission verständigen. 



Bei Unterzeichnung des Schlussprotokolls vom 8. Februar 1854 wur- 
den in Betreff der Eibzollfrage noch nachstehende Erklärungen zu Pro- 
tokoll gegeben: 

Der Bevollmächtigte fiir Oesterreich: Indem ich auf die im Laufe 
der Verhandlungen Oesterreichischerseits wiederholt abgegebenen über- 
einstimmenden Erklärungen über die Aufgabe der Revisionskommission 
Bezug nehme, kann ich mich bei dieser Gelegenheit auf die schliessliche 
Bemerkung beschränken, wie meine Regierung es aufrichtig bedauert, 
dass die erlangten Resultate hinsichtlich der Elbzollermässigungen hinter 
den im Interesse des Eibverkehrs erstrebten Erleichterungen weit zurück- 
geblieben sind, dass sie sich jedoch vertrauensvoll der Hoffnung hingibt, 
es werde gelingen, künftig eine den Bedürfhissen und Wünschen des 
Handels - und Schifferstandes besser entsprechende Regelung des ElbzoU- 
wesens herbeizuführen. 

Der Bevollmächtigte für Preussen erachtet sich, der ihm ertheilten 
Instruktion gemäss, zu der Erklärung verpflichtet, dass seine Regierung 
— den Resultaten der dritten Elbschiffahrts-Revisionskommission gegen- 
über — nur in billiger Würdigung des wiederholt und jetzt fest allseitig 
ausgesprochenen Wunsches, dass die Verhandlungen dieser bereits zwei- 
mal vertagt gewesenen Kommission nunmehr geschlossen werden mögen, 
dem Abschlüsse derselben zustimnoe, wobei sie das Vertrauen hege, dass 
sich die von ihr gestellten Elbzollermässigungs- Anträge, insbesondere der 
wiederbolt und dringend b^rwortete Antrag auf Ermässigung des Elb- 
zolls für Zink, auf welchen zurückzukommen sich die Preussische Regie- 
rung ausdrücklich vorbehalte, künftig einer allseitigem Berücksichtigung 
zu erfreuen haben werden. 

Der Bevollmächtigte für Sachsen schliesst sich den Erklärungen 
der Bevollmächtigten für Oesterreich und Preussen im allgemeinen an. 

Die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg halten sich verpflichtet, an dieser Stelle die Bemerkung niederzu- 
legen, wie ihre Regierungen in die jetzt vereinbarten Tarifermässigungen 
ledi^idi deshalb gewilligt, um den Sctaluss dieser seit 1850 tagenden 
Konumssion zu ermöglichen, und den Regierungen der übrigen Eibufer- 
staaten einen Beweis bundesfreundlicheu Entgegenkommens zu geben, da 
eben auf die jetzt vereinbarten ElbzoUherabsetzungen von mehreren Sei- 
ten em Werth gesetzt worden ist. 

Die BevoUinächtigten müssen sich indessen ausdrückUch dagegen ver- 
walten, dass bei späterer Gelegenheit diese Bereitwilligkeit zur Folge 
gezogen, und Konsequenzen daraus abgeleitet werden, da die jetzt be- 
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schlosscnen Tarifermässigungen schwerlich als das Resultat einer absolut 
nothwendigen oder rationellen Tarifrevision bezeichnet werden dürfen. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben es hinreichend gezeigt, wie 
die Interessen der verschiedenen Eibuferstaaten, so wie sich dieselben 
gestaltet haben, sehr schwer zu vereinigen sind. Eine jede Tarifermässi- 
gung erfordert mehr oder minder finanzielle Opfer von selten einiger 
Staaten, während andere Staaten andere Rücksichten zu nehmen haben, 
und diese Finanzrücksicht bei denselben nicht obwaltet. Bei diesem 
principiellen Unterschiede der voi-waltenden Interessen darf auch diessats 
die Hofihung ausgesprochen werden, dass von seiten derjenigen Regie- 
rungen, die eme erhebliche Herabsetzung des ElbzoUtarifs und eine Ver- 
änderung des Status quo erstreben zu müssen glauben, dei\jenigen Regie- 
rungen, die nur Aufrechthaltung des Bestehenden wünschen, bei fernem 
Ermässigungsanträgen auch eine Basis geboten werden möge, welche es 
diesen Regierungen ermöglichen kann, auf solchergestalt ausgesprochene 
Wünsche ohne Bedenken einzugehen. 

Der Bevollmächtigte für Anhalt tritt im allgemeinen der Erklärung 
des Preussischen Bevollmächtigten bei, und 

die Bevollmächtigten für Lübeck und Hamburg schliessen sich 
der Erklärung des Bevollmächtigten für Oestcrreich an. 



In Bezug auf den Esslinger Zoll hatten in der 13. Konferenz 
(den 25. September 1851) die BevoUmächtigten für Lübeck und Hamburg 
das Anerbieten gemacht, zur Vereinfachung der Berechnungsweise im 
Interesse des Schififerstandes, die gedachte Abgabe von resp. 4 Schilling 
Hamb. Kourant per Schiffslast ä 4000 Pfd. brutto (Hamb. Gewicht) und 
2 bis 24 Schilling Schreibgebühr per Kahn, nach Einer Norm, und zwar 
mit zusammen 4V2 Schilling Kourant des 14-Thalerfusses per Last ä 
40 Centner ElbzoUgewicht, erheben zu lassen. In der 16. und 17. Kon- 
ferenz wurde von den übrigen Uferstaaten die Zustimmung zu dieser 
Abänderung erklärt. In der 22. Konferenz (den 13. Oktober 1853) wurde 
vom Preussischen Bevollmächtigten zu Protokoll erklärt: dass die Prenssi- 
sche Regierung die gegenwärtig (seit dem 1. Januar 1852) in Anwen- 
dung befindliche Erhebung des EssUnger Zolls, wonach derselbe nur von 
den aus der Stadt Hamburg versandten, d. h. innerhalb Baums verlade- 
nen Gütern erhoben werde, und also die ausserhalb Baums veriade- 
nen Güter der Abgabe nicht unterzogen werden, für die einzig zulässige 
erachte und gegen jede Rückkehr zu dem frühem Zustande bei der Er- 
hebung jenes Zolls hiermit ausdrücklich Verwahrung einlegen wolle. *— 
Oesterreich, Sachsen, Hannover, Dänemark und Anhalt schlössen sieh 
dieser Ansicht an. Die Bevollmächtigten für Lübeck und Hamburg be- 
zogen sich auf ihre früher abgegebenen Erklärungen und behielten ihren 
Regierungen alle Rechte vor. 
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§. 9 des Schlussprotokolls nahm hiernach folgende Bestimmung auf: 
(Zu der Anlage n der Elbschiffahrtsakte und Anlage E der 
Additionalakte.) 

Statt der frühem Erhebungsweise des Esslinger Zolls mit 4 Schilling 
Hamb. Kourant per Schiffslast von 4000 Pfd. brutto (Hamb. Gewicht) und 
einer geringen Schreibgebühr ist, unter Zustimmung aller betheiligten 
Regierungen, die Erhebung dieses Zolls mit 4V2 Schilling Kourant, den 
ThaJer des 14-Thalerfusses zu 40 Schilling gerechnet, per Last k 40 Cent- 
ner Elbzollgewicht eingetreten, woneben die Entrichtung einer besondem 
Sehreibgebühr nicht mehr stattfindet. 



Der Brunshauser Zoll war fiir die dritte Revisionskommission 
kein Gegenstand der Verhandlung und ist keine darauf bezügliche Er- 
örterung bei derselben vorgekommen. 



Siebenter Abschnitt 

Vierte Elbschiifahrts- Revisionskommission, in 
Hamburg 1858. 



In Gemässheit des §. 8 des Magdeburger Schlussprotokolls sollte 
sich die vierte Elbschiffahrtskonunission im Laufe des Jahres 1858 in 
Hamburg versanuneln und dem Hamburger Senat lag also die Einbe- 
rufung ob. Um so mehr Veranlassung hatte derselbe, als Vorbereitung 
dazu den übrigen Uferstaaten zeitig eine Vorlage für die zu verhandeln- 
den wichtigem Angelegenheiten zugehen zu lassen. Dies geschah denn 
auch. Die auf die ElbzoUfrage bezügliche Darlegung in derselben 
war folgende: 

„Die hiesige Kommerzdeputation, als Vertreter des hiesigen Han- 
delsstandes, hat, unter Bezugnahme auf die für den Handel und die 
Schiffahrt überaus drückende und störende Last der Eibzölle und auf 
die im vorigen Jahre erfolgte Ablösung des Sundzolles durch die bei 
dem Seehandel betheiligten Nationen, dem Senate den Wunsch vorge- 
tragen, dass in analoger Weise die auf die Eibschiffahrt oberhalb Ham- 
burg lastenden Passagezölle durch Kapitalzahlung von selten der bei 
dieser Schiffahrt betheiligteu Uferstaaten abgelöst werden mögen. Zur 
Motivining werden besonders die folgenden Gesichtspunkte hervorgehoben: 
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J) Nach gänzlicher Aufhebung des Sundzolles, sowie der Weser- 
zölle muss es fdt die Handelsplätze im natürliche Verkehrs- 
gebiete der Elbe, in Betracht der hierdurch gegebenen Konkurrenz- 
verhältnisse, ebenso nachtheilig wie unbillig erscheinen, die durch- 
aus gleichartigen Elbzölle fortbestehen zu lassen. 

2) Wenn eine Herabsetzung der Elbzölle in den Fällen, wo diesdbe 
in durchgreifender Weise eingetreten ist, (z. B. bei den Artikefai 
Heringe, Farbeholz, Chili-Salpeter u. a.) schon einen ausserordent- 
lichen Aufschwung des Verkehrs zur Folge gehabt hat und bei 
fernerer Anwendung noch haben wird, so mnss natürlich ane 
gänzliche Beseitigung dieser Abgaben einen noch weit bedeuten- 
dem Erfolg haben. 

3) Ein beträchtlicher Theil der Einnahmen von den Eibzöllen wird 
durch die Erhebungskosten absorbirt. Seitdem die Konkurrenz 
der Eisenbahnen der Eibschiffahrt einen so bedeutenden Theil der 
zu hohem Eibzollsätzen tarifirten Artikel entzogen und damit den 
Ertrag dieser Abgaben wesentlich geschmälert hat, nehmen die 
Erhebungskosten eine um so bedeutendere Quote der Elbzölle 
vorweg in Anspmch. Diese Quote ist eine Last des Handels und 
der Konsumenten, ohne d^ zollberechtigten Staaten einen ent- 
sprechenden Vortheil zu gewähren. Bei einer Ablösung der Zölle 
kann daher, ohne dauernden finanziellen Nachthell für den be- 
treffenden Staat, den wichtigsten volkswirthschaftlichen Interessen 
der Gesammtheit der Eibuferstaaten eine grosse Erleichterung ver- 
schafft werden. 

4) Durch Ablösung der Elbzölle würde femer eine wesentliche Er- 
leichterung in der Weise herbeigeführt werden, dass die Inkon- 
venienzen und namentlich der lästige Aufenthalt, welche jetzt 
durch die Eibzollentrichtung und die Kontrole für dieselbe ver- 
ursacht werden, in Wegfall kämen. 

Der Betrag der den zollberechtigten Staaten zu leistenden Entschä- 
digung würde, nach den gedachten Vorschlägen, zu ermitteln sein durch 
Berechnung eines fünQährigen Durchschnitts der jährlichen Elbzollein- 
nahmen dieser Staaten, und dann, nach dem Vorgang der SundzoUablö- 
sung, durch Kapitalisimng dieser Jahreseinnahmen zu 4 Procent mittelst 
Multiplikation mit 25, und Abzug von 38 Procent von der so gefundenen 
Kapitalsumme. Nach Schätzungen, welche aus den Erträgen der Jahre 
1852—1856, soweit solche hier bekannt geworden, abgeleitet sind, 
wird diese Summe auf ungefähr 7,400,000 Thbr. veranschlagt; einer ge- 
nauen Ermittelung derselben würden erst amtliche Mittheilungen der 
sämmtlichen Staaten über ihre Elbzolleiunahmen vorhergehen müssen. 

Was die Repartirung der Beiträge zu der aufzubringenden Entschä- 
digungssumme unter die Eibuferstaaten anlangt, so würden nach den an- 
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gesteUten Vorsucben weder die Grösse oder Bevölkerung der üferstaaten, 
noch die Anzahl der ElbschiflFe, noch die Quantität oder der Werth der 
in den einzelnen Uferplätzen elbwärts angekommenen, noch der aus den- 
selben elbwärts verladenen Waaren, einen genauen Massstab abgeben, 
nach welchem ein, den bestehenden Verhältnissen entsprechendes Resultat 
durch Rechnung gefunden werden könnte; es wird deswegen vorge- 
schlagen, das Verhältniss der mehr oder minder starken Betheiligung am 
Elbhandel ganz im allgemeinen berücksichtigend, eine derselben präsumtiv 
und ungefähr entsprechende Vertheilung in der Art vorzunehmen, dass 
Oesterreich, Preussen und Sachsen jedes y,, der ganzen Summe, und 
Hamburg gleichfalls V« beizusteuern hätten, das Uebrige aber unter die 
weniger stark betheiligten Staaten, jedoch auch nicht zu gleichen Theilen, 
repartirt würde. — Bei jedem Staate wäre selbstverständlich dasjenige, 
was derselbe zu empfangen hat, gegen das von ihm zu Bezahlende in 
Anrechnung zu bringen, und für diejenigen Staaten, welche einen Mehr- 
betrag auszukehren haben, eine etwa gewünschte Terminzahlung und der 
dann von ihnen zu vergütende Zinsbetrag vertragsmässig festzusetzen. 

Der Senat, welcher seinerseits eine gänzliche Ablösung der ElbzöUe 
für überaus wünschenswerth hält, und wenn auf Grundlage dieser oder 
ähnlicher Vorschläge ein Vertrag über die Ablösung zu Stande gebracht 
werden sollte, die zu den diesseits zu leistenden Zahlungen erforder- 
lichen verfassungsmässigen Bewilligungen zu bewirken angdegentlich be- 
müht sein würde, trägt prindpaliter darauf an, die Frage der Ablösung 
der ElbzöUe zum Gegenstand der Berathungen bei der Revisions- 
Kommission zu machen. 



n. Eventualiter, nämlich für den Fall, dass die übrigen hohen Re- 
gierungen auf Verhandlungen hierüber einzugehen Bedenken finden, oder 
dass dieselben zu dem erwünschten Resultate nicht führen sollten, wird 
diesseits eine umfassende Revision des bestehenden Eibzoll- 
tarifs beantragt, und zwar werden dafür unvorgreiflich die nachstehenden 
Grandlagen in Vorschlag gebracht: 

Von den bisherigen 7 Eibzollklassen: Normalsatz, V2, ^U, V5, Vio, 
Vao ^w^d V40 ElbzoU werden nur 3 Klassen beibehalten, nämlich: 

V4, Vio und V40 Eibzoll. 

Sämmtliche Artikel, welche gegenwärtig dem Normalsatze und dem 
Vi ElbzoU unterüegen, werden in die V4 ElbzoUklasse versetzt. 

Diejenigen Artikel, welche gegenwärtig V4 ElbzoU entrichten, verbleiben 
in dieser Klasse, mit Ausnahme von Getreide, Hülsenfrüchten und Oelsaaten, 
welche in die Vio Klasse versetzt werden. 

Die bisherigen Vö und Vio Elbzollklassen bilden künftig, nebst den 
obengenannten Artikeln, die Vio ElbzoUklasse. 
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Die bisherigen Vao und Vm Elbzollklassen bilden kOnfUg die V40 
Elbzollklasse. 

Die bisher eibzollfreien Artikel bleiben dies auch künftig. — 

Die hauptsächlichen Motive zu diesem Vorschlage dürften in folgen- 
den Erwägungen liegen: 

Der gegenwärtigen unbeschreiblichen Mannichfaltigkeit und Verschie- 
denheit der Eibzollerhebung muss möglichst abgeholfen werden. — Eme 
Verminderung der jetzigen 7 Elbzollklassen (wozu noch bei einigen 
Artikeln die Unterscheidung nach Bergfahrt und Thalfahrt kommt) auf 
3 Elbzollklassen erscheint als das einfachste Mittel hierzu, da die Kon- 
vertirung des WaarenzoUs in eine Schiffisabgabe, wie die Verhandlungen 
beim Beginn der dritten Elbschiffahrts - Revisionskommission bewiesen 
haben, für unzulässig zu erachten sein dürfte. 

Die Erfahrung der letztverflossenen 6 Jahre, von 1852 1857 hat 
in Bezug auf den Elbschiffahrtsverkehr und die Eibzollermässigungen 
hauptsächlich zweierlei erwiesen, einmal, dass die 1848, 1851 und 1854 
stattgehabten Herabsetzungen des Eibzolls, im ganzen genommen, keines- 
wegs einen nachtheiligen Einfluss auf die Eibzolleinnahmen geäussert 
haben, und zweitens, dass die Reduktion des Normalzolles auf die Hälfte 
ungenügend ist, dass es vielmehr einer Ermässigung auf V4 bedarf, wenn 
die Massi*egel das gewünschte Ergebniss für den Verkehr haben soll. 

Auf Normalzollcentner redudrt (d. h. je 2 Centner zu % Elbzoll, 
je 4 Centner zu V4 ElbzoU u. s. w. == 1 Normalzollcentner) betrug näm- 
lich der gesammte Elb verkehr, soweit dersdbe V^Tittenberge passirte: 



1851 


1,364,600 Normalzollcentner 


1852 


1,452,800 


17 


1853 


1,355,600 


« 


1854 


1,522,400 


« 


1855 


1,590,100 


» 


1856 


1,617,800 


« 


1857 


1,458,700 


» 



Man darf bezweifeln, ob bei Aufrechthaltung des ElbzoUtarifs von 
1844 der Eibverkehr jetzt noch eine so beträchtliche Zolleinnahme ge- 
liefert hätte, als bei den eingetretenen Zollermässigungen wirklich er- 
hoben sind. 

Andererseits zeigt ein Vergleich des Eibverkehrs mit den zum vollen 
und zum V2 Eibzollsatze tarifirten Artikeln, dass sdbst der letztere Zoll- 
satz zu hoch ist, um den Eibverkehr einigermassen zu erbalten. Wäh- 
rend die zu V4 Eibzoll tarifirten Artikel eine Zunahme aufweisen, hat 
sich der Eibverkehr mit jenen progressiv vermindert. Die Listen zeigen 
folgendes Verhältniss: 
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V, Eibzollklasse. % Elbzollklasse. V« Eibzollklasse. 

Centner. Centner. Centner. 

1855 493,000 341,800 1,962,100 

1856 278,600 271,300 3,021,600 

1857 129,700 168,600 3,250,400 

Die Herabsetzung des ElbzoUs für Getreide, Hülsenfrüchte und Öl- 
saaten von V4 auf Vio Satz, ist bereits bei der dritten Elbsehiffahrts- 
Revisionskommission dringend empfohlen worden, und erscheint beson- 
ders für den Absatz Böhmens und der Anhaltschen Länder von grosser 
Wichtigkeit. Eine Vereinigung der V« Zollklasse mit der V^o, und der 
V«o niit der V40 Zollklasse dürfte kein wesentliches finanzielles Opfer er- 
heischen, die Elbzollberechnung jedoch wesentlich vereinfachen." — 



In der ersten Konferenz (am 15. Juni 1858) konstituirte sich die Kom- 
mission und wurden dem Protokoll die vorstehenden Anträge Hamburgs 
beigefügt, ohne dass schon weiter auf die ElbzoUfrage eingegangen wurde. 
Der Oesterreichische Bevollmächtigte ward zum Vorsitzenden erwählt. 
Zweite Konferenz, den 26. Juni 1858. 

Der Bevollmächtigte für Oesterreich erklärte, noch nicht mit 
ausreichenden Instructionen versehen zu sein, und behielt sich das Pro- 
tokoll offen. 

^ Der Bevollmächtigte fürPreussen: „Der von der freien und Hanse- 
stadt Hamburg wegen Ablösung der Eibzölle gemachte Vorschlag ist 
von meiner Regierung sorgfaltigst erwogen worden, es haben indessen 
bei ihr keine Bedenken darüber obwalten können, dass auf diesen Vor- 
schlag nicht einzugehen sein werde. 

Der in der Hamburgischen Denkschrift enthaltene Hinweis auf den 
Vorgang hinsichtlich der Ablösung des Sundzolles trifft nicht zu: denn 
während es Dänemark gegenüber an einem Rechtstitel: die Aufhebung 
oder Ermässigung jener Abgabe zu verlangen, gänzlich fehlte, ist für 
die Regulirung des ElbzoUtarifs eine konventionsmässige Grundlage 
in dem Art. 111 der Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 vorhanden. 

Wenn in derselben als leitende Norm für die Zollerhebung auf 
den gemeinschaftlichen Strömen ausgesprochen ist: 

aOn partira, en dressant le tarif du point de vue (Vencourager le 

conunerce en facilitant la navigation,» 

imd wenn ferner dieser Gedanke auch in der ElbschifEahrtsakte vom 

23. Juni 1821 selbst Ausdruck gefunden hat, indem es im Art. 30 daselbst 

unter anderm als die Aufgabe der Revisionskommission bezeichnet wird: 

a Veranstaltungen und Massregeln, welche nach neuerer Erfahrung 

Handel und SchifEahrt femer erleichtern können, zu berathen,>) 

so wird man, falls nachgewiesen werden kann, dass die gegenwärtig in 

Gültigkeit stehenden Zollsätze den Schiffahrtsverkehr auf der Elbe im 
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Vergleich zu andern Verkehrsstrassen übermässig belasten, die Ermässi- 
gung als eine vertragsmässige Verpflichtung zu fordern und 
resp. zu gewähren haben. Preussen hat diese Auffassung bereits bei 
den Verhandlungen der dritten Elbschiffahrts-Bevisionskonunission und 
zwar in der 22. I^onferenz dem von Hannover aufgestellten Grundsatze 
gegenüber: 

dass ftlr den Ausfall an der bisher durchschnittlich bezogenen Zoll- 
einnahme, welcher in Folge von Zollermässigungen eintrete, volle 
Entschädigung gefordert werden könne, — 
geltend gemacht. Es hat aus den für die ElbzoUverhältnisse allein 
massgebenden Staatsverträgen so wenig als aus den bisher über den 
Eibverkehr gewonnenen thatsächlichen Erfahrungen einen Anlass zui* 
Aenderung seiner Auffassung entnehmen, vielmehr sich nur gedrungen 
sehen können, bei derselben auch jetzt unbedingt zu verharren. — 

Dazu kommt nun aber noch, dass die Art und Weise der Berech- 
nung des Ablösungskapitals und das in Aussicht genommene Theünahtne- 
verhältniss der einzelnen Eibuferstaaten an deren Aufbringung eine an- 
gemessene Berücksichtigung der obwaltenden Verhältnisse und insbe- 
sondere der Thatsache vermissen lässt, dass der konventionsmässige 
Eibzoll von der Mehrzahl der Eibuferstaaten — zum Theil auf Gnmd 
bestehender Verträge — gar nicht oder nur zu einem ermässigten 
Betrage erhoben wird. — 

Hiemach befindet sich meine Regierung in der Lage, den wegen 
Ablösung der Elbzölle gestellten Antrag überhaupt ablehnen zu müssen/' 

Der Bevollmächtigte für Sachsen: „Meine Regierung ist der vorge- 
schlagenen Beseitigung der Elbzölle im Wege der Ablösung ders^ben 
grundsätzlich nicht abgeneigt, und würde, unter entsprechenden Voraus- 
setzungen und Bedingungen zu einer diesfallsigen Uebereinkunft unter 
den Regierungen der Eibuferstaaten ihre Mitwirkung nicht versagen. 

Ich bin deshalb ermächtigt, der angeregten Ablösungsfrage näher 
zu treten und auf specielle Verhandlungen darüber einzugehen. 

Nadi der soeben vernommenen Erklärung des Bevollmächtigten für 
Preussen ist jedoch dieser Gegenstand, wenigstens zur Zeit, als er- 
ledigt anzusehen, und habe ich mir deshalb das Weitere füi* den Fall 
vorzubehalten, dass der Antrag auf Ablösung der ElbzöUe später wieder 
aufgenonunen werden und zur Verhandlung kommen sollte." 

Der Bevdlmächtigte für Dänemark: „Ich kann die G^Migtbeit 
meiner Regierung aussprechen, zu der beantragten Ablösung des Elb- 
zolles unter gewissen Voraussetzungen mitwirken zu wollen, da 
aber nach der soeben vernommenen Erklärung die Regierung von 
Preussen nicht geneigt ist, dem Antrage des Senats der freien und 
Hansestadt Hamburg auf Ablösung des Elbzolles ihre Mitwirkung an- 
gedeihen zu lassen, so ist eine Beseitigung der ElbzöUe auf diesem Wege 
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uflthunlich geworden, und glaube ich meine desfaUige weitere Eiidärung, 
als nunmehr nicht erforderlich, zurückhalten zu können/^ 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg: „Auf den 
Antrag wegen Ablösung- der oberelbischen Zölle, sowie solcher von dem 
Senate der fireien Hansestadt Hamburg gestellt worden, vermöchten 
ihre Regierungen schon deshalb nicht einzugehen, weil sie danach nur 
einen höchst ungenügenden Ersatz für das von ihnen aufzugebende Recht 
der Eibzollerhebung erhalten würden. 

Von ihrem Standpunkte aus könnten ihre Regierungen eine Ablösung 
der ElbzöUe überhaupt nicht wünschen, da, von den entgegenstehenden 
Schwierigkeiten und Bedenken anderer Art ganz abgesehen , Rückwir- 
kungen auf andere Einnahmequellen davon zu besorgen wären, welche 
ihre Finanzen, selbst bei Gewährung eines vollständigen Ersatzes für die 
bisherigen ElbzoUeinnahmen, emsflich gefährden würden. 

Oleichwol sähen sie keinen andern Ausweg, um die in neuerer Zeit 
wiederholt hervorgetretenen, auf Ermässigung oder Beseitigung der ober- 
elbischen Zölle gerichteten Wünsche einiger Eibuferstaaten mit den 
Rechten und Interessen der andern Staaten in Einklang zu bringen. 
Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, seien sie, ungeachtet der 
grossen Opfer, welche die Ablösung der Elbzölle für sie im Gefolge habe, 
lediglich um einen Beweis bundesfreundlichen Entgegenkommens zu geben, 
bereit, auf Verhandlungen wegen Ablösung der oberelbischen Zölle ein- 
zugehen. 

Eine vollständige Entschädigung wegen des bisherigen Rechts der 
ElbKollerhebung dabei jedenfalls voraussetzend, müssten sie sich im 
übrigen wegen der Bedingungen, die sie von ihrem Standpunkte aus 
dabei zu stellen haben würden, eine weitere Erklärung für den Fall vor- 
behalten, dass die Verhandlungen überall einen Fortgang erwarten 
lassen soUten.^^ 

Der Bevollmächtigte für Anhalt gab die Erklärung ab, dass seine 
Regierungen schon früher ihre Geneigtheit erklärt hätten, auf dne Ab- 
lösung einzugehen, und würden sie diese Erklärung auch jetzt abgeben, 
unter der Voraussetzung, dass ihnen vollständige Entschädigung zu Theil 
werde, da, wie das in den frühem Verhandlungen schon näher ausgeführt 
sei, seine Regierungen die Frage nur von dem Finanzgesichtspunkt aus 
zu betrachten hätten. 

Der Bevollmächtigte für Lübeck: „Soweit es sich hier darum handle, 
ob die angeregte Frage der Ablösung überhaupt zur Verhandlung kom- 
men solle, habe er die Zustimmung seiner Regierung zu erklären. Hin- 
sichtlich der in Vorschlag gebrachten Modalitäten einer solchen Ablösung 
aber werde es, nach den bereits vorliegenden Erklärungen des Bevoll- 
mächtigten fürPreussen, für jetzt wenigstens einer weitem Aeusserung 
se»erseits nicht bedürfen.'' 
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Der Bevollmächtigte für Hamburg: „Aus den vorang^angenen Erklä- 
rungen wird meine Regierung mit aufrichtigem Bedauern ersehen, dass 
ihr principaler Vorschlag hinsichtlich der Eibzollverhältnisse, in der gegen- 
wärtigen Revisionskonmiission eine eingehende Verhandlung wegen gänz- 
licher Ablösung der Eibzölle mittels Kapitalzahlung stattfinden zu 
lassen — auch abgesehen von der ganz offenen Frage der Modalit&t, 
worüber nur vorläufige und unvorgreifliche Andeutungen mitgetheilt sind 
— eine allseitige Zustimmung nicht gefunden hat. Hamburgischerseits 
ist man der Ansicht gewesen, dass unter den gegebenen Umständen, im 
Hinblick auf die Erfahrungen bei den bisherigen Revisionskommissionen 
und die dabei hervorgetretene principielle Divergenz der Ansichten, wo- 
durch eine befriedigende Reform des ElbzoUwesens unmöglich wurde, so- 
wie nach dem Vorgange des wegen des Sundzolls letzthin abgeschlossenen 
Vertrags, eine solche Ablösung der Eibzölle das einfachste und wirk- 
samste Auskunftsmittel sein möchte, um dem Eibverkehr endlich die so 
lange schon erstrebte zeitgemässe Erleichterung zu verschaffen, voraus- 
gesetzt natürlich, dass dieser Plan von sämmtlichen betheiligten Ufer- 
staaten mit gegenseitigem bundesfreundlichen Entgegenkommen und dem 
ernstlichen Wunsch einer raschen definitiven Erledigung aufgenommen 
werde. — Allerdings lässt sich auch durch umfassende Revision des Elb- 
zolltarife schon eine wesenüiche Förderung der Elbschiffahrts- Interessen 
erreichen, allein wenn die bevorstehenden Verhandluingen hierüber den 
erwünschten Erfolg nicht haben sollten, muss sich meine Regierung vor- 
behalten, auf die Frage der Ablösung zurückzukommen." 

Der Vorsitzende erklärte hierauf: Für jetzt würde auf den Vorschlag 
A n. der Hamburgischen Proponenda überzugehen sein, und ersuche er, 
die betreffenden Erklärungen abzugeben. 

Dabei ward es für angemessen erachtet, wenn jeder der Be- 
voUmächtigten etwaige Anträge seiner Regierung in Bezug auf Zoller- 
mässigung bei dieser Gelegenheit vorlegen würde. Als Bevollmächtigter 
für Oesterreich bezog er sich auf seine Erklärung zu der ersten heute 
verhandelten Frage der Ablösung. 

Der Bevollmächtigte fürPreussen: „Von den auf eine Herabsetzung 
der Eibzölle gerichteten Anträgen der freien und Hansestadt Hamburg 
hat meine Regierung gern Eenntniss genommen, und erklärt sie in der 
bundesfreundlichsten Weise sich bereit: bis zu den Grenzen des irgend 
Erreichbaren hierbei mitwirken zu wollen. In Folge dessen bin ich beauf- 
tragt worden, diejenigen Veranstaltungen und Massregeln in Vor- 
schlag zu bringen, welche nach der aus den neuern Erfahrungen 
gewonnenen Ueberzeugung meiner Regierung allein dazu dienen können, 
den Handel und die Schiffahrt auf der Elbe zu erleichtern und 
beiden diejenige Lebendigkeit wiederzugeben, welche sie in frühem Zeiten 
gehabt, und füi' die Zukunft zu beanspruchen die imbestrittenste Berech- 
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tigung haben. Nur mit einer durchgreifenden Herabsetzung der 
Elbzölle ist dies aber zu erreichen, und deren Nothwendigkeit wird bei 
einer unbefangenen Würdigung der Verkehrsverhältnisse auf unserm aus- 
schliesslich deutschen Strome, unmöglich verkannt werden dürfen. 

Zunächst niuss hervorgehoben werden: 
dass bei der Existenz zweier, in einem Lande, nebeneinander be- 
stehenden, dasselbe mit dessen Nachbarländern verbindenden, und 
zwischen diesen den internationalen Verkehr fördernden Zu- und 
Abfuhrstrassen, einer jeden derselben das gleiche Recht 
der Theilnahme an dem Gesammtverkehr nicht versagt 
werden darf, wenn das im Interesse der Staatswohlfahrt noth- 
wendige Princip der Parität nicht alterirt werden soll. 

Sodann aber kann nicht ausser Acht bleiben: 
dass Handel und Industrie, wenn man beiden eine naturwüchsige 
Entwickelung und ein gedeihliches Leben gesichert sehen will, — 
nur auf den Wegen ihren Vertrieb haben müssen, welche in den 
Gebieten, auf welche sie sich erstrecken, die natürlichen sind. 

Zu solchen natürlichen Strassen gehört für das Verkehrsgebiet der 
Elbe, welches sich auf einen grossen Theil des Königreichs Hannover, 
die Preussischen Provinzen Sachsen und Brandenburg, die Thüringen- 
schen Staaten, die Anhaltschen Herzogthümer und die Königreiche Sachsen 
und Böhmen verbreitet, vorzugsweise die Elbe selbst, und für ihren seit 
Jahrhunderten blühenden Verkehr sind nun in den letzten 10 Jahren 
auf ihren beiden Ufern die Eisenbahnen mit einer gefährlichen, ja gänz- 
liche Vernichtung drohenden, Konkurrenz aufgetreten. — Der Gütertrans- 
port auf denselben, — ausser der eigentlichen Fracht, nur mit sehr ge- 
ringen Durchfuhrzöllen an die Kassen der Länder, die er passiil, belegt, 
— hat sich vom ersten Entstehen erheblich angelassen , und in den letzfen 
5 Jahren bei unausgesetzter Steigerung, zu einem Umfange entwickelt, 
der jede davon gehegte Erwartung übertrifft. —"Der Grund dieser Er- 
scheinung ist nicht schwer zu finden, er liegt einfach darin: 

dass die Schiffahrt auf der Elbe, — weil auf ihr die Zölle viel 
schwerer lasten als die Landtransitabgaben auf den Eisenbahnen, 
— trotzdem, dass sie weit billigere Frachten gewährt, als die 
letztem dies zu thun im Stande sind, — in demselben Ver- 
hältnisse, wie die Eisenbahnen, an dem allgemein ge- 
steigerten Transportverkehre sich nicht betheiligen 
kann, vielmehr nur mit einer geringen Quote sich be- 
gnügen muss, und nur solche Artikel zu verfahren ge- 
zwungen ist, welche wegen der ihnen zugewendeten Er- 
mässigung des Wasserzolls auf Vio» V«o ^^^ V40 seines 
Normalbetrags, mit den Eisenbahngütern hinsichtlich 
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ihrer Belastung durch die Landdurehfuhrzöüe gleich- 
stehen. 
Die zu den höheren Elbzollklassen tariiirten Waaren sind daher von 
der Elbe so zu sagen verschwunden. — Während das Hauptzollamt 
Wittenberge im Jahre 1846 in der Auf- und Niederfahrt noch mit: 
2^43,000 Ctm. zum Vi Satze, 
1,898,000 „ „ V4 „ und 

40,000 „ „ /ö „ 

überhaupt 4,181,000 Ctm. passirt wurde , gingen, sehr bald nadi 
Eröffnung der Berlin -Hamburger Eisenbahn, und bei einer Gesammt- 
beförderung auf dieser und der Elbe von 10,652,000 Ctm., im Jahre 
1851 nur noch 760,000 Ctr. zum V, Satze, 

1,294,000 „ „ V4 „ und 
169,000 „ „ V5 „ 
überhaupt 2,223,000 Ctr.; und im Jahre 1854— nachdem durch 
die Beschlüsse der dritten ElbschifEethrts- Revisionskommission mehrere 
Artikel aus der ersten in eine neugebildete zweite, sowie in die vierte 
und fünfte Klasse des ElbzoUs versetzt waren, — bei einem Gesammt- 
verkehre auf Elbe und Eisenbahn von 15^8,000 Ctm. nur 
378,000 ar. zum Vi Satze, 
339,000 „ „ V2 „ 
2,047,000 „ „ V4 ,, ™d 
489,000 „ „ V5 „ 
überhaupt 3,253,000 Ctr.; 
endlich im Jahre 1857, bei einer GesammtbefÖrderung von 18,078,000 
Ctm. auf beiden Strassen, doch nur 

131,000 Ctr. zum Vi Satze, 
163,000 „ „ V2 „ 
2,259,000 „ „ % „ und 

306,000 y^ y^ /5 „ 

überhaupt 3,859,000 Ctr. bei Wittenberge auf der Elbe durch, 
während die Eisenbsdm von dergleichen zur ersten bis ind. fünften Khsse 
des ElhzoUs tarifirten Gütern 

1851: 2,465,000, also gegen die Elbe mehr: 242,000 Ctr., 
1854: 4,925,000, „ „ „ „ „ 1,672,000 „ 
1857: 6,191,000, „ „ „ „ „ 2,332,000 „ 
beorderte. — 

Der eben geschilderte, im Jahre 1851 achtbar gewordene, in den 
letzten Jahren aber mit Evidenz hervorgetretene, höchst traurige Zu- 
stand der ElbschifiEahrt veranlasste bereits meine Regierang, bei Gelegen- 
heit des Zusammenseins der dritten Revisionskommission auf dne durch- 
greifende Ermässigung der Eibzölle anzutragen. — Ihre Anträge haben 
aber die allseitige Zustimmung leider nicht klangen können, es ist viel- 
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mehr damals nur für einzelne Artikel eine Ermässigung zu erreichen ge- 
wesen, welche unbestritten gute Folgen für die Schiffahrt gehabt hat, 
deren Resultate sonst in den letzten Jahren noch viel beklagenswerther 
sich herausgestellt haben würden, als es der Fall gewesen ist 

Das Bestreben Preussens ist unablässig dahin gerichtet gewesen : 
den Betrag der Elbzölle mit demjenigen der im Zollvereine be- 
stehenden Durchgangsabgaben in Einklang zu bringen, — 
und von diesem Gesichtspunkte geht Es unter Berufung auf das, in dem 
Art 111 der A/Viener Kongressakte und Art 30 der £lb0ehiiiüirtsakte 
unumstösslich hingestellte Princip der Beförderung des Handels und der 
Schiffahrt auf der Elbe, — auch jetzt wieder aus, und hat dabei 
nicht unerwogen gelassen, dass 

a) durch die Aufbebung des SundzoUes und der WeserzöUe die mit 
der Elbe konkurrirenden Schiffahrtsstrassen der Oder und der 
Weser von der früheren Belastung befreit, und deshalb, noch 
mehr als friUier, in die Lage gebracht worden sind: im Vereine 
mit den Eisenbahnen der Elbe ihren naturgemässen 
Verkehr mit der Zeit gänzlich zu entziehen, 

und dass es daher 

b) sehr dringlich geworden ist, diesem ünheile mit einer 
durchgreifenden Herabsetzung der Elbzölle vorzu- 
beugen. 

Der Durchgangszoll für die durch das Gebiet des Zollvereins nach 
Oesterreich transitirenden Güter beträgt bekanntlich pro Centner SVa Sgr.; 
werden die Ermässigungen ausser Betracht gelassen, welche einzehie Elb- 
uferstaaten freiwillig oder in Folge besonderer Verträge gewähren, so 
beläuft sich der Elbzoll von Hamburg bis nach Melnick für die Waaren 
in der V, Klasse auf 1 Thlr. 3 Sgr. 11 Pfg. pro Centner und es wird 
eine annähernde Gleichmässigkeit mit der allgemeinen Durchgangsabgabe 
nur dadurch zu erreichen sein, dass der Normalelbzollsatz auf Vio redu- 
drt wird. Danach würden die Waaren, welche gegenwärtig zu dem Vi, 
V«» V4 öder Vft Satze tarifirt sind, in die Vio Klasse versetzt werden 
müssen, die V20 Klasse würde aber ganz auszuscheiden sein, weil bei 
einer so weit gehenden Ermässigung des Normalzolls der Zollsatz der 
V90 Klasse mit dem Werthe der zu dieser Klasse gehörenden Waaren 
nicht mehr in einem angemessenen Verhältnisse stehen dürfte. — Es er- 
scheint aber für zwei Artikel noch eine weitere Ermässigung durch das 
Bedürfniss geboten. — Knochenkohle entrichtet nach dem jetzt in 
Gültigkeit stehenden Tarife 

a) gebrauchte, lose im Schiffe oder sonst unverpackt, in der 
Niederüahrt V40 

b) alle ülHige V5 

ohne Unterschied^ ob sie gebraucht ist, oder nicht. 
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Nach einem mir zugefertigten Gutachten der Preussischen technischen 
Deputation für Gewerbe in Preussen, zu dessen Mittheilung ich bereit 
bin, ergibt sich nun, dass es an sichern Merkmalen zur Unter- 
scheidung der ungebrauchten von der wiederbelebten Kno- 
chenkohle gänzlich fehlt. Es wird daher Knochenkohle überhaupt 
zu V40 zu tarifiren sein. 

In dieselbe Klasse wird aber auch Steinsalz mit Rücksicht auf 
seinen geringen Werth und in Betracht, dass bei der hohen Belastung 
mit V4 des Normalsatzes eine Konkurrenz mit dem englischen 
Steinsalze unmöglich ist, aufzunehmen sein. 

Für die Feststellung des Tarifs sind zwar die Interessen der Schiff- 
fahrt und des Handels die entscheidenden, es kann und soll indessen 
auch das finanzielle Interesse, auf welches einzelne Eibuferstaaten, 
— allerdings unter Verkennung der Bestimmung jener Zölle — ein beson- 
deres Gewicht legen, nicht unbeachtet bleiben. — In dieser Beziehung 
glaube ich zunächst auf die allgemeine Erfahrung hinweisen zu müssen, 
dass überall noch die Ermässigung der Eingangszölle — wo sie 
beliebt ist — die Zufuhr der davon betroffenen Artikel ge- 
steigert hat, und dadurch der anfänglich eingetretene Aus- 
fall in den Zolleinnahmen allmählich, nicht allein wieder 
ausgeglichen, sondern schliesslich sogar eine Mehreinnahme 
erzielt ist. Sodann aber fällt namentlich bei dem Elbzolle die That- 
sache unbestritten ins Gewicht: dass jede Herabsetzung eine 
Steigerung im Verkehr herbeigeführt und diese das Quantum 
minus des Zollbetrags hinreichend wieder gedeckt hat. Bei- 
spielsweise erwähne ich hier, dass der Versand der, nach den Verein- 
barungen im Schlussprotokolle der dritten Elbschiffahrts- Revisionskom- 
mission im Zolle von Vi auf resp. V4, V« und Vio des Normalsatzes 
ermässigten Waaren zum Theil in dem gleichen , zum Theil in einem noch 
hohem Masse zugenommen hat, als die Zölle ermässigt worden sind. — 
So ist der Verkehr in 

1847. 1857. 

Kokosnuss- und Palmölen (früher %, jetzt V4) von 1 l,129Ctr. auf 79,682 Ctr. 

Harzen (desgleichen) „ 21,399 „ „ 93,910 „ 

Soda (früher Vi, jetzt Vft) „ 5,800 „ „ 95,750 „ 

Heringen ( „ %, „ Vio) „ 10,735 „ „116,261 „ 

also bei Kokosnuss- und Palmöl und Harzen sehr weit über das vier- 
fache, bei Soda sehr weit über das fünffache, und bei Heringen weit über 
das zehnfache, trotz des höchst ungünstigen Wasserstandes im vorigen 
Jahre gestiegen, und es darf deshalb gar nicht bezweifelt werden, 
dass die gleiche Erscheinung fortan sich ergeben wird, wenn man jetzt 
den Eibzolltarif durch weitere Ermässigungen mit den Bedürfnissen des 
Verkehrs in Uebereinstimmung bringt. — Hiernach stelle ich den Antrag: 
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dass in Zukunft nur die Klassen zu Vio und '/«o des 
Normalzolls beibehalten, und dass die Waaren, die 
gegenwärtig zu Vi, % ,V4 und V5 tarifirt sind, mit Aus- 
nahme des Steinsalzes, zu Vio, letzteres aber, sowie 
sämmtliche Waaren, welche jetzt in der y^o Klasse 
stehen, und Knochenkohle, ohne Unterschied, ob sie 
gebraucht ist oder nicht, in der Berg- und Nieder- 
fahrt zu V40 des Normalzolls verzollt werden. 
Möchte dieser Antrag aber, wider Erwarten, die allseitige Zustim- 
mung nicht erhalten, so schliesst meine Regierung sich dem ZoUermässi- 
gungsantrage Hamburgs mit der Modifikation an: 

1) dass Steinsalz und Knochenkohle, ohne Unterschied, 
ob sie gebraucht ist oder nicht, in die V40 Klasse ver- 
setzt werden; 

und beantragt weiter, 

2) dass unkrystallisirter Laugenfluss zu Vio tarifirt 
werde. 

Weitere den Eibzolltarif betreffende Anträge hat die Preussische Re- 
gierung für jetzt nicht zu machen, und indem sie die in Vorschlag ge- 
brachten ZoUherabsetzungen schliesslich nochmals im kommerziellen 
Interesse für durchaus nothwendig, in finanzieller Beziehung 
aber für ganz ungefährlich erachtet, hegt sie die Hoffiiung: dieselben 
von allen Eibuferstaaten, in richtiger Würdigung der bundesvertrags- 
raässig überkommenen Fürsorge für die Wohlfahrt des Handels 
und der Schiffahrt auf der Elbe angenommen zu sehen.'' 

Der BevoUmächtigte für Sachsen: „ Die Sächsische Regierung kann 
nur angelegentlichst wünschen, dass dem in die zweite Linie gestellten 
Antrage des Senats der freien Stadt Hamburg auf Ermässigung der 
ElbzöUe in möglich grösster Ausdehnung Folge gegeben werde. 

Es ist hinreichend bekannt und wird einer näheren Auseinander- 
setzung nicht bedürfen, dass nach Eröfihung der mit dem Eibstrome 
parallel laufenden Eisenbahnen, und nachdem durch die in dessen Folge 
eingetretene Konkurrenz die Wasserfrachten bis zur äussersten Grenze 
herabgedrückt worden, es in der Hauptsache nur die ElbzöUe sind, welche 
den Güterverkehr auf der Elbe mehr und mehr beschränkt, einige Han- 
delsartikel sogar ganz oder mindestens fast ganz von der durch die Natur 
gebotenen Wasserstrasse verdrängt haben. Vorzugsweise gilt dies von 
den hochtarifirten, also namentlich von den, von dem vollen ElbzoUe 
betroffenen Gegenständen, welche von Hamburg nach dem Innern Deutsch- 
lands bestimmt sind, oder welche als Produkte der deutschen Bodenkultur 
und Industrie ihrer transatlantischen Bestimmung zugeführt werden sollen. 
Das Quantum der hier in Rede stehenden, zur Verschiffung auf der Elbe 
gelangten Artikel hat sich, wie die auf ofliciellen Erhebungen beruhen- 

Die ElbidUe. 13 
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den, statistischen Notizen darthun, von Jahr zu Jahr vermindert; dagegen 
aber hat die Menge der nämlichen Waarengattungen in dem Transporte 
auf den Eisenbahnen von und nach Hamburg fortwährend zugenommen, 
und nur diejenigen Gegenstände, auf denen ein, den gegebenen Verhält- 
nissen mehr angemessener ElbzoU ruht, weisen eine steigende Frequenz 
auf dem Strome nach, und zwar dergestalt, dass dieselbe auf letzterem 
sogar in einem grösseren Verhältnisse als auf den konkurrirenden Sefaienen- 
strassen zunimmt. 

Diese Sachlage erkannte bereits die dritte Revisionskommission als 
Thatsache an, und beschloss demgemäss unter anderm, hinsichtlich meh- 
rerer im vollen Zolle stehender Artikel, eine Abgabenermassigung bis auf 
die Hälfte eintreten zu lassen. Allein es hat diese ZoUreduktion, von 
welcher übrigens gerade die Hauptartikel des grossen Verkehrs, Kafifee, 
Wein, Zucker, Taback und Tabackfabrikate, Garn etc. ausgeschlossen blieben, 
nicht den Erfolg gehabt, den man sich von ihr versprechen zu dürfen 
glaubte, und namentlich hat sie im Durchschnitt der 4 Jahre 1854—1857, 
im Vergleich zu der Frequenz im letzten Jahre, vor Eintritt dieser Er- 
mässigungen, dem Jahre 1853, dem Wasserwege nur das geringfügige 
Plus von zusammen 31,000 Gtr. jährlich zugeführt, mithin der Schiffahrt 
keinen Vortheil gebracht, während allein die Berlin -Hamburger Eisen- 
bahn in ihrem Frachtverkehre, bezüglich der hier fragUchen Artikel, in 
dem nämlichen Zeiträume nicht nur ungeschmälert blieb, sondern eben- 
falls ein Mehr von durchschnittlich 6500 Ctr. jährlich aufzuweisen hat 

Auf die Wahl der Bezugswege äussern zwar, wie kdneswegs über- 
sehen wird, neben der von der Waare zu entrichtenden Abgabe, noch 
verschiedene andere Verhältmsse Einfluss; immerhin sind aber hierbei die 
direkten und indirekten Kosten des Bezugs die hauptsächlichst bestim- 
menden Faktoren, und es fallt deren Höhe gegenwärtig um so schwerer 
ins Gewicht, als bei dem dermaligen Verhältnisse der allgemeinen Han- 
delskonkurrenz, ein an und für sich geringfügig erscheinende Unterschied 
der Bezugskosten über die Wahl dieser oder jener Transportweise ent- 
scheidet. 

Ich erlaube mir dies durch ein, auch für andere ähnliche Fälle mass- 
gebendes Beispiel zu veranschaulichen. 

Kaffee, ein Artikel des vollen ElbzoUs, veranlasst bei dem Bezüge 
von Hamburg nach Dresden, auf der Eisenbahn über Berlin, einschliess- 
lich der Lauenburger und Mecklenburger Landtransitzölle, einen Spesen- 
aufwand von 2lVio Sgr. pr. Ctr.; auf der Linie Harburg-Leipzig-Dres- 
den, einen solchen von 197io Sgr., wofür in beiden Fällen die Waare 
von den Eisenbahnverwaltungen bis vor das Haus des Empfängers ge- 
liefert wird. Der Transport eines Centners Kaffee von Hamburg oder 
Harburg auf der Elbe bis an den Landungsplatz in Dresden, erfordert 
dagegen einen Spesenaufwand von 19Vio Sgr. und sind darin 7 Sgr. 
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10 Pf. ElbzöUe, also ungefähr 40 Procent der Generalkosten enthalten. 
Ausserdem treten den letztem noch Va— % S^. für das Ausladen aus 
dem Schifife, sowie für das Abrollen bis an das Haus des Beziehers 
hinzu, und wenn überdies noch die ungleich längere Dauer des Wasser- 
transports, weil er den Eintritt der auf feste Termine nicht zurückzu- 
führenden Fähigkeit über die Waare zu disponiren verzögert, die letz- 
tere vertheuert, so wird man wol nicht bezweifeln können, dass eben 
diese Verhältnisse den Bezug der voUtaiifirten Artikel auf der Elbe nach 
Dresden zur Unmöglichkeit machen müssen. 

Fast in demselben Grade lasten diese Verhältnisse auch auf dem 
Bezüge derjenigen Artikel, welche, nach dem vorbemerkten Beschlüsse 
der dritten Revisionskommission, nur noch mit der Hälfte des Elbzolles 
getroffen werden. 

Denn was z. B. den hierher gehörenden Artikel: Baumwolle anbe- 
langt, welcher für Sachsen, fast ausschliesslich von Riesa ab, auf der 
dort mündenden Chemnitz -Riesaer Eisenbahn den Erzgebirgischen Spin- 
nereien zugeführt wird, so betragen Fracht und Spesen von Hamburg 
über Berlin bis Riesa 17 Sgr., über Harburg und Leipzig dahin 15 V4 Sgr.; 
auf der Elbe aber bis Riesa 15 Sgr. b% PI pr. Ctr., und treten dem 
letztem Betrage auch hier etwa 6 Pt für Ausladen und Ueberführung 
auf die erwähnte Eisenbahn liinzu. In dem zweiten der oben gedachten 
Bezugsfalle ist der Wassertransport schon direkt und absolut theurer 
als der Landtransport über Berlin, und wenn auch in dem zuerst auf- 
gestellten Bezugsfalle die Differenz von 1 Sgr. V2 Pf- der Wasserstrasse 
zu Gunsten gereicht, so wird doch dieser Vorsprung durch die mit der 
langem Transportdauer verbundenen Nachtheile vollständig überwogen, 
der Fälle nicht zu gedenken, wenn wegen Ungunst des Wasserstandes 
oder mit Rücksicht auf die dem Winter sich nähernde Jahreszeit, Fracht- 
löhne und Assekuranzen erhöht werden müssen. 

Hiernach wird es gewiss nicht weiter befremden, wenn die hier in 
Frage befindliche Ermässigung des Elbzolles um die Hälfte ohne allen 
nennenswerthen Erfolg für Hebung der Schiffahrt geblieben ist, und es 
ist demzufolge meine Regierung der Ansicht, dass sowol die zur Zeit noch 
in vollem ElbzoUe stehenden, als auch die auf dessen Hälfte ermässigten 
Artikel, auf dem Eibwege nur dann die Konkurrenz der Eisenbahnen 
und der neuerdings in Mitbewerbung getretenen, zollfreien Strasse durch 
den Sund ertragen, beziehentlich auf die Elbe zurückgeführt werden und 
auf derselben verbleiben können, wenn alle diese Gegenstände in den 
V4 ElbzoU klassificirt werden. Sie nimmt daher, unter Hindeutung auf 
den ün 30. Artikel der Elbschiffahrtsakte bestimmt ausgesprochenen 
Zweck und die Aufgabe der Revisionskommission, nicht Anstand, einen 
auf die eben gedachte Ermässigung gerichteten Antrag, wie hiermit ge- 
schieht, stellen zu lassen, und zwar um so wen^er, als sie, nach dem 
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Obigen der Ueberzeugung ist, dass nur eine solche Reform die Schiffahrt 
dauernd beleben könne, ohne die vertragsmässig begründeten Kassen- 
interessen der betheiligten Staaten zu beeinträchtigen. Ausserdem hält 
man Sächsischerseits dafür, dass nachbemerkte, jetzt mit V4 oder 
geringer tarifii-te Artikel hn Verhältniss ihres Werthes oder ihrer Wich- 
tigkeit für die Schiffahrt im allgemeinen im ElbzoUe zu hoch angesetzt 
sind, und beantrage ich deshalb folgende Ermässigungen eintreten zu 
lassen. 

Auf ein Fünftel des Eibzolls: 

1) Eisen in Stäben und die in der Nomenklatur s. v. Eisen unter b 
aufgeführten Eisensorten mit Ausschluss des Roheisens; 

2) Holzwaaren, gefärbte. 

Auf ein Zehntel des ElbzoUes: 

Arsenik, Bleizucker, Erze, Flachs und Hanf, Getreide und Hülsen- 
früchte, ingleichen Sämereien und Beeren, Holzwaaren, rohe und blos 
gehobelte, Kobaltspeise, Leinwand, rohe, ungebleichte, auch Pack- und 
Sackleinwand und Segeltuch, Marmorplatten, Mehl und Mühlenfabrikate, 
Oel- und Rappskuchen, Roheisen aller Art, Soda, Wolle aller in der 
Nomenklatur aufgeführten Art. 

Auf ein Zwanzigstel des Elbzolles: 

Asphaltfilz, Blei, Braunstein, Heringe, Nutz- und Bauholz, Serpen- 
tinsteinwaaren, Töpferwaaren, gemeine. 

Uebrigens behalte ich mir vor, noch andere Klassifikationsanträge 
einzubringen. " 

Der Bevollmächtigte für Dänemark: „Wenn ich mir erlaube, schon 
jetzt das Wort zu ergreifen, so geschieht es nur zu dem Zwecke, der 
Konmüssion eine unverhohlene Erklärung darüber zu geben, wie meine 
Regierung die gegenwärtigen ElbzoUverhältnisse und die der Revisions- 
kommission in dieser Beziehung gestellte Aufgabe betrachtet, und auf 
welchem Wege sie zu einer baldigen, die verschiedenen Interessen be- 
friedigenden Lösung dieser Aufgabe bereitwillig mitwirken kann. 

Es darf als bekannt vorausgesetzt werden, dass die Literessen, 
welche meine Regierung in Bezug auf den ElbzoU zu vertreten hat, von 
jeher, wenn nicht ausschliessUch, so doch überwiegend finanzieller Natur 
gewesen sind. — Im Verhältniss zu der grossen Zahl der die Elbe be- 
fahrenden Schiffe nimmt die Dänische Flagge einen sehr untergeordneten 
Rang in dieser Schiffahrt ein, namentlich in Bezug auf den Verkehr von 
und nach den oberhalb Wittenberge belegenen Uferstaaten, und wie ge- 
ring die Betheihgung der genannten Flagge hieran ist, kann dadurch 
nachgewiesen werden, dass die Zahl der Wittenberge passirenden dies- 
seitigen Fahrzeuge durchschnittlich nur 5—6 Procent der ganzen pas- 
sirten Schiffszahl beträgt. In noch unwesentlicherem Grade berührt der 
Eibzoll die Waareneinfuhr und Ausfuhr diesseitiger Gebietstheile, da 
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diese theils einen nennenswerthen Handel oder Eibhandel nicht haben, 
theils im Bezüge von Waaren eine Begünstigung gemessen. 

Wenn nun auch meine Regierung, welche in der Lage sich befindet, 
wesentlich das finanzieUe Interesse in Bezug auf den ElbzoU zu ver- 
folgen, entschieden der Ansicht ist, dass sie in eben demselben Masse 
Anspruch auf die Wahrung ihrer durch die bezüglichen Verträge erwor- 
benen Rechte hat, wie die hauptsächlich ihre Verkehrsverhältnisse be- 
rücksichtigenden andern Uferstaaten aus jenen Verträgen Ansprüche in 
ihrem Sinne herleiten zu können glauben, und dass keiner der verschie- 
denen üferstaaten durch die eingegangenen Verträge für verpflichtet er- 
achtet werden kann, zu Gunsten anderer Staaten finanzieUe Opfer zu 
bringen, so hat doch meine Regierung bei frühem ähnlichen Ge- 
legenheiten mehrfach, und zwar meistentheils aus eignem Antriebe, 
zu Elbzollermässigungen die Hand geboten und dadurch genügend 
dargethan, wie sie auch Opfer nicht scheut, um Handel imd Schiffahrt 
zu erleichtem. — 

Die jetzt vorliegenden Anträge auf Ablösung, event. Ermässigung 
der Elbzölle werden theilweise durch den Hinweis auf andere, weniger 
belastete Verkehrswege begründet. -- Meine Regiemng kann die Ver- 
pflichtung nicht anerkennen, durch Zollermässigungen dem Eibweg die 
Konkurrenz mit andem Wegen erleichtem zu müssen. Abgesehen da- 
von, dass die auf Dänemark fallende Quote am ElbzoU, im Verhältniss 
zum ganzen Betrage dieses ZoUes, eine äusserst geringe ist und hierin 
schwerUch eine Last für die Schiffahrt gefunden werden kann, auch der 
Vorwurf der Begünstigung der Landwege vor der Wasserstrasse Däne- 
mark nicht trifft, indem der Eibweg, was die normalzoUpflichtigen Güter 
betrifft, nur um 3 Pfg. höher, rücksichtUch des grössten Theils der 
übrigen Güter aber bedeutend geringer besteuert ist, als der Landweg, 
so würde auch nach diesseitigem Dafürhalten die Herabsetzung des Elb- 
zoUes einen Erfolg in dem erwarteten Masse nicht haben können, weU 
die Schienenwege solche natürliche Vortheile besitzen, die durch geringe 
ZoUreduktionen nicht aufgewogen werden können. Die ElbzoUermässi- 
gungen werden die Eisenbahnverwaltungen zu grossem Anstrengungen 
zwingen und die Schiffahrt in keine günstigere Lage bringen. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre sprechen auch dafür, dass die 
Schiffahrt, trotz der vorgeschützten Ungunst der ZoUverhältnisse, sehr 
wohl prosperiren kann, indem, soweit nicht ein ungünstiger Wasserstand 
in einzelnen Jahren die Versendungen minderte, im ganzen genommen 
eine Lebhaftigkeit im Eibverkehr und eine Frachthöhe wahrzunehmen 
waren, wie man sie früher nicht gekannt hat. Hieraus lässt sich zum 
mindesten mit Gewissheit das folgern, dass es der Eibschiffahrt keines- 
wegs an der hinreichenden Gütermenge gefehlt hat, um ihren Betrieb, 
trotz der Konkurrenz der Eisenbahnen und anderer Verkehrsstrassen, in 
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dem frühern Umfange nicht allein aufrecht zu halten, sondern dass die- 
selbe sich noch hat heben können, und dass nur diejenigen Waaren- 
artikel, welche nach dem natürlichen Gange des Handels den Eisen- 
bahnen wegen der bequemem und schnellem Beförderungsweise auch bei 
allseitig gleicher Zollbesteuerung verbleiben werden, und auf deren Be- 
fördemng die Eisenbahnen basirt worden, diesen zugegangen sind. 

Gleichwol ist meine Regiemng nicht abgeneigt , den mehr- 
fältig vorgetragenen Wünschen auf Erleichterung des Elbhandels ein 
freundliches Entgegenkommen zu schenken und sich, wie auch schon in 
der dritten ElbschiflFahrts- Revisionskommission erklärt worden, einer auf 
Herabsetzung des durch die Additionalakte vom 13. April 1844 festge- 
stellten Normalzollsatzes auf die Hälfte zu treffenden allseitigen Ueber- 
einkunft anzuschliessen , in der Weise jedoch, dass diese Herabsetzung 
ohne Einfluss auf die Höhe der Zollsätze für die andern Zollklassen 
bleibt, sodass die Klassen zu V^, V4, V5 etc. nach wie vor resp. mit 
V«) V45 Vd etc. des jetzigen Normalsatzes besteuert bleiben, und die 
Ermässigung des Normalsatzes auf die Hälfte demnach nichts weiter be- 
deutet, als die Uebertragung aller gegenwärtig noch in die Klasse des 
Normalzollsatzes fallenden Waaren in die Klasse zu V2 des Normalsatzes. 
Daneben darf ich noch die Zusicherung ertheilen, dass meine Regierung 
einer event. gemeinsamen Uebereinkunft auf Herabsetzung der Artikel 
Zink und rohe Baumwolle in die V4 Zollklasse ihren Beitritt nicht 
versagen wird. 

Bei Zugestehung der vorgedachten Ermässigungen im Elbzoll, welche 
nach den bei früher eingetretenen Zollreduktionen gemachten Erfahmn- 
gen für die diesseitige ZoUkasse mit nicht geringen Opfern verbunden 
sein werden, habe ich die Voraussetzung auszusprechen, dass mit dem 
Eintritt der obengedachten Ermässigungen auch der von den freien und 
Hansestädten Hamburg und Lübeck gemeinschaftlich von den aus dem 
Hamburger Hafen nach oberelbischen Orten verschifften Waaren zur Er- 
hebung kommende s. g. EssUnger Zoll, als eine den Verkehr belästigende 
Abgabe gänzlich aufgehoben werde. Meine Regiemng darf die AusfOh- 
mng dieser Massregd um so sicherer erwarten, als die erwähnten Mit- 
kontrahenten an der Elbzollgesetzgebung nach vorliegenden Anträgen 
die Entlastung des Eibweges von Zöllen dringend nothwendig halten 
und denselben durch die beantragte Aufhebung des Esslinger Zolles ein 
Mittel gegeben ist, zur Abhülfe dieses Bedürfnisses auch aus eigenen 
Kräften beizutragen. 

Schliesslich habe ich noch aussprechen wollen, wie meine Regiemng 
weitem Elbzollermässigungen, als solche im Vorbemerkten zugestanden 
worden , sich auf das bestimmteste widersetzen muss, und dass zu einer 
so umfassenden Revision des Elbzolltarifs, wie die Proponenda des 
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Senats der freien und Hansestadt Hamburg sie für erforderlieh halten, 
die diesseitige Zustimmung nicht zu erwarten steht. 

Die heute vernommenen neuen Anträge werde ich nicht verfehlen 
zur Kenntniss meiner Regierung zu bringen." 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg: „Als 
beim Beginn der Verhandlungen der dritten Elbschiffahrts- Revisions- 
kommission im Jahre 1850 die Tariffrage Gegenstand der Erörterung 
geworden und das auf eine wesentüche Ermässigung der Elbzölle ge- 
richtete Bestreben einiger Regierungen hervorgetreten sei, hätten ihre 
Regierungen, in Uebereinstimmung mit den Anhaltschen Regierungen, 
ohne Rückhalt sich dahin ausgesprochen, dass sie auf Verhandlungen 
zum Zweck einer vertragsmässigen Ermässigung der im Jahre 1844 fest- 
gestdlten Eibzollsätze weder im ganzen noch im einzelnen eingehen 
würden, insofern nicht zuvor der Grundsatz, dass ihnen für den dem- 
nächstigen Ausfall an der bisher durchschnittlich bezogenen Bruttoein- 
nahme volle Entschädigung zu leisten sei, allseitig anerkannt und zu- 
gleich die Art der Sicherstellung der Entschädigung, sowie der rück- 
sichtlich derselben eintretende Konkurrenzfuss befriedigend geordnet sein 
würde. 

Die langwierigen Verhandlungen der dritten Revisionskommission 
hätten sodann dahin geführt, dass von einer weitem vertragsmässigen 
und dauernden Herabsetzung der Elbzölle, so dringend sie auch von der 
einen Seite gewünscht gewesen, wegen des von anderer Seite beharrlich 
dagegen eingelegten Widerspruchs, Abstand genommen, wol aber eine 
Uebereinkunft zu Stande gekommen sei, vermöge deren für einen be- 
stimmten Zeitabschnitt, unter Vorbehalt demnächstigen Widerrufs, die 
vertragsmässig bestehenden Zollsätze für eine ansehnliche Reihe von 
Waaren ermässigt worden. 

Als aber in der Schlusskonferenz der dritten Revisionskommission 
am 8. Februar 1854, namens mehrerer Regierimgen dies Resultat als 
imgenügend bezeichnet und die Erwartung ausgesprochen sei, es werde 
gelingen, künftig eine den Wünschen und Bedürfnissen des Handels- 
und Schiffahrtsstandes mehr entsprechende Regelung des Elbzollwesens 
herbeizuführen, hätten die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark 
und Mecklenburg sich zu der Bemerkung verpflichtet gehalten, dass ihre 
Regierungen in die dermalen vereinbarten Tarifermässigungen lediglich 
deshalb gewilligt, um den Schluss der seit 1850 tagenden Kommission 
zu ermöglichen und den Regierungen der übrigen Eibuferstaaten einen 
Beweis bundesfreundlichen Entgegenkommens zu geben. Ausdrücklich 
hätten die genannten Bevollmächtigten indessen sich dagegen verwahren 
zu müssen geglaubt, dass bei späterer Gelegenheit diese Bereitwilligkeit 
zur Folge gezogen und Konsequenzen daraus abgeleitet würden. Dabei 
sei von ihnen auf die Erfahrungen der letzten Jahre hingewiesen, die es 
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hinreichend gezeigt hätten, wie schwer die Interessen der verschiedenen 
Eibuferstaaten, so wie sich dieselben gestellt hätten, zu vereinigen 
wären, indem eine jede Tarifennässigung mehr oder minder finanzielle 
Opfer von seiten einiger Staaten erfordere, während andere Staaten 
andere Rücksichten zu nehmen hätten und diese Finanzrücksicht bei den- 
selben nicht vorwalte. Bei diesem priijcipiellen Unterschiede der vor- 
waltenden Interessen sei dann schliesslich von ihnen die Hofihung aus- 
gesprochen worden, dass voö seiten derjenigen Regierungen, die eine 
erhebliche Herabsetzung des Eibzolltarifs und eine Veränderung des 
Status quo erstreben zu müssen glaubten, denjenigen Regierungen, die 
nur Aufrechthaltung des Bestehenden wünschten, bei fernem Ermässi- 
gungsanträgen auch eine Basis geboten werden möchte, welche es diesen 
Regierungen ermöglichen würde, auf solchergestalt ausgesprochene Wünsche 
ohne Bedenken einzugehen. 

Halte man nun diesen Erklärungen, womit die Verhandlungen der 
dritten Revisionskommission über die Tariffrage zum Schluss gelangt, die 
Initialen der Verhandlungen gegenwärtiger vierter Revisionskommission 
in der nämlichen Frage gegenüber, so zeige sich bedauerlich dieselbe 
Disparität der Wünsche und Ansichten, bei fortdauerndem Mangel be- 
reiter Mittel zu ihrer Ausgleichung. Freiüch sei von der Hamburgischen 
Regierung schon im vorweg die gänzliche Ablösung der Eibzölle in Vor- 
schlag gebracht; es wäre aber von derselben Regierung für den Fall, 
dass übrige Regierungen auf Verhandlungen hierüber einzugehen Beden- 
ken finden, oder doch dieselben zu dem erwünschten Resultate nicht 
fuhren sollten, eine umfassende Revision des bestehenden Elbzolltarifs 
und es wären für solche Revision Grundlagen in Vorschlag gebracht, die 
auf eine keineswegs unerhebliche Herabsetzung der vertragsmässig be- 
stehenden Zollsätze hinausgingen, ohne dass gleichwol dabei von eiuer 
Entschädigung deqenigen Staaten, welche sich durch solche Massregel 
in ihrem Interesse verletzt erachten möchten, irgendwie die Rede sei. 
Und wenn nun aus den soeben vernommenen Erklärungen erhelle, dass 
das Ablösungsprojekt keine Chancen des Erfolges habe, dem gestellten 
Zollermässigungsantrage aber auch von andern Seiten adhaerirt werde, 
so hätten sie (Bevollmächtigte) geglaubt, sich auf die vorerwähnten An- 
tecedentien beziehen zu dürfen, weil sie den Standpunkt bezeichneten, 
welchen ihre Regierungen auch noch jetzt unverrückt festhielten und es 
für die kommissionellen Verhandlungen nur fördernd sein könne, hierin 
von vornherein klar zu sehen. Gewohnt, paciscirte Verpflichtungen getreu 
und pünktlich zu erfüllen, wären ihre Regierungen jetzt, wie damals, 
gern bereit, in Gemässheit des Art. 30 der Eibakte zu Veranstaltungen 
und Massregeln behufs Erleichterung der Elbschifiahrt die Hand zu 
bieten und würden sie auch Opfer zu diesem Zweck nicht scheuen. 
Insofern aber von anderer Seite das Mittel zur Erleichterung der Schiffahrt 
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in einer successiven Herabsetzung der vertragsmässig feststehenden 
Tarifsätze und der daraus folgenden allmählichen Vernichtung der fiska- 
lischen Bedeutung der Eibzölle erkannt werden wolle, müssten ihre Re- 
gierungen für ihren Antheil dahin zielenden Schritten aus dem gedop- 
pelten Grunde widersprechen, einmal weil bereits vorliegende Erfahrun- 
gen den davon gehofften Ersatz nicht erwarten liessen, dann und beson- 
ders aber auch, weil sie jetzt so wenig, als damals, sich in der Lage 
befänden, einen beträchtlichen Theil der für ihren Finanzhaushalt unent- 
behrlichen Einnahmen einer Massregel zum Opfer zu bringen, die zu 
weit überwiegendem Theile nur den Interessen anderer Staaten diente. 

In der That beständen alle Motive, wodurch ihre Regierungen, zu 
ihrem lebhaften Bedauern , bei den Verhandlungen der dritten Revisions- 
kommission sich abgehalten gesehen hätten, den auf eine weitere Er- 
mässigung der ElbzöUe gerichteten Wünschen anderer Regierungen zu 
entsprechen, auch heute noch in ihrer ganzen Stärke, und wären sel- 
bige durch die seitdem gemachten Erfahrungen in keinem Punkte ent- 
kräftet. Wenn auch jetzt wiederum eine Herabsetzung der Zölle haupt- 
sächlich darauf zu begründen versucht sei, dass sich einzelne und zwar 
vorzugsweise den hohem Verzollungsklassen angehörende Waarenartikel 
mehr und mehr der Elbschifiahrt entzogen und andern Verkehrswegen 
zugewandt hätten, so sei solche Thatsache einzuräumen imd, weil aus 
der Natur der Verhältnisse folgend, keineswegs unerwartet gewesen; wie 
aber ihre Regierungen eine Verpflichtung, durch Verzichtleistung auf 
ZolHntraden die Nachtheile auszugleichen, worin sich die Eibschiffahrt 
beim Transport jener Artikel, konkurrirenden Verkehrswegen gegenüber, 
befinden möge, niemals anerkennen würden, so würde es sich auch in 
keiner Weise rechtfertigen, aus solchem Umstände auf ein Zurückgehen 
der Eibschiffahrt im aUgemeinen schliessen und daraus die Noth wen- 
digkeit von Veranstaltungen zu ihrer Erleichterung herleiten zu wollen. 
Aus den vom Eibzollkommissariate zu Wittenberge aufgestellten Ueber- 
sichten ergebe sich das gerade Gegentheil, indem danach 

im Jahre im Jahre 

1846: 8,024,000 Centner 1855: 10,309,700 Centner 
1851: 8,269,100 „ 1856: 12,156,500 
1854: 9,899,300 „ 1857: 11,098,900 

dort zur Revision gelangt wären, wobei der Ausfall des Jahres 1857 
gegen das Vorjahr lediglich den Elementarhindemissen beizumessen sei, 
womit dia Eibschiffahrt in dem letztverflossenen Jahre andauernd zu 
kämpfen gehabt habe. Es sei bekannt, dass dieselbe bei gutem Fracht- 
lohn vollauf beschäftigt gewesen und wegen des ungünstigen Wasser- 
standes den sich ihr darbietenden Verkehr kaum zu bewältigen vermocht 
habe. Gerade die Er&hrungen dieses Jahres hätten es recht klar au 



Digitized by 



Google 



202 7. Abschnitt Vierte (Zweite Hamb.) Revisionskommission. 1858. 

den Tag gelegt, wie viel mehr der gute Bestand und das Gedeihen der 
Eibschiffahrt von andern Verhältnissen, namentlich von einer tüchtigen 
Instandhaltung des Fahrwassers abhängig, als durch die bestehraden 
Zölle gefährdet wären. Bei konstantem Wachsen der Zahl der belade- 
nen Fahrzeuge, welche die Zollstelle bei Wittenberge passirten, sei auch 
die früher gehegte Besorgniss, dass ohne eine wesentliche Abminderung 
der Zölle die Dampfschiffahrt sich auf der Elbe nicht zu halten ver- 
möchte, so wenig in Erfüllung gegangen, dass neben den schon seit 
lange bestehenden, noch neue, umfänglichere Dampfschiffahrtsuntemeh- 
mungen ins Leben getreten und das Güterquantum, welches durch sie 
bei Wittenberge zur Revision gestellt worden, von 245,700 Ctr. im Jahre 
1851 und 484,100 Ctr. im Jahre 1856 auf 797,800 Qr. im Jahre 1867 
gestiegen sei. Wenn zu mehrerer Begründung der jetzt beantragten 
weitem Zollermässigungen die Ansicht geltend zu machen versucht sei, 
dass durch die bisher schon tempwär angeordneten Ermässigungen Ver- 
luste an Zolleinnahmen nicht veranlasst, ja sogar eine Vermdinmg der 
letztern bewirkt worden wäre, so liege es in der Natur der Sache, dass 
ein Nachweis darüber, wie Verkehr und Zolleinnahme sich gestellt haben 
würden, wenn die ZöUe in ihrem vertragsmässigen vollen Betrage er- 
hoben wären, nicht zu erbringen sei, und dass mithin in solcher Hin- 
sicht verschiedene Meinungen neben einander bestehen könnten; die 
diesi^itige Ueberzeugung aber, dass aus den seit 1852, beziehungsweise 
1854, eingetretenen Zollermässigungen, während sie sich als für die 
Schiffahrt wirkungslos darstellten, nicht unerhebliche finanzielle Verluste 
erwachsen wären, sei so stark und werde durch die in Zahlen vorliegen- 
den Verkehrsresultate, in Ansehung einer Reihe von Waarenartikeln, 
so sehr unterstützt, dass ihre Regierungen nicht würden umhin können, 
in emsthche Erwägung zu ziehen, ob jene Ermässigungen nicht wenig- 
stens theilweise, nämUch für solche Artikel, wobei der beabsichtigte 
Zweck sich aus der Erfahrung als völlig verfehlt herausgestellt habe, 
nach Ablauf der vereinbarten Periode, zurückzunehmen sein würden. 

Indem Bevollmächtigte über die letztgedachte Frage die weitere Er- 
klärung sieh ausdrücküch vorbehielten, würden sie, den ihnen ertheilten 
Instruktionen folgend, sich in der Lage befanden haben, den von der 
Hamburgischon Regierung gestellten Revisions- und Ermässigungsantrag 
schon jetzt einfach abzulehnen; da jedoch von selten der Bevollmäch- 
tigten für Preussen und Sachsen verwandte und zusätzliche Anträge 
eingebracht worden, die erst soeben zu ihrer Kenntniss gelangt wären, 
und sie wünschen müssten, zur Prüfung derselben im einzelnen die Zeit 
zu gewinnen, so erlaubten sie sich für heute nur, das Protokoll zu wei- 
terer Aeusserung sich offen zu halten.'' 

Der Bevollmächtigte für Anhalt erklärte, dass er schon jetzt in 
der Lage gewesen sein würde, die Hamburgischen Elbzollerrnftssigunga- 
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antrage abzulehnen. Da indess der Preussischc Bevollmächtigte und der 
Sächsische ähnliche zum Theil noch weitergehende Anträge gestellt, so 
behalte er sich sowol über die Hamburgischen als Preussischen und 
Sächsischen seine Erklärung vor, da er darüber erst an seine Regierung 
referiren müsse. 

Die Bevollmächtigten für Hamburg und Lübeck erklärten ihre 
Zustimmung zu sämmtlichen vorstehenden Ermässigungsanträgen. — 

Dritte Konferenz (d. 5. Juli 1858). 

Der Bevollmächtigte von Oesterreich erklärte demnächst, dass er 
jetzt in der Lage sei, die Erklärung seiner Regierung, welche er in der 
2. Konferenz noch habe vorbehalten müssen, abzugeben; und trug vor: 

„Das Ziel, das Oesterreich bei den Verhandlungen der Elbschiffahrts- 
Revisionskommission im Auge hat, besteht in der Behebung aller Hemm- 
nisse des Eibverkehrs, dieselben mögen in den Elbzöllen, in den son- 
stigen Elbschiffiahrtsbestimmungen oder in der physischen Beschaffenheit 
des Strombettes liegen. 

Den wesentlichsten (regenstand der Kommissionstraktanden bilden: 
— die Elbzölle. 

Wie aus den Verhandlungsprotokollen der Aühem Revisionskom- 
missionen und insbesondere aus den umständlich motivirten Darlegungen 
des Oesterreichischen Bevollmächtigten bei der dritten Revisionskom- 
mission in Magdebui^ des Nähern zu entnehmen ist, hat Oesterreich 
von jeher den Standpunkt festgehalten, wonach die durch die fortschrei- 
tenden Bedürfhisse des Verkehrs erheischten Erleichterungen, somit auch 
die den Verhältnissen entsprechenden Zollermässigungen im Sinne der 
Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 sowol, als der ursprünglichen 
Elbschiffahrtsakte vom 23. Juni 1821, sowie der bezüglichen Additional- 
akte vom 13. April 1844, als wesentlich in dem Kreise der von den ein- 
z^en Uferstaaten hierdurch vertragsmässig übernommenen Verpffich- 
tnngen gelegen angesehen werden müssen, welcher Standpunkt auch 
in den bisherigen Revisionskommissionen insoweit zur praktischen Gel- 
tung gdangt ist, als in denselben wiederholte Ermässigungen der Elb- 
zoüsätze vereinbart worden sind. 

Wenn diese allmäUich gewährten Zollermässigungen in frühem Jahren 
eben nur genügt haben, um die Eibstrasse dem Handelsverkehr zu er- 
halten, so stellen sich doch die dermaligen ElbzoUsätze in Folge des 
grossartigen Umschwungs, welcher seit dem Jahre 1844 in dem Ver- 
kehrswesen durch das Institut der Eisenbahnen eingetreten ist, welche 
dem Handelsverkehr in parallelen Richtungen an beiden Seiten der Elbe 
bfllige, rasche und sichere Verbindungen mit der Meeresküste bieten, 
diesen mehrfachen und gewichtigen Vortheilen gegenüber, immer mehr 
als unerschwinglich und als unbillige Hemmnisse einer, dem allgemeinen 
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Aufschwünge des Verkehrswesens entsprechenden Entwickdung des Eib- 
verkehrs dar, bei deren längerem Fortbestehen der letztere von einem 
allmählichen gänzlichen Versiegen bedroht erscheine, während doch die 
Erhaltung und Vermehi'ung der Gesammtmasse der Güterversendungen 
auf der Elbe, soweit mit dieser andere Verkehrsstrassen konkurriren, 
als wesentlich in der Tendenz der internationalen Eibverträge gelegen 
zu betrachten ist. 

Der Einwendung gegenüber, dass ein konsequentes Festhalten an 
dem hier hervorgehobenen rechtüchen Standpunkt aUmählich die gänzliche 
Auflassung der ElbzöUe zum Nachtheil der betreffenden Zollkassen nach 
sich ziehen könnte, winl die Bemerkung entgegengestellt, dass es bei 
den vorgeschrittenen Verhältnissen des Verkehrs ganz unthunlich er- 
scheine, auf der von einigen Staaten im Elbzollwesen bisher beobachteten 
reinfiskalischen Tendenz noch länger zu bestehen, und dass es sidi 
darum handle, auch in dieser f&r den deutschen Handel belangreichen 
Angelegenheit den Bedürfhissen der Zeit und den Wünschen des grössten 
Theils von Deutschland endlich gerecht zu werden. 

Ein längeres Festhalten unerschwinglicher Zollsätze scheine aber 
nur geeignet, den Verkehr von dieser vortrefflichen Wasserstrasse nach 
und nach gänzlich abzuziehen, und es schiene auch, die hohen ElbzöDe 
benutzen zu wollen, um sie als Schutzzölle zu Gunsten der parallelen 
Eisenbahnen wirken zu lassen, während doch, da erfahrungsgemäss sich 
die Gütermassen fortwährend vermehrten, bei einer billigen Bemessung 
der Eibzölle die konkurrirenden Verkehrsmittel recht gut nebeneinan-^er 
gedeihen könnten. 

Wird aber die nach den obem Elbegegenden bestimmte Waare 
durch künstliche Hemmnisse gezwungen, die Wasserstrasse zu verlassen, 
und hat der Handel eine andere Richtung genommen und neue Verbin- 
dungen angeknüpft, dann wird auch der Güterverkehr weder auf der 
Mittel-Elbe, noch auf den parallelen lEisenbahnen sich in denselben Ver- 
hältnissen lebhafter gestalten, in welchem der Verkehr der sich stets 
vermehrenden grossen Gütermassen überhaupt an Umfang zuninunt. 

Als Beleg, wie der Handel, dem künstlichen Drucke ausweichend, 
sich billigere Bezugswege aufzusuchen bemüht ist und sie auch findet, 
sei hier die Thatsache erwähnt, dass zur Zeit die Oesterreichische In- 
dustrie zu Tetschen an der Elbe die für den Fabriksbedarf erforderliche 
rohe Baumwolle über Stettin bezieht. 

Wenn übrigens auch vom finanziellen Standpunkte dem bewährten 
Grundsatze, dass den Verhältnissen entsprechende Zölle in Folge der Zu- 
nahme des Verkehrs den Zollertrag zu steigern geeignet sind, die Aner- 
kennung nicht versagt werden kann, und wenn endlich es durch die 
Zollregister nachgewiesen ist, dass Artikel in hohen Elbzöllen sich mehr 
und mehr der ElbschifEahrt entziehen: so ist kein Grund vorhanden, dk 
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Aea Wasserverkehr hemmenden hohen ElbzöUe fortbestehen zu lassen; 
es liegt hierin vielmehr die Aufforderung, diesem unnatürlichen Zustande 
abzuhelfen. 

Allein selbst zugegeben, dass durch eine, den dermaligen Yerkehrs- 
vorhältnissen entsprechende Reduktion der ElbzöUe den betreffenden 
Zollkassen ein mehr oder minder bedeutender Ausfall erwachse, so er- 
scheint dieser Umstand gleichwol in keiner Weise geeignet, die Regie- 
rungen der Uferstaaten der in den Eibverträgen diesfalls tlbemommenen 
Verpflichtung zu entbinden. 

In Wirklichkeit sieht Oesterreich, mit Rücksicht auf die grossen 
Dimensionen, welche das Verkehrswesen in Folge des über Mittel- 
Europa ausgebreiteten Eisenbahnnetzes angenommen hat, den Zeit- 
punkt schon als gekommen an, um mit dem System der, lediglich auf 
der Thatsache der Beschiffung eines Stroms fussenden FlusszöUe gänz- 
lich zu brechen, deren längeres Fortbestehen unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen das Gedeihen solcher nattürlicher Yerkehrsstrassen unmög- 
lich macht, und die im Besitze derselben befindlichen Länder der in der 
Natur eines solchen Besitzes gegründeten Vortheile auf eine künstliche, 
den gesunden Principien widerstrebende Weise beraubt. 

Von dieser Ueberzeugung durchdrungen, hat Oesterreich auf der 
eigenen Eibstrecke die gedachten Flusszölle schon im Jahre 1852 gänz- 
lidi aufgelassen, und ebenso in der Donauschiffahrtsakte die Schiffahrt 
auf der eigenen langgedehnten mittlem Donaustrecke, anstatt sich den 
Verkehr der obem Donaustaaten finanziell tributpflichtig zu erhalten, 
von allen Abgaben, insofern solche nicht für bestimmte Leistungen ge- 
fordert werden, frei erklärt. 

Obwol demnach die Oesterreichische Regierung die gänzliche Auf- 
hebung der ElbzöUe mit alleiniger Beibehaltung der Gebühren für be- 
stimmte Leistungen als das Wünschenswertheste betrachtet, so wird 
dennoch dermal, da die meisten Eibuferstaaten auch gegenwärtig, ohn- 
geachtet die thatsächllchen Verhältnisse des sehr gedrückten Eibverkehrs 
zur gänzlichen Beseitigung aller Hemmnisse dringend auffordern, die Ab- 
neigung gegen diese Massregel kund gegeben haben, in der Revisions- 
kommission die vorstehende Anschauung der Oesterreichischen Regierung 
als solche blos in Evidenz gestellt, und übergehe ich daher auf den 
Hamburgischen Vorschlag Art. I, welcher die Frage der Ablösung der 
ElbzöUe zum Gegenstande der Berathungen bei der Revisionskommission 
beantragt, und gebe im Namen der Oesterreichischen Regierung die in 
dem 2. KonferenzprotokoU vorbehaltene Erklärung, wie folgt, ab: 

Der Antrag auf eine Kapitalsablösung entspricht nicht den Grund- 
sätzen der Oesterreichischen Regierung, welche oben zur Kenntniss der 
Revisionskonmoission gebracht wurden; übrigens werden auch in dieser 
Beziehung die Oesterreichischen Principien von andern Uferstaaten ge- 
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theilt. Aus diesem Grunde, und mit Rücksicht auf die bei den bisher 
diesfalls angestellten Versuchen hervorgetretene Schwierigkeit der Er- 
mittelung eines annehmbaren Repartitionsmassstabes, bin ich beauftragt, 
den Hamburgischen Antrag auf Ablösung der Eibzölle im Namen der 
Oesterreichischen Regierung entschieden abzulehnen." — 

Der Vorsitzende nimmt nach der vorstehend abg^ebenen Er- 
klärung Anlass, Folgendes zu bemerken: 

Anträge auf Ermässigung der Eibzölle wurden vor die Revisions- 
kommission gebracht, 

1) der Antrag der Preussischen Regierung (§. 14 der 2. Konferenz), 

2) der Antrag des Senats der freien und Hansestadt Hamburg (An- 
lage I zu §. 9 der 1. Konferenz, Proponenda A. H.) 

3) der Antrag der Sächsischen Regierung (§. 14 der 2. Konferenz). 
Es erscheine angezeigt und zweckfordemd, die Zollermässigangs- 

anträge nach ihrer Tragweite gereiht zur konmiissionellen Verhandlung 
zu bringen, und gebe er ah$ Oesterreichischer Bevollmächtigter, da 
ihm von seiner Regierung die ausreichende Instruktion inzwischen er- 
theilt wurde, über den Preussischen Vorschlag folgende Erklärung zu 
Protokoll: 

„Es ist eine durch die zollamtlichen Verkehrsausweise bestätigte 
Thatsache, dass alle jene Waarenartikel, welche den höhern Zollklassen 
angehören, auf dem Eibstrome entweder gar nicht, oder blos als zu&Uige 
Beiladung in unbedeutenden Mengen vorkommen, und dass sich der Eib- 
verkehr auf Waaren von geringem Werthe, welche eine höhere Fracht 
nicht vertragen und den niedrigem Eibzollklassen angehören, zu be- 
schränken gezwungen ist. 

Wenn auch auf der Elbe grössere Gütermassen verkehren mögen 
als sonst, so ist diese Erscheinung doch nicht geeignet, den Druck, der 
auf den Eibverkehr durch die bestehenden hohen Zölle künstlich aus- 
geübt wird, als nicht bestehend zu bewdsen. 

Der Verkehr der Gütermassen wird in Folge der raschen Fort- 
schritte der produktiven Industrie von Jahr zu Jahr umfangrdcher, es 
ist daher begreiflich, wenn die Eibstrasse dermal mehr in Anspruch ge- 
nommen wird, um die angehäuften Güter weiter zu schaffen. Wenn aber 
die Güterbewegung auf der Elbe nach den einzelnen Waarenartikeln 
beurtheilt wird, so zeigt sich bei den niedriger tarifirten Artikeln wol 
eine Vermehrung, dagegen bei den in den hohen Eibzollklassen stehenden 
Waaren eine auffallende Verminderung, und es kann die Gesammtsumme 
der auf der Elbe verkehrenden Güter gegenwärtig inmieihin höher sdn 
als sonst, so wird damit doch nicht nachgewiesen, dass die künstlichen 
Hemmnisse einen nachtheiligen Einfluss auf den Eibverkehr d^ Güter 
nicht ausüben, es ist vielmehr festgestellt, und wird auch in dem Antrage 
der Preussischen Regierung ziffermässig nachgewiesen, dass die d^ 
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hohem Elbzollklassen unterliegenden Waaren von der Elbe grösstentheils 
verschwunden sind. 

Alle Anstrengungen, welche die Schiffahrtsuntemehmer in der neuesten 
Zeit durch theilweise Umgestaltung der Segel- in eine Dampfschiffahrt 
gemacht haben, um den Druck, der auf der ElbschifCahrt lastet, mög- 
lichst zu paralysiren, und um dieselbe nicht einschränken, oder ganz auf- 
geben zu müsseji, haben sich als erfolglos erwiesen, wodurch der Beweis 
hergestellt ist, dass, so lange die hohen Elbzölle nicht aufgelassen wer- 
den, die Eibschiffahrt neben den vielfach begünstigten andern Verkehrs- 
mitteln nicht bestehen kann. Bei solchen Verhältnissen ist es einleuch- 
tend, dass die in ihrem Erwerbe hart bedrohten Schiffahrtsuntemehmer 
die zuversichtliche Hoffnung hegen, es werden endlich einmal die dem 
Bedür&üss des gedrückten Eibverkehrs entsprechenden Erleichterungen 
^währt werden. 

Der in der 2. Konferenz vor die Revisionskommission gebrachte 
Zollermässigungsantrag der Preussischen Regierung anerkennt die drin- 
gende Noth wendigkeit, die den gegenwärtigen Bedürfiiissen des Eibver- 
kehrs entsprechenden und vertragsmässig zugesicherten Erleichterungen 
zu gewähren, und empfiehlt sich auch durch die damit verbundene wesent- 
Ucbe Vereinfachung des Elbzollsystems. 

Ich bin daher beauftragt worden, denselben im Namen der Oester- 
rdchischen Regierung zu unterstützen, und die Hoffnung auszusprechen, 
dass die sämmtUchen Elbuferstaat^n die ungünstigen Verhältnisse der 
Eibschiffahrt anerkennend, geneigt sein werden, demselben die Geneh- 
migung zu ertheilen/^ 

Vierte Konferenz, den 8. JuH 1858. 

Der Bevollmächtigte für Sachsen erklärte, dass seine Regierung 
dem Preussischen Antrag, in welchem ihr eigener enthalten sei, beitrete. 

Die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg: „In der zweiten Konferenz hätten sie sich bereits umständlich 
darüber ausgesprochen, durch welche Gründe ihre Regierungen sich ab- 
gehalten sähen, einer Ermässigung der vertragsmässig festgestellten 
Tarifsätze, wie solche von dem Senat der freien und Hansestadt Ham- 
burg beantragt sei, ihre Zustimmung zu ertheilen. Jene Gründe träfen 
auch auf die in derselben Konferenz von der Preussischen und von der 
Sächsischen Regierung gestellten Zollermässigungsanträge vollständig und 
um so mehr zu, als letztere in ihrer Tragweite noch über den Ham- 
boi^schen Antrag hinaus gingen, daher denn Bevollmächtigte die Erklä- 
rang nicht länger zurückhalten dürften, dass ihre Regierungen auf keinen 
der vorgedachten drei Anträge einzugehen gesonnen seien, vielmehr 
solche definitiv ablehnten. 

Unter diesen Umständen hielten sie sich zwar nicht berufen, über 
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die Einzelnheiten der Anträge sich weiter auszulassen; gleichwol glaubten 
sie nicht unbemerkt lassen zu dürfen, dass, wenn überhaupt eine Gleich- 
stellung der Eibzölle mit den auf dem Landwege zu entrichtenden Durch- 
gangszöllen in Frage kommen könnte, was sie ihrerseits nicht zuzuge- 
stehen vermöchten, die dem Preussischen Antrage gegebene Grundlage 
— Gleichstellupg der ElbzöUe mit dem im Verkehr mit Oesterreich zu 
erhebenden zollvereinsländischen Durchgangszoll — doch um so weniger 
gerechtfertigt sein würde, als, auffallenderweise, die Verhältnisse dem 
Zollverein nicht angehörender Eibuferstaaten und die in diesen auf dem 
Landwejge zu entrichtenden Durchgangsabgaben dabei völlig unberück- 
sichtigt geblieben seien und für die Zollbehandlung des bei weitem 
grossem Theils des Elb Verkehrs, nämlich aller derjenigen Güter, welche 
auf dem Eibwege aus dem Zollverein oder nach demselben versandt 
würden, jener im Verkehr mit Oesterreich zu erhebende Durchgangszoll 
nicht einmal eine Analogie darbiete. 

Insofern nun aber die Preussische Regierung, wie insbesondere auch 
aus den Motiven ihrer Ablehnung der von der Hamburgischen Regierung 
proponirten Ablösung der Eibzölle erhelle, die beantragte Ermässigung 
der letztem als eine vertragsmässige Verpflichtung fordern zu 
können vermeine und dabei sich wiederum auf bezügliche Stipulationen 
der Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 und des Art. XXX der Elb- 
schiffahrtsakte vom 23. Juni 1821 berufe, könnten sie (Votanten) nicht 
umhin, gegen eine solche Ansicht die Zuständnisse ihrer Regiemngen 
ausdrücklich zu verwahren und wiederholt hier die Erklämng nieder- 
zulegen, dass ihre Regierungen, indem sie zu Herabsetzungen der durch 
die Elbschiffahrtsakte und die Additionalakte vom Jahre 1844 festge- 
stellten Zollsätze ihre Zustimmung versagten, auf dem Boden des Rechts 
zu stehen sich vollständig bewusst seien. 

Indem Bevollmächtigte, zur Vermeidung von Wiederholungen, auf 
alles dasjenige Bezug nähmen, was zur Darlegung des Rechtspunktes 
mehrmals, namentlich auch im Laufe der Verhandlungen der dritten Re- 
visionskommission im Auftrage ihrer Regierungen erklärt worden, hätten 
sie, in der gebotenen Veranlassung, hier nur wieder hervorzuheben, dass 
die aus dem Art. 111 der Wiener Kongressakte allegirten Worte: 

On partira n&inmoins, en dressant le tarif, du point de vue d'en- 
courager le commerce, en facilitant la navigation etc. 
zu der Zeit, wo es sich darum gehandelt habe, den Stipulationen 
der Wiener Kongressakte in ihrer speciellen Anwendung auf die Ver- 
hältnisse des Eibstroms Vollzug zu geben, allerdings normgebende Be- 
deutung gehabt hätten; von dem Zeitpunkt an aber, wo die Elbschiffahrts- 
akte abgeschlossen und allseitig ratificirt worden, hätten die nachstehenden 
Worte im Art. 116 der Wiener Kongressakte Platz gegriffen: 

Tout ce qui est indiqu^ dans les articles pr^cMents, sera d^ter- 
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min^ par un röglement commun qui renfermera ^galement tout cc 
qui avait besoin d'etre fix^ ulterieurement. Le reglement une 
fois arretö, ne pourra etre changö que du consentement 
de tous les ötats riverains etc. 
Unzweifelhaft sei hierdurch einem jeden der Eibuferstaaten das Recht 
der freien Zustimmung zu jeglicher Modifikation der zwischen ihnen über 
die Verhältnisse des Eibstroms und der Eibschiffahrt aufgerichteten Ver- 
träge vorbehalten, von welchen Verträgen der Zolltarif einen integrirenden 
Theil bilde, und dieses Recht der freien Entschliessung erscheine dadurch 
weder aufgehoben, noch auch nur in einiger Weise beschränkt, wenn die 
Eibuferstaaten durch den Art. XXX der Elbschiffahrtsakte sich ver- 
pflichtet hätten, über Veranstaltungen und Massregeln, welche nach 
neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten, 
periodische Berathung zu pflegen, zumal in demselben Artikel den 
einzelnen Regierungen der Beschluss über das Berathene wiederum 
ausdrücklich vorbehalten, mithin das Recht der Zustimmung oder Ab- 
lehnung vollständig gewahrt sei. 

Um aber darzuthun, wie vollständig ihie Regierungen bei dieser 
Anschauungsweise sich in üebereinstimmung befinden mit den Ansichten, 
von welchen die Preussische Regierung selbst in der vorliegenden Frage 
früher geleitet worden sei, erlaubten sie sich, aus der Erklärung des Be- 
volhnächtigten in der 39. Konferenz der ersten Revisionskommission die 
nachfolgenden Worte in gefällige Erinnenmg zu bringen: 

„Die Verhandlungen der Elbschiffahrtskommission in Dresden 
unterscheiden sich wesentlich von denen der Revisionskommission 
in Hamburg dadurch, dass jene Berathungen die bestimmte 
und völlige Erledigung und Vollziehung des 108. und 
der folgenden, die Flussschiffahrt betreffenden Artikel 
der Wiener Kongressakte zum Zweck hatten, die jetzt in 
Hamburg gepflogenen Berathungen aber, ihrer Natur nach, nie als 
geschlossen, sondern als von Zeit zu Zeit wiederkehrend, be- 
trachtet werden können. In Dresden musste ein förmlicher 
Staatsverträg geschlossen werden, denn die Elbschiffahrts- 
akte, welt^he als der acte additionnel der Art. 108 bis 
116 der Wiener Akte zu betrachten ist, entband alle 
Eibuferstaaten einer weitern Verpflichtung, auf jene in 
der Anwendung zurückzugehen; Neue Ver- 
pflichtungen hat sich keiner der kontrahirenden Staaten durch 
die obgedachten Bestimmungen (scilicet im Art. XXX der Eibakte) 
auferlegen wollen, dies geht klar aus derselben hervor. Denn 
während es der Revisionskonunission zur Pflicht gemacht ist, sich 
von der vollständigen Beobachtung der bereits vertragsmässig ein- 
gegangenen Verpflichtungen zu überzeugen und danach die Ab- 
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Stellung von Beschwerden zu veranlassen, soll sie über Veranstal- 
tungen und Massregeln, welche nach neuerer Erfahrung Handel 
und Schiffahrt femer erleichtern können, nur berathen dürfen. 
Die Fassung eines gemeinsamen Beschlusses darüber ist 
derselben nicht gestattet, jeder Bevollmächtigte soll bei seiner Re- 
gierung das Berathene zur Bewirkung eines Beschlusses in Vor- 
schlag bringen, und darin liegt der sicherste Beweis, von dem 
Rechte jedes der betreffenden Staaten, dem Berathenen 
und in Vorschlag Gebrachten seine Zustimmung zu ver- 
weigern." 
Da übrigens ihre Regierungen, indem sie die andererseits behauptete 
vertragsmässige Verbindlichkeit bestritten, sich einer Berathung über be- 
antragte ZoUermässigungen zu entziehen nicht beabsichtigten, so müssten 
Bevollmächtigte sich weitere Aeusserungen über die faktischen Gründe, 
worauf die gestellten Anträge basirt worden, um so mehr vorbehalten, 
als sie in den bestehenden Verhältnissen, unerachtet der von anderer 
Seite versuchten Beweisführung, die Nothwendigkeit durchgreifender Zoll- 
ermässigungen nicht zu erkennen vermöchten." 

Der Bevollmächtigte für Oesterreich: „Gegen die in der so eben 
vernommenen Kollektiverklärung der Bevollmächtigten für Hannover, 
Dänemark und Mecklenburg angedeutete Auffassung des rechtlichen Stand- 
punktes, und gegen die Ansicht, ihre Regierungen ständen auf dem Bo- 
den des Rechts, wenn sie zu Herabsetzungen der durch die Elbschiffahrts- 
und Additionalakte festgestellten Zollsätze die Zustimmung versagen, sehe 
ich mich veranlasst, im Namen der Oesterreichischen Regierung feierlich 
Verwahrung einzulegen, indem meine Regierung eine solche mit dem 
Zwecke der aufrecht bestehenden Elbschiffahrtsverträge unvereinbarliche 
Auffassung nie anerkannt hat, und auch nie anerkennen wird. 

Zur seinerzeitigen eindringlichen Widerlegung der sowol in der eben 
vernommenen Kollektiverklärung, als auch, da sich die BevoUmächtigten 
auf ihre in der 2. Konferenz abgegebenen Erklärungen beziehen, zur 
Widerlegung der in letzterer aufgestellten Ansichten, behalte ich mir das 
Protokoll offen, und beschränke mich heute auf folgende Bemerkungen: 
Durch einen jeden Vertrag werden Rechte erworben und Pflichten 
übernommen. Ein solches konventionelles Rechtsverhältniss wurde durch 
die Elbschiffahrtsverträge zwischen den sämmtlichen Eibuferstaaten be- 
gründet, und es haben dadurch alle Uferstaaten Rechte erworben, zu- 
gleich aber gegentheilig diesem Rechte entsprechende Verpflichtungen 
übernommen. 

Sowie nun aus den Staatsverträgen jeder Uferstaat berechtigt ist, 
die Beseitigung aller wirklich bestehenden Hemmnisse der Eibschiffahrt, 
— und zwar sowol physischer als künstlich hervorgerufener, — oder die 
Mitwirkung zu deren Beseitigung von den andern Uferstaaten als Mit- 
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kontrahenten zu fordern, so ist auch gegentheilig jeder Uferstaat ver- 
tragsmässig verpflichtet, die AbsteUung aller faktisch bestehenden SchiflF- 
fahrtshemmnisse zu gewähren, oder hierzu die Hand zu bieten. 

Zweck, Wortlaut und Sinn des Art. XXX der ElbscTiiffahrtsakte vom 
23. Juni 1821 sind klar, und wenn darin unter andern als Zweck der 
Revisionskommission festgesetzt wurde: „Abstellung von Beschwerden zu 
veranlassen", so kann es doch nicht zweifelhaft sein, dass es Aufgabe 
der Revisionskommission sowie Pflicht der Eibuferstaaten sei, die jahre- 
langen lauten und dringenden Klagen und Beschwerden der Schiffahrts- 
unternehmer und Handelsleute gegen die unerschwinglichen hohen Elb- 
zölle endlich einmal abzustellen, und die den vorgeschritteaen Verkehrs- 
verhältnissen entsprechenden ZoUerniässigungen zu veranlassen. 

Die dringende Nothweudigkeit der Auflassung bezüglich erheblicher 
Ermässigung der hohen Eibzölle - wenn die Eibschiffahrt nicht ver- 
nichtet werden soll — wurde in dem Zollermässigungsantrage der Preussi- 
schen Regierung durch Thatsachen bis zur mathematischen Evidenz ziffer- 
mässig nachgewiesen , und es wird selbst in der von den Bevollmächtigten 
für Hannover und Mecklenburg in der 2. Konferenz abgegebenen Kollektiv- 
erklärung eingeräumt, dass sich den höhern Verzollungsklassen ange- 
hörende Waarenartikel mehr und mehr der Eibschiffahrt entziehen. Dem- 
ungeachtet verbleiben die Regierungen von Hannover, Dänemark und 
Mecklenburg, statt, wie es der Art. XXX der Elbschiffahrtsakte festsetzt, 
auf eine Berathung über durchgreifende Ermässigungen der unerschwing- 
lichen ElbzöUe einzugehen, soweit die Erklärungen der Regierungen bis 
jetzt vorliegen , auf der seither festgehaltenen Abneigung und weisen alle 
von andern Eibuferstaaten mit bundesfreundlichem Entgegenkommen vor 
die Revisionskommission gebrachten Zollermässigungsanträge , einfach 
zurück. 

Den Erfolg der heutigen Abstimmung werde ich zur Kenntniss mei- 
ner Regierung bringen, welche mit dem grössten Bedauern wahrnehmen 
wird, auf welchen Standpunkt sich in diesen Erklärungen die Regierungen 
von Hannover, Dänemark und Mecklenburg gestellt haben und ihr bis- 
heriges Verfahren fortsetzen; nicht unerwähnt kann gelassen werden, dass 
in der, von dem Bevollmächtigten für Dänemark in der 2. Konferenz 
wenn gleich auf einer sehr beschränkten Basis abgegebenen Erklärung, 
doch immerhin ein Zeichen eines bundesfreundlichen Entgegenkommens 
wahrgenonmien werden durfte. 

Die Oesterreichische Regierung wird es beklagen, dass weder ihr 
Vertrauen auf die rechtsförmig abgeschlossenen und aufrecht bestehenden 
Schiffahrtsverträge gerechtfertigt, noch ihre Hoffnung auf eine günstigere 
Auffassung des zwischen den sämmtlichen Eibuferstaaten vertragsmässig 
bestehenden Rechtsverhältnisses in den bisherigen Erklärungen allseitig 
erfüllt worden ist. 

14» 
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Die baldige Beibringung der von den Bevollmächtigten vorbehaltenea 
sacblichen Nachweise wird dringend zu wünschen sein, und die Hoffiiung 
noch nicht aufgegeben werden dürfen, dass, wenn darauf eine nähere Er- 
örterung der von jener Seite gemachten Aufstellung über den rechtlichen 
Stand der Elbzollermässigungsfrage, sowie über die dadurch bedingten 
sachlichen Verhältnisse des Elb Verkehrs beigebracht sein werde, die Re- 
gierungen von Hannover, Dänemark und Mecklenbuig nachträglich eine 
andere Ansicht von der Sache gewinnen, und zu der gewünschten und 
dringend nothwendigen Erleichterungsmassregel schliesslich ihre Einwilli- 
gung doch geben werden." 

Die Bevollmächtigten für Preussen, Sachsen, Lübeck und Ham- 
burg schlössen sich dieser Verwahrung abseiten Oesterreichs an und be- 
hielten sich gleichfalls die weitere Ausführung vor. 

Die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg: „Auch ihre Regierungen beklagten es aufrichtig, sich in der 
vorliegenden Frage in Differenz zu befinden mit Regierungen, deren 
Wünschen sie bis an die äusserste Grenze des Zulässigen zu entsprechen 
sich gern angelegen sein Hessen; die Gründe aber, durch welche sie bei 
den von ihnen abgegebenen Erklärungen geleitet worden, seien so stark, 
und dasjenige, was dagegen vorgebracht worden, so wenig geeignet, sie 
von der ünhaltbarkeit derselben zu überzeugen, dass sie von den aus- 
gesprochenen Ansichten abzugehen sich vöUig ausser Stande befänden." 

Der Bevollmächtigte für Dänemark fügte hinzu: „Diese seine heutige 
Erklärung lehne den Preussischen, Sächsischen und Hamburgischeu An- 
trag ab, und beabsichtige er nicht, damit von seiner Erklärung in der 
zweiten Konferenz hinsichtlich einer eventuellen Geneigtheit, etwaigen 
andern beschränkten Anträgen entgegenzukommen, zurückzutreten." 

Der Vorsitzende ging hierauf auf den Hamburgischen Zollermässi- 
gungsantrag A. H über und erklärte als 

Bevollmächtigter für Oesterreich: „Meine Regierung ist durch- 
drungen von der Ueberzeugung, dass die bedauerlichen Verhältnisse des 
Eibverkehrs nur auf dem Wege erheblicher Ermässigung der unerschwing- 
lichen, die Schiffahrt ruinirenden Eibzölle erträglicher gemacht werden 
können. 

Da nun heute der umfassende Zollermässigungsantrag der Preussi- 
schen Regierung von mehreren Eibuferstaaten leider unbedingt abgelehnt 
wurde, so erübrigt unter solchen traurigen Verhältnissen nichts anderes, 
als auf die beschränktere Basis der 2. Alternative des Hamburgischen 
Vorschlags zurückzugehen. 

Ich bin demnach von meiner Regierung beauftragt, in ihrem Namen 
dem eventuellen Hamburger Antrag A. H, welcher als die äusserste Grenze 
dessen betrachtet wird, was unter den heutigen Umständen von der Re- 
visionskommission erwartet werden muss, wenn der Eibverkehr in einen 
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theilweise erträglichen Zustand versetzt werden soll, beizutreten, schliesse 
inich auch der in dem eventuellen Antrage der Preussischen Regierung 
angedeuteten Modifikation unbedingt an, und erlaube mir den Artikeln: 
Getreide, Hülsenfrüchte und Oelsaat, welche nach dem Hamburgischen 
Antrage n aus der V4 in die Vio Elbzollklasse versetzt werden sollen, 
noch die Artikel: Arsenik, Bleizucker, Bettfedem, alle Mahlprodukte, 
Mais, Pack- und Sackleinwand, Roheisen aller Art und Soda anzureihen. 

An jene Bevollmächtigten, welche im Auftrage ihrer Regierungen die 
Zollermässigungsanträge bisher abgelehnt haben, sei es gestattet, das 
dringendste Ersuchen zu richten, damit es ihnen gefallig wäre, sich von 
ihren Regierungen die ZustinMnung zu dem vorerwähnten Hamburgischen 
Antrage sammt Oesterreichischerseits gestelltem Amendement nachträglich 
zu erwirken." 

Der Bevollmächtigte für Preussen behielt sich seine Erklärung vor. 

Die Bevollmächtigten für Sachsen, Lübeck und Hamburg er- 
klärten, sie würden eventuell diesem Antrage zustimmen. 

Die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg beziehen sich auf die voraufgehend abgegebene Erklärung, wodurch 
sie den Hamburgischen Antrag bereits abgelehnt hätten, und möchten 
sie bitten, denselben auch in der von dem Bevollmächtigten für Oester- 
reich befürworteten, modificirten Gestalt als abgelehnt ansehen zu wollen. 

Der Bevollmächtigte für Anhalt erklärte, mit Instruktion noch nicht 
versehen zu sein. 

Fünfte Konferenz, den 14. Juli 1858. 

Die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg: „Bei ihrer in der vierten Konferenz in Betreff der Rechtsfrage 
abgegebenen Erklärung hätten sie sich eine nähere Betrachtung der that- 
sächlichen Momente vorbehalten, welche seitEröfltoung der hiesigen Ver- 
handlungen zur Begründung der Zollermässigungs -Anträge vorgetragen 
seien. 

Die in derselben Konferenz vemonunene Aeusserung des Oester- 
reichischen Bevollmächtigten, dass es die Aufgabe der Revisionskommis- 
sion und die Pflicht der Eibuferstaaten sei, die Klagen und Beschwerden 
der SchifEahrtsuntemehmer und Handelsleute gegen die Elbzölle endlich 
einmal abzustellen, nöthige sie jedoch, die Entgegnung voranzuschicken, 
dass die Beschwerden, deren Abstellung die Revisionskommission nach 
Art. 30 der Elbschiffahrtsakte zu veranlassen habe, doch nur in Be- 
schwerden über Nichtbeachtung der Elbschiffahrtsverträge bestehen könn- 
ten, und dass die Revisionskommission, deren eigene Existenz nur auf 
der Elbschiffahrtsakte beruhe, doch nicht berufen sein könne, die Ab- 
stellung von Beschwerden zu veranlassen, die aus der Befolgung der 
gedachten Verträge und den daraus etwa hervorgehenden Inkonve- 
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nienzen für einzelne Eibuferstaaten oder gar für Privatpersonen entnommen 
würden. 

Was sodann die thatsächlichen Verhältnisse betreffe, so hätten sie 
in der zweiten Konferenz, gestützt auf die bei Wittenberge passirten 
Waarenquantitäten und andere, ihrer Ansicht nach entscheidende, That- 
sachen bereits nachgewiesen, welchen Aufschwung die Eibschiffahrt in 
den letzten Jahren, ungeachtet der zeitweilig eingetretenen Elementarhin- 
dernisse, genommen habe, und demgemäss die Ueberzeugung ausge- 
sprochen, dass eine durchgreifende Herabsetzung der ElbzöUe nicht im 
Bedürfhisse des Verkehrs liege. 

Dagegen bezeichne der Preussische Bevollmächtigte den gegenwär- 
tigen Zustand als einen „höchst traurigen'^ und halte es für nothwendig, 
dem von der Eisenbahnkonkurrenz beflirchteten „Unheile" vorzubeugen. 

Ebenso erscheine dem Oesterreichischen Bevollmächtigten der Eib- 
verkehr als „mit dem allmählichen gänzlichen Versiegen" bedroht, und 
werde, wenn nicht die Aufhebung oder Ermässigung der Elbzölle erfolge, 
die „Vernichtung des Eibverkehrs" in Aussicht gestellt! 

Aehnliche Befilrchtungen seien bemts früher ausgesprochen; glück- 
licherweise aber hätten sie sich bisher niemals verwirklicht 

Dass das Schiffergewerbe einer starken Konkurrenz von selten der 
auf beiden Ufern der Elbe erbauten Eisenbahnen ausgesetzt sei und sich 
dadurch belästigt fühle, liege in der Natur der Verhältnisse. Diese Kon- 
kurrenz gereiche aber dem Handel im allgemeinen nur zum Vortheüe. 
Es sei dadurch namentlich eine Verbesserung der Schiffsgefasse, insbe- 
sondere durch Vermehrung der Tragfilhigkeit bewirkt und dadurch wie- 
der eine Herabsetzung der Frachten ermöglicht worden. Ebenso sei es 
durchaus naturgemäss, dass da, wo Eisenbahnen neben den Flüssen her- 
laufen, die schweren, groben, massenhaften Gegenstände der Schiffahrt 
zufallen, während andere, zumal wenn es auf Raschheit und Sicherheit 
des Transports ankomme, dem Flusse entzogen und den Eisenbiümen 
zugeführt werden. 

Gleichwol habe sich die Masse der auf der Elbe bei Wittenberge 
passirten Güter im Jahre 1856 im Vergleich mit 1846 etwa um 50 Pro- 
cent vermehrt, und wenn behauptet werde, dass die Güter der ersten 
Verzollungsklasse fast von der Elbe verschwunden seien, so müsse berück- 
sichtigt werden, dass von solchen im Zoll ermässigten Artikeln, wekhe 
1846 zu Vi verzollt wurden, im Jahre 1856 Wittenberge passirten 

1,292700 Gentner, 
welche mit den im J. 1856 noch zu Vi verzollten Gütern z u 278600 „ 

zusanmien . . 1,571300 Centner 
betrügen, sodass im Vergleich mit den 1846 zu 
Wittenberge zu Vi verzollten Gütern zum Betrage von 2,343000 „ 
sich nur ein Ausfall von 771700 Cei^tner 
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ergebe, wobei zu berücksichtigen sei, dass die Versendungen von Zucker, 
wovon im Jahre 1846 noch 356000 Centner Wittenberge passirten, in 
Folge des Emporkommens der Rübenzucker-Industrie überhaupt ausser- 
ordentlich abgenommen hätten. 

Vergleiche man aber den Zustand, sowie er sich einige Jahre nach 
Erbauung der Eisenbahnen gestaltet habe, mit dem jetzigen, so lasse 
sich aus den von dem Preussischen Bevollmächtigten beigebrachten Zah- 
len, durch welche nach der Ansicht des Oesterreichischen Bevollmäch- 
tigten „die Nothwendigkeit der Auflassung, bezüglich erheblicher Er- 
mässigung der Eibzölle bis zur mathematischen Evidenz nachgewiesen" 
sein solle, darlegen, dass der Zustand keineswegs so ungünstig sei, wie 
angenonmien werde, dass vielmehr die Masse der auf der Elbe bei Wit- 
tenberge passirten Güter seit dem Jahre 1851 in einem unausgesetzten 
Steigen begrififen sei, und dass daher der Eibverkehr sich in einem 
höchst erfreulichen Aufschwünge befinde. Dieser Aufschwung zeige sich 
vorzugsweise bei dem zu Vi Ws V5 des Normalsatzes verzollten Gütern, 
während von dem Preussischen Bevollmächtigten die Behauptung aufge- 
stellt werde, dass die Schiffahrt auf der Elbe nur solche Artikel zu ver- 
fahren gezwungen sei, welche Vio> V20 ^^^ V40 des Normalzollsatzes zu 
tragen haben. Nach der von dem Preussischen Bevollmächtigten aufge- 
stellten üebersicht seien nämlich Wittenberge passirt an Gütern, welche 
vom Normalzollsatze zu tragen haben. 

Vi, V2, V4 u. V5 ViorVao, V40. 

im Jahre 1851 . . . 2,223000 Centner 5,816000 Centner 

„ 1856 . . . 3,843000 „ 8,237000 

„ „ 1867 . . . 3,859000 „ 7,207000 „ 
Die Zunahme im Vergleich mit 
dem Jahre 1851 hat daher 
betragen 

im Jahre 1856 . . . 1,620000 Centner 2,421000 Centner 

oder 72,t Procent oder 41 ,e Procent 

„ 1857 . . . 1,636000 Centner 1,391000 Centner 
oder 73,« Procent oder 23,9 Procent. 

Allerdings machen die zu Vio, Vao «nd V40 tarifirten Gegenstände 
den überwiegenden Theil des ganzen Eibverkehrs aus, was zum Theil 
auch den stattgehabten Ermässigungen zuzuschreiben sei. Allein während 
der ganze Eibverkehr in den gedachten Jahren sich um 50,3 ^^^ 37,^ 
Procent gehoben habe, hätten sich gerade die Güter der ersten vier Ver- 
zollungsklassen um 72,9 und 73,<, Procent ihres frühern Betrags vermehrt, 
die Zunahme der übrigen habe aber nur 41,« und 23,g Procent betragen. 

Wenn aber sodann von dem Preussischen Bevollmächtigten der Eib- 
verkehr zu Wittenberge mit dem Verkehre auf der Berlin-Hamburger 
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Eisenbahn zu Hamburg verglichen werde, so sei ein solcher Vergleich 
und die daraus hergeleitete Schlussfolgerung nicht zutreffend, weil der zu 
Hamburg stattgehabte Verkehr auch alle nach Lauenburg, Lübeck, Meck- 
lenburg bestimmten und von dort kommenden Güter in sich begreife, 
welche Wittenberge nicht passiren. Eine richtige Vergldchung würde sich 
nur anstellen lassen, wenn der Eibverkehr bei Wittenberge mit dem 
dortigen Eisenbahnverkehre verglichen würde, wozu ihnen aber das Ma- 
terial fehlt. Zutreffender würde es aber jedenfalls sein, wenn mit den 
Wittenberge auf der Elbe passirten Gütern die im Verkehr mit Preussen, 
Sachsen, Baiern etc. zu Hamburg angekommenen und von dort nach den 
genannten Staaten versendeten Waaren verglichen würden. Diese letzte- 
ren hätten nach den Uebersichten über den Hamburger Handel und sonsti- 
gen vorliegenden Nachrichten 

im Jahre 1851 . . . 2,039000 Centner, 
„ „ 1857 . . . 4,037000* „ 
betragen. 

Demnach habe der gedachte Verkehr sich nicht ganz verdoppelt, 
während sich der gesammte auf der Berlin-Hamburger Bahn zu Hamburg 
stattgehabte Verkehr nach den vom Preussischen Bevollmächtigten bei- 
gebrachten Zahlen 

von 2,613000 Centner 
auf 7,007000 „ 
also um etwa 168 Procent vermehrt habe. Wenn hieniach alle aus der 
Vergleichung mit diesen Zahlen gezogenen Folgerungen nicht anerkannt 
werden könnten, und es überhaupt unmöglich erscheine, eine gleich- 
massige Betheiligung der Schiffahrt und der Eisenbahnen an dem zuneh- 
menden Gütertransporte zu bewirken, verdiene in Beziehung auf die von 
der Suspension der Weserzölle befürchtete Konkurrenz des Weserverkehrs 
hier die Thatsache konstatirt zu werden, dass nach den tabellarischen 
uebersichten über den Bremischen Handel die auf der Oberweser von 
und nach Bremen versendeten Waaren 

1856 3,014935 Centner, 

1857 aber, im ersten Jahre nach Suspension 

der Weserzölle nur 2,023097 „ 

betragen, also sich etwa um V, vermindert hätten, woraus zu entnehmen 
sei , dass die Suspension der Weserzölle längst nicht die ungünstigen Ein- 
wirkungen des Wassermangels auszugleichen vermocht habe, welche auf 
der Elbe, ungeachtet der bestehenden ZöUe, nur eine geringe Verminde- 
rung des Verkehrs bewirkt hätten. Bei näherer Betrachtung der Weser- 
schiffahrt werde man erkennen, dass von ihrer Konkurrenz für die Eib- 
schiffahrt schwerlich etwas zu fürchten sei, in Betreff der bezüglich 
Stettins angeregten Besorgnisse sei aber die Erfahrung jedenfalls noch 
zu kurz, um zu einem sichern Urtheile zu gelangen. 
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Ihre Regierungen könnten hiernach weder den gegenwärtigen Zustand 
als so traurig, noch, bei dem bisher unausgesetzt stattgehabten Aufschwünge 
des Elbverkehi-s die Aussicht auf die Zukunft als so Besorgniss erregend 
ansehen, dass sie ein Bedürfhiss zu einer durchgreifenden Herabsetzung 
des Zolls anzuerkennen vermöchten. Wenn aber von dem Preussischen 
Bevollmächtigten die von ihm gestellten Anträge in finanzieller Beziehung 
als ungefährlich angesehen würden, so dürfe daran erinnert werden, dass 
die im Jahre 1856 bei Wittenberge passirte Gütermasse auf Normalcent- 
ner reducirt 

nach den jetzigen Tarifsätzen 1,617,600 Normalcentner 

nach den vorgeschlagenen Tarifsätzen von Vio 

und V40 aber nur 770,600 Noimal centner 

betrage. Es würde sich also bei gleichbleiben- 

dem Verkehre ein Ausfall von 847,000 Normalcentner 

ergeben, zu dessen Ausgleichung die Masse der jetzt Wittenberge pas- 
sirenden Güter zum Betrage von etwa 11—12,000,000 Centner sich um 
8,470,000 Centner und resp. 14,822,500 Centner vermehren müsse, je 
nach dem die obigen 847,000 Normalcentner lediglich durch Güter zu 
Vio oder, etwa zu einem Viertel, auch durch Güter zu V40 des Noimal- 
Zollsatzes gedeckt werden sollten. 

Wie hiemach der Vorschlag für finanziell ungefährlich gehalten wer- 
den könne, vermöchten sie in der That nicht einzusehen, zumal da ihre 
Regierungen, abgesehen von dem Ausfalle an dem Wasserzolle, in Folge 
des Vorschlags noch sehr erhebliche Verluste zum Theil an den Eisen- 
bahneinnahmen, wegen der noth wendigen Herabsetzung der, im Elbhan- 
delsgebiete bekanntermassen ohnehin schon sehr niedrigen, Eisenbahn- 
frachtsätze, zum Theil an Durchgangszöllen, zum Theil aber an beiden 
zu erieiden haben würden, wie bei Gelegenheit der Ablösungsfrage bereits 
angedeutet worden sei. 

Gerade die, zum Theil vom Preussischen Bevollmächtigten speciell 
hervorgehobenen, Artikel, bei welchen die Zollermässigungen den davon 
gehegten Erwartungen noch am meisten entsprochen hätten, seien bereits 
im Jahre 1848 unaufgefordert von ihren Regierungen im Zoll herab- 
gesetzt. Allein auch diese hätten im ganzen genommen den vor dem 
Jahre 1846 davon bezogenen Zollertrag nicht wieder geliefert; die im 
Jahre 1852 und 1854, nur in Berücksichtigung ^er Wünsche der übrigen 
Eibuferstaaten vorgenommenen, Zollermässigungen hätten aber zum gröss- 
ten Theile den Zweck der Belebung der Schiffahrt völlig verfehlt und 
eine Ausgleichung der vor der Ermässigung davon bezogenen Zollein- 
nahmen noch weniger bewirkt. 

Um aber darzuthun, wie wenig der Vorschlag dem vom Preussischen 
Bevollmächtigten „im Interesse der Staatswohlfahrt" vorangestellten „Prin- 
cipe der Parität" entspreche, erlaubten sie sich hervorzuheben, dass füi- 
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den Verkehr mit Preussen und Sachsen (falls nämlich bei letztem Um- 
ladung in Preussen erfolge) der ElbzoU nach dem Preussischen Vor- 
schlage 8740 bis 8%o Silberpfennig betragen würde, während der auf 
dem rechten Eibufer für den Verkehr mit Preussen und Sachsen zu er- 
legende — vom Preussischen Bevollmächtigten selbst als „nur sehr ge- 
ring" bezeichnete — Landtransitzoll für die meisten Güter 2Vio Silber- 
groschen betrage. Es scheine auch ihnen durchaus nothwendig, dass 
bei den zu treffenden Massregeln nicht blos die Schiffahrt, sondern 
auch die Verhältnisse der konkurrirenden Verkehrsstrassen berücksichtigt 
werden, welche für den Handel mindestens von ebenso grosser Wichtig- 
keit seien. Dabei dürfe nach ihrer Ansicht nie ausser Acht gelassen 
werden, dass die Schiffahrt so wenig, als die Eisenbahnen ihren Zweck 
in sich selbst tragen. Beide seien nur Mittel, welche in gleicher Weise 
dem Handel zu dienen hätten , eben des Handels wegen gefördert würden 
und dabei die Fürsorge der Regierungen in gleicher Weise in Anspruch 
nehmen dürften. Wollte man aber der Schiffahrt durch Massregeln auf- 
helfen, welche die Rentabilität der Eisenbahnen untergrüben und das 
grosse darin angelegte Kapital theilweise entwerthen, so würde dies, ganz 
abgesehen von dem hohen Werthe, welchen einige der Eibuferstaaten aus 
besonderen Interessen auf die Blüte des Eisenbahnverkehrs zu legen 
haben, auch im allgemeinen Interesse in hohem Grade bedenklich sein. 
Sollte aber gar durch die zur Förderung der Schiffahrt bestimmten 
Massregeln der geregelte und gesicherte Betrieb auf einer oder der an- 
dern der konkurrirenden Eisenbahnen gestört werden, so würde dem 
Handel im Gebiete der Elbe kaum ein empfindlicherer Schlag versetzt 
werden können und auch die Schiffahrt würde die ungünstigen Rück- 
wirkungen dieses Schlags nur zu bald zu verspüren haben. 

Was endlich die von dem Oesterreichischen Bevollmächtigten in der 
4. Konferenz ausgesprochene Hoffnung betreffe, so könnten sie, bei der 
gänzlichen Verschiedenheit des Standpunkts, auf welchem die betheiligten 
Regierungen sich befänden, von weitem Verhandlungen über die vorge- 
brachten Ermässigungsanträge, welche sie weder in rechtlicher, noch in 
thatsächlicher Beziehung als begründet anzuerkennen vermöchten, einen 
Erfolg sich nicht versprechen und nicht dringend genug empfehlen, sich 
Hoffnungen der bezeichneten Art nicht hingeben zu wollen." 

Die Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen 
behalten sich das Protokoll offen, um ihre Erklärungen hierauf später 
abzugeben. — 

Der BevoUmächtigte für Sachsen richtete dabei an die BevoUmäch- 
tigten von Hannover und Mecklenburg die Anfrage: „Sie hätten in der 
4. Konferenz erklärt: „Ihre Regierungen beabsichtigten nicht, indem sie 
die andererseits behauptete vertragsmässige Verbindlichkeit bestritten, 
sich einer Beratbung über beantragte Zollermässigungen zu entziehen."^ 
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Diese Worte schienen mit der soeben vernommenen Erklärung dahin zu 
vereinigen, dass nur die gestellten Vorschläge in ihrer Totalität als ab- 
gelehnt zu betrachten seien. Er möchte deshalb bei ihnen anfragen, ob 
sie die Ermächtigung hätten, oder geneigt seien, sich dieselbe bei ihren 
Regierungen zu erbitten , zu andern Vorschlägen, etwa ähnlich denjenigen 
in der Dänischen Erklärung in der 2. Konferenz? 

Um so mehr habe er die Ueberzeugung, dass dieses sein Verständ- 
niss ihrer Erklärung richtig sei, als dieselbe besage, dass sie „eine 
durchgreifende Herabsetzung des Zolls nicht für nöthig erachteten." 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg bemerkten, 
„die angeführten Worte ihrer Erklärung in der 4. Konferenz bedeuteten . 
nichts anderes, als dass eine Berathung über Zollermässigungen nicht 
abgelehnt werden solle, wenngleich sie den Gesichtspunkt, wonach von 
einigen Staaten Zollermässigung als ein Recht gefordert werde, entschie- 
den ablehnten. Berathung sei es eben, wenn neben der Ablehnung dieses 
Standpunkts und der Darlegung der Rechtsfrage noch die thatsächliche 
Sachlage erörtert werde, nach welcher auch nicht einmal ein Bedürfniss 
zu umfassenden Zollermässigungen nachgewiesen werden könne. So wenig 
für mögliche, einzelne, gar nicht vorliegende Anträge eine Erklärung 
abgegeben werden könne , so liege doch eine solche für die vorliegenden 
und etwdge ähnliche so klar in ihren Mittheilungen, dass dieselben fer- 
nerer Erläuterungen nicht bedürfen werden. 

In Beziehung auf die geschehene Hindeutung auf die von Dänemark 
gemachten Anerbietungen könnten sie noch bemerken, dass sie auch da- 
für die Zustimmung ihrer Regierungen nicht würden in Aussicht stellen 
können." 

Der Bevollmächtigte für Anhalt behält sich erforderlichenfalls eine 
Erklärung über die vernonmiene Kollektiverklärung von Hannover, Däne- 
mark und Mecklenburg vor. 

Die Bevollmächtigten für Lübeck und Hamburg behalten sich eine 
Erklärung auch auf die obige sachliche Darlegung vor, namentlich inso- 
fern der Hamburgische Vorschlag davon mitbetroflfen werde. 

Der Bevollmächtigte für Anhalt hat über die Elbzollermässigungs- 
anträge des Preussischen und des Sächsischen Bevollmächtigten an seine 
Regierungen berichtet und ist autorisirt, für die Anhaltsche Regierung 
zu Dessau, darüber folgende Erklärung abzugeben: 

„Der Bevollmächtigte hat schon öfter Gelegenheit gehabt, darauf 
hinzuweisen, dass die Interessen der Anhaltschen Regierungen in Bezug 
auf den ElbzoU wesentlich finanzieller Natur sind, und dass daher eine 
Zustimmung zu Eibzollermässigungen von ihnen nur erwartet werden 
könne, wenn nachzuweisen ist, dass mit dieser Herabsetzung des Tarifs 
finanzielle Opfer nicht verknüpft sind. Die von dem Preussischen Be- 
vollmächtigten eingebrachten und die von dem Senate der freien und 
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Hansestadt Hamburg früher mitgetheilten Elbzonermässigangsanträge sind 
aber so durchgreifend und von einer nicht zu übersehenden Tragweite, 
dass die Anhaltsche Regierung zu Dessau nicht in der Lage ist, den- 
selben beizustimmen, sondern solche ablehnen muss. 

Es wird übrigens diese Ablehnung nicht ausschliessen , der von dem 
Bevollmächtigten für Preussen in Antrag gebrachten Herabsetzung des 
Tarifs für Steinsalz, Knochenkohle, Laugenfluss selten Anhalts Dessau 
beizustimmen. 

Was die von dem Preussischen Bevollmächtigten bei Gelegenheit der 
Ablehnung der von der Hamburgischen Regierung proponirten Ablösung 
der ElbzöUe in der zweiten Konferenz in Bezug auf die Ermässigung 
der Eibzölle abgegebene Erklärung, welcher sich der Oesterreichische 
Bevollmächtigte angeschlossen hat, betrifft, 

dass nämlich nach Art. 30 der Elbschiflfahrtsakte vom 23. Juni 
1821 die Eibuferstaaten die Ermässigung des Elbzolltarifs als 
vertragsmässige Verpflichtung zu fordern, resp. zu ge- 
währen haben, wenn nachgewiesen werden kann, dass die in 
Gültigkeit stehenden Zollsätze den Schiffahrtsverkehr auf der Elbe 
im Vergleich zu andern Verkehrsstrassen übermässig belasten, 
so kann der Bevolhnächtigte für Anhalt es unterlassen, sich über die 
rechtliche Seite der Frage weiter zu äussern, da in der Erklärung der 
Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklenburg, welche sie 
in der vierten Konferenz abgegeben haben, dieselbe hinlän^cfa erörtert 
worden ist. 

Derselbe will nur hinzufügen, dass der von dem Bevollmächtigten 
für Preussen aufgestellte Grundsatz die Folgerung zulassen würde, dass 
auch unter den gegebenen Voraussetzungen, eine völlige Beseitigung der 
Eibzölle* von den Eibuferstaaten gefordert werden könne, und ohne Ent- 
schädigung zu gewähren sei, dass mithin der Standpunkt, welchen einige 
Eibuferstaaten bei der ElbzoUfrage einnehmen, indem sie vorzugsweise 
dieselbe aus finanziellem Gesichtspunkte betrachten, gar keine Berech- 
tigung habe. 

Die Anhaltsche Regierung zu Dessau kann aber diesen Standpunkt 
nicht aufgeben, und erlaubt sich der Bevollmächtigt^ nur noch anzufüh- 
ren, dass die Oesterreichische Regierung diesen Standpunkt früher als 
berechtigt anerkannt hat: denn in der zweiten Konferenz der dritten 
Elbschiffahrts- Revisionskommission hat sie denjenigen Staaten, welche 
bei den von der Beseitigung der Eibzölle zu erwartenden kommerziellen 
Vortheilen im mindern Grade betheiligt sind, einen Anspruch auf Ent- 
schädigung zugestanden. 

Ueber die Anträge des Sächsischen Bevollmächtigten, zu welchen 
ohnehin noch Zusätze zu erwarten sind , wird die Erklärung vorbehalten." 

Die Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen, Sachsen, 
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Lübeck und Hamburg behalten sich auf diese Erklärung das Proto- 
koll offen. 

Sechste Konferenz, den 28. Juli 1858. 

Der Bevollmächtigte fürOesterreich erklärte: „In der 4. Konferenz 
habe ich zur Widerlegung der von den Bevollmächtigten für Hannover, 
Dänemark und Mecklenburg abgegebenen Erklärungen und aufgestellten 
Ansichten das Protokoll offen behalten, und gebe daher folgende Gegen- 
erklärung ab: 

Die Oesterreichische Regierung kann die, theils auf staatsrechtlichen 
Deduktionen beruhenden , theUs aus finanziellen Rücksichten abgeleiteten 
Gründe, welche nach den Erklärungen der Bevollmächtigten für Hanno- 
ver, Dänemark und Mecklenburg ihre Regierungen abhalten, erheblichen 
Ermässigungen der unerschwin^chen hohen Eibzölle zuzustimmen, und 
mit welchen die einfache Ablehnung aller seither vor die Kommission 
gebrachten Zollermässigungsanträge gerechtfertigt werden will, als recht- 
lich nicht anerkennen. 

Was zunächst den staatsrechtlichen Gesichtspunkt anbelangt, von 
welchem ausgehend die BevoUmächtigten für Hannover, Dänemark und 
Mecklenburg in ihrer Kollektiverklärung die Genehmigung der beantrag- 
ten Ermässigung der Elbzölle als eine vertragsmässige Verpflichtung der 
Eibuferstaaten nicht anerkannt, vielmehr die Erklärung niedergelegt haben, 
ihre Regierungen ständen auf dem Boden des Rechts, wenn sie zu Her- 
absetzungen der durch die Elbschiffahrtsakte und die Additionalakte fest- 
gestellten Zollsätze die Zustinunung versagten, so wird sich auf die 
Erklärung der Oesterreichischen Regierung, in welcher der Oesterreichi- 
scherseits festgehaltene rechtliche Standpunkt vor die gegenwärtige Re- 
visionskommission gebracht, und in derselben in Evidenz gestellt wurde, 
berufen, und den erwähnten RegierungsbevoUmächtigten bemedct, wie 
wenig die von ihnen angeführten Gründe geeignet seien, die Bestimmungen 
der Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 und des Art. XXX der Elb- 
schiffahrtsakte vom 23. Juni 1821 anders, als nach ihrem klaren Wort- 
laute und bestimmt ausgesprochenen Zwecke auszulegen. Die Oester- 
reichische Regierung kann daher die Gründe, welche in der erwähnten 
Erklärung geltend zu machen versucht werden, als richtig, und die 
darauf gestützten Ansichten nach dem Bundesstaatsrecht als zulässig 
nicht anerkennen, und verharrt somit bei der Oesterreichischerseits bei 
allen Revisionskommissionen stets festgehaltenen Auffassung der bundes- 
staatsrechtUchen Seite der Elbschiffahrtsverträge. 

Während der Bevollmächtigte für Mecklenburg in der 21. Konferenz 
der dritten Elbschiffahrts-Revisionskommission die Ansicht aufstellte, 
dass die Bedeutung der Wiener Kongressakte durch die Elbschiffahrts- 
akte für die einschlagenden Verhältnisse der Elbe eine rechtliche Be- 
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deutung nicht mehr habe, räumt derselbe in der 4. Konferenz der gegen- 
wärtigen Revisionskommission gemeinschaftlich mit den Bevollmächtigten 
für Hannover und Dänemark der Wiener Kongressakte doch wieder eine 
Bedeutung ein, indem dort die neue Theorie aufgestellt wird, dass der 
Art. 111 der Wiener Kongressakte vor dem Abschlüsse der Schiffahrts- 
verträge normgebende Bedeutung gehabt habe, nach jenem Abschlüsse 
aber, der Art. 116 der Wiener Kongressakte Platz gegriflFen hätte. Mögen 
nun noch so viele, zum Theil einander widersprechende Theorien erfun- 
den werden, so werden doch mit solchen Mitteln die in den Bestimmungen 
des Art. XXX der Elbschiifahrtsakte festbegründeten und klar gestellten 
Rechte und Verpflichtungen der Elbuferstaateu nicht alterirt, und die 
Oesterreichische Regierung bedauert lebhaft, dass man sich noch immer 
die erfolglose Mühe nimmt, Beweismittel erfinden zu wollen, welche ver- 
helfen sollen, die Bedeutungslosigkeit der wesentlichsten Bestimmung der 
Elbschiffahrtsvcrträge darzuthun. 

Wenn in der Kollektiverklärung für die üferstaaten das Recht der 
Zustimmung oder Ablehnung zu jeglichen Modifikationen der zwischen 
ihnen über die Verhältnisse des Eibstroms und der Eibschiffahrt errich- 
teten Verträge in Anspruch genommen wird, so sei es gestattet zu be- 
merken, dass dieses formelle Recht selbstverständlich seine natürliche 
Grenze in der vertragsmässig übernommenen Verpflichtung findet, der 
Elbschiffiahrt die sich nach neuerer Erfahrung als nothwendig heraus- 
gestellten Erleichterungen zu gewähren; und es keineswegs gerechtfertigt 
erscheint, die Zustimmung zu den beantragten Modifikationen des Elb- 
zolltarifs auch dann zu versagen, wenn es sich um Massregeln handelt, 
die zur Erfüllung einer ganz wesentlichen und unzweifelhaften Vertrags- 
absicht nothwendig sind. 

Dass diese Auffassung selbst von der Mecklenburgischen Regierung 
getheilt wurde, davon gibt Zeugniss das Protokoll der zweiten Revisions- 
kommission vom Jahre 1842, indem diese höchste Regierung in diesem 
Protokolle S. 198 ausdrücklich anerkannte, 

„dass nach den Verhandlungen und Beschlüssen in dem Dresdener 
Konferenzprotokolle von 1821 sub No. 36 und 37 und dem zehnten 
Hamburger Konferenzprotokolle von 1824 es den Revisionskom- 
missionen allerdings vorbehalten sei, eine nach den gemachten 
Erfahrungen sich etwa als nothwendig und wünschenswerth erge- 
bende Ermässigung des festgestellten Tarifs zu bewirken," 
und S. 200, 

„dass die Absicht bei der vorbehaltenen Ermässigung (der Elb- 
zöUe) dahin gegangen sei , dieselbe dann eintreten zu lassen , wann 
sich dereinst die Nothwendigkeit durch die gemachten Erfah- 
rungen herausgestellt haben sollte," 
sowie S. 201, 
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„dass für alle Uferstaaten Zollermässigungen bei solchen Artikeln 
allerdings motivirt seien, deren Transit auf der Elbe bei dem be- 
stehenden Tarif satze wirklieh nicht erhalten bleiben, oder durch 
Herabsetzung des Zollsatzes um so viel mehr vermehrt werden 
könne." 
' Die dringende Noth wendigkeit, Ermässigungen des Eibzolltarifs ein- 
treten zu lassen, wurde im Laufe der Verhandlungen der Revisionskom- 
mission nachgewiesen, und wird bei Gelegenheit der vorbehaltenen Wider- 
legung der in der fünften Konferenz von den Bevolhnächtigten für Han- 
nover, Dänemark und Mecklenburg niedergelegten, aus den sachlichen 
Verhältnissen abgeleiteten Kollektiverklärung noch eindringUcher, und ins- 
besondere nachgewiesen werden, dass für die Belebung des durch die 
hohen Eibzölle gefährdeten Verkehrs zwischen Böhmen und Hamburg 
durchaus etwas geschehen müsse; deshalb sei hier nur bemerkt, dass 
die Eveötuaütäten, bei deren Eintritt die Mecklenburgische Regierung in 
der zweiten Revisionskonumission die Gewährung von Zollermässigungen 
als rechtUch begründet anerkannte, in einem hohen Grade wirklich ein- 
getreten sind, und dass das wahrheitsgemässe Geständniss der Bevoll- 
mächtigten für Hannover und Mecklenburg — es haben sich einzelne 
und zwar vorzugsweise den höhern Verzollungsklassen an- 
gehörende Waarenartikel mehr und mehr der Eibschiffahrt 
entzogen und andern Verkehrswegen zugewendet,— mit voller 
Befriedigung vernommen wurde, indem die Mecklenburgische Regierung, 
eingedenk der, bei der zweiten Revisionskommission S. 292 des Protokolls 
vom Jahre 1842, abgegebeneu Erklärung nunmehr keinen Anstand nehmen- 
dürfte, Zollermässigungen bei solchen Artikeln zu gewähren, deren Tran- 
sit auf der Elbe bei dem bestehenden Tarifsatze wirkUch nicht erhalten 
bleiben, oder durch Herabsetzung des Zollsatzes um so viel mehr ver- 
mehrt werden können. 

Auf die von den Bevolhnächtigten für Hannover, Dänemark und 
Mecklenburg in ihren Erklärungen geltend gemachten finanziellen Rück- 
sichten übergehend, erlaube ich mir folgende Gegenbemerkungen: 

Der Bevollmächtigte für Dänemark erklärte in der zweiten Konferenz: 
dass die Interessen , welche seine Regierung in Bezug auf den ElbzoU zu 
veilreten habe, überwiegend finanzieller Natur seien, und dass 
seine Regierung in eben demselben Masse Anspruch auf die Wahrung 
ihrer durch die bezüglichen Verträge erworbenen Rechte habe, wie die 
hauptsächlich ihre Verkehrsverhältnisse berücksichtigenden andern 
Uferstaaten aus jenen Verträgen Ansprüche in ihrem Sinne herleiten zu 
können glauben, und dass keiner der verschiedenen Uferstaaten durch 
die eingegangenen Verträge für verpflichtet erachtet werden könne, zu 
Gunsten anderer Staaten finanzielle Opfer zu bringen. 

Dieser Ansicht erlaube ich mir entgegenzustellen, dass diejenigen 
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Uferstaaten, welche sich bei der Beurtheilung der Verhältnisse des Elb- 
verkehrs auf den durch die Elbschiffahrtsverträge geschaffenen Rt»chts- 
boden stellen, nicht ihre Verkehrsverhältnisse allein, sondern die 
Verhältnisse der Eibschiffahrt überhaupt, deren regelmässiger und unge- 
hinderter Frachtbetrieb durch die erwähnten Staatsverträge garantirt ist, 
im Bewusstsein ihrer vertragsmässig erworbenen Rechte und übernomme- 
nen Verpflichtungen, berücksichtigen; dass aber auch von jenen üfer- 
staaten, welche gegen den Zweck der Elbschiffahrtsverträge und der Ein- 
setzung der Elbschiffahrts- Revisionskommission, im Schoosse der letztem 
das fiskalische Interesse in den Vordergrund stellen, und zum Nachtheile 
des Eibverkehrs selbst dann vertreten, wenn dessen Fortbestand auf der 
ganzen Länge des schiffbaren Eibstroms, von Melnick nach Hamburg und 
zurück, in Frage steht, das Aufgeben finanzieller Vortheile keineswegs 
als zu Gunsten anderer Staaten gebracht, angesehen, sondern zu Gunsten 
des unter dem besondem Schutze der Staatsverträge stehenden Verkehrs 
auf der ganzen Elbe rechtlich angesprochen werden kann. Ebenso er- 
wähnten die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg in der 
Kollektiverklärung eines angeblich im Jahre 1850 adoptirten Grundsatzes, 
nach welchem ihren Regierungen bei Ermässigung der Eibzolle für den 
demnächstigen Ausfall an der bisher durchschnittlich bezogenen Brutto- 
einnahme volle Entschädigung zu leisten sei. 

Meine Regierung vermag diesen Grundsatz nicht zu theilen, und am 
allerwenigsten denselben durch die Bestimmungen der Elbschiffahrtsakte 
für rechtlich begründet zu erachten, vielmehr ist sie der Meinung, dass 
gerade dieser Staatsvertrag dem aufgestellten Grundsatze entgegen ist, 
und begründet diese Meinung ebenfalls durch die Bestimmung des Art. XXX 
der Elbschiffahrtsakte, welche vorsorglich Veranstaltungen und Massregeln, 
die nach neuem Erfahiiingen Handel und Schiffahrt erleichtem können, 
in Aussicht stellt, ohne für die mit solchen Veranstaltungen und Mass- 
regehi etwa verbundenen finanziellen Opfer der Uferstaaten eine Ent- 
schädigung zur Bedingung zu machen. 

Femer erwähnen die BevoUmächtigten für Hannover und Mecklen- 
burg: es zeige sich bedauerlich bei der gegenwärtigen ebenso, wie bei 
der dritten, Revisionskommission dieselbe Disparität der Wünsche und 
Ansichten, und wie sich wörtlich ausgedrückt wird: bei fortdauerndem 
Mangel bereiter Mittel zu ihrer Ausgleichung. 

In dieser Bemerkung liegt indirekt der Vorwurf, die Eibuferstaaten 
hätten bei dem Abschluss der Elbschiffahrtsverträge die Mittel nicht vor- 
gedacht, durch welche in Zukunft die natüriiche Entwickelung des Eib- 
verkehrs zu sichem sei. Auf welchem Wege und durch welche Mittel 
die Eibschiffahrt nach neuern Erfahmngen femer erleichtert werden soll, 
bestimmt die schon viehnal citirte Vereinbarung im Art. XXX der Elb- 
schiffahrtsakte vom 23. Juni 1821. Wollte man aber, wie es scheint. 
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unter den Worten „Mangel bereiter Mittel" pekuniäre Mittel verstanden 
haben, so sei die Bemerkung erlaubt, dass bei der Abschliessung der 
Schiffahrtsverträge den Uferstaaten der Gedanke, ein Finanzgeschäft kon- 
trahiren zu wollen, gewiss fremd war, weil ein Vorbehalt sich finanzielle 
Vortheile zu sichern, in diesen Verträgen von keinem Uferstaate gemacht 
wurde, und weil den Staatsverträgen als oberster Grundsatz, der Zweck 
derselben, — die Schiffahrt zu erleichtern — unbedingt vorange- 
steUt wurde, weshalb auch der Eingang zu der Elbschiffahrtsakte vom 
23. Juni 1821 wörtlich lautet: 

„Nachdem die Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815 die allgemeinen 
Grundsätze ausgesprochen hat, nach welchen die Schiffahrt auf den 
Strömen geordnet werden soll, so haben die Staaten, deren Gebiet die 
Elbe in ihrem schiffbaren Laufe trennt oder durchströmt, beseelt von 
dem Wunsche, die dadurch dem Handel und der Schiffahrt 
zugesicherten Vortheile und Erleichterungen bald möglichst 
ins Leben zu rufen, den Zusammentritt einer Kommission in Dresden 
veranlasst, um in gemeinschaftlicher Uebereinkunft die für die Schiffahrt 
auf der Elbe nöthigen Bestimmungen zu treffen." 

Hieraus ist zu ersehen, von welchen hochherzigen Gesinnungen die 
Uferstaaten bei der Abschliessung der Elbschiffahrtsverträge beseelt waren, 
welchen Zweck sie anstrebten, indem sie sich vereinigten, um den Ver- 
kehr auf dem grössten deutschen Strome für alle Zeit dauernd zu regeln, 
und wie unvereinbar mit dem Zwecke der Schiffahrtsverträge die Ansichten 
und Theorien sind, welche die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark 
und Mecklenburg bei den Verhandlungen über die Tariffrage, sowol in 
der dritten als auch in der gegenwärtigen Revisionskonunission geltend 
zu machen versuchten." 

Die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg erklärten, dass sie durch die vernommenen Aeusserungen ihre De- 
duktionen in keiner Weise widerlegt hielten und sich für heute darauf 
beschränkten, denselben alles Inhalts zu inhäriren. 

Achte Konferenz, den 28. August 1858. 

Der Vorsitzende bemerkte: „In der 5. Konferenz hätten die Be- 
vollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklenburg eine Kollektiv- 
erklärung abgegeben, auf welche sich die Bevollmächtigten für Oester- 
reich, Preussen und Sachsen das Protokoll offen behalten hätten. Diese 
vorbehaltene Erklärung seien sie jetzt bereit abzugeben." 

Die Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen: 
„Die Gemeinschaftlichkeit der Interessen Oesterreichs, Preussens und 
Sachsens an dem Elb verkehre und der Wunsch, unnöthige Wiederholun- 
gen zu vermeiden, haben uns veranlasst, diejenigen Erklärungen, welche 
nach der gegenwärtigen Lage der Verhandlungen unsererseits noch er- 
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forderlich scheinen, gemeinschaftlich in Folgendem abzugeben, indem 
wir zugleich auf alles dasjenige, was von uns im bisherigen Verlaufe 
der Konferenz ausgesprochen und vorbehalten worden ist, ausdrücklich 
Bezug nehmen und bei demselben allenthalben stehen bleiben. 

Die BevoUmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklenburg 
bemerkten in der Kollektiverklärung: 

«Die in der 4. Konferenz vernommene Aeusserung des Oester- 
reichischen Bevollmächtigten, dass es die Aufgabe der Revi- 
sionskommission und die Pflicht der Eibuferstaaten 
sei, die Klagen und Beschwerden der Schiffahrtsunternehmer 
und Handelsleute gegen die Eibzölle endlich einmal abzustellen, 
nöthige sie, die Entgegnung voranzuschicken, dass die Be- 
schwerden , deren Abstellung die Revisionskommission nach Art. 30 
der Elbschiffahrtsakte zu veranlassen habe, doch nur in Beschwer- 
den über Nichtbeachtung der Elbschiffahrtsverträge 
bestehen könnten, und dass die Revisionskommission, deren 
eigene Existenz nur auf der Elbschiffahrtsakte beruhe, doch nicht 
berufen sein könne, die Abstellung von Beschwerden zu veran- 
lassen, die aus der Befolgung der gedachten Verträge und 
den daraus etwa hervorgehenden Inkonvenienzen für einzelne 
Eibuferstaaten oder gar für Privatpersonen entnommen würden.» 
Diese Entgegnung gibt Anlass zu der Bemerkung, dass in dersel- 
ben ein Zusammenhang zwischen dem Vor- und Nachsatze vermisst 
wird, weil aus der Erklärung des Oesterreichischen Bevollmächtigten die 
Worte: „dass es die Aufgabe der Revisionskommission und die 
Pflicht der Eibuferstaaten sei^S zwar richtig angeführt wurden, die Ent- 
gegnung sich aber blos auf die Erörterung des Wirkungskreises der 
Revisionskommission beschränkt, wobei nicht unerwähnt gelassen 
werden kann, dass die immer dringender werdenden Klagen der Schiffahrts- 
untemehmer gegen die Bedrückung der Elbschifhhrt, eben nur durch 
die seitherige Nichtbeachtung des Art. 30 der Elbschiffahrtsakte her- 
vorgerufen worden sind. 

Demnächst haben wir in Beziehung auf die thatsächlichen Verhält- 
nisse des Elb Verkehrs zu erwähnen, dass die [s. o. S. 193] gegebene 
Uebersicht den gesammten Eisenbahnverkehr (incl. des Verkehrs 
nach Lübeck etc.) umfasst und deshalb aufgestellt ist, um anschaulich 
zu machen, in welchem Masse dieser Verkehr gegen den Eibverkehr ge- 
stiegen ist. Die Uebersicht ergibt, dass der Güterverkehr bei der 
Eisenbahn vom Jahre 1851 mit 2,613,000 Ctr., im Jahre 1857 auf 
7,007,000 Ctr., also um 2G8 Procent sich vermehrt hat, während in den 
gedachten Jahren der Elb verkehr von 8,039,000 Ctr., auf 11,066,000 Ctr., 
also nur um 37,5 Procent, gestiegen ist. — Dieser Umstand allein 
möchte schon als ein Argument gegen den behaupteten blühenden 
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Zustand des Eibverkehrs ins Gewicht fallen. Der letztere wird 
aber um so weniger als existent betrachtet werden dürfen, wenn man 
speciell nur diejenigen Gütermengen gegen einander hält, welche auf der 
Eisenbahn von und nach Hamburg nach und von den Verkehrsgebieten 
der Elbe [s. o. S. 189] sich bewegen. 

Dieselben betrugen 1853: 2,544,000 Qr.; 1854: 3,027,000 Ctr. ; 1855: 
3,176,000 Ctr.; 1856: 3,825,000 Ctr.; 1857: 4,038,000 Ctr. und ergeben 
diese Zahlen eine stetig zunehmende Steigerung von resp. 18,98, 24,^,, 
50,35 und 58,04 Procent. Der bezügUche Eibverkehr umfasst dagegen 
in der Auf- und Niederfahrt eine Güterbeförderung 1853 von 8,903,000 
Ctr., 1854 von 9,899,000 Ctr., 1855 von 10,310,000 Ctr., 1856 von 
12,156,000 Ctr., 1857 von 11,098,000 Ctr. und lässt eine Zunahme von 
nur 11,18, 15,79, 36,53 ^^^ 23,63 Procent in jedem der Jahre 1854/57, 
gegen das Jahr 1853 gehalten, erkennen. — Es kann daher kein Zweifel 
darüber bestehen: 

dass der Eibschiffahrt von der Gesammtsteigerung des 
Güterverkehrs nicht entfernt der verhältnissmässige 
Antheil zugefallen ist, welchen die Eisenbahn gehabt 
hat, 
oder mit andern Worten: 

dass die erstere gegen die letztere sehr erheblich zurückgeblie- 
ben ist. 
Was den von den Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und 
Mecklenburg [s. o. S. 214] gegebenen Zahlennachweis und die daraus 
gegen die diesseitige Behauptung: 

dass die höher tarifirten Waaren von der Elbe nahezu 
verschwunden seien, 
gezogenen Schlüsse betrWFt, so muss hier in Anerkeimung der faktischen 
Verhältnisse zunächst bemerkt werden, dass der Transport der zu V4-- 
V40 des Elbzolls tarifirten Artikel auf der Elbe eine Konkurrenz mit 
dem Transporte auf der Eisenbahn mehr oder weniger hat besteh im 
können, bei einzelnen Artikeln sogar eine stetige Zunahme für die 
Schiifahrt sich ergeben hat; dass dagegen die von dem vollen und halben 
Elbzoll betroflfenen Waaren nur noch in einem sehr unerheblichen 
Umfange dem Eibtransporte zugewendet sind. 

Der vergrösserte Verkehr mit den niedrig tarifirten Artikeln kann 
aber der ElbschiflFahrt mit der Wurkung, sie als eine blühende zu be- 
zeichnen , durchaus nicht angerechnet werden. Denn abgesehen auch da- 
von, dass diese Zunahme im Totalquantum nicht im entferntesten den- 
jenigen Antheil bildet, welcher bei der enormen Steigerung des Verkehrs 
im allgemeinen, der Eibschiffahrt zuzufallen hätte, ist die Verschiffung 
der gering tarifirten Waaren keineswegs ein entsprechend lohnendes 
Unternehmen, da die dafür gewährten Frachten, für welche die Eisen- 
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bahnen nur mit Verlust fahren könnten, deshalb auch diese Artikel 
überhaupt nicht fahren, so ausserordentlich gering sind, dass sie zu- 
weilen, besonders bei rasch eintretendem ungünstigen Wasserstande, kaum 
die Kosten der Reise decken. 

Die Verschiifung der den hohem Klassen angehörenden Artikel ist 
aber auch nur dadurch möglich gewesen, dass namentlich die Dampf- 
schiffahrtsgesellschaften die Fracht für solche Güter beispiellos und so 
niedrig — z. B. ^% Sgr. für den Centner von Hambui^ nach Magde- 
burg — gestellt haben, dass damit kaum die Selbstkosten für Schiffe 
und Mannschaft etc. gedeckt sind, geschweige denn für die Unterneh- 
mer irgendein Nutzen übrig geblieben ist. — Die Segelschiffer haben an 
der Beförderung solcher Güter sich so gut wie gar nicht betheiligen 
können, und die Dampfschiffahrtsgesellschaften dieselbe auch nur aus 
dem Grunde übernommen, um ihre Ladungen von den im Eibzoll unter 
Va tarifirten Waaren zu kompletiren. — 

Die von den Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg gemachten Zahlenangaben liefern ein anderes Ergebniss; dasselbe 
ist aber nur dadurch erreicht worden, dass man mit den Gütern zum 
vollen und halben Zollsatze die dem V4 und V« Zollsatze unterliegenden 
in den Jahren 1851, 1856 und 1857 transportuten Waaren zusammen- 
gerechnet und gegen einander gehalten hat — Scheidet man diese aber 
aus, was, da es sich um die höher tai-ifirten, dem Eibverkehre entzoge- 
nen Güter handelt, unbedingt geschehen muss — , so ergibt sich, dass 
von Waaren zu Vi und % ElbzoU 

a. auf der Elbe: b. auf der Eisenbahn: 
im Jahre 1853: 714,000 Ctr. 1,991,000 Ur. 

„ 1854: 711,000 „ 2,162,000 „ 

„ 1855: 834,000 „ 2,335,000 „ 

„ 1856: 550,000 „ 2,500,000 „ 

„ 1857: 298,000 „ 2,702,000 „ 

von und nach Hamburg — nach und von dem Elbverkehrsgebiete be- 
fördert sind, und dass hiemach bei dem Eisenbahntransporte eine ste- 
tige Vermehrung, bei dem Eibtransporte aber, mit alleiniger Aus- 
nahme des durch besondere Umstände begünstigten Jahres 1855, eine 
stetige Verminderung stattgefunden hat, oder mit andern Worten: 
während in den Jahren 1853/55 die Eibschiffahrt an 
dem Gesammttransporte der zu Vi und V« ElbzoUklasse 
gehörigen für das Elbverkehrsgebiet bestimmten Güter 
noch mit 25,25 und 26 Procent betheiligt war, sank 
ihre Theilnahme daran im Jahre 1850 schon auf 18 und 
im Jahre 1857 sogar auf 10 Procent herabi 
Dass dem Elb verkehre die höher tarifirten Güter, auf welche er 
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sowol naturgemäss, als unter dem Schutze der, ihrer ganzen Tendenz 
nach die Begünstigung konkurrirender Verkehrslinien nicht zulassenden 
Verträge unzweifelhaft dasselbe Recht, wie die Eisenbahnen haben muss, 
fast gänzlich entzogen sind, ist somit nicht nur nicht widerlegt, sondern 
es wird vielmehr durch die oben gegebenen Ziffern zur schlagendsten 
Evidenz gebracht, ausserdem aber auch von den Bevollmächtigten von 
Hannover und Mecklenburg unzweifelhaft anerkannt. 

Es liegt aber nicht in der Absicht der Elbschiffahrtsakte, den Grad 
der Berechtigung zur Theilnahme an den Vortheilen der Schiffahrt von 
der Gattung der zu verschiffenden Waaren abhängig zu machen. Diese 
Berechtigung ist vielmehr auch in der hier fraglichen, objektiven Be- 
ziehung eine ganz allgemeine, und wenn auch die, wie später zu er- 
wähnen sein wird, hier nicht ausser Berücksichtigung zu lassende, 
Wiener Kongressakte Art. 111 die Flusszölle möglich unabhängig von 
der Gattung der Waare festgestellt sehen will — d'une maniere assez 
indäpendante de la qualit^ difförente des marchandises — so kann von 
dem Umstände, dass bei der Konkurrenz der Eisenbahnen mit der Eib- 
schiffahrt, der Transport der werthvollem Artikel den erstem anheim- 
falle, kein Argument dafür abgeleitet werden, die hohen Flusszölle, 
welche es allein sind, die jene Konkurrenzbestrebungen zum Nachtheile 
der Schiffahrt entscheiden, unverändert zu lassen. 

Oesterreich, Preussen und Sachsen haben zwar, wie bekannt, resp. 
durch gänzlichen Erlass, Ermässigung und Restitution der Eibzölle dar- 
auf hinzuwirken gesucht, den auf der Eibschiffahrt lastenden Druck zu 
vermindern. Allein die ansehnlichen finanziellen Opfer, welche sie diesem 
Zwecke gebracht haben, sind nicht hinreichend gewesen, denselben zu 
erreichen, und wiederum sind es die hochbesteuerten Artikel, welche, 
aller dieser Opfer ungeachtet, der Stromschiffahrt nicht zu erhalten ge- 
wesen sind. Diese Thatsache wird zwar von denjenigen Regierungen der 
Eibuferstaaten, welche aus finanziellen Rücksichten Elbzollermässigungen 
abgeneigt sind, als eine nicht unerwartete Erscheinung bezeichnet und 
darin kein Anlass gefunden, die Nachtheile, worin sich die Schiffahrt 
den konkurrirenden VerkehrsUnien hinsichtlich jener (hochtarifirten) 
Artikel gegenüber befindet, durch Verzichtleistung auf Zollerträgnisse 
auszugleichen. 

Allein ganz abgesehen davon, dass nach der noch überall bestätig- 
ten Erlahiung, nach welcher Ermässigungen zu hoher Zollsätze nicht auf 
Einnahmeausfalle, sondern auf Vermehrung der Einkünfte hinwirken, es 
kaum zweifelhaft sein dürfte, dass der letztere Erfolg eintreten werde, 
wenn die ElbzöUe angemessen herabgesetzt würden, liegt diese Erfahrung 
sogar schon insofern vor, als, während die Staaten Hannover, Dänemark 
und Mecklenburg im Jahre 1851 von 1,364,490 Normalcentnern eine 
Elbzolleinnahme von 291,849 V* Thlr. hatten, dieselben nach der seit- 
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dem zugestandenen Herabsetzung des Zolles für mehrere Artikel in den 
letzten 6 Jahren 1852/57 doch eine Durchschnittseinnahme von 325,114 
Thlr. 22 Sgr. 5 Pfg. oder, gegen das Jahr 1851 gehalten, eine jährliche 
Mehreinnahme von 33,265 Tldr. 14 Sgr. 11 Pfg. bezogen haben. Eine 
gleiche Erfahrung ist zu erwarten und ein Verlust an den Einnahmen 
nicht zu befürchten, wenn den jetzt in Antrag gestellten weitem Zoll- 
herabsetzungen zugestimmt werden wollte. 

Demnächst ist die Ansicht ausgesprochen worden, dass die Kon- 
kurrenz der Eisenbahnen dem Handel im allgemeinen zum Vortheü ge- 
reiche, indem dadurch namentlich eine Verbesserung der Schiffsgefasse, 
insbesondere durch Vermehrung ihrer Tragfähigkeit, bewirkt und dadurch 
wieder eine Herabsetzung der Frachten ermöglicht worden sei. 

Allerdings hat die Macht dieser Konkurrenz dahin geführt, die 
Schiffahrt mehr auf sich selbst aufmerksam werden und Mittel aufsuchen 
zu lassen, sich in ihrer bedroheten Lebensfähigkeit zu erhalten. Die 
Frucht hiervon ist ein zweckmässigerer Bau der Fahrzeuge und die dadurch 
erlangte grössere Tragfähigkeit. Ist dieser Erfolg auch an und für sich 
freudig zu begrüssen, so reicht doch seine Tragweite nicht dahin, um 
der Schiffahrt auf dem ganzen konventionellen Strome gleichmässig 
Vortheile zu bieten. Die Verbessenmg der Schiffsgefasse besteht näm- 
lich im wesentlichen in ihrer Verbreitenmg und Verlängerung, wodurch 
allerdings die Möglichkeit einer starkem Belastung gegeben ist. Hiervon 
lässt sich aber nur auf der wasserreichem und einen gleichmässigem 
Stromlauf zeigenden Eibstrecke zwischen Hamburg und Magdeburg 
Nutzen ziehen; auf der Elbe oberhalb Magdeburg, namentlich in Sachsen 
und Böhmen, kann von jenen Verbesserungen, theils wegen der gerin- 
gem Wassertiefe, theils wegen des durch die dort vorhandenen Strom- 
schnellen unterbrochenen, regelmässigen Wasserlaufes nur ausnahmsweise 
und in sehr beschränktem Umfange Gebrauch gemacht werden, da die 
unterhalb Magdeburg fahrenden grossem und mehr beladenen Schiffe die 
starkem, die Segelkraft wesentlich abschwächenden Strömungen nicht 
überwinden können. Die Verhältnisse sind mithin keineswegs gleich, 
und wenn die Elbschiffahrtsakte auf jedem Theile der Elbe, so weit 
dieselbe konventionell als schiffbar bezeichnet wird, die Möglichkeit un- 
gehinderter Strombefahrung gewähren will, so lässt sich gewiss auch in 
der nur für einen Theil des Flusses brauchbaren Verbesserung der 
Schiffsgefasse von Magdeburg aufwärts keine Ausgleichung der Ersdiwer- 
nisse finden, welche die Belastung des Verkehrs mit hohen Zöllen im 
Giefolge hat. 

Es ist femer bemerkt worden (2. Konferenz), wie es in der Natur 
der Sache liege, dass ein Nachweis darüber nicht zu erbringen sei, wie 
Verkehr und Zolleinnahmen sich gestellt haben würden, wenn die Zölle 
in ihrem vertragsmässigen, vollen Betrage erhoben worden wären. So 
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richtig diese Bemerkung an und für sich ist, so wenig schhesst sie aber 
die Berechtigung dazu aus, das Anerkenntniss auch der Richtigkeit der- 
jenigen Folgerungen in Anspruch zu nehmen, auf welche eine unbefan- 
gene Betrachtung der Verhältnisse nach Ursache und Wirkung hinführt. 

Von keiner Seite wird die Thatsache bestritten, dass die Konkur- 
renz der Eisenbahnen diejenigen Waarenartikel mehr oder weniger ganz 
von der Elbe verdrängt hat, welche auf dieser den höchsten Verzollungs- 
klassen angehören. Um den hieraus für Schiffahrt und Handel hervor- 
gehenden Nachtheilen zu begegnen, haben sich, wie bekannt, unsere 
Regierungen für ihre Gebiete bestrebt, die auf dem Elb verkehre ruhen- 
den Lasten zu vermindern, und der verhältnissmässig grosse finanzielle 
Opfer bedingende Umfang dieser Erleichterungen war wol geeignet, die 
Erwartung zu rechtfertigen, dass den diesfalligen Massregeln, der Ab- 
sicht, in welcher sie getroffen, entsprochen werde. Leider ist dies aber 
nicht der Fall. Alle diese der Schiffahrt gewährten Begünstigungen 
haben es nicht vermocht, dem Eibverkehre mit den hochtarifirten Arti- 
keln den gewünschten Aufschwung zu geben; derselbe ist ün Gegentheile 
immer mehr und mehr zurückgegangen, und schon hieraus ist die ge- 
wiss unwiderlegliche Folgerung abzuleiten, dass, wären jene Erlässe, Er- 
mässigungen und Restitutionen nicht verfügt worden, von dem hier in 
Frage stehenden Verkehre, wenigstens auf der Oberelbe, überhaupt nicht 
mehr würde die Rede sein können. 

Was davon übrig geblieben, verdankt, ebenso wie der grösste Theil 
des Verkehrs mit den geringer tarifirten Artikehi, nur diesen, von unsern 
Regierungen getroffenen Massregebi seine Existenz, und wenn Oesterreich 
überhaupt keine, Preussen und Sachsen aber nach Verhältniss der Strom- 
strecken nur sehr geringe Zollbeträge erhoben, die ElbzoUkassen Han- 
novers, Dänemarks und Mecklenburgs dagegen sich verhältnissmässig 
sehr bedeutender Einnahmen zu erfreuen gehabt haben, so wird, was 
die letztere Erscheinung anbelangt, kein Zweifel darüber bestehen kön- 
nra, dass dieselbe hauptsächlich in den Opfern ihre Erklärung findet, 
welche die oberelbischen Staaten dem Schiffahrtsverkehre gebracht haben. 

Fasst man hierbei die Zolleinnahme der genannten Staaten allein ins 
Auge, so kann die von den Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark 
und Mecklenburg geschehene Aeusserung, dass der Eibverkehr sich 
in einem höchst erfreulichen Aufschwünge befinde, wol rück- 
sichtlich der genannten Staaten für zutreffend erachtet werden, keines- 
w^s aber ist sie berechtigt, eine Anerkennung hinsichtlich des Eibver- 
kehrs in den Staaten Oesterreich, Preussen und Sachsen anzusprechen. 
Insbesondere ist der böhmische Schifferstand, welcher früher eine zahl- 
reiche Gewerbsklasse bildete, durch den Druck, den die hohen Eibzölle 
seit dem Bestände der mit dem Eibstrome parallelen Eisenbahnen auf 
die Eibschiffahrt üben, verarmt; es ist den böhmischen Schiffern, so 
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lange die unerschwinglichen Elbzölle erhoben werden, der direkte Elb* 
verkehr zwischen Böhmen und Hamburg grösstentheils unmöglich, und 
es sind dieselben von der Benutzung der untern Elbe faktisch ausge- 
schlossen. 

Der fast einzige Vertreter der direkten böhmischen £lbschiffahrt ist 
die Prager Aktienschiffahrtsgesellschaft, weldie in der Besorgniss, um 
nicht auch das Loos der Mehrzahl der Böhmischen Schiffer zu theilen 
und ein Opfer der drückenden Verhältnisse des Eibverkehrs zu werden, 
vor zwei Jahren die Segelschiffahrt theilweise in eine DampfschifEeüirt 
umgestaltet hat. 

Wie wenig aber diese Vorsorge geeignet ist, die Böhmische Schiff- 
fahrt vor dem sichern Untergange zu retten, beweist leider die Erfah- 
rung schon durch die Thatsache, dass für das Jahr 1857 bei aller 
Anstrengung der Aktionäre, welche seit der Konstituirung der Gesell- 
schaft nur auf die Dividende verwiesen sind, weder diese, noch ander- 
weitige Zinsen aus den eingehobenen Frachtgebühren ausg^olgt werden 
konnten, die Aktionäre vielmehr auf die Zukunft und namentlich auf die 
mit Zuversicht erwartete Aufgebung oder wenigstens erheblidie Ermässi- 
gung der hohen Elbzölle vertröstet werden mussten. 

Die Prager Dampfschififahrtsgesellschaft wird voraussichtlich nur so 
lange bestehen, als das allmählich abnehmende Stammkapital den Fort- 
betrieb des Geschäfts zulassen wird, und endlich die Schiffahrt ganz 
einstellen oder erheblich einschränken müssen. 

Aehnliche Verhältnisse bezüglich des lohnenden Erwerbs der Schiff- 
fahrt walten auch auf den Sächsischen und Preussischen Eibstrecken ob, 
und muss hier noch hervoi^ehoben werden, dass der Frachtverdienst 
der Schiffer infolge der selbst bei nur halber Ladung gebotenen Ableich- 
tungen sehr erheblich geschmälert wird. Wenn femer erwogen wurd, 
dass die Flusslänge von Melnick bis Hamburg 98 Deutsche Meilen be- 
trägt, dass die Schifhhrt auf dieser langen Strecke mit mannichfaltigen 
physischen Hindernissen zu kämpfen hat, was Opfer an Zeit und baare 
Auslagen in Anspruch nimmt, und dem Schiffer den ohnehin kargen 
Lohn, wenn nicht gänzlich entzieht, so doch bedeutend verringert; und 
wenn erwogen wird, dass die in hohen Eibzöllen stehenden Artikel auf 
der Eisenbahn — abgesehen von der kurzem Lieferungszeit — viel bil- 
liger von Hamburg nach den obem Eibuferstaaten und insbesonda:« 
nach Böhmen geliefert werden, als auf der Elbe: so ist es unerklärlich, 
wie im Angesichte solcher Verhältnisse die Bevollmächtigten für Hanno- 
ver und Mecklenburg die Behauptung aufstellen konnten, „es sei be- 
kannt, dass die Eibschiffahrt im Jahre 1857 bei gutem Fracht- 
lohn vollauf beschäftigt gewesen sei^S und unerklärti^^h bldbt es, 
wie die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklenburg in 
der zweiten und fünft;en Konferenz die Ueberzeugung aussprechen moch- 
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ten, „dass eine durchgreifende Herabsetzung der Eibzölle 
nicht im Bedürnisse des Verkehrs liege." 

Was hiemächst die Mittheilung, dass der Güterverkehr auf der 
Weser im Jahre 1857 nach der Aufhebung der Weserzölle, gegen das 
Vorjahr sich nicht vermehrt, sondern sogar um Vs vermindert habe, 
sowie das daraus gegen eine Herabsetzung der ElbzöUe entnommene 
Argument betrifft, so liegen die Gründe jenes Verkehrsrückganges vor- 
zugsweise in dem bekannten schlechten Fahrwasser, welches die Weser 
im Jahre 1857 der Schifiiahrt geboten hat, und wird immerhin gerade 
der Aufhebung der Weserzölle es zugeschrieben werden müssen, 
dass trotz des schlechten Fahrwassers und, obgleich die Dampfschiffe 
ihre Fahrten fast gänzlidi auszusetzen gezwungen waren, die Weser- 
schiffahrt dennoch eine Gütermasse von über 2,000,000 Ctr., also gegen 
2,300,000 Ctr., welche 1865 — dem Jahre vor der Suspension der 
Weserzölle — überhaupt weserwärts gingen, nur etwa 16*/, Procent 
weniger befordert hat, — was recht evident darthut, welcher Leistungen 
eine freie, durch Zölle nicht zu sehr belastete Schiffahrt selbst 
bei den ungünstigsten Wasserverhältnissen fähig ist. 

Ueberhaupt stelle man nur die Wasserstrassen mit den Landstrassen 
gleich und überlasse es dem Handel, wie er dieselben benutzen und 
wekhe Güter er auf der einen oder der andern Strasse befördern lassen 
will; — denn, wie von den BevoUmächtigten für Hannover, Dänemark 
und Mecklenbui^ ganz richtig bemerkt ist: 

„die Schiffahrt so wenig, als die Eisenbahnen tragen 
„ihren Zweck in sich selbst, beide sind vielmehr nur 
„Mittel, welche in gleieher Weise dem Handel zu dienen 
„haben, eben des Handels wegen gefördert werden sol- 
„len und die Fürsorge der Regierungen in gleieher Weite 
„in Anspruch nehmen dürfen." 
Dieser Grundsatz, dessen Aufstellung gern vernommen ist, erheischt 
doch mindestens eine Gleichstellung der Lasten, welche die Schiffahrt zu 
tragen hat, mit denen, welche der Eisenbahn auferlegt sind, und ist es 
deshalb um so unerklärlicher, wie dennoch einer durchgreifenden Herab- 
setzung der Eibzölle die Zustimmung bisher so entschieden hat verwei- 
gert werden können; denn die Herabsetzung ist, wie 'hier wiederholt 
wird, selbst für diejenigen Staaten, welche nach ihrer, von unsem Re- 
gierungen bisher nidit anerkannten und niemals anzuerkennenden Auf- 
fassung die ausschliesslich finanzielle Natur der Elbzölle vertreten, 
ungefährlich, und dürfen bei deren Erörterung vor der Revisions- 
kommission, — da diese es eben nur mit den Verhältnissen der Elbe tu 
thon hat, — nicht auch Fragen, welche ausserhalb der letztem liegen, 
YOitilirt werden. 

Dass überdies der Verkehr Stettins, nachdem der Sundzoll geMen 
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,. Palm- und Kokusöl . . . 

„ roher Baumwolle .... 

,, baumwollenen Garnen. . 
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ist, bereits einen erheblichen Theil des Eibverkehrs an sich gezogen bat 
und wahrscheinlich, wenn die Eibzollverhältnisse keine Veränderung er- 
fahren, noch mehr an sich ziehen wird, dürfte einmal aus der bereits 
gemachten Mittheilung, dass die Industrie zu Tetschen an der Elbe die 
für ihren Fabrikbedarf erforderliche Baumwolle jetzt über Stettin bezieht, 
sodann aber daraus erhellen, dass die Einfuhr Stettins abgerundet be- 
tragen hat: 

im Jahre 1856 im Jahre 1857 
an Roh- und Brucheisen .... 878000 Centner 1,474000 Centner 

69000 ^, 131000 „ 

71000 „ 200000 „ 

75 „ 38000 „ 

"— „ ä»aXX) )} 

welche Artikel früher vorzugsweise den Eibweg nach den Bedarfsorten 
einzuhalten pflegten. 

In noch viel höherm Grade wird sich aber der Verkehr über Stettin 
zum Nachtheile der ElbUnie, und zwar sowol hinsichtUeh des Wasser- als 
des Eisenbahn -Transportes, entwickeln, nachdem, wie ganz neuerdings 
geschehen, die Eisenbahnfrachten auf der Route von Stettin über Berlin 
und Dresden nach Oesterreich sehr bedeutend ermässigt worden sind, 
während sich auf der Linie von Stettin über Stargardt, Posen, Bredau, 
Oderberg nach Oesterreich immer grössere Gütermassen bewegen. Es 
wird daher hohe Zeit, dass der Eibweg wieder in seine Konkurrenz&hig- 
kdt eingesetzt werde, und es kann hiemach keinem Zweifel unteriiegen, 
dass die hierauf hinzielenden Massregeln im grössten Interesse aller 
Eibuferstaaten liegen müssen. 

Endlich ist wiederholt die Frage berührt worden, ob und inwiefern 
die Wiener Kongressakte vom 9. Juni 1815, soweit sie die Ströme 
Deutschlands und die Schiffahrt auf denselben zum Gegenstande hat, 
noch jetzt, und der, über die Schiffahrt auf den Deutschen Flüssen ge- 
troffenen spätem Vereinbarungen ungeachtet, als massgebend anzoeriEen- 
nen sei. In Beziehung hierauf wird man sich vorerst zu vergegenwär- 
tigen haben, wie die Wiener Kongressakte im 108. Artikel den Regie- 
rungen derjenigen Staaten, deren Gebiet ein schiffbarer Fluss begrenzt 
oder durchströmt, die Verbindlichkeit auferlegt, die diesfalligen Schiffabrts- 
verhältnisse durch gemeinschaftliche Ueb^reinkunft zu ordnen. Die Akte 
setzt dabei zugleich fest, dass bei den deshalb zu pflegenden Verhand- 
lungen von denjenigen Grundsätzen auszugehen sei, welche sich in den 
nachfolgenden Artikehi 108 bis mit 116 aufgestellt befinden, und nament- 
lich soll (Art. 111) in Erwägung, dass sich fOr die, von örtlichen Ver- 
hältnissen abhängige Bemessung der Flusszölle eine allgemeine Vors<^rift 
nicht ertheilen lässt, doch bei Aufstellung der Tarife der Gesichtspunkt 
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leitend sein, dass durch Erleichterung der Schiffahrt der Handel zu be- 
leben seL 

Ausserdem sagen sich die auf dem Kongresse vertretenen Regierungen 
im Art 111 al. 2 zu, eine Erhöhung der Tarife nur im gemeinschaft- 
lichen Einverständnisse stattfinden zu lassen, und endlich erklären sie 
sich für verpflichtet (Art. 116), dafür Sorge zu tragen, dass die nach 
Massgabe der Kongressakte vereinbarten Schiffahrtsordnungen, mithin 
auch die einen integrirenden Theil derselben bildenden Tarife in einer 
zusagenden und sowol den Umständen als den Oertlichkeiten entsprechen- 
den Weise (d'une maniöre convenable et adaptöe aux circonstances et aux 
localitfe) zur Anwendung gebracht werden. 

Uebrigens soll (Art. 116) alles dasjenige, was in diesen Artikeln an- 
gedeutet worden (indiqu^), nebst dem, was hierbei noch sonst der Fest- 
stellung bedarf, in einer gemeinschaftlichen Ordnung (r^lement conimun) 
zusammengefasst und näher bestimmt werden. Die schleunige Verwirk- 
lichung dieser, der deutschen Flussschiffahrt ertheilten Zusagen ist bei 
den Mioisterialkonferenzen in Wien noch besonders verabredet und diese 
Verabredung in dem Plenum der Bundesversammlung vom 3. August 
1820 ausdrücklich zum Bundesbeschlusse erhoben worden. 

Demgemäss ist auch für die Schiffahrt auf der Elbe eine gemein- 
schaftliche Ordnung, die Elbschiffahrtsakte vom 23. Juni 1821, zu ver- 
einbaren gewesen. 

Diese Akte ist, wie die eben erwähnten, ihre Entstehung bedingen- 
den Vorgänge darlegen, die vertragsmässige Form, in welcher die von 
dem Wiener Kongresse hinsichtlich der Flussschiffahrt aufgestellten all- 
gemeinen Principien in besonderer Anwendung auf die Elbe ihren Aus- 
druck gefunden haben. 

Die hohen Kontrahenten vom 23. Juni 1821 haben sich nur im Sinne 
der Kongressakte verembart und vereinbaren können; es sind daher die 
principiellen Bestimmungen der letzteren fortwährend als in der Elb- 
schiffahrtsakte vorherrschend und deshalb massgebend zu betrachten, und 
es darf die Elbschiffahrtsakte unter allen Umständen nur in dem Sinne 
verstanden werden, wie solcher der Absicht des Wiener Kongresses ent- 
sprechend ist. 

Die Principien des letzteren sind aber für alle Zeiten aufgestellt. 
Sie bestehen bis auf den heutigen Tag in unveränderter Geltung, und es 
müssen daher, wenn sich dieselben mit den im Laufe der Zeit veränder- 
ten, thatsächlichen Zuständen nicht mehr vereinigen lassen, diese letz- 
tem mit jenen unwandelbaren Principien wiederum in Einklang gesetzt 
werden. Im 116. Artikel der Kongressakte, welcher den zu errichtenden 
Schiffahrtsordnungen die Eigenschaft der Unveränderlichkeit entschieden 
benimmt, ist die Nothwendigkeit, auch nach Feststellung der Schiffahrts- 
ordnungen, den inmittelst veränderten Umständen Rechnung zu tragen. 
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aasdrücklich anerkannt, und eben deshalb setzt die Schiffahrtsakte in dem, 
ihrer Aenderung und weitem Ausbildung überall Raum gebenden Art 30 
fest, dass zwischen Kommissarien der Eibuferstaaten periodisch Veran- 
staltungen und Massregeln berathen werden sollen, welche nach neuerer 
Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtem könnten. Es versteht 
sich von selbst und wird auch der Bemerkung in der 4. Konferenz [s. o. S. 
209] gegenüber keiner Ausfühmng bedürfen, dass diese Berathungen nicht 
Zweck, sondem nur Mittel dazu sind, und dass das letztere nur darin 
bestehen kann, Verhältnisse, welche Handel und Schiffahrt beschweren, 
klar zu stellen und zum allseitigen Anerkenntnisse zu bringen. Kann 
aber letzteres nicht versagt werden, so liegt auch in folgerichtiger Beach- 
tung aller für Erfüllung bestehender Verträge massgebenden staatsrecht- 
lichen Grundsätze allerseits die Noth wendigkeit vor, zu Beseitigung der, 
Schiffahrt und Handel erschwerenden Hindemisse ndtzuwirken, und es 
lassen dieselben Grundsätze nicht zu, dass man angesichts der aus den 
Staatsverträgen fliessenden Verpflichtungen Rücksichten vorwalten lasse, 
die, wenn auch ebenfalls dem Verkehrsleben angehörend, doch niemals 
die Wirkung haben können, die kraft jener, für sich bestehenden, von 
ausser ihnen liegenden, fremdartigen Einflüssen völlig unabhängigen Staats- 
verträge zu brechen. 

Glauben wir in dem oben Vorgetragenen dargethan zu haben und 
geht daraus hervor: 

dass die auf den Artikeln der hohem Eibzollklassen ruhenden 
Abgaben, die Verschiffung derselben mehr oder weniger ganz unmög- 
lich machen, 

dass dieser Zustand durch die Opfer, welche Oesterrdch, Preossen 
und Sachsen der Eibschiffahrt gebracht haben, nicht zu beseitigen 
gewesen ist, 

und dass es vorzugsweise und hauptsächlich den Oesterreichisch- 
Preussisch-Sächsischen ElbzoUbegünstigungen, welche ebenmässig auch 
den geringer tarifirten Gegenständen zu Theil geworden sind, zu 
danken ist, dass den ElbzoUkassen Hannovers, Dänemarks, Mecklen- 
burgs und Anhalts beträchtliche Einnahmen zugeflossen sind, 
so kann dem allen zu Folge, sowol nach der staatsrechtUchen Bedeutung 
der bestehenden Verträge, als nach den internationalen Rücksichten der 
Billigkeit, wol erwartet werden, 

„man werde das zugesagte bundesfreundliche Entgegenkommen, 

„durch allseitige Zustimmung zu denjenigen Massregeln bethati- 

„gen, welche dazu geeignet sind, die Eibschiffahrt in die ihr ge- 

„bührenden Rechte wieder einzusetzen." 

Zu Vermeidung femerer Zersplitterung der Zollermässigungsantrage 

empfehlen wir deumach deiyenigen der letztem, welchen die freie Stadt 

Hamburg gestellt hat, sowie die von uns hinsichtlich einzelner Artikel 
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gesteUten Anträge zur Annahme, da das Ziel dieses Antrags dem am 
nächsten steht, was unsere Regierungen unter den dermaligen Verhält- 
nissen zu erreichen wünschen müssen. 

Wir ersuchen die Bevollmächtigten, den Inhalt unsers Vortrags zur 
Kenntniss ihrer Regierungen zu bringen und von den hierauf gefassten 
EntSchliessungen der Revisionskommission seiner Zeit weitere Mittheilung 
zugehen zu lassen. 

ScUiesslich legen wir hiermit einen die Art. 108 bis mit 116 der 
Wiener Kongressakte umfassenden Auszug aus letzterer, in der Urschrift 
und in der officiellen Preussischen Uebersetzung, so^ie den Bundes- 
beschluss vom 3. August 1820 zu dem Zwecke vor, dass dieselben dem 
über die heutige Sitzung aufzunehmenden Protokolle als Beilage angefügt 
werden können."*) 

Der Bevollmächtigte für Hamburg gab hierauf die in der 2. und 5. 
Konferenz vorbehaltene Entgegnung auf die Erklärungen der Bevollmäch- 
tigten für Hannover, Dänemark und Mecklenburg in Betreff der ElbzoU- 
frage, wie folgt, zu Protokoll: 

„Im Verlauf der dritten Revisionskommission ist wiederholt, und 
namentlich in ausfilhrlicher Darlegung seitens der Oesterreichischen Re- 
gierung, nachgewiesen worden, wie auf Grund des Art. 111 der 
Wiener Kongressakte und des Art. 30 der Elbschiffahrtsakte 
die Zustimmung sämmtlicher Eibuferstaaten zu den durch ein evidentes 
Bedür&iss des Verkehrs dringend gebotenen Eibzollermässigungen als 
Erfüllung einer vertragsmässigen Verpflichtung beansprucht 
werden dürfe. Eine zutreffende Widerlegung dieses Nachweises ist nicht 
erfolgt. Nur das hat vielleicht mit einigem Schein dagegen geltend ge- 
macht werden können, dass die damals erst einige wenige Jahre alte 
Erfahrung über den Einfluss der Konkurrenz der hauptsächlich in Be- 
tracht kommenden neuen Handelswege jenes Bedürfoiss noch nicht deut- 
lich genug herausgestellt habe und dass man zunächst den Erfolg der 
1848 und 1851 bewilligten provisorischen und partiellen ElbzoUreduk- 
tionen abwarten möge. Nachdem nun aber, inzwischen die weitere Er- 
fahrung die Unerträglichkeit der bestehenden Eibzollverhältnisse von Jahr 
zu Jahr klarer bewiesen hat, durften diejenigen Staaten, welche beim 
Gedeihen der Eibschiffahrt in hohem Grade betheiligt sind und die des- 
halb schon früher eine zeitgemässe Revision des Eibzolltarifs wiederholt 
und dringend beantragt hatten, sich zu der Erwartung berechtigt halten, 
dass bei der gegenwärtigen Revisionskommission einer baldigen und be- 
friedigenden Lösung einer durch Art. 30 der Elbschiffahrtsakte klar vor- 
geschriebenen Aufgabe nicht aufs neue wieder die nämlichen Einwen- 



*) Diese Aktenstücke finden sich bereits oben im ersten Abschnitt Seite 12 fif. 
abgedrackt 
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düngen und Schwierigkeiten begegnen würden, wie bei der Magdeburger 
Revisionskommission. Hamburg, welches keinen Anstand nehmen kann, 
einzuräumen, dass es, namentlich seit der Beseitigung des Sundzolls, an 
einer baldigen gänzlichen Aufhebung aller Eibzölle ein sehr leb- 
haftes Interesse hat, hatte deshalb in seinen vorgängig mitgetheilten 
Vorschlägen auf das für solchen Zweck allein praktische Mittel einer 
Ablösung angetragen und für diesen Fall seine Bereitwilligkeit zu einem 
sehr bedeutenden pekuniären Opfer erklärt. Die über den Ablösungs- 
Yorschlag anderweitig abgegebenen Erklärungen haben die Unmöglichkeit 
eines fernem Beharrens bei demselben herausgestellt Um so mehr muss 
meine Regierung auf ihren eventuell vorgelegten Elbzollermässigungsantrag, 
als dessen Kern sich die Herabsetzung aller bis jetzt noch höher tarifir- 
ten Artikel in die V4 ElbzoUklasse darstellt, zurückkommen und die da- 
gegen vorgebrachten Einwände, sowie das von den Bevollmächtigten fiir 
Hannover, Dänemark und Mecklenburg gänzlich in Abrede gestellte Be- 
dürfhiss umfassender Eibzollermässigungen, einer nähern Beleuchtung un- 
terziehen. Wenn hierbei früher bereits Erwähntes wieder in Erinnerung 
gebracht werden muss, so ist dies dadurch verursacht, dass von der 
andern Seite dieselben, bereits hinlänglich widerlegten Aufstellungen im- 
mer aufs neue wiederholt werden. 

Es wird zunächst auf die bisherigen Verhandlungen über den Nor- 
malsatz des ElbzoUs ein Rückblick zu werfen sein. 

Als im Jahre 1821, in Gemässheit der Art. 108 — 116 der Wiener 
Kongressakte und mit Rücksicht auf die bis dahin bestehenden verschie- 
denen ElbzollroUen, durch die zu Dresden zusammengetretene Elbschiff- 
fahrtskommission ein allgemeiner Eibzolltarif festgestellt wurde, welcher, 
abgesehen von einer sogenannten Rekognitionsgebühr für die Fahrzeuge, 
für die Strecke von Melnick bis Hamburg einen Normalzollsatz von 
27 gGr. 6 Pf. K.-M. für den Hamburger Centner bestimmte, ward die- 
ser Zollsatz schon damals von einigen Uferstaaten als eine zu schwere 
Belastung des Eibverkehrs angesehen. Die in Art 111 der Wiener Kon- 
gressakte ausdrücklich anempfohlene Analogie des Rheinoctroi war bei 
Feststellung dieses Normalsatzes leider nicht massgebend geworden, denn 
in diesem Falle wäre derselbe massiger ausgefallen. 

Aus zweierlei Gründen konnte man indess für damals den ange- 
nommenen Elbzolltarif als dem Princip der dahin gehörigen Artikel der 
Wiener Kongressakte nicht geradezu widersprechend anerkennen. Erstens 
hatten die mit der Elbschiflfahrt konkurrirenden Landkommunikationen 
und andern Handelsrouten damals ebenfalls noch mit erheblichen, den 
Transport vertheuemden Schwierigkeiten und Abgaben zu kämpfen, und 
blieb deshalb ungeachtet der hohen Elbzölle der Versand von Handels- 
artikeln jeder Gattung auf der Elbe für das natürliche Handelsgebiet 
dieses Stromes die Regel; und zweitens war gleichzeitig, und mit 
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gleicher Verbindlichkeit wie der den Tarif anordnende Ar- 
tikel 9, auch Art. 30 der ElbschiflFahrtsakte vereinbart worden, welcher 
die Zusage enthielt, dass periodisch zusammentretende Kommissionen der 
Eibuferstaaten die Abstellung von Beschwerden veranlassen und über 
Veranstaltungen und Massregeln, die nach neuerer Erfahrung Handel 
und Schiffahrt femer erleichtem könnten, berathen würden. Noch be- 
stimmter sprach sich hierüber ein Beschluss der Elbschififahrtskommission 
in der 36. Konferenz (vom 13. Februar 1821) aus, welcher dahin ging: 
Sollte die Erfahrung eine Herabsetzung des demnächst für 
den ganzen Lauf der Elbe zu fixirenden Tarifsatzes zur 
Beförderung des Handels und der Schiffahrt als wün- 

schenswerth darstellen, so bleibt es der Revisionskommission 

vorbehalten, eine Ermässigung sowol im ganzen als für den Tarif 
einzelner Staaten zu bewirken, und es lässt sich in dieser Be- 
ziehung ein bereitwilliges Entgegenkommen der Uferstaaten vor- 
aussetzen. 
Hierdurch war das Mittel gegeben, den Elbzolltarif mit dem fundamen- 
talen völkerrechtlichen Grundsatz, dass bei Regulirung der Passagezölle 
auf den konventionellen Strömen der Handel durch Erleichterung der 
Schiffahrt begünstigt werden solle, in Uebereinstimmung zu erhalten. 

Als die erste Revisionskommission im Jahre 1824 in Hamburg zu- 
sammentrat, ward abseiten Oesterreichs die Herabsetzung des Normal- 
elbzolles auf 20 gGr. per Centner beantragt, und dieser Antrag von 
Hamburg lebhaft unterstützt. Allem es liess sich damals noch nicht in 
unzweifelhafter Weise darthun, dass nach neuerer Erfahrung eine solche 
allgemeine Elbzollreduktion zur Erhaltung des Elbverikehrs in seinen ver- 
schiedenen Beziehungen durchaus nothwendig sei, denn die Verhältnisse 
hinsichtlich der konkurrirenden Handelswege waren im wesentlichen noch 
die nämlichen wie vor drei Jahren, und so liess die Ablehnung jenes 
Antrags, so unerwünscht dieselbe auch mehreren Uferstaaten war, sich 
motiviren. Die damalige Revision des ElbzoUtarifs beschränkte sich auf 
die Versetzung einiger Artikel in niedrigere Zollklassen. 

Die zweite Elbschiffahrts-Revisionskommission versammelte sich be- 
kanntlich erst 18 Jahre später. Während dieses langem Zeitraums waren 
nun allerdings in den bezüglichen Verkehrsverhältnissen bedeutende Ver- 
änderungen eingetreten und die bestehende Zollbelastung für die Eib- 
schiffahrt inzwischen um vieles drückender und nachtheiliger geworden. 
Die Verdrängung mehrerer wichtiger Artikel von der Elbe auf andere 
Handelswege in Folge der Höhe des Normalelbzolls hatte angefangen sich 
bemerkbar zu machen. Oesterreich und Hamburg erneuerten aufs 
angelegentlichste ihren Antrag auf eine zeitgemässe durchgreifende Re- 
vision des ElbzoUtarifs und namentlich auf Ermässigung des Eibzolls für 
die dem Normalsatz unterliegenden Artikel. Allein auch damals ward 
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eine umfiissende Herabsetzung der Eibzölle von der Mehrzahl der Ufer- 
staaten abgelehnt, besonders unter Bezugnahme auf den Umstand, dass 
der Eibverkehr bis dahin eine fortdauenide Zunahme selbst in den dem 
Normalzollsatz unterworfenen Artikeln gezeigt habe, sowie namentlich 
auch darauf, dass zunächst durch die zu vereinbarende nachhaltige Ver- 
besserung der Fahrbahn fftr das Schiffahrtsinteresse viel wirksamer werde 
gesorgt werden, als durch Verminderung der Eibzölle, welche die Bethei- 
ligten gewiss bereitwiUig entrichten würden, sobald man sie nur in den 
Stand setze, ihre Güter rasch, ohne Umladung und Hindemisse zu be- 
fördern. 

Bei Gelegenheit dieser Verhandlungen ist von selten der grossherzogl. 
Mecklenburgischen Regierung auscb^cklich anerkannt worden, 

dass es der Revisionskommission vorbehalten sei, eine nach den 
gemachten Erfahrungen sich etwa als nothwendig und wünschens- 
werth ergebende Ermässigung des festgestellten Tarifs zu be- 
wirken, und dass eine Herabsetzung des ganzen Tarif- 
satzes motivirt erseheine, wenn in der Erfahrung nach- 
gewiesen werden könne, dass der Eibtransit überhaupt 
in Konkurrenz mit andern Transportmitteln dabei wirk- 
lich nicht zu bestehen vermöge, 
wie solches bereits früher von anderer Seite mit Recht in Erinnerung 
gebracht worden, und kann die Bedeutung dieser klaren und positiven 
sachgemässen Erklärung durch die später dazu beigebrachten Bemer- 
kungen in keiner Weise entkräftigt werden. 

Die betreffenden Nachweise Hessen sich freilich damals (i. J. 1842), 
wo noch keine mit der Elbroute konkurrirenden Eisenbahnen im Betriebe 
waren und der Sundzoll noch bestand, noch nicht mit solcher Evidenz 
geben als dies gegenwärtig geschehen kann. 

Das schliessliche Ergebniss der Dresdener ^Revisionskommission in 
Bezug auf die Elbzollfrage war bekanntlich eine Konvertirung der bis 
dahin besonders erhobenen Rekognitionsgebühren flir die Fahrzeuge in 
einen Zuschlag zum Waarenzoll, die Umrechnung der altem Zollsätze in 
neue nach dem 14-Thalerfuss und nach Zollgewicht, was indess eine 
Verminderung der Zollbelastung im ganzen nicht herbeiführte, und endMdi 
die Versetzung mehrerer, aber grösstentheils höchst unbedeutender Artikel 
aus hohem in niedrigere Eibzollklassen. 

Wesentlich anders, als bei den frühem Revisionskommissionen, hatten 
sich aber die thatsächlichen Elbverkehrsverhältnisse bis zum Zusammen- 
tritt und im Verlauf der dritten Elbschiffahrts-Revisionskommission in 
Magdeburg (September 1850 bis Februar 1854) gestellt. Seit Verein- 
bamng der Additionalakte vom 13. April 1844 waren an befden Seiten 
der Elbe Eisenbahnen angelegt worden, deren Verwaltungen je länger, je 
mehr, auf jegliche Weise dahin strebten, einen möglichst ausgedehnten 
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Güterverkehr heranzuziehen. Dass unter allen Umständen diese kon- 
kurrirenden Eisenbahnen vermöge der mannichfachen, ihrem Betrieb eigen- 
thümliehen Vorzüge einen beträchtlichen Theil desjenigen Verkehrs, der 
ohne solche Konkurrenz der Flussschiffahrt verblieben oder neu hinzu- 
gekommen wäre, an sich gezogen haben würden, und dass an und für 
sich eine Vermehrung der Kommunikationen und die Konkurrenz ver- 
schiedener Verkehrswege für die kommerziellen Interessen im allgemeinen 
als ein grosser Segen angesehen werden muss, dürfte niemand bestreiten 
wollen. Allein ebenso wenig können andererseits bei unbefangener Er- 
wägung darüber Zweifel obwalten, dass die wahre und dauernde Gemein- 
nützigkeit einer solchen Konkurrenz nur dann eintreten und dass eine 
auffallige Unbilligkeit gegen die bei der bisherigen hauptsächlichen Han- 
delsroute Betheiligten nur dann vermieden wird, wenn die letztere von 
jeder unverhältnissmässigen Prägravation befreit wird. Wenn im Jahre 
1824, und selbst noch 1842, unter Darlegung des bis dahin foitdauemd 
gestiegenen Eibverkehrs mit Artikeln aller ElbzoUklassen, wie vorhin 
erwähnt, hatte geltend gemacht werden können, dass nach bisheriger 
Erfahrung eine durchgreifende Herabsetzung der Eibzölle sich als noth- 
wendig zui* Erhaltung und fernem gedeihUchen Entwickelung der Eib- 
schiffahrt nicht nachweisen lasse, so war diese Position den neuem Er- 
fahmngen und notorischen Thatsachen gegenüber unhaltbar geworden. 
Hatten doch inzwischen (im Jahre 1848) selbst die Regiemngen von 
Hannover, Dänemark und Mecklenburg sich bereits aus freien 
Stücken veranlasst gesehen, im Verwaltungswege für einige Artikel wesent- 
liche Ermässigungen des tarifmässigen Eibzolls eintreten zu lassen 1 Es 
konnte im Jahre 1851 nicht mehr in Abrede gestellt werden, dass der 
Normalsatz des ElbzoUes im ärgsten Missverhältniss zu den Frachtsätzen 
der mit der Eibschiffahrt konkurrirenden Eisenbahnen stehe und dass 
der Transport der dem NormalelbzoU unterliegenden Artikel auf der 
Elbe in dem fÜnQährigen Zeitraum von 1846—1851 sich bereits um mehr 
als 60 Procent vermindert habe. 

Unter Darlegimg dieser und der dahin gehörigen weitem Momente 
beantragten, auf Grund des Art. 30 der Elbschiffahrtsakte, Oesterreich, 
Sachsen und Hamburg aufs dringendste eine umfassende zeitgemässe 
Revision des Eibzolltarifs, namentlich in Rücksicht der dem Normalsatz 
unterworfenen Artikel. Andere Uferstaaten erkannten gleichfalls das Be- 
dürfniss einer Revision der bestehenden Elbzollverhältnisse an, obschon 
sie die nothwendigen Eibzollermässigungen mehr oder minder beschränkter 
auffassten, als dieselben im Kollektivantrag der erstgenannten drei Staaten 
vorgeschlagen waren; einige der betheiligten Regiemngen wollten dagegen 
in keinem Falle weiter gehen, als zu gewissen partiellen und proviso- 
rischen Massregeln ihre Zusthnmung zu ertheilen. Aller Bemühungen 
ungeachtet gelang es in der dritten Revisionskommission nicht, die be- 

D\e> eibiftUe. 16 
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antragte durchgreifende Ermässigung der ElbzöDe herbeizuftlhren , und 
das schliessliche Ergebniss war nur eine filr eine gewisse Zeitdauer 
abgeschlossene Uebereinkunft wegen einer Anzahl partieller Eibzoll- 
ermässigungen (hauptsächlich durch Versetzung einiger normalzollpflidi- 
tiger Artikel in eine neugeschaffene Klasse des halben ElbzoUs), — ein 
Resultat, von dem der Bevollmächtigte für Oesterreich vor Unter- 
zeichnung des Schlussprotokolls Namens seiner Regierung treffend be- 
merkte, dass dasselbe hinter den im Interesse des Eibverkehrs erstrebten 
Erleichterungen weit zurückgeblieben sei und man sich vertrauensvoll 
der Hoffnung hingebe, es werde geUngen, künftig eine den Bedürfhissen 
und Wünschen des Handels- und Schifferstandes besser entsprechende 
Regehmg des ElbzoUwesens herbeizuführen. — 

Wie haben sich nun seit dem Schluss der dritten Revisionskom- 
mission die in Betracht kommenden Zustände des Eibverkehrs gestaltet? 
Sind dieselben etwa gegenwärtig der Art, dass die Frachtverhältnisse der 
konkurrirenden Handelsrouten der Schiffahrt die ElbzoUbelastung erträg- 
lich erscheinen lassen, oder hat etwa die neuere Erfahrung der letzt ver- 
flossenen Jahre herausgestellt, dass trotz der Ungunst der Zollverhält- 
nisse der Eibverkehr mit den höher tarifirten Artikeln wieder in Auf- 
schwung gekommen, und somit die 18öO und 1851 geltend gemachte 
Nothwendigkeit einer AbhtUfe sich als unbegründet erwiesen habe? 

Der in der Additional-Elbschiffahrtsakte von 1844 bestimmte Nor- 
malelbzoll und die gewöhnlichen Frachtsätze auf den mit dem Eibverkehr 
konkurrirenden Eisenbahnen zeigen jetzt folgendes Verhältniss: 

Tarifioiäisiger Normalelbioll. Bitenbahnfracht 

per Centner; per Centner: 

von Hamburg nach Wittenberge : 6 Sgr. 5 Pf. 6Vio Sgr. exd.2%o od. resp. 

17ioSgr. Transitzoll, 
von Hamburg nach Magdeburg: 17 „ 4 „ 8*/io » » 

von Hamburg nach Dresden: 29 „ 10 „ 187io v « 

von Hamburg nach Prag: 33 „ 11 „ 34 V4 „ incl. Transitzölle. 

Dass unter diesen Umständen der tarifmässige Normaleibzoll mit 
dem Grundsatze, wonach bei der Regulirung der Passagezölle auf den 
konventionellen Strömen der Gesichtspunkt, den Handel durch Erleich- 
terung der SchifEahrt zu begünstigen, massgebend sein soll, im schnei- 
dendsten Widerspruch steht, liegt klar vor Augen. 

Und selbst wenn man die von den Uferstaaten oberhalb Wittenberge 
thatsächUch bewilligten Zollerlasse und Restitutionen in Anschlag bringt, 
und die effektiven Frachtverhältnisse auf der Elbe und auf den rivali- 
sirenden Eisenbahnen miteinander vergleicht, tritt das Bedürlhiss einer 
Ermässigung der hohem ElbzöUe ebenfalls mit Evidenz hervor. 

Die Eisenbahnfracht für den Centner Zink von Beiiin nach Harn- 
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bürg beträgt jetzt 8 Sgi\ (6«/io Sgr. Fracht und l%o Sgr. Transitzoll etc.), 
während der Transport auf dem Wasserwege bei einigermassen lohnender 
Fracht für den Schiffer, mit Einschluss der Elbzölle (von 6 Sgr. 8% Pfg.), 
sich durchschnittlich nicht unter 10 Sgr. stellen kann, wobei dann freilich 
jetzt über 70 Procent auf den Betrag der Zoll- und Schleusengelder 
kommen. Die Eisenbahnfracht für den Centner Kaffee und ähnliche 
Artikel von hier nach Magdeburg beträgt einschliesslich der Transitzölle 
und aller Nebenkosten 11 Sgr., während die Kosten des Transports auf 
der Elbe sich auf 4V« bis 5 Sgr. Fracht, 6 Sgr. S»/^ Pfg. Elbzoll und 
Vg Procent Assekuranz stellen, also erheblich höher als die Eisenbahn- 
fracht; für die Routen von hier nach Dresden stellen sich die Eisenbahn- 
frachten mit Einschluss der Transitzölle und Nebenkosten auf respektive 
21V« und 34V4 Sgr., während die Kosten des Eibtransports von hier 
nach Dresden auf 10 V« Sgr. Fracht, 8 Sgr. Elbzoll und V4 Procent Asse- 
kuranz, und nach Prag auf 1 Fl. 41 Kr., einschliesslich Elbzölle, aber 
exklusive Assekuranz, zu stehen kommen. 

Aus diesen Beispielen ergibt es sich mit Evidenz, dass unter dem 
Diiicke der jetzigen Elbzölle und bei den ausserdem noch in Betracht 
kommenden wesentlichen Vorzügen der Eisenbahnbeförderung die Elh- 
schiffahrt völlig ausser Stande ist, auf die Dauer den Transport der- 
jenigen Artikel, welche dem vollen ElbzoUsatze unterworfen sind, als ein 
regelmässiges Geschäft auch nur in geringem Umfange sich zu erhalten. 

Bei einer allgemeinen Herabsetzung der höhern ElbzoUsatze auf ein 
Viertel des Normalsatzes wird eine gesunde und nützliche Konkurrenz 
zwischen den Eisenbahnen und dem Flussschiffahrtsverkehr stattfinden 
können, während eine Herabsetzung des Normalzolls nur auf die Hälfte 
und die Beibehaltung des halben ElbzoUsatzes für die jetzt in diese Zoll- 
klasse gehörigen Artikel für den erwähnten Zweck ersichtlich nicht aus- 
reichen würde, wie sich dies aus den vorliegenden statistischen Ueber- 
sichten des fraglichen Verkehrs in den Jahren 18r)4— 1857 entnehmen 
lässt, was übrigens auch um so weniger einer weitem Ausführung be- 
darf, als von den Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg selbst 
hervorgehoben ist (2. Konferenz S. 202), dass die seit 1852 eingetretenen 
Zollermässigungen, die bekanntlich sich ganz vorwiegend auf eine Herab- 
setzung auf den halben Normalsatz beschränkt haben, sich als für die 
Schiffahrt wirkungslos darstellen. 

Nach den Listen des Hauptzollamtes Wittenberge *) hat sich der 
Eibverkehr mit Artikeln der Vi und respektive der V« Elbzollklasse im 
Durchschnitt der beiden Jahre 1856 und 1857, verglichen mit dem Durch- 
schnitt der beiden Jahre 1845 und 1846 folgendermassen gestaltet: 



♦) Eine Uebersicht der Elbverkehrsverhältniase nach diesen Listen findet sich 
in den statistischen Nachweisen im neunten Abschnitt. 

16* 
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Es passirten Wittenberge an den in Rede stehenden Artikeln über- 
haupt (aufwärts und niederwärts zusammen gerechnet): 

im Durchschnitt von 1845 1846: .... 2,408,400 Ctr. (100) 
im Durchschnitt von 1856—1857: .... 421,200 „ ( 18) 



im letztem Zeitraum also weniger 1,987,200 Ctr. ( 82*yo) 
Dieser Vergleich ist indess, wie richtig auch die einzeken Zahlen« 
angaben an sich sind, nicht ganz korrekt, weil für den Zeitraum 1845— 
1846 auch diejenigen Artikel noch einbegriffen sind, welche in den Jahren 
1848, 1851 und 1854 aus der NonnalzoUklasse in die V4 ^^^r ^^^^ 
niedrigere Elbzollklassen herabgesetzt worden sind. Diese Artikel müssen 
selbstverständlich, um einen richtigen Vergleich hinzustellen, in Abzug 
gebracht werden, weil dieselben für die Jahre 1856 und 1857 nicht mehr 
unter der Vi oder V« ElbzoUklasse begriffen sind. Aber auch, wenn 
man diesen Umstand gebührend berücksichtigt, zeigt sich der enorme 
Verfall des Eibverkehrs noch immer deutlich genug. 

Der Gesammtelbverkehr mit normalzollpflichtigen Artikeln betrug 
wie oben bemerkt: 

im Durchschnitt 1845—1846: 2,408,400 Ctr. 

davon ab für die betreffenden 1848 und später 
auf V4 und weiter reducirten Artikel: 444,800 „ 



bleiben 1,963,600 Ctr. (100) 
der Eibverkehr mit Artikeln der Vi und V2 
ElbzoUklasse im Durchschnitt 1856 — 1857 
war 421,200 „ (21.) 



Im Durchschnitt 18.56—1857 also weniger . . 1,542,400 Ctr. (797o) 

Noch evidenter tritt das Missverhältniss hervor, wenn man die Ver- 
kehrsverhältnisse des Jahres 1857, wo der Einfluss der Aufhebung des 
Sundzolls wirksam zu werden angefangen hat, für sich aliein, mit denen 
von 1845 vergleichend zusammengestellt. Der betreffende Verkehr mit 
Gütern der Vi und V« Elbzollklassen war nämlich: 

Auffahrt. Niederfahrt. Total. 

Ctr. ctr. ar. 

1845 (% Zollsatz): 1,999,326 489,706 2,489,032 

in Abzug zu bringen für später reducirte Artikel .... 455,707 

bleiben Ctr. 2,033,325. 
1857 (Vi ZoUsatz): 67,074 64,283 ) 294^93 

(V2 ZoUsatz): 125,904 37,032 ) ' ' * ^^— ' 

Im Jahre 1857 weniger Ctr. 1,739,032 

oder eine Abnahme um 86 Procent. 

Wenn diese Zahlen nicht einen geradezu unerträglichen und deshalb 
einer Abhülfe dringend bedürftigen Zustand des Eibverkehrs dokumen- 
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tiren, — einen Zustand im einleuchtendsten Widerspruch mit dem Grund- 
satze der Wiener Kongressakte, wonach die Flusszölle auf den konven- 
tionellen Strömen von dem Gesichtspunkte einer Belebung des Handels 
mittelst Erleichterung der Schiffahrt regulirt sein sollen, so darf man 
zuversichtlich behaupten, dass es dann überall keinen Beweis durch 
Zahlen mehr gibt. 

Der durch positive Zahlenbelege zu liefernde Nachweis, dass die 
gegenwärtige ElbzoUbelastung zu übermässig sei, um nicht den Transport 
der betreflfenden Artikel gewaltsam der Eibschiffahrt zu entziehen, ist 
nach dem oben Angeführten für die ganze AufEassung der ElbzoUfrage 
und für die Motivirung der auf entsprechende Abänderungen des be- 
stehenden Eibzolltarifs gerichteten Anträge von solcher principalen Wich- 
tigkeit, dass es nicht als überflüssig betrachtet werden darf, wenn ausser 
den vorstehenden allgemeineren Angaben, specielle Belege in Bezug auf 
einzelne wichtige Handelsartikel vorgeführt werden. Indem dieserhalb 
auf die in der Anlage *) gegebene Zusammenstellung Bezug genommen 
wird, mögen hier über die Jahre 1845 — 1846 und 1856 — 1857 einige 
übersichtliche Angaben ihre Stelle finden: 



Artikel. 



1845. 



1846. 



1856. 



1857. 



1845-46. 1856-57. 
Durchschnitt. 



Kaffee. .. (elbaufwärts) Ctr. 
Taback und Cigarren 

(elbaufw.) „ 

Gewürze 

Wein 

Spirituosen 

Game 

Manufakturwaaren 

Zink, roher (elbabwärts) „ 



365,300 

56,300 
29,100 
53,600 
13,100 

322,000 
10,900 

166,500 



326,600 

46,700 

22,200 

48,900 

8,600 

328,400 
13,400 

159,300 



82,700 

10,300 

6,100 

7,000 

900 

1,900 

14 

64,000 



36,900 

200 
2,500 
4,100 

500 

600 
16 

200 



51,500 
25,700 
51,300 
10,800 

325,200 
12,200 

162,900 



59,800 

5,200 

4,300 

5,600 

700 

1,200 

15 

32,100 



Mögen auch verschiedene andere Umstände angeführt werden, welche 
auf einen so enormen Abfall des Eibverkehrs mit den wichtigsten Ar- 
tikeln mit eingewirkt haben, so stehen jedenfalls solche Einwirkungen 
mit denen der jetzigen übermässigen ElbzoUbelastung nicht einmal in 
einem annähernden Verhaltniss. 

Wird solchen Thatsachen gegenüber, wie sie vorstehend nachge- 
wiesen sind und weiterhin noch bestätigt werden sollen, die Nothwendig- 
keit einer durcligreifenden Revision des Eibzolltarifs nicht in Abrede 
gestellt werden können, so erscheinen auch die gegen eine allseitige 
Verbindlichkeit zu einer solchen Revision vorgebrachten Einwände nicht 
'minder hinfällig. 



*) Diese Anlage ist in den neunten Abschnitt dieser Sammliing aufgenommen. 
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Was nämlich die völkerrechtliche und vertragsmassige Seite der 
Sache anlangt, so ist durch die wiederholten entschiedenen Darlegungen 
der Oesterreichischen Regierung und nicht minder durch die bündige 
Preussische Erklärui^ in der zweiten Konferenz der gegenwärtigen 
Kommission bewiesen, dass auf Grund des Artikels 111 der Wiener Kon- 
gressakte und des Artikels 30 der Elbschiffahrtsakte die allseitige Zu- 
stimmung der Uferstaaten zu den sich für das fernere Gedeihen des Eib- 
verkehrs als evident nothwendig herausstellenden Eibzollermässigungen, 
als die Erfüllung einer vertragsmässigen Verpflichtung bean- 
sprucht werden darf und von anderer Seite zu gewähren ist Hamburg 
muss dieser Auffassung im ganzen Umfange beitreten, da die Einwen- 
dungen, welche man von anderer Seite dagegen geltend zu machen zu 
wiederholten Malen und noch in der letzten Konferenz versucht hat, in 
keiner Weise als irgend zutreffend anerkannt werden können. Es möge 
hier nur noch darauf aufinerksam gemacht werden, dass sich weder in 
der Wiener Kongressakte selbst, noch in einer spätem, diese Akte modi- 
ficirenden, völkerrechtlichen Feststellung, eine Andeutung findet, wonach 
die principielle Gültigkeit der für die Freiheit der konventionellen Ströme 
angeordneten Artikel 108—116 mit dem Abschluss der einzelnen Schiff- 
fahrtsakten für diese Ströme aufgehört habe; und ferner hervorgehoben 
werden, dass die ausdrückliche Zusicherung in Artikel Hl jener Akte, 
wonach der Handel durch Erleichterung der Schiffahrt begünstigt werden 
soll, wie die Entstehung und der Zusammenhang jener Fundamental- 
bestinmiung deutlich erkennen lässt, sich auf den Handel aller Na- 
tionen bezieht, worauf auch Artikel 109 der Akte ausdrücklich hinweist 
Wenn demnach durch fortdauernd versagte Mitwirkung einzelner Ufer- 
staaten zu einer, jener Vorschrift der Wiener Kongressakte entsprechen- 
den Zolhregulirung auf einem konventionellen Strom der Transport ganzer 
bedeutender Waarenklassen aus dem Flussverkehr verdrängt und der 
Handel, statt durch die zugesicherte Erleichterung der Schiffahrt beför- 
dert zu werden, umgekehrt duich übermässige Erschwerung der Schiff- 
fahrt ersichtlich beeinträchtigt wird, so würde dadurch ein Zustand her- 
beigeführt, wo feststehende, wichtige völkerrechtliche Ver- 
pflichtungen gegen dritte Staaten, welche die Wiener Kongressakte 
mit abgeschlossen haben, nicht erfüllt würden. Zugleich würde aber 
nicht minder darin eine Nichterfüllung specieller bundesrecht- 
licher Verpflichtungen liegen, da bekanntlich durch einen im Ple- 
num der Bundesversammlung am 3. August 1820 gefassten Beschluss alle 
Bundesstaaten sich verbindlich gemacht haben, die in der Wiener Kon- 
gressakte über die Flussschiffahrt gegebenen Vorschriften unverbrüchlich 
zu befolgen. 

Wenn die BevoUmächtigten für Hannover und Mecklenburg 
hervorgehoben haben, dass ihre Regierungen nur Aufrechthaltung des 
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Bestehenden wünschten (2. Konferenz) and dass die Revisionskommission 
doch nicht berufen sein könne, die Abstellung von Beschwerden zu veran- 
lassen, die aus der Befolgung der Verträge und der daraus etwa her- 
vorgehenden Inkonvenienzen für einzelne Uferstaaten entnommen würden 
(5. Konferenz), so ist hiergegen zu erinnern, dass zur Aufrechthaltung 
des Bestehenden auch die Beobachtung des Artikels 30 der Elbschiff- 
fahrtsakte und des bezüglichen Beschlusses in der 36. Konferenz der 
Dresdener Elbschififahrtskommission zu rechnen ist, und dass die Be- 
schwerden eben darin ihren Grund haben, dass durch die bei der dritten 
Revisionskommission stattgefundene Nichtbefolgung jener Bestimmungen, 
die eine gleiche Gültigkeit wie Artikel 9 der Elbschüfahrtsakte bean- 
spruchen dürfen, der Eibverkehr für eine Reihe der wichtigsten Handels- 
artikel und in seinen wesentlichsten Interessen sehr beeinträchtigt ist. 

In der Erörterung der thatsächlichen Verhältnisse ist von den Be- 
vollmächtigten für Hannover und Mecklenburg (2. Konferenz) darauf 
hingewiesen worden, dass die Eibschiffahrt im ganzen seit 1846 eine 
beträchtliche Zunahme aufweise. Allein gerade diese Zunahme muss als 
ein Grund nicht gegen, sondern für die beantragte allgemeine Er- 
mässigung der hohem Eibzollsätze betrachtet werden. Wenn nämlich 
der Verkehr mit denjenigen Artikehi, welche an Elbzoll ein Viertel oder 
weniger des Normalsatzes zu entrichten haben, in den letzten 12 Jahren 
um circa 50 Procent gestiegen ist, während in gleicher Zeit der Eibver- 
kehr mit den zu % und V2 Elbzoll tarifirten Artikeln dagegen um etwa 
80, Procent gesunken ist, so liegt darin nicht allein ein kommerzielles, 
sondern zugleich ein finanzielles Motiv für eme Zollreduktion der annoch 
höher tarifirten Artikel. 

In den bezüglichen Erörterungen ist aber nicht allein blos nebenbei 
und im allgemeinen die Zunahme der in den letzten Jahren auf der Elbe 
transportirten Gewichtsquantitäten erwähnt, sondern ganz besonders her- 
vorgehoben (2. und 5. Konferenz): eine durchgreifende Herabsetzung der 
ElbzöUe liege nicht im Bedürfiiiss des Verkehrs, denn es sei bekannt, 
dass die Elbschiflfahrt bei gutem Frachtlohn vollauf beschäftigt ge- 
wesen und wegen des ungünstigen Wasserstandes den sich ihr darbieten- 
den Verkehr kaum zu bewältigen vermocht habe; es befinde sich der 
Eibverkehr in einem höchst erfreulichen Aufschwünge; es 
seien neben den schon seit lange bestehenden, noch neue umfangUchere 
Dampfschiffahrts- Unternehmungen ins Leben getreten; auch habe seit 
der eingetretenen Konkurrenz der Eisenbahnen eine Verbesserung der 
Schiflfsgefasse, namentlich durch Vermehrung der Tragfähigkeit^ statt- 
gefunden. 

Eine nähere und unbefangene Untersuchung der Sachlage in ihren 
gegebenen praktischen Verhältnissen und ihrem ganzen Zusammenhange 
kann unmöglich darüber in Zweifel lassen, dass diese Ansicht von einer, 
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ungeachtet der vorgeschtitzten Ungunst der Zollverhältnisse, prosperiren- 
den Eibschiffahrt der Wirklichkeit auch nicht im entferntesten entspricht, 
und dass das blosse Faktum einer Zunahme des Transportquantums, 
ohne alle Rücksicht auf die Waarengattungen und auf die Art des Ge- 
schäftsbetriebs, vielleicht einen täuschenden Schein, allein keineswegs an 
sich schon den Beweis für einen reellen und nachhaltigen Aufschwung 
des Verkehrs liefert. 

In den letzten etwa zwölf Jahren hat der allgemeine Handels- und 
Schiffahrtsverkehr in allen Ländern eine so grossartige Entwickelung und 
progressive Ausdehnung erfahren, wie niemals früher in einem gleichen 
Zeitraum. Wenn nun gewisse Verkehrsbeziehungen in dieser Periode 
zwar auch zugenommen haben, aber lange nicht in demjenigen Verhält- 
niss, wie der allgemeine oder auch ein analoger sonstiger Verkehr, so 
kann von einem erfreulichen Aufschwung derselben nicht viel Rühmens 
gemacht werden. 

Das in Hamburg seewärts eingefiihi-te gesammte Waarenquantum 
betrug dem Nettogewichte nach 

im Jahre 1857: 21,305,000 Ctr., 
dagegen im Jahre 18 46: 10,721,000 „ 
im Jahre 1857 also mehr 10,584,000 Ctr., 
(Zunahme um 99 Procent). 

Das von Hamburg aus nach der Oberelbe verladene gesammte Gtiter- 
quantum betrug 

im Jahre 1846: 5,256,800 Centner. 

Dasselbe hätte, bei gleicher Entwickelung mit dem allgemeinen Ver- 
kehr (wie dies auch vor 1846 der Fall war), im Jahre 1857 ein Quan- 
tum aufweisen müssen 

von 10,542,000 Centner, 
während in Wirklichkeit nui* 5,714,000 Centner von Hamburg aus in 
oberelbischen Kähnen verladen worden sind, oder 458,000 Centner mehr 
als im Jahre 1846, was nur eine Zunahme um circa 9 Procent ergibt 
gegen 99 Procent beim allgemeinen Verkehr. 

Allein ganz abgesehen hiervon, kann keineswegs eingeräumt werden, 
dass eine Zunahme der transportirten Gewichtsquantitäten an und fUr 
sich, ohne alle Rücksicht auf die Zusammensetzung der Ladungen und 
sonstige wesentliche Momente, einen richtigen Massstab für die Beur- 
theilung des Gedeihens der Schiffahrt abgeben könne. 

Untersucht man, aus welchen Waarengattungen die mit einander 
verglichenen Gesammt- Gewichtsquantitäten des Eibverkehrs der Jahre 
1846 und 1857 bestanden haben, so zeigt sich folgendes Verhältniss: 

Es passirten bei Wittenberge elbaufwärts: 
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1846. 


Procent. 


1857. 


Procent- 
verhält- 




Centner. 




Centner. 


niss gegen 


Farbehölzer, Siimach und Quercitron,^ 










Harz, Baum* und Pahnöl, Soda, 


1 




• 




Schwefel, Thran, Heringe, Stidsee- 


' 








Salpeter 


> 208,327 


100 


788,458 


378 


(im Jahre 1848 vom Normalsatze 










auf reap. %, % und Vi© ElbzoU 










reducirt.) 










Baumwolle, Häute und Felle, trockene 


1 








Südfrüchte;— Ostindischer Salpeter, , 










Krapp, fremde Nutzhölzer 


> 340,856 


100 


158,237 


46 


(1851 auf % - resp. auf % Elb-I 










zoll reducirt) 










Eisen und Schienen ( y« Elbzoll) . . . 


620,409 


100 


776,392 


125 


Sonstige Artikel zu y«, sowie zu yj. 










»4o ^d y,o Elbzoll 


89,274 


100 


211,092 


236 


Steuikohlen und sonstige Waaren zu 










y^o Elbzoll 


2,145,890 


100 


3,972,232 


185 






Obige Artikel zusammen . . 


3,404,756 


100 


5,906,411 


173 


Waaren zum Normalsatze . 


1,301,011 


100 


82,589 


6 


Total.. TT7 


4,705,767 


100 


5,989,000 


127 



Diese "Zusammenstellung zeigt, wie die Zunahme des Transports aus- 
schliesslich die im Elbzoll niedrig tarifirten Artikel betrifft, während, 
wie schon oben näher erörtert, die Abnahme bei der in der Vi und Va 
Zollklasse verbliebenen Artikel nicht weniger als 1,400,000 Centner be- 
trägt, oder um 85 Procent gesunken ist, imd dass die Eibschiffahrt sich 
jetzt fest nur auf den Transport einiger weniger schwerer und in grossen 
Quantitäten zu befördernden Gegenstände beschränkt sieht. — Durch 
den unmittelbaren Einfluss der hohen ElbzoUsätze wird eine passende 
und rasche Kompletirung der Ladungen, wie solche vor dem Eintritt der 
Konkurrenz der Eisenbahnen, als der Normaleibzoll noch erträglich er- 
scheinen konnte, möglich und üblich war, verhindert oder doch äusserst 
erschwert. Die Unterhaltungskosten der Transportmittel, statt haupt- 
sächlich durch die Frachten für die wichtigeren Handelsartikel gedeckt 
zu werden, lasten nun ganz vorwiegend auf den der Eibschiffahrt noch 
verbliebenen schweren Artikeln, welche bei einem naturgemässen und 
regelmässigen Verkehr grossentheils nur als Ballast oder in, aus der 
Güterfahrt entlassenen Fahrzeugen transportirt zu werden pflegen. Eine 
Flussschiffahrt, welche durch unnatürliche Zollverhältnisse gezwungen 
wird, sich ganz vorwiegend auf den Transport weniger schwerer und in 
grossen Quantitäten vorkommender Gegenstände zu beschränken, kann 
nicht mehr als ein geregelter und gedeihlicher Verkehr gelten. Der ver- 
mehrte Transport grosser Massen von Brennmaterial und Düngerstoffen 
kann der Natur der Sache nach keinen irgend genügenden Ersatz ge- 
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währen für die Entziehung der wichtigsten Handelsartikel mittels über- 
mässiger Zollbelastung. Vor 1846, als der Normalzoll, wie schwer er 
auch schon damals empfunden imrde, doch bei noch nicht eingetretener 
Eisenbahnkonkurrenz noch nicht als Prohibitivzoll wirkte, konnte durch 
eine aus verschiedenen Waarengattungen kompletirte Ladung für den 
oberelbischen Kahll ein dem Wasserstand ohne grosse Schwierigkeit ent- 
sprechendes Gewichtsquantum hergestellt werden. Die Ladungen konnten 
natürüch bei der Auswahl unter den Stückgütern rascher kompletirt, als 
auch konnten dadurch manche Güter zu einer massigeren Fracht mit 
forttransportirt werden. Der Ötückgütertransport wirkte günstig zurück 
auf den Transport der unverpackten Güter, und umgekehrt. 

Unter dem überwältigenden Druck der hohen Eibzölle für eine grosse 
Anzahl der wichtigsten Handelsartikel hat die Eibschiffahrt eine ganz 
ungeregelte und höchst schwankende Gestaltung annehmen müssen, die 
bei längerer Fortdauer den Ruin des soliden Eibverkehrs nach sich ziehen 
muss. Da die Kähne, wie gesagt, sich jetzt vorwiegend nur auf den 
Transport weniger schwerer und in grossen Quantitäten zu befördernder 
Artikel angewiesen sehen und der wechselnde Wasserstand hierbei natür- 
lich eine ungleich grössere Rolle spielt als früher, so entsteht ein ausser- 
ordentliches Schwanken der Frachten, und es mischt sich mehr oder 
weniger reine Spekulation hinein, wobei manche vom Glück begünstigte 
Schiffseigener und Schiffer ansehnlich gewinnen, andere aber verlieren. Statt 
des massigen, anhaltenden Verdienstes beim regelmässigen, soliden Ge- 
schäft, wird der von Konjunkturen abhängige, zufallige grössere Gewinn 
oder Verlust die Hauptsache. Bei solchen Fahrten wird dann auf die 
Bauart und auf die Grösse der Fahrzeuge wenig geachtet und nicht ein- 
mal mehr auf die Führung derselben besondere Rücksicht genommen. 

Die auf diese Weise in den letzten Jahren voi^ekommenen lohnen- 
den Frachten können unmöglich einen Beweis abgeben für eine im all- 
gemeinen prosperirende Eibschiffahrt. 

Dass im Gegentheil die solide Eibschiffahrt unter dem überwältigen- 
den Druck der bisherigen Eibzollverhältnisse sich in einer wahrhaft trau- 
rigen Lage befindet und zusehends ihrem Ruine entgegengeht, davon 
muss sich jeder überzeugen, der die praktischen Verhältnisse des jetzigen 
Flussschiffahrtsbetriebs nur einigermassen kennen zu lernen sucht. Selbst 
die wahrgenommene Zunahme der durchschnittlichen Tragfähigkeit der 
Eibkähne ist, wie die Sachen jetzt stehen, leider kein günstiges Zeichen 
für das Gedeihen der Eibschiffahrt, indem dieselbe, abgesehen von den 
neu hinzugekommenen Schleppkähnen der neuen Elbdampfschiffahrts- 
Gesellschaften (wovon gleich noch die Rede sein soll), hauptsächlich darin 
ihren Grund haben dürfte, dass manche solide Kähne mitüerer Grosse, 
welche bisher vornehmlich dem Stückgüterverkehr dienten, aus der Fahrt 
gekommen sind. Früher kamen z. B. in der Regel jährlich circa 300 
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Kähne von der Oder hier an, während im letzten Jahre diese Zahl auf 
weniger als 100 zurückgegangen ist. So weit es sich nach den hier vor- 
liegenden bezüghchen Anzeichen beurtheilen lässt, muss die Zahl der 
oberhalb Wittenberge zu Haus gehörenden soliden Eibkähne seit 1846 
eine wesenthche Abnahme erfahren haben und die Erbauung neuer solider 
Kähne wird dort, solange die jetzigen ElbzoUverhältnisse fortdauern, 
wenig vorkommen. Die Zahl der in den niederelbischen Häfen mehr an- 
gekommenen, als wieder abgegangenen, sowie der Wittenberge leer oder 
mit Ballastartikehi passirenden oberelbischen Kähne hat in deii letzten 
Jahren ansehnlich zugenommen, was auch eben kein Beweis für die Pros- 
perität der Eibschiffahrt ist. 

Wenn nun aber auf die seit 1856 neu entstandenen Elbdampfschiff- 
fahrts- Unternehmungen Bezug genommen wird, so kann, bei näherer 
Prüfung des Sachverhalts, auch hieraus durchaus kein Beweis für die 
Prosperität des Elb Verkehrs hergeleitet werden, sondern nur die alier- 
dringendste Aufforderung zur baldigen umfassenden Ermässigung der hohem 
Eibzollsätze. Jene Unternehmungen sind zu einer Zeit ins Leben gerufen, 
als bekanntUch die Bildung von Aktiengesellschaften aller Art leicht An- 
klang fand, und nachdem die Aktienbeträge einmal einbezahlt und dafür 
Schiffe angeschafft sind, müssen diese statutengemäss verwendet werden, 
es mag dabei verdient werden oder nicht. Auch ist es notorisch, dass 
die zuver^chthche Hoffnung auf baldige zeitgemässe Revision des Elb- 
zolltarifs es vor allem gewesen ist, was zu den Planen solcher Unter- 
nehmungen und deren Aufrechthaltung veranlasst hat. Man darf ohne 
Besorgniss vor Widerlegung durch die Erfahrung die Ansicht aufstellen, 
dass die Quantitäten an Artikeln zum Vi ^"^d Va Elbzolle, welche die 
Schleppkähne der bestehenden Elbdampfschiffahrts- Gesellschaften den 
ElbzoUämtem bisher zur Revision gestellt haben, und noch im gegenwärtigen 
Jahre oder vielleicht noch etwas länger stellen werden, gar keinen Beweis 
liefern für die Erträglichkeit solcher Zollsätze, und dass diese für den Han- 
ddsverkehr des Eibgebiets so sehr wichtigen Unternehmungen nur unter 
der Bedingung zur Prosperität werden gelangen können, wenn bald eine 
umfassende Herabsetzung der Eibzölle eintritt, während sie ohne solche 
schwerlich lange werden bestehen können. 

Unzutreffend für die beabsichtigte Beweisführung sind femer die Auf- 
stellungen, dass die im Jahre 1848 eingeführten Zollherabsetzungen des 
Normalelbzolls auf ein Viertel und weiter für eine Anzahl Artikel, den 
vor dem Jahre 1846 davon bezogenen Zollertrag nicht wieder gehefert 
hätten. 

In Rücksicht des finanziellen Ergebnisses der erwähnten Massregel 
kann bei unbefangener, sachgemässer Schätzung ein unmittelbarer Ver- 
gleich mit dem vor 1846 stattgefundenen Elbverkehi* der reducirten Artikel 
nicht massgebend sein, denn dies würde die ersichtlich unhaltbare Vor- 
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aussetzung bedingen, dass, während die übrigen betreffenden normal- 
pflichtigen Artikel im ganzen in den Jahren 1856 — 1857 gegen die Jahre 
1845—1846 in Folge der Konkurrenz der Eisenbahn um drca 80 Pro- 
cent abgenommen haben, gerade nur von den herabgesetzten Artikeln, 
ohne die eingetretene wesentliche Elbzollermässigung, ausnahmsweise ein 
gleiches Quantum wie vorher der Eibschiffahrt verblieben wäre. Eine 
solche Annahme erscheint durch nichts gerechtfertigt, und wie überall bei 
Veranschlagungen solcher Art üblich, wird man in Ermangelung eines 
anderweiten Massstabs auch für diese Ai1;ikel ein gleiches Durchschnitts- 
verhältniss, wie sich bei den übrigen erfahrungsmässig herausgestellt hat, 
anwenden dürfen. Man wird hiemach die Rechnung so anstellen müssen: 

Der Eibverkehr der vor und nach 1847 dem Normalzoll unterworfe- 
nen Artikel hat sich von 1,963,600 Ctr. im Durchschnitt der Jahre 
1845—1846 auf 421,200 Ctr., also um 79 Procent verringert; es ist da- 
her zu präsumiren, dass die betreffenden ermässigten Artikel, wenn sie 
hinsichtlich der Zollbelastung in gleicher Lage geblieben wären, sich eben- 
falls um 79 Procent, also von 444,800 Ctr. auf 93,400 Ctr. verringert 
haben würden, was ä 6 Sgr. 5 Pfg. pro Ctr. einen ZoUertrag von drca 
20,000 Thlr. ergeben hätte. In Folge der Ermässigung des ElbzoUs auf 
V4 und weiter, sind von diesen in Rede stehenden Artikeln jedoch im 
Durchschnitt der beiden Jahre 1856-1857, 1,013,400 Ctr. auf dem Eib- 
wege transportiit worden, welche, resp. ä 1 Sgr. 7V4 Pfg., 1 Sgr. 3% Pfe. 
und 77io Pfg. Eibzoll pro Ctr., einen effektiven Zollertrag von 44,900 Thlr. 
geUefert haben, also einen präsumtiven Mehrertrag von 24,900 Thlr. oder 
von 125 Procent. — Es dürfte übrigens einzuräumen sein, dass die gün- 
stige Wirkung der Zollreduktionen von 1848 jetzt merklich m Stockung zu 
kommen droht; allein dies ist nur Folge der Isolirtheit jener Massr^^ 
und ein Beweis dafür, wie wichtig es sei, mit entsprechenden Massregeln 
für alle übrigen Aiükel nicht länger zu zögern. 

Wenn demnach von einigen Seiten fortdauernd finanzielle Bedenken 
gegen eine allgemeine Ermässigung des Eibzolls für die jetzt höher als 
V4 tarifirten Artikel geltend gemacht werden, so muss nach den vorstehend 
gegebenen Nachweisen über die bestehenden Frachtverhältnisse und die 
in der Gestaltung des Eibverkehrs sich deutüch aussprechende Erfahrung 
die Ansicht gerechtfertigt erscheinen, dass diese Bedenken nicht so sehr 
aus Rücksicht auf die ElbzoUintraden hervorgehen können, sondern iu 
anderweitigen Umständen, namentUch in der Rücksicht auf Eisenbahn- 
verhältnisse, ihren Grund haben dürften. Es wird dies denn auch in der 
Erklärung der Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg in der 5. Konferenz deutlich genug eingeräumt I Es sollen also die, 
eine Reihe wichtiger Artikel mehr oder weniger aus der Elbschiffiahrt ver- 
drängenden hohen ElbzoUsätze hauptsächlich nur zu dem Behufe beibe- 
halten werden, um den Eisenbahnen auf Kosten der Flusssclu&hrt 
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kflnstlich eine Vermehrung des Güterverkehrs zu verschaifenl Insoweit 
diese Massregel Erfolg hat (und dass sie in der That wirksam ist, be- 
weisen die betreflFenden Eisenbahnverkehrs -Uebersichten), muss die natür- 
liche Folge eine entsprechende Verringerung der Elbzollintraden sein, und 
so geben Verhältnisse, welche ganz und gar nichts mit den Elbverkehrs- 
interessen zu thun haben , ja sogar der finanziellen Seite derselben wider- 
streben, ein Motiv ab, um die Zustimmung zur Erleichterung der Eib- 
schiffahrt mittels zeitgemässer ZoUherabsetzungen zu versagen. Dass 
dies als unvereinbar gelten muss mit den durch Artikel 111 der Wiener 
Kongressakte, durch den entsprechenden Bundestagsbeschluss vom 3. 
Aug. 1820, durch Artikel 30 der Elbschiffahrtsakte vom 13. Febr. 1821 
vorgeschriebenen vertragsmässigen Verpflichtungen, kann unbefangener 
Beurtheilung zuversichtlich anheimgegeben werden. 

Es ersdieint aber auch die ausgesprochene Besorgniss in keiner Weise 
gerechtfertigt, dass die beantragte Herabsetzung der höhern Zollsätze 
auf V4 Elbzoll die Rentabilität der Eisenbahnen untergraben und das 
grosse darin angelegte Kapital theüweise entwerthen werde, oder dass 
gar, wenn dadurch der geregelte und gesicherte Betrieb auf einer oder 
der andern der konkurrirenden Eisenbahnen gestört werden sollte, dem 
Handel auf dem Gebiet der Elbe ein höchst empfindlicher Schlag ver- 
setzt werden könnte. Der Eisenbahnverkehr bietet so mannichfache und 
bedeutende, ihm eigenthümliche Vorzüge dar (durch die MögUchkeit eines 
prompteren und regelmässigeren Transports, durch die Konvenienz bei 
Versendung kleiner Waarenpartien oder werth voller Artikel, durch den 
ungestörten Betrieb auch zur Winterzeit, u. A.), dass es keines künst- 
lichen, mit bestehenden Verträgen nicht vereinbaren Prohibitivsystems 
gegen emzelne Zweige des konkurrirenden Flussverkehrs bedarf, um den 
Eisenbahnen stets einen ansehnlichen Antheil an dem Gesammtverkehr 
zu sichern. Die Erfahrung hat die Möghchkeit einer gedeihlichen Kon- 
kurrenz beim (xütertransport zwischen Eisenbahnen und einer unbelasteten 
Flussschiffahrt längst erwiesen, und braucht in dieser Hinsicht nur an 
das Beispiel der Berlin -Stettiner Eisenbahn erinnert zu werden, welche 
prosperirt, obschon die Schiffahrt auf der Oder bekanntlich von allen 
Passagezöllen befreit ist. Und die BerUn- Hamburger Eisenbahn selbst 
gibt schon hierzu einen Beleg, indem der Transport der 1848 aus der 
Nonnalzollklasse in die resp. V4, V5 und Vio ElbzoUklasse versetzten 
Artikel auf ihr nicht allein keine Abnahme, sondern eine bemerkenswerthe 
Zunahme zeigt. Der Versand dieser Artikel von Hamburg auf der ge- 
uaimten Eisenbahn war nämlich, 

1851: 37,300 Ctr. 1855: 179,000 Ctr. 

1852: 65,400 „ 1856: 198,000 „ 

1853: 81,300 „ 1857: 187,400 „ 

1854: 105,900 „ [1858: 215,600 „ J 
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Wie wenig eine ElbzoUreduktion der höher tarifirten Zollklassen auf 
den V4 Elbzollsatz mit den finanziellen Rücksichten der ElbzoUkassen 
im Widerspruch steht, lässt sich noch durch folgende Beispiele ansdiau- 
lich machen. 

Die Versendung von Garnen auf der Elbe aufwärts ist von 322,000 Ctr. 
im Jahre 1845, auf 556 Ctr. im Jahre 1857 gesunken, die Versendung 
von Manufakturwaaren von 10,900 Ctr. auf 16 Ctr., die Verladung von 
Taback und Tabackfabrikaten von 56,000 Ctr. auf 200 Ctr. Wenn nun 
der ElbzoU für diese drei genannten Artikel auf den V4 Satz ermässigt 
wird, so wtlrde, falls das AJlerunwahrscheinlichste einträte und die Mass- 
regel den beabsichtigten Zweck gänzlich verfehlte, der präsumtive Ausfall 
bei diesen drei wichtigen Artikeln für LÄuenburg circa 25 Thlr., für 
Mecklenburg circa 55 Thlr., und für Hannover circa 80 Thlr. sein, wäh- 
rend, wenn dadurch auch nur der zehnte Theil des frühem Verkehrs 
mit diesen Artikeln der Elbe wieder gewonnen würde, die Eibzollkassen 
einen sehr ansehnlichen Vortheil davon hätten. Will man einwenden, 
dass alle Zollermässigungen nicht bewirken werden, den Transport der 
genannten und anderer Artikel im ganzen und grossen den Eisenbaluien 
zu entziehen und der Eibschiffahrt wieder zuzuftlhren, so liegt darin ge- 
wiss nicht der mindeste Grund, für solche Artikel die hohen ElbzoUs&tze 
fortbestehen zu lassen; sondern, wenn es sich so verhält, wäre dsuraus 
nur zu folgern, dass nicht einmal die Rücksicht auf die konkurrirenden 
Eisenbahninteressen ein zutreffendes Motiv für die Beibehaltung jener 
ZoUsätze abgeben kann. Gerade darin wird ein hauptsächlicher Nutzen 
einer dem nachweisbaren wirklichen Bedürfhiss sich anpassenden Regulirong 
des Eibzollwesens sich herausstellen, dass beide Verkehrswege, die Elbe 
und die betreffenden Eisenbahnen, jeder den ihnen naturgemäss zufallen- 
den Antheil erhalten werden, und dass so den wohlverstandenen allge- 
meinen Verkehrsinteressen auf die Dauer am besten entsprochen wird« 
Auf diese Weise wird der gesammte Verkehr, mit allen damit zusammen- 
hängenden Interessen, im Handelsgebiet der Elbe in die rechte Lage 
kommen, um seinen gegenwärtig durch die Rivalität anderer Kommuni- 
kationen stark bedrohten Bestand zu behaupten und eine fernere kräftige 
Entwickelung zu zeigen. Die Unterlassung einer durchgreifenden Herab- 
setzung des NormalelbzoUs bei Gelegenheit der dritten Revisionskom- 
mission im Jahre 1861 hat bereits die Verkehrsinteressen mehrerer 
Eibuferstaaten sehr beeinträchtigt; noch mehr aber würde eine länga« 
Fortdauer der jetzigen Elbzollverhältnisse ihnen den allergrössten Ab- 
bruch thun, ohne andern Uferstaaten dafür einen nur entfernt gleieb- 
kommenden Vortheil zu verschaffen. Für Hamburgs kommerzielles 
Gedeihen, dessen Rückwirkung auf alle deutschen Hinterländer von Nie- 
mand wird bestritten werden können, ist die baldige umfassende Er- 
mässigung der hohen ElbzöUe eine ganz notfawendige Bedingung, und 
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muss meine Regierung es daher als eine unabweisbare Pflicht betrachten, 
kein Mittel unversucht zu lassen, damit dem Elbverkehr endlich diejenigen 
Erleichterungen zu Theil werden , deren unzweifelhaftes , praktisches Be- 
dürfiiiss klar nachgewiesen ist. 

Ich bin denmach von meiner Regierung, welche von dem Wunsche 
besedt ist, den baldigen Abschluss der Verhandlungen der gegenwärtigen 
Elbschiifahrts -Revisionskommission möglichst zu fördern, angewiesen, 
den früheren Hamburgischen Antrag auf Revision des Eibzolltarifs noch 
mehr zu vereinfachen, und gestützt auf dasjenige, was die Erfahrung für 
jetzt als evident noth wendig für den Elbverkehr herausgestellt hat, und 
dessen Yersagung deshalb als mit den mehrerwähnten völkerrechtlichen 
und vertragsmässigen Bestimmungen nicht vereinbar angesehen werden 
muss, zu beantragen: 

dass für alle diejenigen Artikel, welche gegenwärtig 
höheren Elbzollsätzen unterliegen, eine Herabsetzung 
derselben auf ein Viertel des Normalelbzolls beliebt 
werde. — 

Indem man Hamburgischerseits, in Betracht der gegenwärtigen Sach- 
lage, den eigentlichen Antrag in der Eibzollfrage in vorstehender Weise 
beschränkt, soU damit indess nicht dem Wunsch entsagt werden, nament- 
lich nach den eben vernommenen Erklärungen der Bevollmächtigten für 
Oesterreich, Preussen und Sachsen, dass es den übrigen Regierungen 
gefallen möge, auch die andern Punkte des ursprünglichen Hamburgischen 
Zollermässigungsantrags, insbesondere hinsichtlich Vereinfachung der 
Zollklassen, nochmals einer geneigten Erwägung zu unterziehen, sowie 
auch endlich die Ansicht festgehalten wird, dass, wenn erst in der Haupt- 
sache ein allseitiges Einverständniss erzielt worden, wegen einzelner, für 
die Zollkassen unter allen Umständen wenig relevanter Desidmen in 
Betreff anderweitiger Tarifirung gewisser Artikel, auf ein bundesfreund- 
liches Entgegenkommen der betreffenden Regierungen zu rechnen sein 
dürfte. — 

Ich ersuche die Bevollmächtigten, den vorstehenden Vortrag gleich- 
falls zur Kenntniss ihrer Regierungen zu bringen.'^ 

Die BevoUmächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen 
nahmen diesen Hamburgischen Antrag ad referendum. 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg „finden in 
den vernommenen Darlegungen der BevoUmächtigten für Oesterreich, 
Preussen, Sachsen und Hamburg, so umfänglich sie auch sind, doch in 
ihren wesentlichen Punkten keine rechüichen und faktischen Momente 
vorgeführt, welche bei den ihnen für ihr Verhalten in der TarifiErage er- 
theilten Instruktionen nicht schon berücksichtigt wären. In Gemässheit 
dieser Instruktionen würden sie sich in der Lage befanden haben, eine 
Ermässigung der Elbzölle auch in dem Umfange, wie sie jetzt empfahlen 
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worden, abzulehnen. In Rücksicht auf den ausgesprochenen Wunsch würden 
sie jedoch die heutigen Darlegungen zunächst noch zur Kenntniss ihrer Re- 
gierungen bringen und behielten sich die weitere Aeusserung darüber vor.^ 

Der Bevollmächtigte für Dänemark erklärte, „er sei zwar in der 
Lage sich auf seine Erklärung in der 2. Konferenz beziehen zu können, 
werde aber den ausgesprochenen Wünschen gemäss diese Antrage ad 
referendum nehmen." 

Der Bevollmächtigte für Anhalt nahm die Anträge ad referendum. 

Der Bevollmächtigte für Lübeck erklärte, „er könne, wenn weiter- 
gehende Wünsche nicht zu erreichen wären, dem Hamburgischen Antrag 
beistimmen; und behalte sich hinsichtlich der Erklärung von Oesterreieh, 
Preussen imd Sachsen das Protokoll offen." — 



Die Bevollmächtigten für Lübeck und Hamburg: „Der Bevollmäch- 
tigte für Dänemark hat in der zweiten Konferenz die Voraussetzung 
ausgesprochen, dass mit dem eventuellen Eintritt deijenigen Eibzoll- 
ermässigungen, zu welchen seine Regierung für den Fall einer allseitigen 
Uebereinkunft ihre Zustimmung nicht versagen werde, auch der von Ham- 
burg und Lübeck gemeinschaftlich erhobene sogenannte Esslinger Zoll 
als eine den Verkehr belästigende Abgabe gänzlich aufgehoben werde. 

Es wird hierdurch unsem Regierungen eine nicht unwillkommene 
Gelegenheit geboten, der Revisionskommission gegenüber das jetzige Ver- 
hältniss dieser Abgabe nachrichtlich darzulegen, woraus mit Evidenz 
hervorgehen wird, dass diese Angelegenheit sich gegenwärtig in einer in 
jeder Hinsicht befriedigenden Lage befindet und dass eine Belästigung 
des Verkehrs durch die genannte Abgabe ausser Frage steht. 

Der Esslinger Eibzoll war ursprünglich gleicher Art wie der Lauen- 
burgische und andere Eibzölle, und wurde nach einer alten spedellen, 
im Jahre 1620 erneuerten ZollroUe, sowol von den aufwärts als von den 
niederwärts die Zollstätte zu Esslingen auf der Elbe passirenden Waaren, 
erhoben. Schon zu Anfang dieses Jahrhunderts erachteten es indess die 
Senate von Lübeck und Hamburg, welchen die volle Berechtigung zur 
Erhebung dieser Abgabe von dem Herzoge zu Sachsen -Lauenburg im 
Jahre 1420 abgetreten war, im Interesse der Eibschiffahrt für rathsam, 
diese Erhebung wesentlich zu vereinfachen und zu verringern. Sie kon- 
vertirten nämlich dieselbe , ohne jedoch ihre frühem Rechte irgend dadurch 
aufzugeben, in ein gleichniässiges , verhältnissmässig geringfügiges Last- 
geld, und Hessen solches zugleich mit der Hamburger Hafengebühr in 
Hamburg, und zwar nur von den von hier abgehenden Ladungen, ent- 
richten, — eine Abänderung, welche, wie es auch der Natur der Sache 
nach nicht wohl anders sein konnte, dem Schiffer- und Handelsstande 
höchst willkommen war und gegen welche auch nicht die mindeste Be- 
schwerde laut geworden ist. 
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Als auf Grund der Wiener Kongressakte die Elbschiffahrtsakte zu 
Dresden vereinbart wurde, wozu die Feststellung eines neuen Eibzoll- 
tarifs gehören inusste, haben die Senate von Lübeck und Hamburg von 
ihrem unzweifelhaften Rechte, den Esslinger Zoll mit in die Kategorie 
der allgemeinen ElbzoUe aufnehmen zu lassen, keinen Gebrauch gemacht, 
um nicht die ohnehin schon so unverhältnissmässig hohe Belastung des 
Elb Verkehrs zu verstärken; sie haben sich vielmehr damit begütigt, die 
bereits aus eigenem freien Beschluss hervorgegangene wesentliche Ver- 
einfachung und Reduktion des Esslinger Zolls zu Gunsten des Eibver- 
kehrs fortbestehen zu lassen, und ist die darauf begründete Norm dieser, 
im Vergleich mit den übrigen Eibzöllen nicht beträchtlichen Abgabe be- 
kanntUch in der Anlage No. II zur Elbschiffahrtsakte, sowie in unver- 
änderter Fassung auch in der Anlage E zur Additionalakte vom 13. April 
1844 nachrichtlich mitgetheilt worden. 

Wie unbedeutend aber auch diese Abgabe im allgemeinen war, na- 
mentlich mit Rücksicht darauf, dass in Betracht dieser schon bestehenden 
Abgabe die Hamburger Hafengebühr für oberelbische Fahrzeuge um so 
geringer bestimmt wurde, so ist dennoch, als in den letzten Jahren die 
Nothwendigkeit einer umfassenden Erleichterung des Eibverkehrs sich 
immer dringender herausgestellt hat, in der Erhebungsweise des Esslinger 
Zolls seitdem noch eine feniere und mit verhältnissmässig beträchtlichen 
finanziellen Opfern verknüpfte Beschränkung eingetreten. Seit 1851 ist 
nämlich die Erhebung dieser Abgabe füi: die in Hamburg ausserhalb 
Baumes geladenen Güter, d. h. für den bei weitem grössten Theil des 
Verkehrs nach der Oberelbe, gänzlich sistirt worden, und ausserdem hat 
man Hamburgischei-seits, um so viel wie nur irgendmöglich zur Erleich- 
terung des so stark belasteten Eibverkehrs diesseits beizutragen, seit 
Anfang 1857 die bis dahin unter dem Namen „SchiflFszoll" erhobene 
Hafengebühr für die Eibkähne völlig beseitigt. 

Da die durch diese Massregel zu Gunsten der oberelbischen Schiff- 
fahrt bewirkte Ersparung viel bedeutender ist, als der ganze jährliche 
Betrag des Esslinger Zolls, wie solcher seit 1851 erhoben wird, so ist 
dem Eibverkehr bereits aus freien Stücken im Effekt eine grössere Er- 
leichterung bewilligt, als wenn die unter dem Namen Esslinger Zoll er- 
hobene Abgabe aufgehört hätte, die nach gleichmässiger Modalität erho- 
bene Hafengebühr aber beibehalten wäre. 

Nachstehende Uebersicht, welche die in Betracht kommenden Ver- 
hältnisse der Jahre 1846 und 1847 und der letztverflossenen Jahre 185G 
und 1857 vergleichend zusammenstellt, wird es klar vor Augen legen, 
mit welcher Liberalität die Interessen des Eibverkehrs hinsichtlich des 
sogenannten Esslinger Zolls, sowie der eng damit verbundenen Hambur- 
ger Hafengebühren für die oberelbischen Fahrzeuge, gegenwärtig begün- 
stigt werden. - 

Di« Elbzfille. 17 
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Erhebungsweise des Ess- 
linger Zolls 



Erhebungsweise des Ham- 
burger Schi£&xoll8 för 
oberelbische Fahrzeuge 



1846. 



1847. 



4 ß. alt. Hamb. Krt per 4000 
Pfd. Brutto Hamb. Gewicht, 
nebst Schreibgebühr, von 
allen von Hamburg elb- 
aufwärts verschifilen La- 
dungen. 



per Commerz- 
last der ein- 
kommenden 
Ladung 2 ß- 
do. der Rück-| 
ladung 2 ß. 



1856. 



1857. 



4y, .A'. per 4000 Pfd. Brutto 
ZoUffewicht nur von den 
durch den Hamburger 
Baum elbaufw&rts ver- 
schifiten Waaren. 



2 ß- und 2 ß\ 2 ß. und 2 ß. 



freu 



Bruttoertrag des Esslinger 
ZoUs 

Bruttoertrag des Hambur- 
ger Schiffszolls für ober- 
elbische Fahrzeuge .... 

Bruttoertrag des Esslinger 
Zolls und des betreuen- 
den Hamburger SchifGs- 
zolls zusammen 

oder in TUr. Pr. Kour. 



Krt. ^ 36,781 
Krt. ^ 14,206 



Krt. 4i 50,987 



^. 20,395 



Krt. ^ 38,954 
Krt. ^ 14,730 



Krt. ^ 53,639 



.% 21,744 



Krt. % 9,840 
Krt. Ji 17,089 



Krt. \. 6,014 
>iicht8. 



Krt. ^ 26,929 



Krt. ^ 6,014 



Uip 10,733 



^. 3,406 



Zahl und Tragföhigkeit 
der in Hamburg ange- 
kommenen oberelbischen 
Fahrzeuge 



Durchschnittszahlung per 
Kahn 



4823 4091 

von 156,759 | von 133,000 

Lasten Lasten 

ä 4000 Pfund, ä 4000 Pfund. 



4.^6^.10^^. 



4744 I 4783 

von 203,044 | von 195,787 

Lasten Lasten 

a 4000 Pfund. & 4000 Pfirod 



5^.758^:5^ 



2^.8^14 



15 5^ 3 xi. 



Die Abgabenentrichtung von der oberelbischen SchiflEahrt in Hamburg 
an Esslinger Zoll und Hamburgischer Hafengebühr zusammen ist also 
im Verlauf der letzten 10 Jahre von circa 21,000 Thh-. auf 2400 Thlr^ 
oder auf etwa den neunten Theil ihres frtthern Betrags ermässigt wor- 
den, - auf einen Betrag, welcher noch nicht einmal den dritten Thal 
der auf 20,481 Mark Kour. oder fast 8200 TUr. sich belaufenden Kostea 
der während des Jahres 1857 im beiderstädtischen Gebiet beschafiten 
Uferarbeiten gleichkommt. 

Aus vorstehender Darlegung erhellt, dass der Esslinger Zoll in seiner 
gegenwärtigen Erhebungsweise in keinerlei Hinsicht als eine den Verkehr 
belästigende Abgabe angesehen werden kann. Die Senate von Lübeck 
und von Hamburg haben hierbei zur zeitgemässen Entlastung des Eib- 
wegs ^ soweit es von ihnen abhing, aus eigenem freiem Antriebe die Hand 
geboten und können nur den angelegentlichen Wunsch hegen, dass es 
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den betreffenden andern Eibuferstaaten gefallen möge, diesem Vorgange 
bald nachzufolgen/* 

Die sämmtlichen BevoUmächtigten werden diese Erklärung zur 
Kenntniss ihrer Regierungen bringen und behalten sich eventuell weitere 
Aeusserungen vor. 

Neunte Konferenz, den 18. September 1858. 

Der Bevollmächtigte für Anhalt: „Nach den mir ertheilten Instruk- 
tionen bin ich im Stande, die folgende Erklärung abzugeben: 

Den von dem Sächsischen Bevollmächtigten in der 2. Konferenz 
eingebrachten Antrag auf Herabsetzung des ElbzoUs für die mit dem 
vollen Satze und der Hälfte desselben belegten Artikel auf V* desselben^ 
welcher Antrag auch von dem Senat der freien und Hansestadt Ham- 
burg gestellt worden, sowie auf Ermässigung des Tarifs für mehrere 
in der 2. Konferenz [s. o. S. 196] aufgeführte Artikel bin ich angewiesen, 
für die Anhalt-Dessau-Köthensche Regierung aus den in der 5. Konferenz 
dargelegten Gründen abzulehnen. 

Die Anhalt-Bemburgische Regierung ist aus den fiilher geltend ge- 
machten Gründen auch ausser Stande,^ der beantragten Herabsetzung des 
Eibzolls für die mit dem vollen und halben Satze belegten Artikel auf 
V4 ihre Zustimmung zu geben, würde aber in Betreff des Antrags auf 
Ermässigung des Tarifs für mehrere in der 2. Konferenz [s. 0. S. 196] 
aufgeführte Artikel bereit gewesen sein, auf Verhandlungen in dieser Be- 
ziehung einzugehen. 

Da aber diese beantragte Ermässigung bereits von mehreren Seiten 
abgelehnt worden, so würde eine solche Verhandlung nicht von Nutzen sein. 

Den von dem Bevollmächtigten für Oesterreich in der 4. Konferenz 
wieder aufgenommenen Hamburger ElbzoUermässigungsantrag , sowie den 
Antrag auf Herabsetzung des Tarifs für mehrere Artikel, die bereits von 
dem Bevollmächtigten für Sachsen zur Herabsetzung empfohlen worden 
sind, bin ich angewiesen, für die Anhalt- Dessau -Köthensche Regierung 
aus früher dargelegten Gründen abzulehnen. 

Die Anhalt-Bemburgische Regierung lehnt den Hamburger ElbzoU- 
ermässigungsantrag ebenfalls ab, würde aber eventuell auf Verhandlungen 
wegen Ermässigung des Tarifs für die noch namhaft gemachten Gegen- 
stände eingegangen sein.^^ 

Hierauf erklärten die Bevollmächtigten für Hannover und Meck- 
lenburg: „Sie hätten nicht verfehlt, die sehr umfänglichen Erörterungen, 
worauf in der 8. Konferenz von den Bevollmächtigten für Oesterreich, 
Preussen und Sachsen kollektiv, und abgesondert von dem Bevollmäch- 
tigten für Hamburg die Nothwendigkeit einer weitern durchgreifenden 
Ermässigung der Eibzölle zu begründen, wiederholt versucht worden, 

17* 
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zur Kenntniss ihrer Regierungen zu bringen, und sähen sich jetzt in der 
Lage, darauf das Folgende zu erwidern: 

Ihre Regierungen seien durch die soeben beregten Erörterungen in 
der Ueberzeugung, dass von einer vertragsmässigen Verpflichtung 
der Eibuferstaaten zu den beantragten Zollermässigungen nicht die Rede 
sein könne, auch nicht im mindesten wankend geworden und beharrten 
ledighch bei ihrer in der 4. Konferenz abgegebenen Erklärung, mithin 
bei der Ansicht, dass u-gendwelche Abänderungen der Elbschiffahrtsakte 
vom 23. Juni 1821 und der Additionalakte vom 13. April 1844, sowie 
der einen integrirenden Theil derselben bildenden Tarifsätze nur unter 
Zustimmung sämmtlicher üferstaaten rechtüch mögüch seien und einem 
jeden der letztern das Recht zustehe, diese Zustimmung nach seiner 
Konvenienz zu ertheilen oder zu versagen. 

Sei es richtig, worüber nach der geschichtUchen Entstehung der 
Elbschiffahrtsakte kein Zweifel obwalten könne, und was denn auch in 
der Kollektiverklärung der Bevollmächtigten für OesteiTcich, Preussen 
und Sachsen [8. Konf. s. o. S. 235] ausdrücklich mit den Worten aner- 
kannt sei: 

Diese Akte ist die vertragsmässige Form, in welcher die von 
dem Wiener Kongresse hmsichtBch der Flussschiffahrt aufjge- 
stellten allgemeinen Principien in besonderer Anwendung auf die 
Elbe ihren Ausdruck gefunden haben, 
so folge schon hieraus, dass für die Beurtheilung der vorUegenden Frage 
eben nur auf diese Akte, nicht aber auf die Stipulationen der Wiener 
Kongressakte vom Jahre 1815 zurück zu gehen sei, eine Folge, die 
überdies mit der ausdrücküchen Vorschrift im Artikel 1 IG letztgedachter 
Akte vollkommen übereinstimme, insofern sich darin bestimmt finde, 
dass alles dasjenige, was in den voraufgehenden Artikeln angedeutet 
sei, in besondere Ordnungen gebracht werden solle und dass letztere, 
nachdem sie einmal festgestellt worden, nur im Einverständnisse sänunt- 
Ucher Uferstaaten geändert werden dürfen. Indem der Artikel 116 nur 
unter dieser ausdrücklichen Beschränkung, wie für die Schiffahrtsord- 
nungen aller konventionellen Ströme, so auch für die Elbschiffahilsakte 
die Möglichkeit einer Abänderung zulasse, gehe hieraus klar hervor, dass 
nach der eigenen Absicht der Wiener Kongressakte die darin für die 
Flussschiffahrt aufgestellten allgemeinen Principien in jener Akte und 
durch dieselbe dauernd hätten verwirklicht und vollzogen, keines- 
wegs aber neben derselben und über dieselbe hinaus, für die Elbe hätten 
normgebend bleiben sollen. Gewiss beständen so diese Principien auch 
hinsichthch der Elbe bis auf den heutigen Tag und für alle Zeiten fort, 
aber doch auch nur in der konkreten Gestalt, wie sie in der Eibakte 
ihren Ausdruck gefunden hätten oder, auf Grund der letztern, durch 
freiwillige Uebereinkunft sämmtUcher Uferstaaten weiter finden möchten. 
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Allerdings hätten die hohen Kontrahenten vom 23. Juni 1821 sieh 
nur im Sinne der Wiener Kongressakte vereinbaren können; allein die 
Vereinbarung sei erfolgt und sie sei nach dem eigenen Bekenntnisse der 
Kontrahenten auch in diesem Sinne erfolgt. Die Verhandlungen der 
Elbschiffahitskommission, welche im Jahre 1819 in Dresden zusammen- 
getreten, seien von diesem Grundsatze ausgegangen, wie solches unter 
andern der in ihrer 3. Konferenz gefasste Beschluss darthue: 

«Die Kommission, durchdnmgen von der Ueberzeugung, dass sie 
nicht berufen sei, neue Grundsätze aufzustellen oder Lokalinter- 
essen zu verfechten, sondern dass sich die Sendung darauf be- 
schränke, die durch die Wiener Kongressakte ausgesprochenen 
Bestimmungen auf die Eibschiffahrt in Ausübung zu bringen, 
stellt diesemnach als einhelligen Beschluss auf, dass die Be- 
stimmungen, welche die Artikel 108 — 116 der Haupt- 
schlussakte des Kongresses enthalten, als Basis und 
alleinige Richtschnur bei ihren Verhandlungen zu 
dienen haben.)> 
Dass jene Verhandlungen aber auch nur in gleichem Sinne zum Ab- 
schluss gelangt wären, dafür würde, wenn es nicht schon durch die 
Eingangsworte der Elbschiffahrtsakte selbst beurkundet wäre, die in 
der Schlusskonferenz vom 23. Juni 1821 abgegebene Präsidialerklärung 
Zeugniss geben können, worin die grossen Vortheile, welche der Eib- 
schiffahrt durch den auf Grund der Bestinmiungen der Wiener Kongress- 
akte zu Stande gebrachten Vertrag nun gesichert worden, gebührend 
gewürdigt wären und woraus hier nur die folgenden Worte in Erinne- 
rung gebracht werden sollten: 

«Wenn wir uns die Verpflichtungen vergegenwärtigen, welchen 
unsere erhabenen Kommittenten hinsichtlich der Stromschiffahrt 
durch die Schlussakte des Wiener Kongresses sich unterzogen 
haben, und dann auf den soeben unterschriebenen Elbschiffiahrts- 
vertrag, als die gereifte Frucht unserer gemeinsamen Arbeit, den 
forschenden Blick wenden, so können wir uns mit voller Beruhi- 
gung zusagen, dass den Stipulationen jenes grossen Völ- 
kervertrags durch die heute vollzogene Akte hinsicht- 
lich der Elbe entsprechend Genüge geleistet ist» 
So sei schon vor nunmehr 37 Jahren die Vollziehung der Stipula- 
tionen in den Art. 108—116 der Wiener Kongressakte in Bezug auf die 
Verhältnisse der Elbe, durch den Abschluss und die rein und ohne Vor- 
behalt erfolgte allseitige Ratifikation der Eibakte zur geschichtlichen 
Thatsache geworden, besiegelt durch die Gelobuug der hohen Kontrahenten, 
das darin Vereinbarte treu und unverbrüchlich zu halten und zu hand- 
haben. Daran hielten Hannover und Mecklenburg fest. Sie hielten mit- 
hin die Berufung auf jene Stipulationen zwecks Entkräftung der auf 
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Grund derselben unter den Eibuferstaaten abgeschlossenen, seit einer 
langen Reihe von Jahren in anerkannter Wirksamkeit dastehenden Spe- 
cialverträge für rechlich unstatthaft, auch durch die Bestimmung im 
Art. 116 der Kongressakte selbst ausgeschlossen; sie hielten die Berufung 
auf jene Stipulationen insbesondere mit dem Vertragsverhältnisse, worin 
die Eibuferstaaten vermöge der Eibakte zu einander getreten, und mit 
den Rücksichten, welche sie sich gegenseitig aus solchem Verhältnisse 
schuldig wären, unvereinbar und sie sprächen der nur auf dem Boden 
dieser Specialverträge stehenden, mit der Sorge für deren vollständige 
Beobachtung betrauten Revisionskonunission jeglichen Beruf ab, die in 
der Wiener Kongressakte aufgestellten Grundsätze in anderer Weise 
zur Geltung zu bringen, als sie vermöge der Specialverträge konventio- 
nelles Recht unter den Eibuferstaaten geworden seien. 

Wenn nun aber den Stipulationen der Wiener Kongressakte vor- 
längst durch die ElbschifEahrtsakte vollständig genüget sei, so verstehe 
es sich von selbst, dass das Gleiche auch von dem Beschlüsse der 
deutschen Bundesversammlung vom 3. August 1820 gelte, da dieser 
Beschluss weiter nichts besage, als die noch besonders bekräftigte Ver- 
bindlichkeit sämuitlicher betheiligten Bundesglieder, jene Stipulationen 
unverbrüchlich zu befolgen und die zu solchem Zwecke schon bestehen- 
den oder noch einzuleitenden Verhandlungen zum baldigen Abschluss zu 
bringen, ein Ziel, welches in Ansehung der Verhältnisse der Elbe, schon 
am 23. Juni 1821 durch den Abschluss der Eibakte erreicht gewesen 
und worüber auch der Bundesversammlung alsbald die Nachweisung ge- 
geben sei. Denn die Eibakte sei der Bundesversammlung in ihrer 
5. Sitzung des Jahres 1822 durch die Präsidialgesandtschaft übei^eben, 
nach dem darauf gefassten Beschlüsse in das Archiv des Deutschen 
Bundes hinterlegt und werde dort die Stätte gefunden haben, welche 
sie, wenn dies jemals erforderhch werden sollte, gegen unberechtigte 
Einsprache zu schützen und die daraus von jedem einzelnen der kon- 
trahirenden Staaten wohl erworbenen Rechte zu schirmen wissen werde. 

Sonach seien die Eibakte und die auf Grund und in Folge derselben 
unter den Eibuferstaaten getroffenen weitem Verabredungen, und sie 
allein, die Urkunden, wonach die gegenseitigen Verhältnisse der üfer- 
staaten in Beziehung auf den gemeinsamen Strom rechtlich zu beur- 
theilen ständen. Insbesondere aber könne gegen dasjenige, was in sol- 
chen Urkunden padscirt worden, auch der in der 8. Konferenz [s. o. S. 239] 
allegirte, von der Dresdener Elbschifiiahrtskommission in ihrer 36. Kon- 
ferenz gefasste Beschluss nicht in Bezug genommen werden; denn, wenn 
es auch richtig sei, dass bei früheren Berathungen über die Tarifirage 
mehrmals hierauf zurückgegangen, so erscheine doch dieser Konmiis- 
sionsbeschluss, auf die Spitze des Rechts gestellt, ohne Bedeutung, da 
derselbe erst durch die Aufoahme in die Schlussakte der Verhandlungen 
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der Kommission oder durch abgesonderte Ratifikation der kommittiren- 
den Regierungen verbindliche Kraft hätte erlangen können, was beides 
bekanntlich nicht geschehen sei 

Niemals habe es indessen die Absicht der kontrahirenden Regie- 
rangen sein können, die Um- und Fortbildung der hinsichtlich der Elb- 
schiffahrtsverhältnisse durch jene Specialverträge vereinbarten Bestim- 
mungen auszuschliessen, sondern finde sich in den Verträgen selbst die 
Methode vorgezeichnet, wie auf die nach Zeit und Umständen etwa er- 
forderlichen Veränderungen und Ei^änzungen derselben Bedacht zu neh- 
men sei. Ganz treffend habe sich der Oesterreichische Bevollmächtigte 
in der Rede, welche er in der 3. Konferenz der 2. Revisionskommission, 
in seiner Präsidialeigenschafl, den Verhandlungen voraufgeschickt habe, 
hierüber folgendermassen ausgedrückt: 

«Wenn die Dresdener Kommission durch diese jetzt schon be- 
währten Resultate, welche in der Folgezeit noch ausgedehnter 
und fühlbarer werden müssen, ihre tiefe Einsicht und ihren regen 
Eifer in Realisirung einer der wichtigsten Aufgaben der Wiener 
Kongressakte so rühmlich beurkundet hat, so hat sie nicht min- 
der ihre Vorsicht und Klugheit durch die im Art. 30 der Akte 
bestimmten zeitweisen Zusammenkünfte der Bevollmächtigten aller 
Uferstaaten, um sich von dem Vollzuge der geschlossenen Kon- 
vention zu überzeugen und nach Anhandgebung der mittlerweile 
bewirkten Erfahrungen dem zu Stande gebrachten Eibsystem, unter 
Festhaltung der angenommenen Grundsätze, neue zweckmässige 
Verfügungen hinzuzufügen, an den Tag gelegt.» 
Sämmtliche Uferstaaten seien aus der Klausel im Art. 30 der Eib- 
akte verpflichtet, sich durch Bevollmächtigte an einer periodisch zusam- 
mentretenden Revisionskommission zu betheiligen, deren Zweck und 
Wirkungskreis wörtlich dahin bestimmt seien, 

sich von der vollständigen Beobachtung der gegenwärtigen Kon- 
vention zu überzeugen, einen Vereinigungspunkt zwischen den 
Uferstaaten zu bilden, um Abstellung von Beschwerden zu ver- 
anlassen, auch Veranstaltungen und Massregeln, welche nach 
neuerer Erfahining Handel und Schiffahrt ferner erleichtem könn- 
ten, zu berathen. 
Wenn nun aus dieser Bestimmung die vertragsmässige Verpflich- 
tung sämmtlicher Uferstaaten zur Herabsetzung der padscirten Zoll- 
sätze, je nachdem solche im Interesse des Handels und der Schiffahrt 
bald im grösseren, bald im minderen Masse für nothwendig oder zweck- 
mässig gehalten werde, herzuleiten versucht sei, so würde sich, wie es 
scheint, mit vollem Rechte hiergegen die Ansicht geltend machen lassen, 
dass eine Herabsetzung der vertragsmässig festgestellten Zollsätze unter 
die zu beratbenden Veranstaltungen und Massregeln, welche nach 
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neuerer Erfahrung Handel und Schifiiiübrt ferner erletdit^m könn- 
ten, nicht füghch zu subsumiren sei. Denn dass eme jede Abminde- 
rung der auf der Schiffahrt ruhenden Zollabgaben diese nicht nur er* 
leichtem könnte, sondern sicher und effektiv erleichtere, habe beim Ab- 
schluss der Eibakte ebenso klai* zu Tage gelegen als jetzt, und könne 
daher dies unter den erst aus neuerer Erfahrung zu gewinnende Be- 
stimmungsgründen nicht wohl verstanden sein. Die Absicht des Ver* 
trags könne vielmehr bei diesen Worten überhaupt nur auf sdche Ver- 
anstaltungen und Massregeln gerichtet gewesen sein, welche ausserhalb 
der Tariffrage lägen, wie denn dergleichen auch vielfach bei den uadH 
folgenden Revisionskommissionen Gegenstand der Berathung und Be- 
schlussnahme geworden wären; wogegen die einmal im Yertragswege 
unwiderruflich festgestellten Tarifsätze als ein Kompaktat angesehen 
wären, dessen Veränderung sich durch die Bücksicht auf die zu bewir- 
kende Erleichterung des Handels und Verkehrs nicht zu bestimmen habe. 
Folgerichtig habe sich dies aus dem fiskalischen Zwecke des ElbzoUes 
ergeben und zufolge der Aeusserungen des Preussischen BevoUmäch- 
tigten in der 15. Konferenz der 2. Bevisionskommission habe dermalen 
auch bei der Preussischen Begierung die Ansicht vorgewaltet, dass die Eib- 
akte keinen Rechtstitel gewähre für die Herabsetzung der darin fixirt«i 
Tarifsätze, und eine solche Herabsetzung aus dem alleinigen Interesse 
des Handels und der Schiffahrt keineswegs beehrt werden könne. 

Niemals hätten indessen Hannover und Mecklenburg hieraus Ver- 
anlassung genommen, sich der Berathung über die von seiten anderer 
Uferstaaten zum Zweck fernerer Erleichterung des Handels und der 
Schiffahrt in Vorschlag gebrachten Zollermässigungen zu entziehen, aber 
stets wären sie nur unter dem Vorbehalte der freiesten EntSchliessung 
über das Resultat der Berathungen in diese eingetreten. Weit über die 
Grenze hinaus, bis wohin vertragsmässige Verpflichtung sie nur gebun- 
den habe, oftmals lediglich im Entgegenkommen gegen die Wünsche 
ihrer Mitkontrahenten, mit Hintansetzung des eigenen Interesse und 
ohne eigene Ueberzeugung von der Opportunität in Vorschlag gebrachter 
Neuerungen, hätten sie im Laufe der Jahre einer Beihe von Veranstal- 
tungen und Massregeln zugestimmt, wodurch eine fernere ErieichteruBg 
des Handels und der Schiffalirt auf der Elbe beabsichtigt gewesen. 
Insbesondere hätten so die ursprüngUch durch die Eibakte bestinuntra 
Tarifsätze für einen sehr bedeutenden Theil wichtiger Waarenartikel 
nach und nach beträchtliche Ermässigungen erfahren. Aber alles, was 
in dieser Richtung seit dem Abschluss der Eibakte geschehen, sei das 
Werk freier EntscUiessung der dabei betheiUgten Regierungen gewesea; 
niemals habe auf die Berathungen der Bevisionskonunissionen ein Be- 
schluss anders als im Einverständnisse aller Uferstaaten gefasst werden 
können. So verlange es der Art 116 der Wiener Kongressakte, so sei 
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es in Konformität damit im Art. SO der Eibakte ausdrücklich stipulirt 
und so würden auch dann, wenn dies letztere nicht geschehen wäre, 
schon das Wesen der Sache, die Kraft und Wirkung, welche einem 
unter souveränen Staaten feierlichst aufgerichteten Vertrage beiwohne, 
es mit sich bringen. Wie liesse sich hiermit die Behauptung vereinigen, 
dass eine Regierung auch über ihre ausdrücklich im Vertrage eingegan- 
genen bestimmten Verpflichtungen hinaus und mit Aufgabe der ihr darin 
ausdrücklich versicherten Gerechtsame, unfreiwillig zu jeglichen Veran- 
staltungen und Massregeln mitzuwirken habe, wodurch nach neuerer 
Erfahrung Handel und Schiffahrt erleichtert werden könnten? Führe 
dies nicht, in seiner endlichen Konsequenz, zur Beseitigung aller und 
jeder ElbzöUe und aller zur Sicherung der Erhebung derselben dienen- 
den Anstalten, da niemand es zu leugnen vermöge, dass auch durch 
den Erlass des geringsten Zolles und der mit Entrichtung desselben 
verbundenen Inkonvenienzen der Verkehr immer noch zu erleichtem sei? 
und selbst damit würde die Formel ihre volle Wirkung noch nicht ge- 
than haben, da es an Mitteln und Wegen nicht fehle, wodurch dem 
Handel und der Schiffahrt, nachdem sie von den Zöllen befreit wären, 
immer noch weitere Erleichterungen gewährt werden könnten. Möchte 
nuui aber voriäufig soweit nicht gehen wollen und sich einstweilen noch 
an einer weitehi Ermässigung der Elbzöfle genügen lassen, so frage es 
sich, da selbst in noch hohem Tarifsätzen, als solche durch Vertrag 
hi^ nur bestimmt wären, ein absolutes Hindemiss des Verkehrs nicht 
erkannt werden könnte, wo denn die Grenze läge, bis wohin mit dieser 
Operation vorzugehen die üferstaaten verpflichtet zu halten wären, und 
wem zur endgültigen Entscheidung über das rechte Mass Becht und 
Beruf zustehen würden, wenn die Bedürfhissfrage, wie in dem vorliegen- 
de! Falle, von der einen Seite ebenso positiv bejaht als von der andern 
Sdte veraeint werde? 

Es sei einleuchtend, dass mit dem Satze, wonach Modifikationen 
der in Bezug auf die Eibschiffahrt bestehenden Verträge und des dadurch 
bestimmten Zolltarifs nur im Einverständnisse sämmtlicher Uferstaaten 
rechtlich möglich seien — ein Grundsatz, der bis in die neueste Zeit 
unbestritten dagestanden habe — es völlig unvereinbar sein würde, eine 
vertragsmässige Verpflichtung zur Herabsetzung des Tarifs statuiren und 
den einzelnen Regiemngen das Recht absprechen zu wollen, die Gründe, 
aus denen sie Massregeln dieser Art in dem einen Falle die Zustimmung 
zu ertheilen, in dem andern aber zu versagen für gut befänden, ihrer 
eigenen Ueberzeugung und ihren eigenen Interessen zu entnehmen. 
Hannover und Mecklenburg verwahrten sich gegen alle Argumentationen, 
welche dartuif hinausgingen, dieses Becht in seiner Wirkung zu schwä- 
chen und zu einem Akt blosser Formalität zu stempeln; sie nähmen 
dasselbe in seiner voUen, reellen Bedeutung für sich ebenso wol in An- 
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Spruch, wie sie es allen übrigen Uferstaaten niemals abericannt hüten 
und niemals aberkennen würden; und wenngleich sie, stets bereit, för 
das fernere Gedeihen der ElbschifEahrt nach äusserst^ii Kräften mitsu- 
wirken, gemeinsamer Berathung der zur Erieichterung derselben in Vor- 
schlag gebrachten Massregehi sich nie entziehen würden, so glaubten 
^e doch, falls bei solcher Berathung, wegen vorwaltender prindpieUer 
Meinungsverschiedenheiten, eine Verständigung unerreicht bleibe, über 
die Gründe, welche sie bestimmten, bei ihrer Anschauungsweise und 
ihrem Widerspruch zu beharren, schliesslich nur sidb selbst Becbeii- 
Schaft schuldig zu sein. 

Fast schienen die Verhandlungen gegenwärtiger Revisionskommission 
in der TarifErage auf diesen Punkt gelangt zu sein. Bei dem dringenden 
Wunsche ihrer Regierungen, die faktischen Motive ihres Widerspruchs 
auch in den Augen übriger Regierungen gerechtfertigt und jene Varhaad- 
lungen in einer Weise zum Schlüsse geführt zu sehen, welche den zwi- 
schen den verhandelnden Regierungen bestehenden bundesfreundlichen 
Verhältnissen entspreche, sähen Bevollmächtigte sich jedoch veranlasst, 
in dieser zwiefachen Richtung sich hier noch weiter auszusprechen. 

Was das Thatsächliche imd das daraus gefolgerte Bedürfniss wesent- 
licher Zollermässigungen betreffe, so hätten sie aus den in der 8. Kon- 
ferenz abgegebenen Erklärungen mit Befriedigung ersehen, dass die Be- 
vollmächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen ihre ursprüng- 
lichen, sehr viel weiter gehenden, ZoUermässigungsantrSge nicht 
femer verfolgen und jetzt nur noch den ursprüngUc^en Antrag der finden 
und Hansestadt Hamburg empfehlen, während der Bevollmächtigte für 
Hamburg selbst diesen Antrag fallen lasse und ihn dahm beschranke, 
dass für alle, jetzt hohem Eibzollsätzen unterliegenden Artikel der Zoll 
auf V4 des Normalsatzes herabgesetzt werden möge. 

Wenn unter deigenigen Staaten, welche die Ermässigung und Be- 
seitigung der ElbzöUe ihrem Interesse und den Bedürfiüssen des Ver- 
kehrs entsprechend halten, so verschiedene Ansichten über dasjenige 
herrschten, was in dieser Beziehung zu beanspruchen und zu gewähren 
sei, so dürfte es nicht auffallen, wenn auf Seiten der übrigen Staaten, 
welche bei dem unveränderten Fortbestande der Zölle in einem nach 
Verhältniss ihrer Finanzkräfte sehr erheblichem Umfange, bei dem Elb- 
handel und der Eibschiffahrt vergleichsweise in geringem Grade interes- 
sirt seien, das Bedürfniss zu durchgreifender allgemeiner Ermissigiiiig 
der Elbzölle fortwährend in Abrede genommen werde. Es seien in dieser 
Beziehung in der 8. Konferenz umfängliche Erörterungen, voll dea 
schätzbarsten Materials, vorgetragen; allein wesentlich neue Gesichts- 
punkte seiea ihnen dadurch nicht eröffiiet worden. Nur das sei ihnen 
immer mehr klar geworden, dass, wenn man auf der einen Seite «of 
die Ermässigung, resp. Beseitigung, der EäbzoUe ein so ratsehiedmess 
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Gewicht lege, als es die Vefhandlangen der dermaUgen Revisionskom- 
mission ergeben, von der andern Seite aber diese Ansichten nicht ge- 
theilt und allgemeinen durchgreifenden Elbzollermässigungen mit Ent- 
schiedenheit widerstrebt werde, die in Anregung gebrachte Ablösimg der 
ElbzöUe das angemessenste Auskunftsmittel sein würde, um die wider- 
streitenden Interessen auszugleichen und zu versöhnen. Von diesem 
Gesichtspunkte ausgehend, hätten ihre Regierungen die Bereitwilli^eit 
zu Verhandlungen über die Ablösung der oberelbischen Zölle ausgespro- 
chen und dabei die grossen indirekten Opfer nicht geachtet, welche die 
Ablösung für sie nothwendig im unmittelbaren Gefolge habe. Je mehr 
sie von der Ansicht durchdrungen seien, dass eine Ausgleichung und 
Versöhnung widerstreitender Interessen zwischen engverbündeten Staaten 
vorzugsweise zu erstreben sei, desto angelegentlicher bedauerten sie, 
dass die von fast allen Staaten ausgesprochene Bereitwilligkeit zur Ab- 
lösung der Elbzölle in Folge des Widerstrebens von zwei Staaten für 
jetzt keinen Erfolg gehabt habe. 

, Bei der Beleuchtung und der Widerlegung des umfangreichen that- 
sächlichen Materials müssten sie sich auf die Hauptpunkte beschränken. 
Von dem Hamburger Bevollmächtigten sei in der 8. Konferenz eine 
Zusanmienstellung des tarifmässigen Normalelbzolls und der Eisen- 
bahnfrachten gegeben. Korrekter würde es nach ihrer Ansicht gewesen 
sein, wenn die wirklich zur Erhebung kommenden, von dem Be- 
vollmächtigten für Hamburg nur nebenher erwähnten Zollsätze in eben 
so anschaulicher Weise daneben gestellt wären. Der tarifinässige Elb- 
zoD werde bekanntlich seit langer Zeit von mehreren Staaten nicht in 
seinem vollen Betrage erhoben, theilweise werden auch Restitutionen 
darauf geleistet und dies alles geschehe nicht blos thatsächUch, sondern 
es beruhe, abgesehen von den darüber unter einzelnen Zollvereinsstaaten 
geschlossenen Verträgen, seit dem Schlussprotokolle vom Jahre 1854 
bekanntlich auch auf einer Vereinbarung unter den sämmtlichen Elb- 
uferstaaten. Es könne daher nur zu unrichtigen Auffassungen führen, 
wenn der tarif massige Zoll mit den Eisenbahnfrachtsätzen verglichen 
werde. Allerdings sei jene im Schlussprotokoll vom 8. Februar 1854 
enthaltene Vereinbarung eine kündbare. Allein wenn Preussen und 
Sachsen, welche mehr als */b aller tarifinässigen ElbzoUbeträge zu er- 
heben berechtigt seien, lange vor Erbauung der Eisenbahnen es ihrem 
Interesse entsprechend befunden haben, dem Eibverkehre sehr wesent- 
liche Erleichterungen angedeihen zu lassen, und ihnen später Oesterreich 
darin gefolgt sei, so sei dies wesentlich nur zu Gunsten des Verkehrs 
von und nach ihren Staatsgebieten geschehen. Insbesondere haben 
Preussen und Sachsen durch differentielle Begünstigung der in ihren 
Häfen umgeladenen Waaren Sorge dafür getragen, diese Häfen zu künst- 
lichen Stapelplätzen zu erheben, die Vortbeile der Zollermässigung 
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ihnen wesentlich zugute kommen zu lassen und die Konkurrenz des 
direkten, ohne Umladung stattfindenden, SchiflFsverkehrs erheblich zu 
behindern. Es dürfte erforderlich sein, diese Verhältnisse hier in Er- 
innerung zu bringen, theils weil danach die Wiederaufhebung jener Er- 
leichterungen erheblichen Bedenken unterliegen dürfte, theils weil es 
nach den Erklärungen der Bevolhnächtigten für Preussen und Sachsen 
(8. Konferenz s. o. S. 229) den Anschein gewinnen könnte, als seien jene 
Eibzollermässigungen und Restitutionen lediglich in opferbereitwilliger, 
uneigennütziger Berücksichtigung der Interessen des allgemeinen 
Eibverkehrs und zur Beseitigung der der Schififahrt nachtheüigen Eisen- 
bahnkonkurrenz verfügt worden. Dies sei nach dem Vorstehenden 
keineswegs der Fall, obwol allerdings anzuerkennen sei, dass Preussen 
und Sachsen später auch dem direkten Verkehre von und nach Oester- 
reich eine, verhältnissmässig freilich nicht sehr bedeutende, Erleichterung 
zugestanden hätten. 

Sodann werde von den Bevollmächtigten von Oesterreich, Preussen, 
Sachsen und Hamburg hervorgehoben, dass der Verkehr airf der Elbe 
nicht in demselben Procentverhältnisse zugenommen habe, als es auf 
andern konkurrirenden Verkehrsstrassen geschehen sei , und als es nach 
dem Aufschwünge des Handels in den letzten Jahren hätte geschehen 
sollen. Allein wenn zu den bisherigen Transportanstalten ein neues 
Verkehrsmittel hinzukomme, welches vor allen bisherigen, abgesehen 
von der Wohlfeilheit, sich durch die Sicherheit und Schnelligkeit der 
Transporte auszeichne, daneben durch wesentliche Erleichterungen in 
Betreff der Grenzzollabfertigung begünstigt sei, und endlich in der 
neuem Zeit unter einer koncentrirten Leitung und durch Verbindungen 
der verschiedenen Eisenbahnverwaltungen unter einander sich immer 
mehr in der Art vervollkommnet habe, dass durch direkte Beförderung 
der Güter Umladungen, Speditions-, Lagerungskosten und dergleichen 
Beschwernisse des Verkehrs vermieden werden, so sei es klar, dass eine 
solche Transportanstalt vorzugsweise geeignet sei, von dem zunehmen- 
den Güterverkehr ein grösseres Quantum an sich zu ziehen, als andere 
Verkehrsanstalten, und es müsse daher inmier noch als ein sehr befrie- 
digendes Ergebniss und als ein Beweis des Aufschwungs des Eibverkehrs 
angesehen werden, wenn der Verkehr auf der Elbe bei Wittenberge sich 
von 1846—1856 von 8,024,000 Ctr. auf 12,156,500 Ctr., also um mehr 
als 50 Procent vermehrt und namentlich auch in den letztem Jahren 
unausgesetzt, wenn auch nicht in gleicher Weise, als der Verkehr auf 
den konkurrirenden Eisenbahnen zugenommen habe, wie solches in der 
Kollektiverklämng (8. Konferenz), von den Bevollmächtigten für Oester- 
reich, Preussen und Sachsen selbst nachgewiesen sei. Die daselbst 
wiederholt angestellte Vergleichung des gesammten Eisenbahnverkehrs 
von und nach Hamburg mit dem Eibverkehre zu Wittenberge müssten 
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sie nochinals als unzutreffend bezeichnen, und dürften sich einer wei- 
tem Begründung dieses Urtheils enthalten, da es an sich klar sei, dass 
es zu unrichtigen Auffassungen führe, wenn die bei Wittenberge pas- 
sirten Gütermassen mit der Gesammtmasse der zu Hamburg angekom- 
menen und von dort abgegangenen Güter verglichen würden, da in der 
letzteren auch die im Verkehre zwischen Hamburg, Lübeck, Lauenburg 
und Mecklenburg versendeten Güter begriffen seien, welche Wittenberge 
gar nicht passiren. 

Noch auffallender sei es ihnen aber, wenn von dem Hamburgischen 
Bevollmächtigten behauptet werde, dass, da das seewärts in Hamburg 
eingeführte Güterquantum sich von 1846 bis 1857 um 99 Procent ver- 
mehrt habe, das von Hamburg nach der Oberelbe verladene gesammte 
Güterquantum sich bei gleicher Entwickelung mit dem allgemeinen Ver- 
kehr gleichfalls um 99 Procent hätte vermehren müssen, während die 
Zunahme nur 9 Procent betragen habe. 

Sei nämlich dieser Satz an sich auch völlig richtig, so könne doch 
daraus, wie es offenbar beabsichtigt werde, ein Verfall der Eibschiffahrt 
in keiner Weise gefolgert werden. 

Wenn vor dem Jahre 1846 die Masse der zu Hamburg nach der 
Oberelbe verladenen Güter sich in demselben Verhältnisse vermehrt haben 
sollte, als die Masse der seewärts eingegangenen (was sie dahin gestellt 
sein lassen könnten), so habe dies seit 1847, wo die wichtige Konkur- 
renzstrasse der Berlin-Hamburger Eisenbahn eröffnet worden, natürlich 
nicht mehr geschehen können. Denn wenn es geschehen wäre, so hätte 
sich auf der Eisenbahn von Hamburg ab ein Güterverkehr nach dem 
Binnenlande von nennenswerther Bedeutung niemals entwickeln können« 
In WirkUchkeit habe die Masse der in Hamburg nach der Oberelbe ver- 
ladenen Güter seit dem Jahre 1846, ungeachtet der Konkurrenz der 
Eisenbahnen, zugenommen, ein bedeutender Theil der durch den Auf- 
schwung des Handels hinzugekommenen Gütermasse habe nothwendig 
den Eisenbahnen zufallen müssen; eine gleiche Betheiligung beider Kon- 
kurrenzwege bei der Zu- und Abnahme des Verkehrs herbeizuführen, sei 
aber völlig unmögUch. 

Dass namentlich die den beiden ersten Verzollungsklassen angehöri- 
gen Güter mehr und mehr dem Elb verkehr sich entzögen, sei wiederholt 
von ihnen anerkannt; der von ihnen in der 5. Konferenz gegebene Zah- 
lennachweis sei daher nicht — wie in der Kollektiverklärung angegeben 
werde — gegen diese Behauptung, sondern vielmehr gegen den von dem 
Preussischen Bevollmächtigten (2. Konferenz) aufgestellten Satz gerichtet, 
dass die Eibschiffahrt nur solche Artikel zu verfahren gezwungen 
sei, welche Vio, Vso und V40 des Normalsatzes zu tragen haben, 
und die Widerlegung dieses Satzes dürfte aus dem angezogenen Zahlen- 
nachweis (ö. Konferenz) mit unumstösslicher Gewissheit hervorgehen. 
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Indessen hätten sich auch die den höhern Yerzollungsklassen ange- 
hörigen Artikel keineswegs in dem Verhältnisse dem Eibverkehr entzogen, 
als es nach der von dem Hamburgischen Bevollmächtigten beigebrachten 
Anlage X (8. Konferenz) den Anschein habe. Die Verminderong der- 
selben sei nämlich wesentUch auch dadurch bewirkt, dass eine grosse 
Anzahl von Artikeln im Wege der Zollermässigung von einer hohem in 
eine niedrigere Verzollungsklasse versetzt sei. Der Hamburgische Bevoll- 
mächtigte habe dieses von ihnen bereits in der 5. Konferenz erwähste 
Verhältniss auch in gewisser Weise berücksichtigt Wenn derselbe aber 
die erwähnten Artikel von dem Güterquantum der hohem Klasse, zu 
welcher sie 1846 und früher gehörten, absetze, so könne diese Art 
der Vergleichung zwar nicht gerade als unrichtig bezeichnet werden. 
Wolle man aber die inmittelst erfolgten Zollermässigungen mit in Betracht 
ziehen, was doch nothwendig geschehen müsse, so liesse sich die Ver- 
gleichung nur in der Art anstellen, dass die auf der Elbe verfahrenen, 
un Zolle ermässigten Artikel von der ihnen jetzt zugewiesenen Verzol- 
lungsklasse ab- und dagegen derjenigen Verzollungsklasse zugesetzt 
würden, zu welcher sie 1846 gehörten. Dann ergebe sich ein ganz an- 
deres Resultat. Auf diese Weise hätten sie in der 5. Konferenz nach 
den Uebersichten des ElbzoUkommissariats zu Wittenberge bereits nach- 
gewiesen, dass sich bei den Gutem der ersten VerzoUungsklasse im Ge- 
sammtverkehre bei Wittenberge nur ein Ausfall von 771,700 Centnem 
herausstelle. Nach den etwas abweichenden Uebersichten des HauptzoU- 
amts Wittenberge ergebe sich aber, dass im Verkehre mit Sachsen and 
Böhmen Wittenberge passirten an Gütern, die 1846 und 1846 zu ver- 
zollen waren zu 



von und nach 
Sachsen 

185« 

1845 

1846 

YM und nach 

Böhmen 

1856 

1845 

1846 



Y. 


Vi 


% 


Vio 


%o 


%o 


im ganzen 


Centner. 


Centner. 


Centner. 


Centner. 


Centner. 


Centner. 


Centner. 


283,322 


271,303 


9,107 


306,197 


1975 


305,012 


1,176,916 


195,871 


229,247 


3,670 


13,251 


1282 


131,378 


574,694 


220,416 


159,205 


6,732 


18,464 


428 


182,469 


5S7,7I4 


81,523 


165,980 


9,250 


13,954 


2313 


8,718 


2S1,74S 


81,032 


108,717 


7,169 


31,012 


2182 


23,031 


253,143 


109,311 


123,906 


5,850 


18,177 


2046 


13,030 


272,320 



Aus diesen Zahlen gehe hervor, dass der Wittenberge berührende 
Verkehr von und nach Sachsen sich seit 1846 der Gesammtmasse nach 
gleichMs erheblich vermehrt und dass auch der Verkehr mit Oütem, 
die 1846 der ersten Verzollungsklasse angehörten, sich beträchtlich ge- 
hoben habe, wobei jedoch anzuerkennen sei, dass der Verkehr mit Sachsen 
im Jahre 1856 im ganzen etwa 200,000 Centner mehr betragen habe, als 
im Jahre 1865 und 1857. Für den Verkehr mit Böhmen ei^ebe sich 
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freilich ein nicht ganz so erfreuliches Resultat, indessen sei doch die 
Gesammtmasse der im Verkehre mit Böhmen Wittenberge passirten Waa- 
ren gleichfalls gestiegen und sei die Masse der 1846 zu Vi verzollten 
Güter im Jahre 1856 ziemlich dieselbe geblieben, wie im Jahre 1845. 

Gleichwol solle nicht geleugnet werden, dass eine grosse Menge 
wichtiger Handelsartikel mehr und mehr sich der Elbe ab- und den Eisen- 
bahnen zugewendet habe, und dass das Schiffeiigewerbe sich in mancher 
Beziehung durch die nicht zu beseitigende Konkurrenz der Eisenbahnen 
belästigt fühle. Ob aber diese Belästigungen in dem Grade stattfinden, 
wie sie der Hamburgische BevoUmächtigte schildere, ob das Schwanken 
der Frachten nicht mehr dem nunmehr fast zwei Jahre lang unerhört 
niedrigen Wasserstande und den 1857 ungewöhnlich andauernden Ost- 
winde zuzuschreiben, ob die Klagen des Böhmischen Schifferstandes 
nicht zum Theil in der in Böhmen stattgehabten Senkung des Wasser- 
spiegels begründet seien imd ob nicht auch in Preussen und Sachsen die 
'bei der Stromschau vorgefundenen, verhältnissmässig sehr zahlreichen 
Mängel des Fahrwassers zunächst und vorzugsweise dem weitem Auf- 
schwünge des Schiffahrtsverkehrs entgegenstehen, dürfte keineswegs ausser 
Zweifel gesetzt sein. Die miverhältnissmässig grosse Anzahl von Schiffen, 
welche Wittenberge im Jahre 1857 in der ThalCahrt mehr als in der 
Bergfahrt passirten, scheine ihnen in dem auch noch im Spätherbste sehr 
niedrigen Wasserstande und dem durch die Handelskrise ins Stocken ge- 
rathenen Verkehre eine naheliegende und ausreichende Erklärung zu 
finden , und der ohnehin nur vermuthungsweise ausgesprochenen Ansicht 
über eine stattgehabte Verringerung der oberhalb Wittenberge zu Hause 
gehörigen Kähne stehe die thatsächUche Vermehrung der unterhalb Wit- 
tenberge domicihrten, in sehr gutem Stande befindlichen und vom ge- 
deihlichen Fortkommen ihrer EigenthtUner zeugenden Schiffe entgegen, 
die doch ihre Fahrten fast durchgängig nach Preussen ausdehnen und 
für ihre Ladungen ebenso viel an Zoll zu zahlen haben, als alle andern 
dorthin verkehrenden Schiffer. Die diesseitige Behauptung, dass von den 
Schiffern noch im Jahre 1857 sehr lohnende Frachten zu bedingen ge- 
wesen seien und lediglich die Elementarhindemisse es ihnen unmöglich 
gemacht haben, die sich ihnen darbietenden Gütermassen fortzuschaffen, 
beruhte auf amtlichen Erhebungen, deren Richtigkeit nicht in Zweifel zu 
ziehen sei. Falls aber einzelne Schiffahrtsunternehmungen in der Vor- 
aussetzung bald eintretender wesentlicher ElbzoUeraiässigungen ins Leben 
gerufen seien, so sei diese Voraussetzung nach den bisherigen Erfah- 
mngen ebenso wenig eine begründete gewesen, als es gerechtfertigt sein 
würde, unüberlegte, auf falschen Grundlagen beruhende Spekulationen 
durch finanzielle Opfer der Regierungen vor dem ihnen sonst etwa dro- 
henden Verfalle zu bewahren. 
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Was sodann den finanziellen Erfolg der beantragten Ermäs^gungen 
anlange, so nähmen die Bevollmächtigten von Oesterreich, Preussen und 
Sachsen an, dass die Zolleinnahmen von Hannover, Dänemark und Meck- 
lenburg sich in den Jahren 1852—1857 im Vergleich mit dem Jahre 
1851 um 33,265 Thlr. gehoben haben. Sie schrieben diesen Erfolg den 
eingetretenen Zollermässigungen zu und glaubten daher gleiche Erfolge 
von weitem Ermässigungen erwarten zu können. Allein theils seien die 
Zahlenangaben über die Zolleinnahmen der genannten drei Staaten un- 
zutreffend, theils sei, wie sogleich näher dargelegt werden solle, gar 
kein Grund vorhanden, sie den Zollermässigungen zuzuschreiben. 

Noch weniger zutreffend sei aber die Berechnung des Hamburgischen 
BevoUmächtigten (8. Konferenz), wonach die auf V4 «»d weiter ermässig- 
ten Artikel eine Mehreinnahme von 24,900 Thlr. geliefert haben sollen. 
Diese ganze Berechnung sttltze sich auf eine Vermuthung über das, was 
eingetreten sein würde, wenn die Ermässigungen nicht stattgehabt hätten. 
Dieses sei aber ungewiss und könnten darüber sehr verschiedene An- 
sichten stattfinden. Die im Jahre 1848 stattgehabten Ermässigungen 
hätten allerdings ein ziemlich günstiges Ergebniss geliefert. Oldchwol 
hätten die 1846 bei Hannoverschen Zollstellen passirten Waaren der 
fraglichen Art (mit Ausnahme des dem Quanto nach unbekannten Südsee- 
Salpeters) betragen 183,417 Normalcentner 

im Durchschnitt der Jahre 1852/57 dagegen nur 165,414 „ 

Es sei also ein Ausfall von '~. 28,003 Normalcentner 

entstanden, welcher, wenn er in Mecklenburg und Dänemark in gleichem 
Grade eingetreten sein sollte, einem Zollbetrage von beinahe 6000 Thlr. 
entspreche. 

Was aber die 1852 und 1854 angetretenen Ermässigungen betreffe, 
so scheine es am richtigsten, die im Jahre 1846, femer die im Durch- 
schnitt der 4 resp. 6 vollen Jahre vor der Ermässigung (184^1 und 
1848/63) und die im Durchschnitt der 5 resp. 3 vollen Jahre nach der 
Ermässigung (1852/57 und 1855/57) verzollten Quantitäten mit einander 
zu vergleichen. In den der Ermässigung vorangegangenen 4 — 6 Jahren 
habe nämlich die Einwirkung der Eisenbahnkonkurrenz bereits statt- 
gefunden, und wenn einerseits zugegeben werden könne, dass dieselbe 
sich später noch vermehrt haben möge, so sei doch andererseits nicht 
zu bezweifeln, dass die Eisenbahnverwaltungen manche Frachtermässi- 
gungen eben nur in Rücksicht auf die ZoUermässigungen vorgenommen 
haben. 

Von den seit 1852 und 1. April 1854 im ElbzoU ermässigten Ar- 
tikeln seien bei Hannoverschen Zollstellen verzollt: 
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im Jahre 1846 


im Durchschnitt 

der Jahre 
1848/51 u. 1848/53. 


im Durchschnitt 

der Jahre 
1862/57 u. 1855/57. 


Von Gütern, für die der Zoll 
herabgesetzt ist auf y, • • 

Von Gütern, die im Zoll er- 
mässigt sind auf 1/4 und 
weiter 


in 
Centner. 

429,770 
322,947 


in Noriual- 
Centner. 

429,770 
235,107 


iu 
Centner. 

230,482 
218,175 


iu Normal- 
centner. 

230,482 
105,344 


in 
Oentner. 

341,244 
346,083 


in Normal- 
centner. 

170,628 
63,871 




Zusammen . . . 
Verglichen, eugebe der Durch- 
schnittsbetrag der auf 
die Ermässigung folgenden 
Jahre von 


752,717 
687,327 


664,877 
234,429 


448,657 
687,327 


335,826 
234,499 


687,327 


234,499. 






Oegen 1846 eine Verminderung 
von 


65,390 


430,378 


238,670 


101,327 

oder etwa 
30 Procent. 

59,854 
oder etwa 
26 Procent. 

41,473 

oder etwa 
S9 Procent. 




Gegen die der Ermissigong 
unmittelbar vorhergehenden 
Jahre aber in Betreff der 
KiMe gleichfalls eine Ver- 
mehrung von 




In Betreff des Zollertrages aber 
eine Verminderung um Nor- 
malcentner 








Und zwar fallen davon auf 
die auf V, errnftssigten Ar- 
tikel 










Auf die auf V» und weiter er- 





















Der ebenerwähnte AusM von 101,327 Normalcentnem, welcher für 
Dänemark und Mecklenburg in annähernd gleicher Weise eingetreten sein 
würde, ergebe für alle drei Staaten einen Ausfall an den Zolleinnahmen 
von 21,673 Thlr. Besonders günstige Erfolge seien daher von den 1852 
und 1854 eingetretenen Ermässigungen nicht zu rühmen, namentlich auch 
nicht von denen, die auf V4 und weiter sich erstreckt hätten. Insbeson- 
dere habe auch die Ermässigung von WoUe, Leinen und Manufaktur- 
waaren, letztere beide in der Niederfahrt, auf welche seiner Zeit so 
grosses Gewicht gelegt sei, den Erwartungen sehr wenig entsprochen. 
Es seien nämlich in der Niederfahrt passirt: 



WoUe. 
Centner. 
bei Wittenberge auf der Elbe im 

Jahre 1846 66,991 

bei Wittenberge auf der Elbe im 
Durchschnitt von 1855/57 . . . 11,442 

Die ElbcOUe. 



Leinen. Manufakturwaaren. 

Centner. Centner. 



47,444 
10,666 



35,540 

172 
18 
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Wolle. Leinen. Manu&kturwaaren. 

Centner. Centner. Centner. 

auf der Berlin -Hamburger Eisen- 
bahn von Preussen und weiter 
nach Hamburg befördert im 
Durchschnitt der Jahre 1855/57 67,180 40,974 111,342 

Wenn daher die Zolleinnahmen Hannovers, Dänemarks und Meck- 
lenburgs sich seit dem Jahre 1851 gehoben haben, was zuzugestehen sei, 
so sei dies nicht sowol in Folge der Zollermässigungen, als vielmehr in 
Folge der allgemeinen Zunahme des Eibverkehrs eingetreten. Sowie diese 
Thatsache einerseits einen unverkennbaren Beweis des Aufschwungs lie- 
fere, in welchem sich der Elb verkehr im allgemeinen befinde, so dftrfte 
es andererseits ihren Regierungen nicht zu verargen sein, wenn sie bei 
der Beurtheilung des Erfolgs der voi^eschlagenen weitem Ermässigungen 
ohne Rücksicht auf die von der andern Seite in Aussicht gestellten Re- 
sultate lediglich ihrer eigenen Ueberzeugung folgten. 

Gegenwärtig seien die Frachten mit Nebenkosten nach den Haupt- 
plätzen im Elbhandelsgebiete auf der Berlin-Hamburger Eisenbahn unge- 
fähr ebenso hoch, als die Wasserfrachten einschliesslich der Nebenkosten 
und der Elbzölle für die dem vollen Normalsatze unterUegenden Artikel. 
Es bestätige sich dies auch durch die Angaben der Bevollmächtigten für 
Sachsen und Hamburg (2. und 8. Konferenz, s. o. S. 194 u. 243), wenn 
bei den Angaben des letztem berücksichtigt w^e, dass sie sich auf die 
Dampfechleppschiffahrt beziehen und dass für die Segelschiffe zum Theil 
wesenthch niedrigere Frachtsätze bestehen. Eine Herabsetzung der höhe- 
ren Elbzollsätze auf V4 des Normalsatzes würde dieses Verhältniss zum 
Nachtheil der Eisenbahnen gänzlich umkehren und es könne in einer 
solchen Herabsetzung die auch von den Bevollmächtigten Oesterreichs, 
Preussens und Sachsens gewünschte gleichmässige Berücksichtigung der 
Interessen der Eisenbahnen und der Schiffahrt keineswegs gefunden 
werden. 

Vortheile, welche der Transport der Güter auf den Eisenbahnen 
darbiete, durch Zollermässigungen auszugleichen, dazu könnten sich ihre 
Regiemngen durchaus nicht für verpflichtet halten. 

Wol aber hielten sie sich für ebenso berechtigt als verpflichtet, bei 
den zu ergreifenden Massregeln auch die Eisenbahnen zu berücksichtigen, 
theils um den wahrscheinUchen Erfolg der Massregel für die Schiffahrt 
und für den Ertrag der Zölle, theils aber auch um die Rückwiii^ungen 
auf die Eisenbahnen danach zu bemessen, deren Gedeihen für den Han- 
del nicht minder wichtig sei, als die Blüte des Schiffißdurtsverkehrs. 

Auf der Berlin -Hamburger Eisenbahn seien im Durchschnitt der 
letzten 3 Jahre 1855/57 nach Preussen und weiter, also nach Konkurrenz- 
plätzen der Elbe, von Hamburg versendet im ganzen 2,372,955 Centner, 
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darunter seien begriffen von den 3 Artikeln Kaffee, 

Game aller Art und rohe Baumwolle 1,084,206 Centner, 

an Gütern, die vom Elbzoll Vi und % zu tragen 

haben, aber überhaupt 1,878,570 „ 

Von Preussen und weiterher seien in derselben Zeit auf derselben 

Bahn versendet nach Hamburg im ganzen 1,306,717 Centner, 

und davon fielen auf Güter, die auf der Elbe zu 

Vi und % verzollt wurden 633,851 „ 

Die zu Vi und V« des Normalsatzes zu verzollenden Artikel betrügen 
mithin in der Aufiiahrt von ^Hamburg über 79, in der Niederfahrt nach 
Hamburg aber über 48 Procent der gesammten, auf der Berlin-Hamburger 
Eisenbahn im Verkehr Hamburgs mit Preussen und weiter versendeten 
Gütermassen. Dass dieser letztere Verkehr im Vei^leich zu dem ge- 
sammten Verkehr der Berlin -Hamburger Bahn von besonderer Wichtig- 
keit sei, leuchte von selbst ein. Seine Wichtigkeit werde dadurch 
erhöhet, dass die Güter meistens die ganze Bahnstrecke, mindestens aber 
ganz Mecklenburg, Lauenburg, Bergedorf etc. zu durchlaufen haben. 

Aehnliche Verhältnisse fänden auf den Hannoverschen Bahnen statt, 
auch für sie sei der Verkehr von und nach Konkurrenzplätzen der Elbe, 
und zwar vorzugsweise mit Artikehi, welche den beiden ersten Elbzoll- 
klassen angehören, von ganz besonderer Wichtigkeit. 

Dass diese Eisenbahnen sich einen Verkehr, welcher einen so erheb- 
lichen Theil ihres gesammten Verkehrs ausmache, ganz oder auch nur 
grösstentheils entreissen lassen, sei kaum denkbar. Ihre Existenz beruhe 
wesenüich auf diesem Verkehr und sie müssten und würden sich diesen 
Verkehr durch Frachtermässigungen oder sonstige Erleichterungen ganz 
oder doch grösstentheils zu erhalten wissen. 

Gelänge ihnen dies, so sei die Massregel der Zollermässigung für 
die Belebung des Eibverkehrs ganz oder grossentheüs wirkungslos, da- 
gegen aber seien dann erhebliche Einbussen an den Zolleinnahmen die 
unzweifelhafte Folge. Gelänge es ihnen aber nicht, so möge zwar ein 
weiterer Aufischwung der Schiffahrt zu erwarten und nur ein weniger 
erheblicher Ausfall an den Zolleinnahmen zu besorgen sein. Allein die 
Existenz und der geregdte Betrieb auf den Eisenbahnen würde dann 
ernstlich gefährdet und dem Handel würden dadurch empfindlichere Wun- 
den geschlagen werden, als selbst das gänzliche Verschwinden der höher 
zu verzollenden Artikel von der Elbe es jemals vermöchte. 

Ihre Regierungen seien der entschiedenen Ueberzeugung, dass es 
den Eisenbahnverwaltungen gelingen werde, die Eibzollermässigung auf 
V4 durch Frachtermässigungen und sonstige Erleichterungen auszugleichen. 
Sie wären daher völlig ausser Stande, zu Massregeln ihre Hand zu bie- 
ten, zu welchen sie eine Verpflichtung nicht anerkennten, die ihre Finanzen 
ernstlich gefährdeten und von welchen sie sich auch für den Aufschwung 

18* 
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des Eibverkehrs keine oder doch keine solche Folgen versprechen könnten, 
die mit den zu erwartenden Nachtheilen in einem einigermassen richtigen 
Verhältnisse ständen. 

Nach dem Verlaufe der Verhandlungen scheine es fast, als wenn die 
Ermässigung der Eibzölle von einer oder der andern Seite nicht allein 
zur Belebung des Schiflfahrts- Verkehrs auf der Elbe, sondern wesentlich 
auch zur Beseitigung oder Ermässigung der beim Eisenbahnverkehr zu 
erlegenden Mecklenburgischen, Lauenburgischen und beiderstädtischen 
Transitzölle erstrebt werde. Jedenfalls sei es unverkennbar, dass, so- 
bald die Eibzölle in der Art ermässigt würden, dass ejn verhältnissmässig 
bedeutender Theil der jetzt auf den Eisenbahnen versendeten Gttter auf 
die Elbe überginge, die jetzt gegen den unveränderten Fortbestand der 
Eibzölle gerichteten Bestrebungen sich dann mit verstärkter Kraft gegen 
die obgedachten Transitzölle wenden würden. Sollten diese Bestrebungen 
etwa ganz oder theilweise Erfolg haben und die Eisenbahnen in Folge 
dessen, und mit Hülfe von Frachtermässigungen den grössten Theil des 
Verkehrs mit den werthvolleren Waarenartikeln wieder an sich reissen, 
so würde dann aufs neue wieder über die angeblich unerschwinglichen 
Eibzolle geklagt und aus denselben Gründen wie gegenwärtig eine wieder- 
holte weitere Erniedrigung der Eibzölle begehrt werden. 

Ihre Regierungen hätten nicht die Absicht, zu solchen Massregehi 
die Hand zu bieten, und dadurch die bedeutenden und für den geord- 
neten Haushalt ihrer Finanzen unentbehrUchen Summ^, welche sie aus 
den gedachten Einnahmequellen bezögen, allmählich auf einen kaum 
nennenswerthen Betrag redudren zu lassen. 
Sie seien daher beauftragt, 
die in der 8ten Konferenz von den Bevollmächtigten für Oester- 
reich, Preussen und Sachsen und von dem Bevollmächtigten für 
Hambui^ gestellten Zollermässigungs- Anträge, wie hiermit geschehe, 
abzulehnen, 
und hätten dabei zu erklären, 

dass ihre Regierungen auch auf das von der Dänischen Regierung 
gemachte Anerbieten, den Zollsatz für die der ersten Verzollungs- 
klasse angehörigen Güter auf % herabzusetzen, nicht eingehen 
könnten. 

Ihre Regierungen bedauerten aufrichtig, dass zwischen einander nahe- 
stehenden und eng befreundeten Regierungen über die Tariffrage fort- 
während eine Meinungsverschiedenheit obwalte, zu deren Ausgleichung 
auf dem die entgegengesetzten Interessen versöhnenden Wege der Ab- 
lösung sie sich bereitwillig erboten hätten. 

Um aber einen Beweis zu geben, wie sehr von ihren Regierungen 
die Beseitigung der entstandenen DiflFerenz gewünscht werde, erlaubten 
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sie sich, den nachstehenden Entwurf einer Uebereinkunft als ein Aus- 
kunftsmittel in Vorschlag zu bringen, wobei sie angewiesen seien, den 
Inhalt desselben als das äusserste Opfer zu bezeichnen, welches ihre 
Regierungen lediglich im Interesse der endlichen Beseitigung der zwischen 
engbefreundeten Regierungen entstandenen Differenz und behufs baldigen 
Abschlusses der nunmehr schon seit 14 Wochen dauernden Verhand- 
lungen zu bringen bereit seien. 

Entwurf einer Uebereinkunft zwischen sämmtlichen Eibufer- 
staaten über Ermässigrungen des ElbzoUs. 

§. 1. Hannover, Dänemark, Mecklenburg, Anhalt-Dessau-Köthen und 
Anhalt -Bernburg werden vom an den ElbzoU ftlr die zur ersten 

Verzollungsklasse gehörigen Güter nur zu ^/s ^^s Normalsatzes unter der 
Bedingung erheben lassen, dass die sämmtlichen zollberechtigten Eibuferstaaten, 
mit alleiniger Ausnahme von Oesterreich, welches die Nichterhebung seiner 
Zölle, wie bisher, fortdauern lassen wird, an ElbzoU für die direkt, d. h. 
ohne Umladung von und nach Böhmen versendeten Güter in der ersten 
Verzollungsklasse nicht mehr, als Vj, in den übrigen VerzoUungsklassen aber 
nicht mehr, als V^ der tarifmässigen Sätze erheben lassen. 

§. 2. Die Kontrole wegen Missbrauch der für den Verkehr von und nach 
Böhmen zugestandenen Zollermässigung wird bei den niederwärts gehenden 
Gütern durch die in Böhmen ausgestellten, amtUch beglaubigten Manifeste 
gehandhabt werden. Bei den aufwärts nach Böhmen gehenden Gütern aber 
wird entweder durch Einzahlung des vollen tariteässigen Zollbetrages oder 
durch genügende Bürgschaft Sicherheit dafür geleistet werden , dass die Güter 
ohne Umladung direkt nach Böhmen gelangen. Die Oesterreichische Re- 
gierung wird darüber, dass dieses geschehen ist, amtliche Bescheinigungen 
ausstellen, auch nöthigenfalls dem Schiffer, auf Ersuchen der betreffenden 
Regierungen, für deren Rechnung den zu viel erhobenen Zoll zurückzahlen 
lassen, welcher der K. K. Regierung auf vierteljährliche, mit den nöthigen 
Belegen versehene, Abrechnungen erstattet werden wird. 

Sollten sich demnächst weitere Kontrolen als erforderlich herausstellen, 
so werden die betheiligten Regierungen sich darüber verständigen. 

§. 3. Sämmtliche zollberechtigte Eibuferstaaten werden vom 
an den Elbzoll für nachstehende Artikel nur erheben lassen: 

zu y^ des Normalsatzes: 
für Asphaltfilz, Kamm- und Pferdefett; 

zu Yj des Normalsatzes: 
für Piassava oder Piacaba, 

„die unter Lit. c. im alphabetischen Waarenverzeichnisse aufgeführten 

gröberen Holzwaaren, auch wenn sie gefärbt sind"; 
zu Vio <lßs Normalsatzes: 
für Laugenfluss aller Art, auch im kalcinirten, oder unkrystallisirten Zustande, 

„ Orseillemoos , rohes " ; 

„ Derby spath, gepochten, gemahlenen und zu Farbe bereiteten"; 
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zu 740 des Normalsatzes: 

fttr Knochenkohle, alle lose oder anverpackt verladene, in der Anf- and 
Niederfahrt, ohne Rücksicht darauf, ob sie gebraucht ist, 
„Derbyspath in krystallisirten Stücken." 
Auch werden sämmtliche zollberechtigte Eibuferstaaten vom 

an den Zoll für Maschinen nach folgenden Sätzen erheben lassen: 

für Maschinen oder Maschinentheile, welche ganz oder dem durch Ab- 
schätzung oder Yerwiegung zu ermittelnden Gewichte nach, vorzugsweise 
bestehen 

a) aus Holz zu V5 

b) ans Gusseisen zu V4 

für alle anderen Maschinen oder Maschinentheile 

in der Auffahrt zu V2 

in der Niederfahrt zu V* 

§. 4. Eine Aufhebung der betreffenden Bestimmungen der Elbschiffahrts- 
akte vom 23. Juni 1821 und der Eibschiff ahrts-Additionalakte vom 13. April 
1844 wird durch diese Uebereinkunft nicht bewirkt. 

§. 5. Die in dieser Uebereinkunft festgestellten, sowie sämmtliche in 
dem §. 3 des SchlussprotokoUes der dritten Elbschiffahrts- Revisionskommis- 
sion vom 8. Februar 1854 vereinbarten Zollerleichterungen und Zollermässi- 
gungen, letztere, soweit sie nicht durch diese Uebereinkunft modificirt sind, 
sollen bis zum 31. December 1866, und wenn 6 Monate vor dem AblMife 
dieses Zeitraums keine der betheiligten Regierungen den übrigen, mittelst 
officieller Erklärung, ihre Absicht, die Wirkung derselben aufhören zu lassen, 
kund thon sollte, noch 3 Jahre Ober diesen Zeitpunkt hinaus, und so fort- 
dauernd von 3 zu 3 Jahren in Anwendung bleiben. 



Dieser Vorschlag beruhe auf dem oben bereits erwähnten Misver- 
hältnisse, in welchem der Verkehr von und nach Böhmen im Vergleich 
mit dem Verkehr von und nach Preussen und Sachsen mit dem Elbzoll 
belastet sei. Aus einer Vergleichung der wirklich zur Erhebung kom- 
menden Zollsätze ergebe sich, dass bei in Preussen stattfindender Um- 
ladung an Elbzoll erhoben würden 
für den Verkehr von und nach Böhmen .... 19 Sgr. 75 Pfg. 
für den Verkehr von und nach Sachsen aber nur 6 „ 10 „ 
Die blosse üeberschreitung der Oesterreichischen 
Grenze erhöhe also den zu erlegenden Zoll- 
betrag um 12 Sgr. 2^6 Pfg. 

Bei dem direkten, ohne Umladung stattfindenden, 
Verkehr steigere sich aber der Mehrbetrag 
des zu erlegenden ZoUs noch weiter, nämlich 
auf 12 Sgr. 7% Kg. 
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ohne Berücksichtigung der in Sachsen gewährten Restitutionen, 

und auf 16 Sgr. 5^5 Pfe. 

mit Berücksichtigung dieser Restitutionen. 

Der Vorschlag schliesse sich an diejenigen Erleichterungen an, welche 
Preussen und Sachsen dem direkten Verkehr von und nach Böhmen 
bereits hätten angedeihen lassen, gehe aber von dem Grundsätze aus, 
dass alle Staaten (mit Ausnahme Oesterreichs, welches, wie bisher, nichts 
zu erheben haben würde) sich an der Erleichterung des Böhmischen 
Verkehrs gleichmässig zu betheiligen haben würden. Die nach dem 
Vorschlage zu erhebenden Beträge bildeten daher Bruchtheile der tarif- 
mässigen, nicht der bisher zur Erhebung gekommenen Tarifsätze. Die 
Herabsetzung des Zolls für die der ersten Klasse angehörigen, nicht von 
und nach Böhmen gehenden Waaren von Vi auf Va sei nur in Rücksicht 
auf die grossen Erleichterungen, welche Preussen und Sachsen diesem 
Theile des Verkehrs bereits angedeihen Hessen, auf die im §. 1 des Ent- 
wurfs erwähnten Staaten beschränkt. Sie werde vielleicht keinen sehr 
erhebüchen Aufschwung der Schiffahrt bewirken, gleichwol den Bezug 
der Waaren auf der Elbe von und nach Preussen und Sachsen um 
2 Sgr. \% Pfg. und resp. 2 Sgr. II73 Pfg. wohlfeiler machen. 

Beide Theile des Vorschlags bildeten insofern ein Ganzes, dass, 
wenn die Erleichterung des Verkehrs mit Böhmen nicht allseitig ange- 
nommen würde, auch die Erleichterung des nicht mit Böhmen stattfin- 
denden Verkehrs nicht zu gewähren sdn würde. 

Die zu erhebenden Zollsätze würden sich nach dem Vorschlage 
stellen wie folgt: 

für den Verkehr 

in der — """""^ *-'^^^''"~— - ' 

YerxoUang»- yon und nach ohne Umladung von und nach 



klasse. 



Prenuen: Saehien: Oesterrtich: 



Iten ^^iVit 4^ 8^ ^Va 4. \ ||& 10 ^frK 7% 4, 

2ten / 3 „ 4% „ ( 5 „ 9% „ J S If ? » IIV2 »» 

3ten öl 1 „ 83/,. „ |\ 2 „ lO«^ „ f || || 3 „ ll'A „ 

*ten |J 1 „ 4%o „ -J 2 „ 3% „ \%^tt 3 „ 2^/5 „ 

öten 2J- „ 8%o „ Ij 1 „ iVio „ iils-g. A » 7V,o „ 

6ten [- „ 4%o „ f ^ »» ^"/«o „ rS^S«- » ^'Vao „ 

7ten ^- „ 2V,.o „ .^ ~ „ 3>V4o » / ?f? - „ 4»% 



40 >i 



Die im §. 3 des Entwurfs erwähnte Zollherabsetzung für einzelne 
Artikel, welche unabhängig von der Annahme oder Ablehnung des Haupt- 
antrags stattfinden könne, sei mehr als eine Berichtigung und Ergänzung 
des Tarifs, wie als eine eigentliche Zollermässigung anzusehen. Sie seien 
in dieser Beziehung im wesentlichen den vorgetragenen Wünschen gern 
nachgekommen und hätten auch die in der heutigen Sitzung vemom- 
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menen Anträge des Sächsischen Bevollmächtigten, soweit als thunlidi, 
berücksichtigt. 

Indem sie die Bevollmächtigten der übrigen Regierungen ersuchten, 
sich baldgefälligst über den vorerwähnten Vorschlag erklären zu wollen, 
müssten sie nochmals bemerken, dass weitere Ermässigungen von ihren 
Regierungen nicht zugestanden werden würden. Sie müssten daher 
dringend bitten, dass mit der Erklärung über den obigen Vorschlag die 
Verhandlungen über die Tariffrage geschlossen würden, da eine Fort- 
setzung derselben nur zu einer nutzlosen Verlängerung der Dauer der 
Revisionskommission führen würde." 

Die Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen, Sachsen, 
Lübeck und Hamburg: „Durch die eben vernommenen Ausführungen 
der Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg halten wir die von 
uns, Namens unserer Regierungen in den frühern Verhandlungen, insbe- 
sondere in der S.Konferenz gegebenen Darlegungen weder in Bezug auf 
den Rechtspunkt, noch auch rücksichtlich des thatsächlichen Verkehrs- 
bedürfnisses für widerlegt oder entkräfligt, und behalten uns wegen even- 
tueller Entgegnung das Protokoll offen. — 

Was die vorgeschlagene Uebereinkunft wegen partieller Elbzoll- 
ermässigungen anlangt, so sind wir nach Inhalt unserer Instruktionen 
nicht in der Lage, uns sofort darüber zu erklären, werden ims aber be- 
eilen, den gehörten Vorschlag zur Kenntniss unserer Regierungen zu 
bringen und deren weitere Anweisungen einzuholen." 

Die Bevollmächtigten für Dänemark und Anhalt behielten sich das 
Protokoll offen. 

Elfte Konferenz, den 23. Novemb. 1858. 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Dänemark: „An das in 
der 2. Konferenz von dem BevoUmächtigten für Dänemark gestellte Er- 
bieten der Herabsetzung des Normalzollsatzes auf die Hälfte wurde be- 
kanntlich die Voraussetzung geknüpft, dass mit dem Eintritt dieser Er- 
mässigung der Esslinger Zoll gänzhch aufgehoben werde. Die Bevoll- 
mächtigten für Lübeck und Hamburg haben dieser Voraussetzung eine 
freundliche Würdigung geschenkt und in einer in der 8. Konferenz ab- 
gegebenen gemeinsamen Erklärung darzulegen gesucht, dass die Ange- 
legenheit des Esslinger Zolles sich gegenwärtig in einer in jeder Hinsicht 
befriedigenden Lage befinde und dass eine Belästigung des Verkehrs 
durch die genannte Abgabe ausser Frage stehe. 

Diese Behauptung und die für selbige vorgebrachten, hauptsächlich 
aus der Geschichte des Esslinger Zolles genommenen Gründe nöthigen 
uns zu folgender Gegenerklärung: 

Wenn nach der Darlegung der Bevollmächtigten für Lübeck und 
Hamburg in der 8. Konferenz der Esslinger Zoll ursprünglich gleicher 
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Art wie die andern Eibzölle war und sich die Zollpflicht sowol auf die 
aufwärts als auf die niederwärts das Zollamt zu Esslingen passirenden 
Waaren erstreckte, so muss auf Grundlage der in dem Lauenburgischen 
ElbzoUarchiv vorhandenen, aus dem vorigen Jahrhundert herstammenden 
Akten, dieser Behauptung widersprochen werden. Hiemach hat für die 
niederwärts passirenden Schiffer weder die Pflicht der Verzollung ihrer 
geladenen Waaren bei dem Zollamte zu Esslingen bestanden, noch ist 
solche von der dortigen Zollbehörde jemals beansprucht worden. Nur 
für die mit Hamburger Zollzettel, also aus dem Hambui^er Baum, elbauf- 
wärts zu Esslingen eintreffenden Waaren wurde der tarifinässige Zoll 
allein auf Grundlage dieser Zollzettel erhoben, ohne dass eine Nachsicht 
der Ladung statthatte oder das Anlegen des Schiffes verlangt wurde ; 
zoUamtUch versuchte Abweichungen von diesen Regeln haben schon der- 
zeit die Einsprache des Magdeburger Magistrats erfahren. 

In üebereinstimmung mit diesen Grundzügen wurde der Tarif für 
den Essliuger Zoll bei der Elbschiffahrtskommission im Jahre 1821 fest- 
gestellt und lässt die desfallige Präsidialerklärung in der Sitzung vom 
20. März 1821 über den Umfang der Zollpflicht keinen Zweifel. 

Wie in den spätem Jahren durch Herbeiziehung der auch ausser- 
halb Baums in Hamburg eingeladenen Güter zur Eriegung des EssUnger 
Zolles das Einkonmien aus diesem Zolle sich verfünffacht hatte, wurde 
diese Angelegenheit bei der dritten Elbschiffahrts -Revisionskommission 
zur Sprache gebracht und den Bemühungen derselben dürfte es allein 
zuzuschreiben sein, wenn seit dem Jahre 1851 die Zollpflicht wieder auf 
das vor und bei dem Abschluss der Elbschiffahrtsakte bestandene Mass 
zurückgeführt ist. 

Während nun die durch die Eibakte vom 23. Juni 1821 festge- 
stellten Tarifsätze in allen Eibuferstaaten durchgehends so erhebliche 
Modifikationen erfahien haben, dass dadurch die aus dem Eibzoll ge- 
zogenen Staatseinkünfte bei steter Zunahme des Verkehrs bedeutend 
geringer geworden sind, als solche vor und in den ersten Jahren nach 
Errichtung dieser Akte waren, ist der Tarif für den Esslinger Zoll seit 
dem Jahre 1821 unerschüttert geblieben und haben sich die hieraus 
residtirenden Einnahmen nicht verringert. Es haben somit die hohen 
Regierungen der freien und Hansestädte Lübeck und Hamburg zu den 
seither erfolgten Erleichterungen der Eibschiffahrt durch ZoUerlass in 
Rücksicht auf den EssUnger Zoll keineswegs mitgewirkt und da diese 
Städte aus den Zollerleichterungen einen Gewinn für ihren Handel ge- 
zogen haben und aus den theils gestellten, theils unterstützten Elbzoll- 
Ermässigongsanträgen noch erhoffen, so dürfte die Erwartung als eine 
begründete angesehen werden müssen, dass die gedachten hohen Regie- 
rungen die gewünschte Erleichterung der Elbschiffahrt zunächst ihrer- 
seits durch Erlass eines bisher unverminderten Zolles befördern werden. 
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In der mehrerwähntra Erklärung der Bevollmächtigten fBr Lübeck 
und Hamburg ist des bis zum Schlüsse des Jahres 1856 in Hambuig 
zur Erhebung gekonmienen Schiffszolls Erwähnung geschehen, derselbe 
als eine Hafengebühr für Eibkähne, und dessen Aufhebung als eine dem 
stark belasteten Eibverkehr gewährte Erieichterung bezeichnet worden. 

Nach der mitgetheilten statistischen Uebersicht ist dieser Schiffszoli 
ohne Rücksicht auf das Schiffsgefass nur von den angebrachten und 
versandten Waarenladungen erhoben. — Eingezogene Erkundigungen 
haben ergeben, dass von dieser Zollerlegung Exemtionen für die nach 
einzelnen Eibhäfen und Eibdistrikten versandten oder daher gekommenen 
Waaren stattgefunden haben, sowie, dass auch von solchen Ladungen, 
die ohne Berührung des Hamburger Hafens nach Hamburgischem 
Gebiet gebracht, und die auf freier Elbe bei Hamburg eingenonmienen 
sind, der Schiffszoll erhoben worden, und dass für leere Schiffe auch bei 
Benutzung des Hamburger Hafens eine derartige Abgabe nicht erlegt 
ist. — Die Bezeichnung dieses Schiffszolles als eine Hafengebühr ist 
diesem, nach eine zutreffende nicht zu nennen, vielmehr hat derselbe 
sich in seiner Wirkung als ein derartiger Waarenzoll gezeigt, dessen 
Erhebung durch den Art. 13 der Elbschiffahrtsakte vom 23. Juni 1821 
als unstatthaft bezeichnet ist. Die Aufhebung dieses Zolles dürfte daher 
weniger als ein der Belebung des Eibhandels gebrachtes Opfer, denn als 
die Erfüllung einer schuldigen Verpflichtung anzusehen sein." 

Die Bevollmächtigten für Lübeck und Hamburg können diese Er- 
klärung als zutreffend nicht anerkennen und behalten sich Weiteres vor. 

Der Bevollmächtigte für Dänemark schliesst hieran noch die Er- 
klärung, dass von selten seiner Regierung an dem gänzlichen WegM 
des Esslinger Zolles als Bedingung für die diesseitige Zustimmung zu 
jeglicher mit Einbusse für die Staatskasse verbundenen Mo- 
difikation des Elbzolltarifs entschieden werde festgehalten werden. 



Das Präsidium erinnerte, dass in der 8. Konferenz von den Bevoll- 
mächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen der ursprünglicfae 
Hamburgische Antrag mit einigen Modifikationen empfohlen worden, and 
von dem Bevollmächtigten für Hamburg ein neuer Antrag eingebracht 
sei, worauf die Bevollmächtigten für Dänemark und Anhalt sich Wdteres 
vorbehalten hätten, und ersuchte er die Herren, diese vorbehaltenen Er- 
klärungen abzugeben. 

Der Bevollmächtigte für Dänemark: „Die in der 8. Konferenz von 
den Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen gemein- 
schaftlich abgegebene Erklärung bezweckt, mit geringen Modifikatio- 
nen, den von dem Senat der freien und Hansestadt Hamburg einge- 
brachten, dem ersten Konferenzprotokoll beigedruckten subsidiären An- 
trag auf Elbzollermässigung zu empfehlen. Dieser Antrag hat bereits 
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vor dem Zasammentritt der vierten Elbschifiiahrts- Revisionskommission 
die Prüfung meiner Regierung erfahren, und erlaubte ich mir in der* 
2. Konferenz zu erklären, dass und aus welchen Gründen hierauf nicht 
eingegangen werden könne. Ich darf mich auf diese letztgedachte Er- 
klärung wiederholt beziehen und bin beauftragt, den erwähnten Antrag 
nunmehr definitiv abzulehnen." 

Der Bevollmächtigte für Anhalt: „Ich habe die in der 8. Konferenz 
von den Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen kollektiv 
und abgesondert von dem Bevollmächtigten für Hamburg gestellten An- 
träge auf eine durchgreifende Ermässigung der Eibzölle zur Kenntniss 
meiner hohen Regierungen gebracht und bin autorisirt, darauf Folgendes 
zu erwidern: 

Ich darf wol, wie schon früher geschehen, daran erinnern, dass meine 
Regierungen, da dem Eibverkehr ihrer ünterthanen durch die ndt der 
Krone Preussen abgeschlossenen Eibzollverträge Erleichterungen gewor- 
den, in Bezug auf den Elbzoll nur finanzielle Interessen zu vertreten 
haben, und dass sie diesen Standpunkt auch femer festhalten werden. 

Bei Festhaltung dieses Standpunkts wird es nicht nöthig sein, auf 
die Rechtsfrage weiter einzugehen; es bleibt diese hier daher ganz 
unerörtert. 

Es wfrd nur darauf ankommen, die thatsächlichen Verhältnisse ge- 
hörig zu würdigen, und glauben meine Regierungen, ihren Standpunkt 
nicht zu verlassen, wenn sie den für Herabsetzung des Eibzolltarifs 
aas der Erwägung der thatsächlichen Verhältnisse geltend gemachten 
Gründen Rechnung tragen. 

Bei einer nochmaligen gründlichen Prüfung der Elbzollermässigungs- 
frage, insbesondere bei Erwägung der von dem Bevollmächtigten für 
Hamburg in der 8. Konferenz gegebenen Nachweise über den Verkehr 
auf der Elbe und den mit derselben konkurrirenden Eisenbahnen, haben 
sich meine Regierungen der Ansicht nicht verschliessen können, dass der 
Eibweg für die mit dem vollen und halben Zollsatze tarifirten Artikel 
mit den Eisenbahnen nicht zu konkurriren vermag, und dass nur eine 
angemessene Herabsetzung des Tarifs diese Konkurrenz möglich machen, 
und verhindern kann, dass die jetzt zu hoch tarifirten Waarenartikel 
den Eibweg gänzlich verlassen und den Eisenbahnen sich zuwenden. 

In einem solchen Falle erscheint aber eine angemessene Herab- 
setzung des Tarifs nicht allein den Schiffahrt- und Handeltreibenden 
gegenüber, sondern auch aus finanziellen Gründen gerechtfertigt. 

Meine Regierungen haben daher in Anerkennung der angeführten 
thatsächlichen Verhältnisse und um einen Beweis ihres bundesfreund- 
lichen Entgegenkommens zu geben, mich ermächtigt, 

dem von der freien und Hansestadt Hamburg Seite 6 der Protokolle 
[s.o.S.183] gestellten Elbzollermässigungsantrage, vorbehaltlich etwa 
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ZU beantragender Modifikationen, beizustimmen, unter der Voraus- 
setzung, dass derselbe seitens sämmtlieher Eibuferstaaten ange- 
nommen wird, und dass die von Oesterreich, Preussen und Sach- 
sen bewilligten Elbzollerlasse und Restitutionen auch bei Annahme 
dieses Antrags fortdauern." 

Der Bevollmächtigte für Dänemark: „In Bezug auf den von dem 
Bevollmächtigten für Hamburg in der 8. Konferenz eingebrachten Elb- 
zoUermässigungsantrag konnte ich mich schon derzeit auf die in der 
2. Konferenz abgegebene Erklärung beziehen. Ich kaan dies nach ein- 
geholter näherer Instruktion jetzt um so mehr, als ich wiederholt her- 
vorzuheben habe, dass meine Regierung mit den in dieser Erklärung in 
der Tariffrage gemachten Zugeständnissen an die Grenze der Opferfähig- 
keit angelangt ist. ^ 

Die für den vorliegenden Antrag vorgebrachten Gründe haben in 
der gemeinsamen Erklärung der Bevollmächtigten für Hannover und 
Mecklenburg, eine ausführUche Widerlegung gefunden, und da die hierin 
dargelegten Momente auch theilweise auf die diesseitigen Verhältnisse 
Anwendung leiden, so darf ich, um Wiederholungen zu vermeiden, inso- 
weit als der zur Frage stehende Antrag darin behandelt wird, im we- 
senthchen hierauf mich beziehen, und habe nur zu erklären, dass mdse 
Regierung sich nicht in der Lage befindet, den durch diesen Antrag an 
die Zollkasse erhobenenen Ansprüchen zu genügen, und dass ich den- 
selben, wie hiermit geschieht, abzulehnen habe." 

Das Präsidium ging hierauf über zu dem in der 9. Konferenz von 
den Bevollmächtigten für Hannover uud Mecklenburg vorgelegten Ent- 
wurf einer Uebereinkunft zwischen sämmtlichen Eibuferstaaten über Er- 
mässigung des Eibzolles, und erklärte als Bevollmächtigter für Oester- 
reich, „nicht in der Lage zu sein, im Namen der Oesterreichischen Regie- 
rung eine Erklärung über diesen Antrag abzugeben." 

Die Bevollmächtigten für Preussen und Sachsen: „Unsere Regie- 
rungen haben sich bei gegenwärtiger Revisionskommission zur Aufgabe 
gestellt, auf den Eintritt derjenigen allgemeinen Elbzollermässigungen 
hinzuwirken, welche für eine gedeihliche Entwickelung des Waarenver- 
verkehrs auf der Elbe zur unabweislichen Nothwendigkeit ge- 
worden sind. 

Der von den Bevollmächtigten von Hannover und Mecklenburg in 
der 9. Sitzung eröffnete Vorschlag ist aber thatsächlkh und ansge- 
sprochenermassen nur auf Begünstigung der Schiffahrt von und nach 
Oesterrdch gerichtet. 

Wir verkennen zwar nicht, dass es besonders diese Verkehrsrichtung 
ist, welche unter den g^enwärtigen Zollverhältnissen vorzugswdse leidA 
und es würde unsern Regierungen nur zur Befriedigung gereichen, die 
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Oesterrdchische Schiffahrt durch Beschlüsse der Konferenz von den sie 
drückenden, schweren Fesseln befrdt zu sehen. 

Jener, selbst nicht einmal auf eine definitive, sondern nur auf eine 
zeitweilige, widerrufliche und schon deshalb prindpiell bedenkliche Ver- 
einbarung abzielende Hannover-Mecklenburgische Vorschlag, trägt aber 
den SchifEahrtsinteressen Preussens und Sachsens, wenn überhaupt, nur 
in höchst untergeordneter Weise Rechnung; er ist von dem Ziele, wel- 
ches unsere Regierungen anstreben müssen, sehr weit entfernt, und wir 
befinden uns deshalb nach den empfangenen Instruktionen ausser Stande, 
dem in Rede stehenden Vorschlage beizutreten." 

Der Bevollmächtigte für Dänemark: „Er befände sich, wie der Be- 
vollmächtigte für Oesterreich, in der Lage, eine Erklärung über diesen 
Entwurf nicht abgeben zu können." 

Der Bevollmächtigte für Anhalt: „Den von den Bevollmächtigten 
für Hannover und Mecklenburg in der 9. Konferenz vorgelegten Entwurf 
einer Uebereinkunft zwischen sämmtlichen Eibuferstaaten über Ermässi- 
gung des ElbzoUs bin ich mit Beziehung auf die heute abgegebene Er- 
klärung über den von dem Senat der freien und Hansestadt Hamburg 
gestellten ElbzoUermässigungsantrag von meinen Regierungen angewiesen, 
absulefanen." 

Die Bevollmächtigten für Lübeck und Hamburg: „Der von den 
Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg in der 9. Konferenz 
vorgelegte «Entwurf zu einer Uebereinkunft zwischen sämmtlichen Elb- 
uferstaaten über Ermässigungen des Eibzolls » erscheint in zwiefacher 
Beziehung als nicht genügend, einmal schon in formeller Rücksicht, so- 
dann aber hinsichtlich der materiellen Bedeutung der angebotenen Her- 
absetzungen. 

Während die bisherigen Anträge auf Ermässigung der ElbzöUe nur 
in dem Sinne vorgebracht sind, dass es sich hierbei um eine vertrags- 
mässige Revision der Elbschiffi(,hrtsakte handele, in derselben Weise, 
wie bei der ersten und zweiten Elbschiffahrts -Revisionskommission die 
vereinbarten Veränderungen des bestehenden Elbzolltarifs als integrirende 
Theile der Elbschiffahrtsakte angenonmien wurden, geht der vorliegende 
Entwurf nur auf eine für eine gewisse Zeitdauer abzuschliessende be- 
sondere Uebereinkunft. Am Schluss der dritten Revisionskommission 
ist allerdings wegen der damals beliebten partiellen Eibzollermässigungen 
eine solche .Form gewählt, und auch dadurch der nur provisorische 
Charakter der damaligen ungenügenden Eibzollreduktionen bezeichnet 
worden; allein dieser Vorgang darf für die Zukunft nicht massgebend 
sein, sondern die künftig zu vereinbarenden Ermässigungen des ElbzoUs 
würden, wie es den Bestimmungen der Wiener Kongressakte und der 
EUbschiffahrtsakte gemäss ist, wieder als Revision des konventionellen 
Elbzolltarifs zu behandehi sein. 
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Die praktische Wichtigkeit einer solchen konventionsmässigen Be- 
handlung der Elbzollermässigungen ist durch die Aeussenmg der Herren 
Bevollmächtigten f&r Hannover und Mecklenburg (2. Konferenz) beson- 
ders einleuchtend geworden. 

In Betreff des materiellen Inhalts des voiüegenden Entwurfs ist zu- 
nächst mit Befriedigung anzuerkennen, dass dadurch dem direkt^i Böh- 
mischen Verkehr auch für die zum V4 ^uid zu niedrigem ElbzoUsätzen 
tarifirten Artikel höchst wünschenswerthe und den gegebenen Verhak- 
nissen entsprechende Erleichterungen angeboten werden. Es steht dies 
im Einklang mit bereits im Laufe der zweiten Revisionskommission in 
Anrege gekommenen Massregeln, welche damals von OesterrdcA be- 
antragt, und von Hannover, Lübeck und Hamburg angelegentlidi unter- 
stützt wurden. 

Dagegen kann im übrigen der in Bede stehende Vorsddag, wdcher 
sich auf eine Ermässigung des vollen EäbzoUsatzes für die jetzt dem- 
selben unterliegenden Artikel im Verkehr nach und von Preossen, 
Anhalt und Sachsen um nur ein Drittheil des gegenwärtigeB Betrugs 
beschränkt und der mithin nicht einmal so weit geht, wie die Dänische 
Regierung aus eigenem Antriebe glddi beim Beginn der Konfra^nzen 
angeboten hat, in kemer Weise, als ausreichend anei^annt werden. Zar 
Bestätigung dieser Ansicht dient der ganze Inhalt der im aditen Kon- 
ferenzprotokoU gegebenen ausführlichen Dariegungen über die bedrückte 
Lage des Eibverkehrs, und tritt hierzu nodi die eigene Bemerkung der 
Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg, dass die betreffende 
Herabsetzung des Normalsatzes um ein Drittheil « vielleicht keinen sdir 
erbebhchen Aufschwung der Schiffahrt bewirken werde.» Es kann doch 
unmöglich als vertragsmässige Aufgabe der Revisionskommission gelten. 
Massregeln herbeizuführen, deren Ungenügendheit im Interesse der Schiff- 
fahrt man allerseits von Anfang an voraussieht und selbst voraussagt, 
und deren eingestandener Zweck sein würde, den konkurrirenden Eeen- 
bahnen zum Nachtheil der Schiffahrt eine künstliche Begünstigung zu 
erhalten, während das positiv vorgeschriebene Mandat der Bevisions- 
kommisdon darin besteht, Abstellung von Beschwerden zu veranlassen, 
auch Veranstaltungen und Massregeln zu berathen und zu bewirken, 
welche nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt femer eridditem 
könnten. 

Die von den Bevollmächtigten für Hannover und Meddenbniig for- 
geschlagene Uebereinkunft wegen Elbzollermässigungen kann denmadi. 
wie gesagt, sofern damit das Mass der bei der diesmaligen RevisHms- 
kommission zu gewährenden Herabsetzung der bestehenden ElbzöBe ^- 
schöpft sein soll, als genügend nicht anerkannt werden.'* 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg: ,J>as8die 
von ihnen in der 9. Konferenz proponirte Uebereinkunft wegen weiterer 
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Zollermässigungen allseitige Zustimmung nicht gefunden habe und sonach 
demjenigen Theile der Eibschiffahrt, welcher nach allseitigem Einver- 
standnisse vorzugsweise, nach diesseitiger Ansicht aber auch nur allein 
einer durchgreifenden Zollerleichterung bedürftig sei, diese dennoch vor- 
enthalten bleiben solle, könnten sie nur auf das lebhafteste bedauern. 

Sie bekl£^n dies um so mehr, als sie, nachdem das Projekt einer 
gänzlichen Ablösung der Elbzölle schon früher auf unerwarteten Wider- 
stand gestossen sei, jetzt durch die Ablehnung der Erbietungen ihrer 
Regierungen den Weg abgeschnitten sähen, auf welchem allem in der 
Tarififrage eine Verständigung zu erzielen gewesen wäre, die den auf 
Ermässigung der Zölle gerichteten Wünschen zu gutem Theil Rechnung 
getragen hätte, ohne dem Interesse derjenigen Staaten, welche dieser 
Massregel aus finanziellen Gründen abgeneigt seien, allzu nahe zu treten. 

Wie ihre Regierungen über die Rechtsfrage dächten und aus wel- 
che faktischen Gründen sie eine weitere Zollermässigung weder für den 
guten Bestand und das fernere Gedeihen der Sdiiffahrt von nöthen, 
noch mit anderweit von ihren unabweislich zu nehmenden Rücksichten 
verdnbar hielten, sei in frühem Erklärungen umständlich dargelegt. 

Sie hätten, soviel den Rechtspunkt betreffe, auch den heute wieder 
im entgegengesetzten Sinne angestellten Behauptungen gegenüber, von 
dem frikb^ Gesagten weder etwas zurückzunehmen, noch demselben 
etwas Wesentliches hinzuzufügen, da dadurch unwiderlegbar nachgewiesen 
sei, dass die Momente für die Beurtheilung der gegenseitigen Rechte 
und Verbindlichkeiten der Eibuferstaaten in Bezug auf den gemeinsamen 
Strom nicht aus den Stipulationen der Wiener Kongressakte vom Jahre 
1815, sondern aus den zum Vollzuge derselben unter diesen Staaten 
unwiderruflich aufgerichteten Verträgen zu entnehmen seien, dass femer 
nrgendweldie Abänderungen dieser Verträge und die Ermässigung des 
einai int^rirenden Theil derselben bildenden Zolltarifs von der Zu- 
stimmung sämmtlicher Uferstaaten abhängig seien, und dass endlich eine 
rechtliche Verbindlichkeit für die einzelnen Uferstaaten zur Ertheilung 
ihrer Zustimmung zu den andererseits beantragten Zollermässigungen 
weder in den Worten noch in dem Geist des Art 30 der Eibakte be- 
grüBdet sei. 

Im übrigen glaubten sie sich einer Entgegnung auf die von der 
Gegenseite heute wieder vorgetragenen Ansichten und Behauptungen, 
worin sie wesentlich neue und solche Argumente, die in voraufigegangenen 
ProtokoUen nicht schon vollständig und, soweit nöthig, auch durch Zahlen 
widerlegt seien, nicht vorgebracht fibiden, um so mehr enthsdten zu 
dürfen, als, bei grundverschiedenen Standpunkten und Interessen, eine 
Verständigung in der Sache durch weitem Austausch der Ansichten 
schwerlich zu erreichen sein würde. 

Sie inhärirten unbedingt ihren frühem Ansichten, sähen aber die 
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von ihnen in der 9. Konferenz vorgeschlagene TJebereinkunft durch die 
derselben von Preussischer, Sächsischer, Anhaltscher und Lübeck-Ham- 
burgischer Seite versagte Zusthnmung als beseitigt an." 

Der Vorsitzende: „In der 9. Konferenz hätten die Bevollmächtigten 
für Hannover und Mecklenburg ihrem Antrag Deduktionen vorangehen 
lassen, hinsichtlich welcher die Bevollmächtigten far Oesterreich, Preussen, 
Sachsen und Hamburg sich eine Erklärung vorbehalten hätten. 

In dieser Hinsicht hätten sich die drei ersten zu einer Kollektiv- 
erklärung geeinigt." 

Die Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen und Sachsen: 
„Unsere Begierungen können in den von den Bevollmächtigten für Han- 
nover und Mecklenburg in der 9. Konferenz vorgetragenen Deduktionen 
keinen rechthchen Bestimmungsgrund wahrnehmen, um von ihrer Auf- 
fassung des zwischen den Eibuferstaaten bezü^ch der Tariffrage be- 
stehenden konventionellen Verhältnisses abzugehen. Dieselben müssen 
vielmehr aus voller Ueberzeugung an dem Standpunkte festhalten, wo- 
nach die durch die fortschreitenden Bedürfhisse des Verkehrs bedingten 
Erleichterungen, somit auch die den Verhältnissen entsprechenden Zoll- 
ermässigungen im Sinne der, auf Grundlage der Wiener Kongressakte 
vereinbarten Elbschiffahrtsverträge, als wesentlich in dem Kreise der von 
den einzelnen Uferstaaten hierdurch vertragsmässig übernommenen Ver- 
pflichtungen gelegen, angesehen werden müssen. 

Wie es der Emgang zu der Eibakte bestätigt, wurde mit dem Ab- 
schlüsse der Elbschiffahrtsverträge der ausdrücklich hervorgehobene 
Zweck verbunden, dem Handel und der Schiffahrt auf der Elbe die von 
den hohen Kontrahenten zugesicherten VortheUe und Erieichterungen bald- 
möglichst zu gewähren. 

In diesem Sinne wurden auch die SchifiEahrtsverträge abgeschlossen, 
und die hohen Kontrahenten konnten und wollten dieselben auch nicht 
anders abschliessen, weil Hochdieselben eben durch die in der Wiener 
Kongressakte festgestellten Grundsätze gebunden waren. 

Wenn [s. o. S. 260] von den Bevollmächtigten für Hannover und 
Mecklenburg die Ansicht aufgestellt wird, 

«dass irgendwelche Abänderungen der Elbschiffahrtsakte vom 
23. Juni 1821 und der Additionalakte vom 13. April 1844, sowie 
der einen integrirenden Theil derselben bildenden 
Tarifsätze nur unter Zustimmung sämmtlicher Uferstaaten recht- 
lich möglich seien, und einem jeden der letztem das Recht zu- 
stehe, diese Zustimmung nach seiner Konvenienz zu ertheilen 
oder zu versagen,» — 
so kann eine solche Auffassung, insofern nämlich das Recht in Anspruch 
genommen werden wollte, die angesprochene Zustimmung auch dann 
versagen zu können, wenn es sich um Massregeln handelt, die zur Er- 



Digitized by 



Google 



7. Abschnitt Vierte (Zweite Hamb.) Revisionskommission. 1858. 289 

haitung und naturgemässen Entwickelung des Eibverkehrs, somit zur 
Erfüllung einer ganz wesentlichen und unzweifelhaften Vertragsabsicht 
unbedingt nothwendig sind, als in dem Sinne und V^ortlaute der Eibakte 
begründet, nicht anerkannt werden. Der hier massgebende Artikel XXX 
der Eibakte lautet unter andern: 

«Der Zweck und der Wirkungskreis der Revisionskommission sind: 
sich von der vollständigen Beobachtung der Konvention zu über- 
zeugen, einen Vereinigungspunkt zwischen den üferstaaten zu 
bilden, um Abstellung von Beschwerden zu veranlassen, auch Ver- 
anstaltungen und Massregeln, welche nach neuerer Erfahrung 
Handel und Schiffahrt femer erleichtem könnten, zu berathen.» 

«Diese wird jeder Bevollmächtigte bei seiner Regiemng zur 
Be Wirkung eines Beschlusses in Vorschlag bringen.» 
Die hohen Kontrahenten vereinbarten sich daher, um durch die 
Revisionskommission Beschwerden abzustellen, welche gegen alle wie 
immer gearteten Hemmnisse des Eibverkehrs erhoben werden, und um 
über die bei der Revisionskommission berathenen Veranstaltungen und 
Massregeln, welche nach neuerer Erfahmng Handel und Schiffahrt femer 
erleichtern könnten, einen Beschluss zu bewirken, nicht aber um 
Hemmnisse der Schiffahrt fortbestehen zu lassen, oder den die Beseiti- 
gung der Hemmnisse bezweckenden Beschluss, aus Gründen einer 
blossen partikulären Konvenienz, zu vereiteln. Eine andere Aus- 
legung würde die Elbschif&ihrts- Verträge in ihrer wesentlichsten Bestim- 
mung lediglich zu einem Akte blosser Formalität stempeln. 

Vergleicht man die eben dtirte Stelle des Protokolls S. 161 [s. o. 
S. 260], nach welcher die Tarifsätze einen integrirenden Theil 
der Schiffahrts vertrage bilden, mit den S. 163 [s. o. S. 264] des 
Protokolls aufgestellten Ansichten, 

«dass eine Herabsetzung der vertragsmässig festgestellten Zollsätze 
unter die zu berathenden Veranstaltungen und Afassregeln, welche 
nach neuerer Erfahmng Handel und Schiffahrt femer erleichtem 
könnten, nicht füglich zu subsumiren sei,» 



femer 



« die Absicht des Vertrags könne vielmehr bei diesen Worten über- 
haupt nur auf solche Veranstaltungen und Massregeln gerichtet 
gewesen sein, welche ausserhalb der Tariffrage lägen,» 
dann, 

tt wogegen die einmal im Vertragswege unwidermflich festgestellten 
Tarifsätze als ein Kompaktat angesehen wären, dessen Verände- 
mng sich durch die Rücksicht auf die zu bewirkende Erleichtemng 
des Handels und Verkehrs nicht zu bestimmen habe», 
so bedarf es keiner weitem Beweisfühmng, dass der Sinn der S. 161 
angeführten Stelle, diejenigen Ansichten, welche S. 163 des Protokolls 

Die Elbzöile. 19 
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aufgestellt wurden, gänzlich ausschliesst, weil dieselben nebeneinander 
nicht bestehen können: denn wenn der Tarif, dem in der Eibakte die 
Artikel IX und X gewidmet wurde;}, einen integrirenden Theil der ohne 
allen Vorbehalt allseitig ratificirten Elbschiffahrts- Verträge bildet, — was 
als richtig anerkannt wird, — so kann demselben die Eigenschaft der 
Unyeränderlichkeit nicht beigelegt werden, sondern es findet vielmehr auf 
denselben, sowie auf alle übrigen Bestimmungen dieser Verträge der Ar- 
tikel XXX volle Anwendung. 

Die allgemeine Fassung dieses der Um- und Fortbildung der Schiff- 
fahrtsverträge überall Raum gebenden Artikels passt auf alle Eventuali- 
täten, und wurde bei der Redaktion vorsorglich gewählt, weil es nicht 
möglich war, im voraus zu bestimmen, was alles und in welchem Masse 
in Folge der geänderten Lokal- und Verkehrsverhältnisse in der Zukunft 
der Eibschiffahrt hinderüch, und was, — um derselben die vertrags- 
mässig zugesicherte Erleichterung zu verschaffen, abzuändern oder zu 
beseitigen sein möchte. Wollte man etwa behaupten, dem Zwecke und 
den Bestimmungen der Schiffahrtsverträge werde entsprochen, warn die 
nach andern Richtungen erforderUchen Erleichterungen zwar gewährt, 
die Eibschiffahrt aber durch hohe Zölle unterdrückt werden würde? 

Seit 14 Jahren ertönen laute Klagen und Beschwerden über den 
Pruck der hohen ElbzöUe, seit 14 Jahren ist es Ueberzeugung mehrer 
hunderttausend Bewohner des Eibgebiets geworden, dass wenn die Elb- 
zöUe den Verhältnissen angemessen nicht geregdt werden, die Eibschiff- 
fahrt dem Verfall nicht entgehen könne. 

Alles Bemühen, alle Vorstellungen der obern Eibuferstaaten, den 
^rückenden thatsächlichen Verhältnissen des dur/di Staatsverträge garan- 
tirten Eibverkehrs Anerkennung zu verschaffen, waren, weil das seither 
Gewährte auf die Benennung einer entsprechenden Erleichterung 
keinen Anspruch stellen kann, erfolglos. Und in der That, es sind die 
Besorgnisse, welche einerseits bei der eiiolglosen dritten Elbsehiffahrts- 
Bevisionskommission vorhergesehen und geltend gemacht wurden, seither 
zum Theil leider in Erfüllung gegangen, und andererseits hat man das, 
was man mit Hintansetzung der in den Schiffahrtsverträgen übernomme- 
nen Verpflichtung zu Gunsten der parallelen Eisenbahnen erreichen wollte, 
inzwischen theilweise wirklich erreicht. 

Die direkte Oesterreichische Schiffahrt zwischen Böhmen und Ham- 
burg ist auf einige wenige Schiffe zurückgedrängt, daher fast ganz uiter- 
drückt, und der Rest wird, wenn nicht bald Abhülfe geschaffen werdoi 
wird, in der nächsten Zeit ein Opfer der unerschwinglichen Elbzölle 
werden. Die Preussische und Sächsische Eibschiffahrt, besonders die- 
jenige, welche den Verkehr zwischen Hamburg nnd den oberhalb Magde- 
burg gelegenen Eibgegenden vermittelt, ist den ihr Konkurrenz machen- 
den künstUchen Verkehrsmitteln gegenüber schwer hostet; statt des 
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früheren lebhaften Geschäftsverkehrs ist in den Preussischen und Säch- 
sischen Eibstädten seit vielen Jahren, daher lange vor der gegenwärtigen 
Handelskrisis, Geschäftslosigkeit und kommerzielle Stockung eingetreten, 
der Handel mit Kolonialwaaren in dem Gebiete des Eibstromes, früher 
durch die Schiffahrt auf dem letztem vermittelt, hat fast ganz aufgehört, 
und wird jetzt auf anderm als dem durch die Natur ihm zugewiesenen 
Wege betrieben. Das Schiflfergewerbe, ehedem genügenden Lohn ab- 
werfend, gewährt den Betheiligten jetzt nur eine kümmerliche Existenz. 
Das von den BevoUmächtigten für Hannover und Mecklenburg vor 
die Revisionskommission gebrachte Projekt anerkennt zwar prindpiell den 
Verfall der Oesterreichischen Eibschiffahrt, allein ein Anerkenntniss, dass 
die Preussische und Sächsische Schiffahrt bei Fortbestand der hohen 
Eibzölle der Konkurrenz der in jeder Beziehung begünstigten Eisenbah- 
nen früher oder später auch würden unterliegen müssen, lässt das Pro- 
jekt, da der Eibschiffahrt dieser zwei Uferstaaten nur eine Ermässigung 
des ElbzoUs für die zur ersten Verzollungsklasse gehörigen Güter um 
Vs des Normalsatzes zugedacht werden will, während die übrigen 6 Ver- 
zollungsklassen unverändert bleiben sollen, fast ganz vermissen. Und 
doch bestätigen die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg 
wahrheitsgemäss, dass 

< wenn zu den bisherigen Transportanstalten ein neues Verkehrs- 
mittel (Eisenbahn) hinzukomme, welches vor allen bisherigen, 
abgesehen von der Wohlfeilheit, sich durch die Sicheriieit und 
Schnelligkeit der Transporte auszeichne, daneben durch wesent- 
Uche Erleichterungen in Betreff der Grenzzollabfertigung begün- 
stigt sei, und endUch in der neueren Zeit unter einer koncen- 
trirten Leitung und duich Verbindungen der verschiedenen Eisen- 
bahnverwaltungen untereinander sich immer mehr in der Art 
vervollkommnet habe, dass durch direkte B^rderung der Güter, 
Umladungen, Speditions-, Lagerungskosten und dergleichen Be- 
schwernisse des Verkehrs vermieden werden, so sei es klar, dass 
eine solche Transportanstalt vorzugsweise geeignet sei, von dem 
zunehmenden Güterverkehr ein grösseres Quantum an sich zu 
ziehen, als andere Verkehrsanstalten.» (Eibschiffahrt) 
Die vorerwähnten, von den Bevollmächtigten für Hannover und 
Meddenburg mit anerkennungswerther Offenheit aufgezählten vielen Vor- 
theile, welche den Eisenbahnen zur Seite stehen, genügen vollkommen, 
um darzuthun, dass wol die Schiffahrt gegenüber der Eisenbahn, nicht 
aber die letztere gegenüber der Schiffahrt eines Schutzes bedarf, und 
dass daher, wenn für die hartbedrängte Eibschiffahrt nur eine den Ver- 
kehrsverhältnissen entsprechende Erleichterung des Zolldrucks ange- 
sprochen wird, diesem Ansprüche die Anei^kennung der Billigkeit nicht 
al>fesprochen werden kann. Auch sind die angeführten Vortbeüe genü- 
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gend, um nachzuweisen, dass neben den vielfach begünstigten Eisen- 
bahnen, die mit hohen Zöllen belastete Elbschiffiihrt, welche überdies 
mit mannichfaltigen natürlichen und sonstigen künstlichen Hindernissen 
zu kämpfen hat, nicht aufkommen kann, und verfallen muss. 

Um nachzuweisen, dass sich die Kontrahenten vom 23. Juni 1821 
nur im Sinne der Wiener Kongressakte haben vereinbaren können, sowie, 
dass die Vereinbarung in diesem Sinne auch erfolgt, und dass die Elb- 
schifiiahrtskommission, welche im Jahre 1819 in Dresden zusammenge- 
treten ist, von diesem Grundsatze ausgegangen sei, wird von den Be- 
vollmächtigten für Hannover und Mecklenburg der in der 3. Konferenz 
von der erwähnten Kommission gefasste Beschluss angeführt, welcher 
wörtlich lautet: 

aDie Kommission, durchdrungen von der Ueberzeugung, dass sie 
nicht berufen sei, neue Grundsätze aufzustellen', oder 
Lokalinteressen zu verfechten, sondern dass sich die Sen- 
dung darauf beschränke , die durch die Wiener Kongressakte aus- 
gesprochenen Bestimmungen auf die Eibschiffahrt in Ausübung zu 
bringen, stellt diesemnach als einhelligen Beschluss auf, dass die 
Bestimmungen, welche die Artikel 108 bis 116 der Hauptschluss- 
akte des Kongresses enthalten, als Basis und alleinige Richtschnur 
bei ihren Verhandlungen zu dienen haben.« 
War schon die Dresdener Kommission im Jahre 1819 nicht berufen, 
neue Grundsätze aufzustellen, oder Lokalinteressen zu ver- 
fechten, so ist um so weniger die gegenwärtige 4. Revisionskommission 
berufen. Lokal- oder Partikularinteressen zu vertreten, welche ausser- 
halb des Eibverkehrs liegen, und wohin die Rücksichtnahme auf 
den Ertrag von Eisenbahnen und von Landtransitzöllen gehört, wenn es 
versucht wird, derlei Interessen, deren Würdigung der Revisionskom- 
mission nicht einmal zusteht, zum Nachtheile des durch Staatsver- 
träge garantirten Eibverkehrs geltend zu machen. 

Dass die Verhandlungen der erwähnten Dresdener Elbschiffahrtskom- 
mission im Sinne der Artikel 108 bis 116 der Hauptschlussakte des 
Wiener Kongresses zum Abschluss gelangt seien, dafür würde nach der 
Deduktion der Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg, wenn 
es nicht schon durch die Eingangsworte der Elbschiffahrtsakte selbst 
beurkundet wäre, die in der Schlusskonferenz vom 23. Juni 1821 abge- 
gebene Präsidialerklärung Zeugniss geben können, worin die grossen 
Vortheile, welche der Elbschifiiahrt durch den auf Grund der Bestim- 
mungen der Wiener Kongressakte zu Stande gebrachten Vertrag nun 
gesichert wurden, gebührend gewürdigt seien, und woraus folgende Worte 
in Erinnerung gebracht wurden: 

tWenn wir uns die Verpflichtungen vergegenwärtigen, welchen 
unsere erhabenen Kommittenten hinsichtlich der StromschifEahrt 
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durch die Schlussakte des Wiener Kongresses sich unterzogen 
haben, und dann auf den soeben unterschriebenen Elbschiffahrts- 
vertrag, als die gereifte Frucht unserer gemeinsamen Arbeit, den 
forschenden Blick wenden, sa können wir uns mit voller Beruhi- 
gung zusagen, dass den Stipulationen jenes grossen Völkerver- 
trags durch die heute vollzogene Akte hinsichtlich der Elbe ent- 
sprechend Genüge geleistet ist.» 
Es kann von keiner Seite in Abrede gestellt werden, dass der deut- 
lich ausgesprochene wesentlichste Zweck der Stipulationen des Wiener 
Völkervertrags hinsichtlich der Schiffahrt auf solchen Strömen, welche 
mehrere Staaten trennen oder durchströmen, insbesondere in Betreff des 
Zolltarifs, darin bestehe, durch Erleichterung der Schiffahit den Handel 
zu ermuntern. (Art. 111 der Wiener Kongressakte, dann Eingangsworte 
und Art XXX der Eibakte.) Auch dürfte es unbestreitbar feststehen, 
dass nach erfolgter Vereinbarung des in der Kongressakte vorgedachten 
Reglements (Eibakte) alle Uferstaaten für dessen Ausführung in geeig- 
neter, den Umständen und der Oertlichkeit angemessener 
Weise, Sorge zu tragen haben. \Art. 116 der Wiener Kongressakte 
und Art. XXX der Eibakte.) 

Dass diese Fundamentalgrundsätze in der Eibakte den entsprechen- 
den Ausdruck gefunden haben, scheinen die Bevolhnächtigten für Hanno- 
ver und Mecklenburg nicht anerkennen zu wollen; denn die konkrete 
Gestalt der Eibakte, auf welche in ihren Deduktionen ein besonderes 
Gewicht gelegt wird, scheint die genannten Bevollmächtigten zu der An- 
sicht zu verleiten, als ob von einer in den Elbschiffahrtsverträgen über- 
nommenen konventionellen Verpflichtung keine Rede sein könne, wol aber 
jedem Eibuferstaate das Recht zustehen solle, die Zustinnnung zu den 
erforderlichen Erleichterungen des gedrückten Eibverkehrs nach seiner 
Konvenienz, somit willkürlich, zu versagen. 

Wie Messen sich aber mit dieser Ansicht die Eingangsworte, sowie 
die verembarte Bestimmung und heute von uns ausführlich erörterte Trag- 
weite des Artikels XXX der Eibakte vereinbaren? Hätten nach dieser 
von unsern Regierungen nicht anerkannten Ansicht, die erwähnten 
von den Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg aus der Präsi- 
dialerklärung vom 23. Juni 1821 in Erinnerung gebrachten Worte: 

aDass den Stipulationen jenes grossen Völkervertrags durch die 
heute vollzogene Akte hinsichtlich der Elbe entsprechend Genüge 
geleistet ist,i> 
eine logische Grundlage? Eine solche Auslegung hiesse wahrlich das Recht 
auf die Spitze stellen, und es würde sich die Frage aufdrängen, worin 
denn in Wirklichkeit die Rechte und Verpflichtungen bestehen, welche 
durch den Vertrag vom 23. Juni 1821 erworben, bezüglich übernommen 
worden sind? Soll etwa die von den üferstaaten in der Eibakte über- 
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nommene Verpffichtung blos darin bestehen, sich durch Bevollmächtigte 
an einer periodisch zusammentretenden Revisionskommission zu betheili- 
gen, und soll, wenn dieser formellen Verpflichtung entsprochen worden 
ist, über diese hinaus zur Erreichung des materiellen Zwecks der Eib- 
akte und der wesentlichsten Vertragsabsicht der Uferstaaten keine weitere 
Verpflichtung obliegen? 

Diese Fragen bejahend zu beantworten, ist, wenn die Absicht, der 
Zweck und der Wortlaut der für die Entwickelung der deutschen Volks- 
wirthschaft bedeutungsvollen Elbschiffahrtsverträge nicht einfach negirt 
werden will, rechtlich unmöglich. 

Wenn von den Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg die 
Ablehnung des im Namen unserer Regierungen in der 8. Konferenz zur 
Annahme begründet empfohlenen ZoUermässigungsantrags, welchen die 
freie Hansestadt Hamburg gestellt hat, endlich auch noch durch die an- 
gedeutete Bemerkung, von welcher die nachfolgenden Worte hervorge- 
hoben werden: 

«Wenn unter denjenigen Staaten, welche die Ermässigung und 
Beseitigung der Elbzölle ihi*em Interesse und dem Bedürfni^s 
des Verkehrs entsprechend halten, so verschiedene Ansichten 
über dasjenige herrschten, was in dieser Beziehung zu bean- 
spruchen und zu gewähren sei, u. s. w.,» 
hifct motivirt werden wollen, so muss bemerkt werden, dass unsere Re- 
gierungen sehr wohl wissen, was zur Aufrichtung des in Folge der über- 
mässigen Elbzölle mehr und mehr zurückgekommenen, und bei dnem 
l&ngem Fortbestehen der letztem seinem Untergange entgegen gehende 
Eibverkehrs Noth thut. — 

Der Antrag Preussens ist von dieser Ansicht aus bemessen, md 
wenn bei demselben nicht beharrlich stehen geblieben ist, man sich im 
Laufe der Konferenzen vielmehr dem ersten Hamburger Antrage aage- 
schlössen hat, so ist dieses Vorgehen, wie doch gewiss ganz klar vor- 
liegt, nicht etwa durch die Unsicherheit über das, den Bedttrfoissen Redi- 
nung tragende Mass der Zollherabsetzung, sondern einzig und allein da- 
durch veranlasst worden, dass die Regierungen von Hannover «od 
Mecklenburg von vornherein auf das entschiedenste sich jeder Ermäßi- 
gung der Elbzölle abgeneigt gezeigt, unsere Regierungen dagegen dennoch 
die Erwartung gehegt haben, dass man den billigst gestellten und nach 
dem unabweisbaren Bedürfnisse abgemessenen traktatmäadgen Anforde- 
rungen sich von der andern Seite nicht ganz verschliessen werde. 

Was die umfängUchen Eröilerungen der Bevollmächtigten für Han- 
nover und Mecklenburg in ihrer Kollektiverklärung in Betreff der that- 
sächlichen Verhältnisse des Eibverkehrs und des Verkehrsbedürfiiisses 
anbelangt, so wollen wir nur erinnern, dass es weder Worten noch ZiBxm 
möglich ist, die traurige Whrklichkeit der gedrückten Elbscfaiffiataft ab 
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nicht bestehend nachzuweisen, und unsere Ansicht, dass eine Erleichterung 
des auf der Eibstrasse lastenden Drucks mittels erheblicher Ermässigung 
der unerschwinglichen Elbzölle dringend geboten erscheine, zu widerlegen. 

Nicht versagen können wir uns, im Namen der gerechten Sache, 
welche mit dem Wohle der Völker Norddeutschlands innig verwebt ist, 
den Wunsch auszusprechen, man möge davon abstehen, nach den Elb- 
zollerträgnissen auf den lebhaften Eibverkehr, und namentlich auf den 
guten Frachtlohn der ElbschiflFer zu schliessen. 

Bei den gegenwärtigen vervollkommneten Verkehrsmitteln, und hier- 
durch, erniedrigten Frachtsätzen, und bei der bekannten Schwierigkeit, 
bezüglich der meisten Waarenartikel sogar völligen Unmöglichkeit, mit 
den künstlichen Verkehrsmitteln in Konkurrenz zu treten, ist es wahr- 
lich nicht zu rechtfertigen, wenn die Ziflfem der Zollregister dazu benutzt 
werden, um den hart bedrohten Erwerb der Elbschiflfer als eine reich- 
liche Erwerbsquelle darzustellen. 

Die Kenntniss der wirklichen Erwerbsverhältnisse der ElbschiflFer in 
den oberen- Uferstaaten beweist das Gegentheil, imd führt zu der üeber- 
zeugung, wie unbillig mit einer Gewerbsklasse verfahren wird, welcher 
der Handel imd die Industrie eines grossen Theils von Deutschland ihre 
Entstehung, ihre Entwickelung und, ungeachtet der geänderten Verkehrs- 
verhältnisse , zum Theil noch ihren Fortbestand verdanken. 

Die Frachtsätze fUr die Kaufrnannsgüter sind bis auf das Aeusserste 
herabgedrückt, und missbraucht der Güterversender die Verlegenheit der 
Schiffer, in welche dieselben durch die konkurrirenden Eisenbahnen ver- 
setzt sind, um noch niedrigere Frachtsätze zu erpressen, dann bleibt dem 
Schiflfer nichts übrig, als zuzusehen, wie die Güter den Eisenbahnen zu- 
strömen, oder er übernimmt, dem Zwange der Verhältnisse nachgebend, 
die Verj&raditung um einen so niedrigen Lohn, wie er bei regelmässig 
zurückgelegter Reise kaum hinreicht, die hohen Elbzölle und die Selbst- 
kosten zu bestreiten. Auf eine Entschädigung für die Abnutzung der 
ScUflfißgeftsse ist dabei so wenig zu rechnen, als auf einen eigentlichen 
Verdienst. Wird aber der Schiflfer gar von einem Unglücksfall heimge- 
söcht, wird seine Reise durch physische Hindernisse, Elementarereignisse 
und durch einen langen Aufenthalt bei einem Eibzollamte verzögert, und 
wird er gezwungen, wiederholt kostspielige Ableichtungen vorzunehmen, 
dann ist er verurtheilt, den sauer erworbenen Betriebsfond den Elbzofl- 
kassen zu opfern. 

Wir sprechen von Kaufinannsgütem und lassen die Einwendung nicht 
als zutreflfend gelten, dass bei Eintritt vorübergehender Koiyunkturen die 
Verschiflfimg von Steinkohlen, Dungstoflfen und sonstigen unbedeutenden 
Artikeln von geringem Werthe, welche einen höheren Frachtsatz nicht 
vertragen, und auf welche im grossen fast ausschliesslich die Eibschiffahrt 
zuitlckgedrängt ist, zeitweilig einen Verdienst [gewährt, denn der Verkehr 
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mit derlei Stoffen und Artikeln ist nur auf kurze Zeit beschrankt und 
gewährt den Schiffern während der ganzen der Schiffahrt günstigen 
Jahreszeit keine hinreichende Beschäftigung. 

Schliesslich sehen wir uns noch genöthigt, gegen die von den Be- 
vollmächtigten für Hannover und Mecklenburg festgehaltene Auffassung 
des rechtlichen Standpunktes, wonach es lediglich von der Konve- 
nienz der einzelnen Uferstaaten abhängen würde, zu einer Abän- 
derung der Tarifsätze die Zustimmung zu ertheilen, oder zu versagen, 
und unter den im Artikel XXX der Eibakte erwähnten Veranstaltungen 
und Massregehi, welche Handel und Schiffahrt erleichtem können, Ta- 
rifermässigungen überhaupt nicht einbegriffen wären, Widerspruch 
einzulegen." 

Der Bevollmächtigte für Hamburg: „Die in der 8. Konferenz, in 
voller Uebereinstimmung mit der unmittelbar vorangegangenen Oester- 
reichisch-Preussisch- Sächsischen Kollektiverklärung, Hamburgischerseits 
zu Protokoll gegebene Darlegung der rechtlichen wie handelspolitischen 
Nothwendigkeit einer durchgreifenden Herabsetzung des Elbzolltarife ist 
durch die in der 9. Konferenz erfolgte Entg^nung der Bevollmächtigten 
für Hannover und Mecklenburg in keiner Weise widerl^ worden. Ohne 
auf alle Einzelheiten dieser Entgegnung hier einzugehen (was um so 
weniger erforderlich, als hinsichtlich der meisten dieser Punkte nur den 
in der 8. Konferenz enthaltenen Erörterungen inhärirt zu werden braucht), 
wird -es genügen, die Grundlage und die hauptsächlichen Ai^umente der 
in Bede stehenden Gegenerklärung zu beleuchten. 

In dieser wird eingeräumt, dass «die Kontrahenten vom 23. Juni 
1821 sich nur im Sinne der Wiener Kongressakte hätten verein- 
baren können» und dass anach der eigenen Absicht der Wiener Kon- 
gressakte die darin für die Ilussschiffahrt aufgestellten allgemeinen Pnn- 
cipien in jener Akte und durch dieselbe dauernd hätten verwirklicht 
und vollzogen werden sollen.» 

Da diese Auffassung auch von denjenigen Eibuferstaaten, wekhe 
eine, dem nachgewiesenen evidenten Verkehrsbedürfnisse entsprechende 
Revision des Eibzolltarifs beantragen, vollständig getheilt wird, so ist 
dadurch eine gemeinschaftliche Basis und ein anerkannter Ausgangspunkt 
für die Erörterung der Eibzollfrage gegeben; es kommt nur darauf an, 
jene allgemeinen Prindpien richtig anzuwenden. 

Dies wird weseutUch erleichtert durch den klaren und bestimmten 
Sinn wie Wortlaut der auf die Flussschiffiahrt bezüglichen Fundamental- 
bestimmungen der Wiener Kongressakte. Der principale Zweck dieser 
Bestinunungen war schon im voraus dadurch deutlich hingestellt, dass 
die Kommission des Kongresses, welche diesen Theil der Akte vorbe- 
reitete, ausdrücklich für die Freiheit der Flussschiffahrt nieder- 
gesetzt war, und demgemäss spricht Artikel 109 den Grundsatz aus: 
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^ «Auf dem ganzen Laufe der betreffenden Ströme, von dem Punkte 
an, wo jeder derselben schiffbar wird, bis zu seiner Ausmündung 
soll die Schiffahrt durchaus frei 'sein und, in Bezug 
auf den Handel, niemand untersagt werden können; 
es versteht sich von selbst, dass dabei die Vorschriften der Schiflf- 
fahrtspolizeibeobachtet werden müssen, welche in übereinstimmen- 
der und dem Handel aller Nationen möglichst günstiger 
Weise abgefasst werden sollen.» 
Wenn dieser Artikel dahin zu deuten versucht wird, dass durch 
denselben der Höhe der Flussschiffahrtsabgaben keine Grenze gesteckt 
worden, indem selbst die drückendste Zollbelastung an sich kein abso- 
lutes Hinderniss für die Schiffahrt bilde, so muss dies als eine der 
Würde jenes grossen Völkervertrags nicht angemessene Supposition an- 
gesehen werden. Ob ein absolutes Verbot für einen gewissen Schiffahrts- 
betrieb besteht, oder ob die davon erhobenen Passagezölle so hoch sind, 
dass dadurch, in Konkurrenz mit andern und überdies sonst schon 
mehrfach bevorzugten Handelskommunikationen, ein regelmässiger Trans- 
port auf dem Flusse unmöglich gemacht wird, kommt in Wirklichkeit 
ersichtlich auf eins hinaus. Die Wiener Kongressakte kennt solche Un- 
terscheidung nicht, sondern bestinunt einfach: die Schiffahrt soll durch- 
aus frei sein und in Bezug auf den Handel niemand untersagt werden 
können. Dies muss augenscheinlich ebenso gut gegen direktes Schiff- 
fahrtsverbot gelten, wie gegen indirekte Schiffahrtsunterdrückung mittels 
übermässiger Flusszölle. 

Es ist von den Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg 
(9. Konferenz), sehr richtig bemerkt worden: es habe schon beim Ab- 
ächluss der Eibakte eben so klar zu Tage gelegen als jetzt, dass eine 
jede Abminderung der auf der Schiffahrt ruhenden Zollabgaben diese 
nicht nur erleichtern könnte, sondern sicher und effektiv erleichtere. 
AUem diese Wahrheit hat nicht nur schon vor 37 Jahren beim Abschluss 
der Elbschiffahrtsakte, sondern auch bereits vor 43 Jahren beim Ab- 
schluss der Wiener Kongressakte eben so klar zu Tage gelegen. Wenn 
daher im Artikel 111 derselben das Prindp festgestellt wurde, bei Re- 
gulirung der Schifiiahrtsabgaben solle von dem Gesichtspunkte ausgegan- 
gen werden, den Handel durch Erleichterung der Schiffahrt 
zu befördern, so wird darin eben der wichtige Grundsatz anerkannt, 
dass auf den konventionellen Strömen fortan die Flusszölle nicht mehr, 
wie bis dahin häufig in unerträglicher Weise geschehen, nach beschränk- 
ten Lokalinteressen oder einseitigem finanziellen Gesichtspunkte einzel- 
ner Uferstaaten, sondern mit vorwaltender Rücksicht auf das Gedeihen 
der Schiffahrt im ganzen und auf das Interesse aller betheiligten handel- 
treibenden Nationen regulirt werden sollen. Nur so verstanden, hat 
jener massgebende Gesichtspunkt der Beförderung des Handels durch 



Digitized by 



Google 



298 '^' Abschnitt Vierte (Zweite Hamb.) Reviaionikoinmittian. 1858. 

Erieichterung der Schiffahrt eiüen dem ganzen Zusammenhange d^ 
dahin gehörigen Bestimmungen entsprechenden Zweck und möchte 
überall kaum eine andere Deutung zulassen. Ist aber der Sinn jenes 
Artikels unzweifelhaft, so darf man femer bei einem solchen hochwich- 
tigen Völkervertrage unmöglich voraussetzen, dass eine wesenüiche Be- 
stimmung desselben gewissennassen nur ein auf dem Papier stehender 
Wunsch habe sein sollen, dessen Befolgung oder Nichtbefolgung von 
der Anschauungsweise der einzelnen Staaten abhängen werde. Es muss 
in der That nicht wenig befremden, wenn den in der Wiener Akte klar 
ausgesprochenen Verpflichtungen gegenüber, in der Erklärung der Be- 
vollmächtigten für Hannover und Mecklenburg fttr jeden Uferstaat das 
Recht in Anspruch genommen wird,* die Zustimmung zu irgendwel- 
chen Abänderungen der Elbschiffahrtsakte und der einen integrirenden 
Theil derselben bildenden Tarifsätze „nach seiner Konvenienz" zu 
ertheilen oder zu versagen, während sie selbst auf men BescMuss der 
Elbschiffahrtskommission Bezug nehmen, wo es ausdrückUch heisst, dass 
dieselbe nicht berufen sei «Lokalinteressen zu verfechten», son- 
dern «die durch die Wiener Kongressakte ausgesprochenen Bestimmun- 
gen auf die Eibschiffahrt in Anwendung zu bringen.» Schon beim Ab- 
schluss der Wiener Akte lag* es klar vor und bedurfte ^s selbetverständ- 
Hch keiner besondern Erwähnung, dass die Erhebung massiger Schiff- 
fahrtsabgaben, um, falls erforderlich, den Ertrag derselben zur Erhal- 
tung und Verbesserung des Fahrwassers zu verwenden, dem wohlver« 
standenen Interesse der Schiffahrt vortheilhaft sein könne. Nur diese, 
und keine andere Rücksicht kann bei der Feststdlung des Artikels 111 
der Wiener Kongressakte leitend gewesen sein; denn von einem rein 
finanziellen Zweck zum Präjudiz des freien Verkehrs ist weder in Ar- 
tikel 111, noch in einem andern der auf die Flussschiffahrt bezüglidien 
Artikel jener Akte auch nur mit Einem Worte die Rede. Noch viel 
weniger vereinbar mit dem Sinne wie Wortlaut dieser Artikel kimn aber 
em Zustand gedacht werden, wo die Höhe der Schiffahrtsabgaben von 
einzdnen Uferstaaten augenscheinlich hauptsächlich nur zu dem Bämfe 
aufrecht erhalten werden soll, um zu Zwecken, welche der Flnss- 
schiffahrt gänzlich fremd sind, die natürliche Wasserkommui- 
kation zwischen dritten Staaten unter sich für wichtige Handelszweige 
künstUch zu hindern, und diesen Verkehr in andere, für das allgemeiiie 
Interesse minder vortheilhafte Wege und Richtungen zu drängen, iän 
solches Missverhältniss findet aber gegenwäiüg, wie in den frühem Oester- 
reichischen, Preussischen, Sächsischen und Hamburgischen DmiegungeB 
unwiderleglich bewiesen ist, in Hinsicht des ElbzoUwesens statt, und ist 
die für den grössten Theil Deutschlands und alle handdtreibenden Na- 
tionen so ausserordentlich wichtige Elbe dadurch leider deajenige Strom 
geworden, dessen Verkehr unter allen schiffbaren Flüssen der Erde ret- 
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hftltnissmäßsig ain schwersten belastet ist, — ungleich schwerer als die 
Schiffahrt auf andern Flüssen, auf welche die Fürsorge der Wiener 
Kongressakte sich nicht erstreckt. 

Wäre ein solcher Zustand eine natürliche Folge der 1821 zu Dres- 
den abgeschlossenen Elbschiffahrtsakte, so könnte darüber kein Zweifel 
obwalten, dass in diesem Falle die Elbschiffahrtsakte, was den Elbzoll- 
tarif betrifft, von Anfang an ein rechtsgültiger Vertrag nicht gewesen 
sei, — denn wie die Bevollmächtigten ftir Hannover und Mecklenburg 
selbst zugeben [S. 260], die hohen Kontrahenten vom 23. Juni 1821 
konnten sich nur im Sinne der Wiener Kongressakte vereinbaren, 
und durch die gesammten Verhandlungen der Elbschiffahrtskommission 
vom 3. Juni 1819 bis 28. Juni 1821 zieht sich das Bewusstsein der 
Verpffichtung, «den Stipulationen jenes grossen Völkervertrags Genüge 
zu leisten». Würde es sich jetzt herausstellen, dass, trotz einer solchen 
ursprünglichen Absicht einer gewissenhaften Erfüllung jener Normen, 
diesen dennoch durch die Elbschiffahrtsakte nicht genügt wäre, so 
könnte gewiss nicht eingewendet werden, dass ein Bestand von 37 Jah- 
ren die Abweichung von den Stipulationen der Wiener Akte sanktionirt 
habe, sondern die Elbschiffahrtsakte müsste in denjenigen Punkten, wo 
ein Widerspruch mit den Bestimmungen der Wiener Kongressakte statt- 
findet, nothwendig abgeändert werden. Dies wäre eine unabweisbare 
Forderung des positiven Völkerrechts, deren Ei-füUung nicht nur jeder 
anzdne Eibuferstaat, sondern auch diejenigen Europäischen Mächte, welche 
die Wiener Kongressakte abgeschlossen haben , mit unbezweifeltem Recht 
verlangen und erwarten können. 

Es mag in dieser Hinsicht daran erinnert werden, dass in der 
Sitzung des Kongresses zu Verona am 27. November 1822 ausdrücklich 
anerkannt worden: «dass die fünf Mächte [Oesterreich, Grossbritannien, 
Frankreich, Preussen und Russland] wirklich die Befugniss haben, zur 
Vollziehung der in der Wiener Kongressakte enthaltenen und die Schifif- 
fahrt betreffenden Verfügungen mitzuwirken.» 

AUeiD die Elbschiffahrtsakte von 1821 kann an sich von einem 
solchen Vorwurf, mit den Stipulationen der Wiener Kongressakte im 
T'Wderspruch zu stehen, nicht getroffen werden, — und zwar aus dem 
Grunde nicht, weil diese Akte ausser dem Elbzolltarif den Artikel 30 
enthält, welcher klar und bündig vorschreibt, dass periodisch zusammen- 
tretende Revisionskommissionen der Eibuferstaaten die Abstellung von 
Beschwerden veranlassen, auch Veranstaltungen und Massregeln, welche 
nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt femer erleichtem könn- 
ten, berathen sollen. Diese Bestimmung steht, wie bereits in der 
8, Konferenz hervorgehoben wurde, mit dem Eibzolltarif im genauesten 
Zusammenhange , denn nur hierdurch wurde eine principielle Abweichung 
der Eibakte von der Fundamentahiorm der Wiener Akte in Betreff der 
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Schiffahrtsabgaben verhindert. Es ist also nidit eine Folge der ur- 
sprünglichen Eibakte, dass der gegenwärtige Zustand der ElbschifEiahrt 
sich im Widerspruche mit den durch die Wiener Akte vorgeschriebenen 
Fundamentalsätzen befindet, sondern es ist dies lediglich durch den 
Umstand herbeigeführt, dass einige Eibuferstaaten beharrlich ihre Zu- 
stimmung versagen zu den durch Artikel 30 der Eibakte vorgeschriebenen 
Verpflichtungen, und dass die „Konvenienz^^ einzelner Uferstaaten mehr 
Einfluss haben soll auf die Gestaltung des ElbzoUwesens als die unver- 
jährbaren, unter der Garantie der Europäischen Grossmächte stehenden 
Stipulationen des grossen Wiener Völkervertrags. Bereits im Jahre 
1850 haben Oesterreich, Sachsen und Hamburg aufs angelegentüchste 
beantragt, in Gemässheit des Artikels 30 der Eibakte, den unerträglich 
gewordenen Normalsatz des ElbzoUtarifs zu ermässigen. Wenn damals 
von selten mehrerer Uferstaaten dieser Antrag abgelehnt wurde und da- 
durch ein den Fundamentalbestimmungen der Wiener Akte widerspre- 
chender Zustand der Eibschiffahrt noch bis heute fortbesteht, so kann 
hieraus keine Berechtigung zur beliebigen langem Fortdauer dieses Ver- 
hältnisses erwachsen, denn die durch die Wiener Kongressakte festge- 
stellten völkerrechtlichen Normen für die Schiffahrt auf den konventio- 
nellen Strömen haben, wie schon bemerkt, eine unverjährbare Gültig- 
keit. Sind bei der ersten Regulirung die Schiffahrtsal^aben auf der 
Elbe noch nicht in der Weise ermässigt worden, wie eine strikte An- 
wendung des Artikels 111 der Wiener Akte schon damals zu verlangen 
berechtigt hätte, so ist dies eine besondere Vergünstigung für einzdne 
Uferstaaten gewesen, welche fortbestehen mochte, so lange solche Zoll- 
belastung nidit geradezu prohibitiv auf gewissen Zweigen der Eibschiff- 
fahrt lastete und so lange von keiner Seite, sei es der Uferstaaten, oder 
anderer Berechtigter, auf eine Revision dieses Tarifs im Sinne des mehr- 
gedachten Artikel 111 ernstlich gedrungen wurde. Allein wenn solche 
Vergünstigung, zum besondem Vortheil der Finanzen einzelner Ufer- 
staaten, auch eine längere Beihe von Jahren fortbestanden hat, so 
haben diese Staaten hieraus unmöglich ein Recht erwerben können, um 
im Widerspruch mit einer unzweifelhaften völkerrechtlichen Bestimmung, 
für alle Zeit diese Begünstigung auf Kosten und zum Nachtheil aller 
andern Staaten, auch unter wesentlich veränderten Umständen, fortge- 
niessen zu wollen. — Betrachtet man die Eibzollverhältnisse von diesem 
Gesichtspunkte aus , so erscheint es fast unerklärlich, wie einzelne Ufer- 
staaten, die um nichts weiter angegangen werden, als um eine endlich 
unabweisbar gewordene Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen, dies 
gar als eine ihnen gemachte Zumuthung finanzieller Opfer zu Gunsten 
anderer Staaten hinstellen, während, umgekehrt, der Verkehr der übri- 
gen Staaten bis dahin zu Gunsten der ElbzoUkassen einzelner Uferstaaten 
so lange schon bedeutende Opfer hat bringen müssen. Beförderung 
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des Handels durch Erleichterung der Schiffahrt ist und 
bleibt, trotz aller bisher zugelassenen temporären Abwei- 
chungen und aller Einwendungen, die unumstössliche oberste 
Norm für den Tarif der Schiffahrtsabgaben, wie auf den 
übrigen konventionellen Strömen, so auch auf der Elbe. Nur 
in diesem Sinne konnte die Elbschiffahrtsakte die Schiffahrtsabgaben auf 
der Elbe reguliren und hat dies im Princip auch dadurch bewirkt, dass 
sie durch Artikel 30 den üferstaaten die vertragsmässige Verpflichtung 
auferlegt hat, sobald es erforderlich werden sollte, den Eibzolltarif dem- 
gemäss zu revidiren; denn es heisst darin, dass die Revisionskommis- 
sion die Abstellung von Beschwerden veranlassen soll, imd welche Be- 
schwerde könnte begründeter sein, als die über Aufrechthaltuug von 
Schiffahrtsabgaben, welche geradezu den Flusstransport für ganze Han- 
delszweige so gut wie unmöglich machen? 

Und wenn derselbe Artikel 30 auf Veranstaltungen und Massregeln 
hinweist, welche nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt fer- 
ner erleichtern könnten, so darf man mit Grund die Frage aufwerfen: 
welche praktische Bedeutung denn diese Worte: „nach neuerer Erfah- 
rung" haben können, wenn nicht die Entwickelung konkurrirender Eisen- 
bahnen und die Aufhebung des Sundzolls , mit ihren unmittelbaren und 
tiefeingreifenden Rückwirkungen auf die Eibschiffahrt, dahin gerechnet 
werden soll? Diese Frage an sich ist schon genügend, die auf S. 163 
[s. 0. S. 264] des Protokolls sich findenden unzutreffenden Aeusserun- 
gen über die Auslegung des Artikels 30 zu widerlegen. 

Wenn femer von den Bevollmächtigten für Hannover und Mecklen- 
burg immer aufs neue der Versuch wiederholt wird, aus dem Artikel 116 
der Wiener Kongressakte, wonach bekanntlich das vereinbarte Reglement 
für einen konventionellen Strom nur im Einverständniss aller Uferstaaten 
abgeändert werden soll, die Berechtigung abzuleiten, die auf Grund des 
Artikels 111 jener Akte und des Artikels 30 der Eibakte beantragten 
und als im Interesse der Schiffahrt dringend nothwendig nachgewiesenen 
ElbzoUermässigungen abzulehnen, so erscheint dies um so auffallender, 
als dieser Punkt nach den vorangegangenen Oesterreichischen wie Preussi- 
schen Erklärungen als völlig erledigt gelten muss. Denn nichts kann 
zutreffender sein, als diese Erklärungen. Abseiten Oesterreichs hat man 
hierüber bemerkt: 

«Dieses formelle Recht [der Zustimmung oder Ablehnung] findet 
selbstverständlich seine natürliche Grenze in der vertragsmässig über- 
nommenen Verpflichtung, der Eibschiffahrt, die sich nach neuerer Erfah- 
rung als nothwendig herausgestellten Erleichterungen zu gewähren, und 
es erscheint keineswegs gerechtfertigt, die Zustimmung zu den beantrag- 
ten Modifikationen des Eibzolltarifs auch dann zu versagen, wenn es 
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sich um Massregeln handelt, die zur Erfüllung einer ganz wesentlicbeo 
und unzweifelhaften Vertragsabsicht nothwendig sind.» 

Und die hierher gehörigen Erklärungen abseiten Preuss«is lauten 
ebenso entschieden: 

«Wenn in der Wiener Kongressakte als leitende Norm fttr die Zoll- 
erhebung auf den gemeinschaftlichen Strömen ausgesprochen ist: 

«On partira, en dressant le tarif, du point de vue d'encourager 
le commerce en facilitant la navigation», 
und wenn femer dieser Gedanke auch in der Elbschiffahrtsakte vom 
23. Juni 1821 selbst Ausdruck gefunden hat, indem es im Artikel 30 
daselbst unter anderm als die Aufgabe der Revisionskommission be* 
zeichnet wird: 

t Veranstaltungen und Massregeln, welche nach neuerer Erfahrang 
Handel und Schiffahrt femer erleichtem könnten, zu beratben,i> 
so wird man, falls nachgewiesen werden kann, dass die gegenwärtig in 
Gültigkeit stehenden Zollsätze den Schiffahrtfiverkehr auf der Elbe im 
Vergleiche zu andern Verkehrssti*assen übermässig belasten, die Ermässi- 
gung als eine vertragsmässige Verpflichtung zu fordern und resp. zu ge- 
währen haben.» 

So wenig nun die fnlhern Darlegungen seitens Oesterreichs und 
Preussens, denen Sachsen und Hamburg sich angeschlossen haben, hin« 
ächtlich der völkerrechtlichen und vertragsmässigen Lage der ElbzoU- 
frage durch die neueste Entgegnung der Bevollmächtigten für Hannover 
und Mecklenburg entkräftigt sind, indem durch deren Erörtemng viel- 
mehr die Ueberzeugung nur bestärkt werden konnte, dass jeder üfer- 
staat verpflichtet sei, seine Zustimmung zu einer den Vorschriften d^ 
Wiener Kongressakte entsprechenden Regulimng des ElbzoUwesens nicht 
zu versagen, — ebenso wenig sind die über die praktische Noth wendig- 
keit einer durchgreifenden Herabsetzung des Normal^zollsatzes ge- 
gebenen Nachweise widerlegt worden; vielmehr wäre, wenn es darmitf 
ankäme, durch die Entgegnung eine solche Nothwendigkeit noch deut- 
hcher als bisher erwiesen worden. 

Die hauptsächlichsten Nadiweise sind nämUch folgende gewesen: 

1) Der gegenwärtige tarifmässige Nornialelbzoll ist fast ebenso bo<^ 
ja theilweise noch höher als der Frachtsatz für die ganze Strecke da* 
konkurrirenden Eisenbahnen, wodurch der bestehende Elbzolltarif sich 
ohne weiteres nach Artikel 111 der Wiener Akte als unzulässig arwdst 
Und auch die wirkliche Eibzollerhebung weist nicht minder das augen- 
fälligste Missverhältniss auf, indem auf der nur etwa 16 Meilen langea 
Strecke von Lauenburg bis Wittenberge, wo überdies an manchen Stellen 
das Fahrwasser in einem wenig befriedigenden Zustande sich befindet^ 
für die normalzoUpfiichtigen Güter an Hannoverseben, Mecklenburgiscben 
und Lauenburgischen Eibzöllen 6 Sgr. 5 Pfg. per Gentner zu entrichten 
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igt, während der ganze Frachtbetrag für diese Strecke nur auf 2—3 Sgr. 
pro Centner angenommen werden kann, 

2) Der Eibverkehr mit den dem vollen und dem halben Normalsat2 
unterliegenden Artikeln ist trotz der Zollbefreiungen, Ermässigungen 
und Restitutionen, welche Oesterreich, Sachsen, Anhalt und Preussen 
dem Eibverkehr gewähren, von 2,033,000 Ctr. im Jahre 1845 auf 
294,000 Ctr. im Jahre 1857 (oder, wenn man einen Durchschnitt meh- 
rerer Jahre annehmen will, von 1,964,000 Ctr. in den Jahren 1846 und 
1846 auf 421,000 Ctr. in den Jahren 1856 und 1857) herabgegangen, 
während gleichzeitig der Eibverkehr mit den zu V4 Elbzoll tarifirten 
Artikehi von circa 2,400,000 Ctr. in den Jahren 1845 und 1846 auf 
3,100,000 Ctr. in den Jahren 1856 und 1857 sich gehoben hat, obschon 
auch von den dahin gehörigen Gegenständen jetzt grosse Massen auf 
den konkurrirenden Eisenbahnen transportirt werden. Hieraus ergibt 
sich evident, dass vor allem die Herabsetzung der im Elbzoll jetzt 
höher tarüiiten Artikel auf ein Viertel des Normalsatzes als ein Mini- 
mum mit Recht beansprucht werden darf. — Soll frdlich die durch die 
Wiener Akte vorgeschriebene Norm in ihrem vollen Umfange zur Gel- 
tung gebracht werden, so ist es einleuchtend, dass der von der Preussi- 
schen Regierung in der zweiten Konferenz gestellte und von der 
Oesterreichischen Regierung unterstützte Antrag auf durchgrei- 
fende Konvertirung aller jetzigen Eibzölle auf die beiden 
Klassen zu Vio und V40 des jetzigen Normalsatzes jener völker- 
rechtlichen Norm viel vollständiger entspricht, und dass auf diesen even- 
tuell zurückzukommen sein wird, wenn die Eibzollfrage nach konstatir- 
ter Unmöglichkeit der Erledigung durch die gegenwärtige Revisionskom- 
mission, auf Grund der massgebenden obersten und unverjährbaren 
Grundsätze der Wiener Akte zu einer sonstigen Entscheidung kommen 
sollte. Abgesehen hiervon ist übrigens noch zu bemerken, dass Ham- 
burgischerseits der in der 8. Konferenz proponirte modifidrte ElbzoU- 
ermässiguugsantrag, der nur dadurch motivirt war, die so dringend 
wünscbenswerthe rasche Erledigung der Elhzollfrage auf diese Weise 
vielleicht zu ermöglichen, zurückgenommen, und dafür auf den dies- 
seitigen ursprünglichen Vorschlag in der ersten Konferenz zurückgegan- 
gen wird. 

Die vorerwähnten, für die Eibzollfrage entscheidenden Thatsachen 
haben in der Entgegnung der Bevollmächtigten für Hannover und Meck- 
lenburg nicht in Abrede gestellt werden können, und ihre sich daran 
knüpfenden Erörterungen haben die Nothwendigkeit der beantragten 
ElbzoUermässigungen nui* noch stärker begründet, sowol in völkerrecht- 
licher als handelspolitischer Rücksicht. Denn wodurch könnte das Miss- 
verfaältniss des jetzigen Elbzollwesens einleuchtender bewiesen werden, 
als dass für Aufrechthaltung desselben das Motiv geltend gemacht wird, 
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dass von dem betreffenden Verkehr auf der Berlin -Hamburger Eisen- 
bahn die zu Vi uöd % Elbzoll tarifirten Artikel resp. über 79 und 48 
Procent betrügen, und dass auch für die Hannoverschen Bahnen der 
Verkehr von und nach Konkurrenzplätzen der Elbe, und zwar vorzugs- 
weise mit Artikehi, welche den beiden ersten Eibzollklassen angehören, 
von ganz besonderer Wichtigkeit sei, sowie dass ausserdem auf die 
Rückwirkung einer durchgreifenden ElbzoUermässigung auf die bestehen- 
den Transitzölle der Berlin -Hamburger Eisenbahn Bezug genommen 
wird? Liegt hierin nicht eine augenscheinliche Verkennung der Artikel 
109 und 111 der Wiener Akte? Die Elbzölle sollen eingestan- 
denermassen dazu benutzt werden, um durch Ersohwerong der 
SchiffiJirt die Eisenbahnverwaltungen in den Stand zu setzen, 
grössern Gewinn zu erzielen und daneben die Höhe gewisser 
Landtransitabgaben sicher zu stellen, während die Wiener 
Akte nicht einmal die rein finanzielle Berechtigung der 
Schiffahrtsabgaben auf den konventionellen Flüssen ein- 
räumt, sondern als oberste Norm hingestellt hat: Beförderung 
des Handels durch Erleichtenmg der SohifüEthrt! Und wie stimmt mit 
der gedachten Besorgniss die wiederholt vorgebrachte Einrede überein, 
dass der Grund der ausserordentlichen Abnahme des Eibverkehrs mit 
den zu Vi und V^ Elbzoll tarifirten Artikeln der Hauptsache nach nicht 
in der Höhe der bestehenden Eibzollbelastung liege, sondern in den 
eigenthümlichen Vorzügen der mit der Schiffahrt jetzt konkurrirenden 
Eisenbahnen zu suchen sei? 

Einer von diesen beiden Fällen kann doch nur eintreten: entweder 
die beantragte ElbzoUreduktion wirkt dahin, durch auf diese Weise 
möglich gewordenen wohlfeilem Transport der Flussschiffiihil; einen be- 
trächthchen Antheil an dem fraglichen Verkehr zu erhalten oder wieder 
zu verschaffen, oder aber sie hat diese Wirkung nicht. Im letztem 
Fall können die Zollermässigungen dem konkurrirenden Eisenbahn- 
verkehr, für dessen Interessen die betreffenden üferstaaten so besorgt 
sind, nicht wesentlich nachtheilig sein, und es würde sich zeigen, dass 
der Verfall des Eibverkehrs durch natürliche Verhältnisse, ungeachtet 
des ihm durch die Wiener Akte und die Elbschiffahrtsakte zu Theil ge- 
wordenen Schutzes, herbeigeführt ist, worüber sich niemand beschweren 
kann; im andern Falle aber, dass der von der ZoUüberbürdung befreite 
Eibtransport mit den gedachten Artikeln trotz der Konkurrenz der 
Eisenbahnen wieder in Aufschwung kommen sollte, läge darin die voll- 
ständige Rechtfertigung der beantragten Massregel, weil der Verkehr 
alsdann die ihm bis dahin durch die unerschwinglichen Elbzölle ver- 
kümmerte Kommunikation selbstverständlich nur aus dem Gmnde wie- 
der mehr benutzen würde, weU ihm diese Transportweise vortheilhafler 
sein wu*d. Die Wiedereröffnung einer solchen Verkehrskommunikatjoa 
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muss aber den wohlthätigsten Einfluss auf den Handel im ganzen 
äussern, und so würde eine Regulirung der ElbzöUe, wie Oesterreich, 
Preussen, Sachsen, Lübeck und Hamburg beanspruchen, wozu Hanno- 
ver und Mecklenburg aber bisher aus Rücksicht auf Lokalinteressen 
und darauf fussender Konvenienz beharrlich ihre Zustimmung versagt 
haben, recht eigentlich der principalen Vorschrift der Wiener Akte für 
die konventionellen Flüsse entsprechen: den Handel aller Nationen 
durch Erleichterung der Schiffahrt zu befördern." 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg: „Es 
werde nicht erwartet werden, dass sie die soeben vernommenen, Monate 
lang vorbereiteten, weitausgesponnenen Aeusserungen der Bevollmäch- 
tigten für Oesterreich, Preussen, Sachsen und Hamburg sofort Punkt 
für Punkt beantworten sollten. Auch trete das Bedürfhiss einer spe- 
ciellen weitem Würdigung eines grossen Theils derselben um deswillen 
nicht hervor, weil darin nur Argumente vorgebracht, die schon in vor- 
aufgegangenen Erklärungen als unhaltbar und mit thatsächlichen Ver- 
hältnissen in diametralem Widerspruch stehend, nachgewiesen seien. 
Dennoch enthielten jene Aeusserungen, zumal diejenigen des Bevollmäch- 
tigten für Hamburg, Ansichten und Behauptungen, deren völKge Unan- 
gemessenheit und Unhaltbarkeit annoch näher ans Licht zu stellen sein 
würden, daher Bevollmächtigte ersucht haben wollten, zu einer weitem 
Entgegnung ihnen in einer nahe anzusetzenden Konferenz die Gelegen- 
heit zu geben." 

Der Vorsitzende erklärte auf die letzte Aeusserung, es verstehe 
sich von selbst, dass die BevoUmächtigten mit dieser Entgegnung in 
nächster Sitzung vorgehen könnten. Und trag vor: „Da einerseits die 
im Laufe der gegenwärtigen Revisionskommission auf Ermässigung der 
ElbzöUe gerichteten bisherigen Anträge, wie verschieden auch der Inhalt 
und wie ausführlich die Motivimng derselben gewesen ist, zu keinem 
Resultate geführt haben, da aber andererseits, im Hinblick auf Art. 30 
der Elbschiffahrtsakte und den nachgewiesenen Nothstand des Eibver- 
kehrs, es als die wichtigste Aufgabe der Elbschiffahrts- Revisionskom- 
mission gelten muss, gerade hierin Abhülfe zu schaffen, so erscheint es 
durch die Sachlage geboten, nochmals einen Versuch zu machen, um 
diese Divergenz auszugleichen. Es kann solches nun entweder durch 
neue Ermässigungsvorschläge geschehen, oder durch Wiederaufnahme 
eines frühem Antrags, welcher die Zustimmung der meisten Eibufer- 
staaten bereits gefunden hat. Diesem letztern Versuch muss schon des- 
halb entschieden der Vorzug zuerkannt werden, weil über einen solchen 
Vorschlag bereits eingehende Erörtemngen stattgefunden haben und 
deshalb auf Gmnd derselben, bei schliesslichem bundesfreundlichen 
Entgegenkommen sämmtlicher betheiligter Regiemngen, um so 

Die ClbzöOe. 20 
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rascher ein Abschluss über die nothwendigen ElhzoUh^rabsetzimgea zu 
erzielen wäre. 

Es bat sich in dieser Beziehung auch das erfreuliche Ergebniss her- 
ausgestellt, dass von den Eibuferstaaten die grosse Mehrzahl sich jetzt 
für einen und denselben bestimmten Anti*ag geeinigt hat, und ersuche 
idi die Bevollmächtigten der betreffenden Staaten sich demgemäss zu 
erklären. Es wird dadurch zugleich der Einwand erledigt, dass «unter 
denjenigen Staaten, welche die Ermässigung und Beseitigung der Elb- 
zöUe ihrem Interesse und den Bedürfiiissen des Verkehrs entsprechend 
halten, so verschiedene Ansichten über dasjenige herrschten, was in 
dieser Beziehimg zu beanspruchen und zu gewähren sei.»" 

Die BevoUmächtigten für Oesterreich, Preussen, Sachsen, 
Anhalt-Dessau-Köthen und Anhalt-Bernburg, Lübeck und 
Hamburg: „Durch die in heutiger Sitzung erfolgte Zustimmung der 
Anhaltschen Regierungen zu dem ursprünglichen Hamburgischen ZoU- 
ermässigungsantrage, welcher somit jetzt die Zustimmung sämmtlicber 
E^lbuferstaaten, mit Ausnahme von Hannover, Dänemark und Mecklen- 
burg gefunden hat, durch die stattgefundene Ablehnung des Hannover- 
Mecklenburgischen Vorschlags in der 9. Konferenz abseiten der Mehr- 
zahl der Uferstaaten, sowie in Betracht des allseitig sich kundgebenden 
Wunsches, die nunmehr über 5 Monate sich hinziehenden Verhandlungen 
endlich zum Abschluss gelangen zu sehen, ist die Eibzollfrage jetzt un- 
verkennbar in eine andere Lage gekommen als bisher. Unter diesen 
Umständen sehen wir uns veranlasst, in vöUiger Uebereinstimmung, den 
in der Anlage zum 1. Konferenzprotokolle enthaltenen ElbzoUermässi- 
gungsantrag wieder aufzunehmen. 

Der gemeinsame Antrag Oesterreichs, Preussens, Sadisens, der 
Anhaltschen Herzogthtlmer , Lübecks und Hamburgs geht demnach 
dahin: 

Von den bisherigen 7 Eibzollklassen: Normalsatz, V^, V41 V«9 
Vio» V«o und Vio Elbzoll werden nur 3 Klassen beibehalten, 
nämlich: 

V4, Vio und V40 Elbzoll. 
SämmtUche Artikel, welche gegenwärtig dem Normalsatze und 
dem Vt Elbzoll unterliegen, werden in die V4 Eibzollklasse versetz 
Diejenigen Artikel, welche gegenwärtig V4 Elbzoll entrichten, 
verbleiben in dieser Klasse, mit Ausnahme von Getreide, Hülsen- 
früchte und Oelsaaten, welche in die V^o Klasse versetzt werden. 
Die bisherigen V» und Vio Eibzollklassen bilden künftig, nebst 
den obengenannten Artikeln, die Vio Elbzollklasse. 

Die bisherigen V«o und V40 ElbzoUklassen bilden künftig die 
V40 Elbzollklasse. 
Die bisher elbzollfreien Artikel bleiben dies auch künftig. — 
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Wir ersüchen die Bevollmächtigten für Hannover, Dänemark und 
Mecklenburg sich gefälligst darüber zu äussern, ob sie in der Lage sind, 
die Zustimmung ihrer Regierungen zu den vorstehenden, jetzt von der 
Mehrzahl der Eibuferstaaten, unter Bezugnahme auf die mehrfach nach- 
gewiesene Nothwendigkeit einer solchen Massregel im Interesse des Eib- 
verkehrs, sowie auf Grund des Artikels 30 der Eibakte beantragten Er- 
mässigungen des bestehenden ElbzoUtarifs, unter den gegenwärtigen 
Umständen in Aussicht zu stellen?" 

Die Bevollmächtigten fftr Hannover und Mecklenburg: „Nach 
allen Antecedentien und nach der Art und Weise, wie noch heute die 
diesseitige Zustimmung zu einer durchgreifenden Ermässigung der Elb- 
zöUe, als eine vertragsmässige Verpflichtung ihrer Regierungen verlangt 
worden, hätten Bevollmächtigte nicht entfernt erwartet, dass man aber- 
mals auf diesen Gregenstand durch Wiederaufnahme eines Ermässigungs- 
vorschlags zurückkommen werde, welchen sie bereits sehr bestimmt ab- 
gelehnt hätten. Obwol völlig hierdurch überrascht, könnten sie, wie 
früher, auch jetzt den soeben gestellten Kollektivantrag nur wiederholt 
und definitiv ablehnen." 

Der Bevollmächtigte für Dänemark äussert, „dass ihm eine Kennt- 
uiss der von den Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg so- 
eben in Aussicht gestellten Erklärung erforderlich sei, bevor er die 
von dem Präsidio so unerwartet an ihn gerichtete Frage beantworten 
könne." 

Die Bevollmächtigten für Oestferreich, Preussen, Sachsen, 
Lübeck und Hamburg: „Aus der soeben vernommenen Erklärung der 
Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg haben wir zu unserm 
lebhaften Bedauern die Ueberzeugung erlangen müssen, dass das von 
unsem Regierungen als nothwendig erkannte Mass der Herabsetzung 
der Elbzölle durch weitere Verhandlungen im Schoosse der Revisionskom- 
mission zur Zeit nicht zu erreichen ist. Die gegenwärtige Kommission 
ist mithin durch die beharrlich versagte Zustimmung einzelner 
Uferstaaten zu einer, dem nachgewiesenen Verkehrsbedürfhisse, wie dem 
Zwecke des Art. 30 der Eibakte entsprechenden Modifikation des Elb- 
zoUtarifs, in die Lage versetzt, die ihr vertragsmässig obliegenden Ver- 
pflichtungen nicht erfüllen zu können. — 

Die Verantwortlichkeit für diesen beklagenswerthen Zustand und 
die daraus hervorgehenden Folgen trifft nur diejenigen, welche dabei 
beharren, der in ihren wichtigsten Zweigen durch erdrückende Zoll- 
belastung gestörten Eibschiffahrt und dadurch dem Handel überhaupt 
die durch die Wiener Kongressakte zugesicherten Wohlthaten vorzu- 
enthalten. — 

Bei dieser Sachlage müssen \nr es, den uns ertheilten Instruktionen 
gemäss, für angemessen erklären: 

20» 
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die Konferenzen für jetzt abzubrechen und deren Wiederauf- 
nahme zur geeigneten Zeit, — auf ergangene Einladung von 
Seiten des Präsidii der Kommission vorzubehalten; — 

Zugleich müssen wir aber auch unsem Regierungen die weitem 
Massregeln reserviren, welche ihnen geeignet erscheinen, um eine Ab- 
hülfe gegen die längere Fortdauer der mit den Stipulationen der Wiener 
Verträge und der Eibakte im Widerspruch stehenden ElbzoUverhältnisse 
herbeizuführen." 

Der Bevollmächtigte für Preussen: „Im Auftrage meiner Regierung 
habe ich noch besonders zu erkennen zu geben, dass dieselbe sich in 
ihren ernstlichen Bemühungen, die unerlässliche Erleichterung des Eib- 
verkehrs zu erwirken, durch nichts beirren lassen wird." — 

Der Vorsitzende verstellt diesen Antrag zur Abstimmung. 

t>ie Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg: „Sie 
hielten dafür, dass es allerdings hoch an der Zeit sei, den Verhand- 
lungen der vierten Revisionskommission Endschaft zu geben, und wür- 
den ihrerseits gern die Hand dazu bieten, sobald über die in der Ver- 
handlung begriffenen Gegenstände ordnungsmässig abgestimmt und über 
diejenigen Punkte, worüber man sich verständigt haben würde oder 
welche durch die bestehenden Verträge der Kommission zur Feststellung 
überwiesen seien, Beschluss gefasst sein würde. Auch sei es nicht ihre 
Schuld, wenn dies nicht vorlängst geschehen. Die prindpiellen Ver- 
schiedenheiten in der Auffassung der Frage von den rechtlichen und 
faktischen Motiven einer durchgreifenden Ermässigung der vertragsmässig 
bestehenden Zollsätze hätten schon vor Eröffnung der Verhandlungen 
der vierten Revisionskonmiission klar am Tage gelegen und habe sich 
schon aus den analogen Vorgängen in der dritten Revisionskommission 
die Ueberzeugung aufdringen müssen, dass weitere Berathungen über 
diese Materie in der Revisionskommission erfolglos bleiben müssten, so 
lange dafür nicht eine Basis gewonnen, wodurch eine Ausgleichung der 
divergirenden Interessen möglich gemacht würde. Um aber hierüber 
jeglichen Zweifel von vornherein zu heben, hätten sie sich bereits in der 
zweiten Konferenz klar und bestimmt über den Standpunkt ausgespro- 
chen, welchen ihre Regierungen, derartigen Anträgen gegenüber, einzu- 
nehmen und zu behaupten fest entschlossen wären. Nichts desto weniger 
habe man von anderer Seite diesen Gegenstand immer von neuem in 
Berathung gestellt Das allein praktische Mittel zur Ausgleichung der 
widerstreitenden Interessen, die in Vorschlag gebrachte Ablösung der 
ElbzöUe, zu dessen näherer Erwägung ihre, sowie alle übrigen Regie- 
rungen sich bereit erklärt hätten, sei von den Bevolhnächtigten für 
Oesterreich und für Preussen in einer Weise zurückgewiesen, welche, 
weil dadurch die Rechtsfrage auf die Spitze getrieben, zwar umständ- 
liche Entgegnungen habe hervorrufßu müssen, die obwaltenden Differen- 



Digitized by 



Google 



7. Abschnitt. Vierte (Zweite Hamb.) Revisionskommission. 1858. 309 

zen aber ihrer Ausgleichung um keinen Fingerbreit näher gebracht habe. 
Inzwischen sei ein Antrag auf Zollermässigungen dem andern gefolgt; 
bald sei die weitestgehende, bald wieder eine moderatere Herabsetzung 
der Zölle für unvermeidlich erklärt. So hätten sich die Verhandlungen, 
unter endloser Wiederholung der Gründe und Gegengründe, Monate lang 
in schwerfalligem Gange hingeschleppt, und als endlich ihre Regierungen, 
so beharrlich manifestirten Desiderien weichend, sich zu gewissen, und 
zwar kemeswegs unerheblichen Zollermässigungen zu Gunsten desjenigen 
Theils der Eibschiffahrt, welcher durch die bestehenden Zölle zweifellos 
am schwersten betroffen werde, schon in der 9. Konferenz am 18. Sept. 
d. J. bereit gezeigt hätten, habe es abermals Monate bedurft, um nur 
hierüber die Erklärungen übriger Regierungen herbeizuschaffen. 

Heute, wo die Thatsache konstatirt dastehe, dass den von ihren 
Regierungen der Eibschiffahrt zugedachten Zollerleichterungen sMtens 
anderer Regierungen widersprochen werde, sei es dadurch in Evidenz 
gestellt, dass in dieser Revisionskommission eine Verständigung in der 
Tariffrage nicht zu bewirken, dass mithin in solcher Hinsicht nichts zu 
beschliessen sei, sondern es lediglich bei den vertragsmässig bestehen- 
den Verhältnissen das fernere Bewenden zu behalten habe. Die kom- 
missioneilen Berathungen über diese Materie seien damit vollständig er- 
ledigt und bedürfe es zur Urkunde dessen keiner weitern Formalität. 

In keiner Weise stehe aber diese Erfolglosigkeit der Verhandlungen 
in der Tariflö-age der unaufgehaltenen, ordnungsmässigen Erledigung 
anderer Gegenstände entgegen, die bei der Kommission in Berathung 
gestellt seien, mit der Zollfrage in gar keinem Zusammenhange ständen 
und theilweise schon zur Schlussziehung gereift seien. Völlig ungerecht- 
fertigt würde es sein, dasjenige, was in andern Beziehungen im Inter- 
esse der Schiffahrt für nothwendig oder zweckmässig erkannt sei, darum 
zu vernachlässigen, weil in der Zollfrage eine Einigung unerreicht ge- 
blieben. Insbesondere gelte dies von den zur Verbesserung der Schiff- 
barkeit des Eibstroms zu ergreifenden Massregeln, welche sich aus den 
Ergebnissen der jüngsten Stromschau als höchst dringlich herausgestellt 
hätten und im Interesse der Schiffahrt ungleich wichtiger seien als die 
Zollfrage. Denn, wenn überhaupt von einem Nothstande der Schiffahrt 
die Rede sein könne, so folge derselbe keineswegs aus den Zollverhält- 
nissen, sondern aus dem Mangel der Grundbedingung ihrer Existenz, 
eines den Bedürfnissen entsprechenden Fahrwassers, und die Protokolle 
jener Stromschau Hessen erkennen, wie vornehmlich den Regierungen von 
Oesterreich, Preussen und Sachsen durch Beseitigung dieses Mangels 
die Gelegenheit dargeboten sei, der Eibschiffahrt Erleichterungen zu ge- 
währen, die selbst durch eine völlige Aufhebung der Zölle im Werthe 
und in der Wirkung nie aufgewogen werden könnten. 

Femer Hege es, nach dem Schlussprotokolle vom 8. Februar 1854, 
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der Revisionskommissioii annoch zur Pflicht, Zeit und Ort des Za* 
sfunmentritts der nächsten Revisionskommission festzustellen und über 
die Frage, ob und zu welcher Zeit bis dahin eine gemeinschaMiche Be- 
fahrung der EXbe durch Hydrotechniker stounüicher Uferstaaten statt- 
zufinden habe, einen Beschlußs der Regierungen zu vermitteln. Auch 
dieser vertragsmässigen Stipulation jetzt vor dem Schlüsse ihrer Ver- 
ktndlungen Folge zu geben, sei die Revisionskommission durdi nidits 
behindert. Sie hielten dafür, dass es Sache des verehrlichen Präsidii 
sei, entsprechende Kommissionsbeschlüsse zu veranlassen, und erklärten 
sich zur Abgabe ihrer Voten darüber bereit, sobald das Protokoll 
dazu eröffnet sein würde, worauf sie eventuell hiermit angetragea haben 
wollten. 

So dringend sie aber auch der Beförderung der Kommissioosver- 
handlungen zu ihrem definitiven Abschlüsse das Wort zu reden hätten, 
so entschieden müssten sie sich doch, Namens ihrer Regierungen, eben- 
sowol einem Abbruch der Verhandlungen, bevor die Kommission der 
ihr vertragsmässig gestellten Aufgabe genügt hätte, als auch einer Ver- 
tagung dersdben widersetzen, da diese letztere Massregel sich nur dann 
rechtfertigen könnte, wenn die Verhandlimgen auf Anstände gestossen 
wären, deren Beseitigung innerhalb der Vertagungsfrist sich mit Be- 
stimmtheit erwarten lasse, was hier keineswegs der Fall, von den Be- 
vollmächtigten für Oesterreich, Preussen, Sachsen, Lübeck und Hamburg 
auch nicht nachgewiesen sei. 

Aus dem Umstände, dass in der Tariffrage bidier eine Verständi- 
gung nicht zu erzielen gewesen, dass die Erfüllung der von einigen Re- 
gierungen rücksichtlich einer durchgreifenden Ermässigung der ElbzöUe 
dargelegten Wünsche in entgegengesetzten Rechten und Interessen 
anderer Staaten ein unüberwindliches Hindemiss gefonden habe, sei die 
Veranlassung zu einem Abbruche oder einer Vertagung der Verhand- 
lungen um so weniger zu entnehmen, als die vertragsmässig feststehende 
Periodidtät der Revisionskommissionen die Gelegenheit darbiete, Anträge, 
worüber diesmal eine Einigung nicht zu erreichen gewesen, späterhin in 
wiederholte Berathung zu stellen, und, falls dringende Veranlassung sich 
ergeben oder in der Zwischenzeit die Anstände in der Tarififrage sich 
erledigen möchten, selbst der Zusammentritt einer ausserordentlidien 
Revisionskommission nicht ausgeschlossen sein würde. Wohin die Ver- 
tagung von Verhandlungen führe, denen eine reelle Basis fehle, davon 
gebe die Geschichte der dritten Revisionskommission ein warnendes 
Beispiel. Ihre Regierungen Hessen sich dasselbe zur Lehre dienen und 
seien nicht geneigt, darein zu willigen, dass die Revisionsverhandlungen 
abermals von einem Jahre ins andere protrahirt würden, aus keinem 
andern Grunde, als um zu erneuerten Angriffen gegen die vertrags- 
mässig feststdiwden ZoUgerechtsame einzelner Uferstaaten, wekhe die 
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letztem ohne entsprechendes Aequivalent nicht aulgeben könnten und 
mcbt aufigeb^ wollten, Zeit und Gelegenheit zu gewinnen. 

Wenn, gegen Geist und Wortlaut der Verträge, das Institut der 
Bevisionskonunission nur als eine Handhabe zur methodischen Herunter- 
schraubung der Zölle betrachtet werden wolle, welijhe aufhöre, noch 
eine praktische Bedeutung zu haben, sobald und so lange sie für diesen 
Zweck den Dienst versage oder auch nur partikuläre Wünsche und Er- 
wartungen nidit zu voll befriedige, so sei damit über dieses Institut 
selbst der Stab gebrochen. Stehe deiijenigen Regierungen, welche eine 
weitere Herabsetzung der Zölle erstreben zu müssen glaubten, bei sol- 
dien Bestrebungen ein vertragsmässiges Recht zur Seite, wie sie der 
schlagendsten Gegengründe unerachtet dies fortwährend behaupteten, so 
sei nicht abzusehen, was abhalten könne, die darüber obwaltende Diffe- 
renz in dem durch die Bundesverfassung geordneten Wege zum Austrag 
zu bringen; im entgegengesetzten Falle aber müsse erwartet werden, 
dass sie das Selbstbestimmungsrecht anderer Regierungen auch da ehren 
würden, wo die davon gemachte Anwendung ihren Wünsche und An- 
schauungen nicht entspreche. 

Nach idlem diesen glaubten sie, einem Abbruch oder einer Aus- 
setzung der Verhandlungen, soweit solche nicht etwa durch annoch 
fehlende Instruktionsertheilungen vemothwendigt sei, widersprechen und 
die ordnungsmässige Fortsetzung derselben über die bei der Revisions- 
kommission in Berathung gezogenen Gegenstande und über die ihr im 
Vertragswege besonders zur Feststellung überwiesenen Punkte, sowie 
den ordnungsmässigen Schluss solcher Verhandlungen, sobald ausser 
der bereits erledigten Tarifirage auch die übrigen Punkte durch die er- 
folgten Abstimmungen erledigt sein würden, als ein vertragsmässiges 
Recht ihrer Regierungen in Anspruch nehmen zu dürfen. Dazu gehöre, 
dass über jene Punkte die noch fehlenden Abstimmungen herbeigeführt 
und über diejenigen Punkte, worin Einverständniss erzielt sei, ein 
Kommissionsbeschluss zu Protokoll formulirt werde, welches der dem- 
nächstigen Ratifikation der Regierungen zu unterstellen wäre. Sie be- 
gehrte hiermit weiter nichts, als die Aufrechthaltung des durch die 
Natur der Sache nicht weniger als durch die Verträge vorgezeichneten 
formellen Geschäftsgangs, wofür die Sorge zunächst dem verehrlichen 
Präsidio obliege, an welches sie, unter eventuellem Vorbehalte weiterer 
Erklärung, die Frage zu richten sich erlaubten, ob es in der Absicht 
liege, die Verhandlungen der vierten Revisionskommission jetzt hier in 
Kontinuität in der soeben beregten Weise zu einem ordnungsmässigen 
Abschlüsse zu Idten?^' 

Der Vorsitzende erklärte, er werde zunächst mit der Abstimmung 
wdt^ vorgehen. 

Der BevoDm&ditigte für Dänemark: ,J)a keine Aussichten vorhan- 
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den, dass durch eine Vertagung der Kommissionsverhandlungen auf un- 
bestimmte Zeit ein anderes Resultat, als bisher, erzielt wird, so moss 
ich mich gegen eine solche erklären/^ 

Der Bevollmächtigte für Anhalt erklärt, nach seiner Instruktion 
dem Antrage zustinunen zu können. 

Der Vorsitzende: „Es sei demnach durch Stimmenmehrheit be- 
schlossen: 

die Konferenzen für jetzt abzubrechen und deren Wiederaufiiahme 
zur geeigneten Zeit auf ergangene Einladung von selten des Prä- 
sidii der Kommission vorzubehalten. 

Seinerseits könne er auf die von den Bevollmächtigten für Hannover 
imd Mecklenburg am Schlüsse ihrer Erklärung an ihn gestalte Frage 
eine weitere Erklärung nicht abgeben, als sich auf diesen Beschlnss 2u 
beziehen. Es betrefife einen Punkt, über den die Majorität zu be- 
schliessen habe.^^ 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg erklären: 
„Mit grossem Bedauern entnähmen sie aus der ihnen soeben auf ihre 
vorhin gestellte Frage gewordenen Erwiderung, dass die vorau^egangene 
Demarche der Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen, Sachse, Lü- 
beck und Hambui^ ihre störende Wirkung auf die Kommissionsverhand- 
lungen bereits begonnen, insofern die Präsidialleitung der letetem da- 
durch paralysirt dastehe. 

Sie bescheiden sich, dass ihnen, unter diesen Umständen, weitere 
Mittel nicht zu Gebote ständen, die Verhandlungen der 4. Revisions- 
kommission im ordnungsmässigen Zuge ihrem Abschluss zuzuführen und 
demjenigen Folge zu verschafifen, was durch die bestehenden Vertrag 
der Kommission ausdrücklich zur Pflicht gelegt sei. 

Wenn man einen Abbruch oder eine Vertagung der Verhandlungen, 
auch bei dem Widerspruch mehrerer Regierungen, dadurdi legalisirt 
halte, dass sich die Mehrzahl der in der Kommission vertretene Re- 
gierungen dafür ausgesprochen habe, so sei darauf zu erwidern, dass 
von Majoritätsbeschlüssen in der Revisionskommission, abgesehen von 
der Waiü ihres Vorsitzenden, nicht die Rede sein könne. Gerade <ter 
Umstand, dass im Art. 30 der Eibakte für die Wahl des Präsidenten die 
Stimmenmehrheit als den Ausschlag gebend besonders stipuHrt, sonst 
aber dieses Modus der Schlussziehung in den Verträgen mit keinar Sübe 
gedacht sei, bestätige es, dass nach der Absicht d&c Kontrahenten der- 
selbe nur ausnahmsweise für jene Handlung zur Anwendung kommen 
solle, sonst aber in der Kommission selbst durch die grösste Majorität 
keinerlei Beschluss gefasst werden könne, sondern dazu Stimmeaeinhellig- 
keit erforderlich sei. 

Bei gänzlichem Mangel solcher einhelligen Beschlüsse stelle sich ein 
förmliches Schlussprotokoll allerdings als völlig entbehrlich dar; that- 
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sächUeh beendigt sei eine jede Verhandlung, von welcher sich der eine 
Theil im Widerspruch des andern zurückziehe, und dieser thatsächliche 
Schluss der Verhandlungen der 4. Revisionskommission sei durch das 
gegenwärtige Protokoll genügend konstatirt. 

Auch noch jetzt würden sie bereit sein, an den Verhandlungen bis 
zur ordnungsmässigen Erledigung der vorliegenden Berathungsgegenstände 
sich fernerhin zu betheiligen. Würden aber die Bevollmächtigten für 
Oesterreich, Preussen, Sachsen, Lübeck und Hamburg bei der Absicht, 
die Verhandlungen jetzt hier in Hamburg nicht weiter fortsetzen zu 
wollen, beharren, so würden sie (Votanten) zu der Erklärung genöthigt, 
dass sie die 4. Revisionskommission als dadurch faktisch aufgelöst, die 
Veriiandlungen derselben als für immer geschlossen und ihre Vollmachten 
als erloschen ansähen, mithin auch ihre Regierungen zur Theilnahme an 
weiteren Verhandlungen, welche als Fortsetzung der Berathungen der 

4. Revisionskommission etwa zu einer spätem Zeit beabsichtigt sein 
möchten, sich in keiner Weise verpflichtet erachten könnten; wogegen 
dieselben bereit sein würden, über Zeit und Ort des Zusammentritts der 

5. Revisionskommission, sowie über die Stromschaufrage sich im Schrift- 
wege zu verständigen, nachdem eine Beschliessung hierüber in gegen- 
wärtiger Revisionskommission durch die von den Regierungen von Oester- 
reich, Preussen, Sachsen, Lübeck und Hamburg, ihr gegenüber, einge- 
nommene Haltung unmöglich gemacht sei. 

Gegen das Verfahren, welches, im Widerspruch mit klaren Vertrags- 
vorschriflen und den unter den verhandelnden Regierungen bestehenden 
bundesfreundlichen Beziehungen, zu unberechenbarer Benachtheiligung 
der Interessen der Schiffahrt, einen so beklagenswerthen Ausgang der 
Verhandlungen der vierten Revisionskommission zur nothwendigen Folge 
habe haben müssen, feierlichst protestirend, wollten sie schliesslich ihren 
Regierungen alle Zuständnisse dagegen noch ausdrücklich gewahrt haben." 

Der Bevollmächtigte für Oesterreich: „Der Oesterreichischen Re- 
gierung erscheint es, gegenüber der gespannten Erwartung, womit ein 
grosser Theil der deutschen Handelswelt in Absicht auf die dringend 
uothwendige Erleichterung des Eibverkehrs den Erfolgen der gegenwär- 
tigen Revisionskommission entgegen sieht, ganz unthunlich, einem An- 
trage auf den definitiven Abschluss der Kommissionsverhandlungcn bei- 
zustimmen, so lange nicht im Schoosse der Kommission über den erwähn- 
ten weitab wichtigsten Theil ihrer Aufgabe eine allseitig befriedigende 
Vereinbarung erzielt worden ist; denn nach der Ansicht der Oesterreichi- 
schen Regierung hat die Revisionskommission ihre Aufgabe erst dann 
gelöst, wenn eine hmreichende Ermässigimg der hohen Eibzölle zu Stande 
kommt. Ich bin daher angewiesen, einem Antrage auf gänzlichen Schluss 
der 4. Revisionskommission nicht beizustimmen, und beharre somit auf 
der blossen Kommissionsvertagung, in der von den Bevollmächtigten für 
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Oesteireich, Preussen, Sachsen, Lübeck und Hambui^ in der EoHektiv- 
erklärung angedeuteten und nunmehr beschlossenen Weise." 

Der Bevollmächtigte für Dänemark: „Er müsse sich g^en einen 
Majoritätsbeschluss in dieser Angelegenheit erklären imd seiner Begie- 
rung den fireien Beschluss über ihre Massnahmen in dieser Hinsicht zu 
jeder Zeit vorbehalten." 

Der BevoUmächtigte für Preussen: „Wenn von den Bevollmächtigten 
für Hannover und Mecklenburg der, von der Mehrzahl der anwesenden 
Bevollmächtigten gefasste Beschluss: 

«Dass die Konferenzen für jetzt abzubrechai seien,» 
aus dem doppelten Grunde angefochten wird, weil derselbe einmal dea 
faktischen Schluss der Verhandlungen involvire, sodann aber auch 
gegen die konventionellen Bestimmungen Verstösse, nadi wädien zn 
allen Beschlüssen der Kommission, mit Ausnahme desjenigen über 
die Wahl des Präsidenten, Einhelligkeit der Stimmen gefordert 
werde, — so muss ich hiergegen Verwahrung einlegen. — 

Der beschlossene „Abbruch" der Verhandlungen ist effektiv nichts 
anderes als eine „Vertagung"; diese bedingt aber hinwiederum die 
Wiederau&ahme oder Fortsetzung der Konferenzen zu dner andern Zeit, 
und iaxnit zerfallt die Behauptung wegen des faktischen Sddusses in sich.— 

Was die Anfechtung des Beschlusses aus Gründen betrifft, die in 
den Bestimmungen der Eibakte und der dazu vereinbarten additiondien 
Vorschriften gefunden werden wollen, so kann ich zunächst nicht zu- 
geben, dass, wie behauptet wird, zu allen Beschlüssen der Kommisaion 
Stimmeneinhellichkeit gefordert werde. — Die letztere ist nur nothweo- 
dig, wenn es sich um Entscheidungen über materielle Fragen handdt, 
keineswegs aber ist sie auch für sogenannte formalia angeordnet. 

Wie bezü^ch des Vorsitzes in der Kommission nach Vorschrift des 
Art. 30 der Eibakte durch Stimmenmehrheit entschieden werden soQ, 
ebenso soll die Kommission auch jedesmal, nach §. 8 des Sdüussproto- 
koUs vom 8. Febr. 1854, Zeit und Ort der nächsten Zusammenkunft fest- 
stellen, und wenn man die Ansicht der Bevollmächtigten für Hannover 
und Mecklenburg für richtig anerkennen wollte, so würde es unmöf^di 
sein, der Bestimmung §. 8 cit. nachzukommen, wenn z. B. ein Mitglied 
der Kommission gegen die übrigen 8 die nächste Bevisionskonunission, 
statt nach 4 oder 5 Jahren erst nach einem unverhältinssmässig Iwgen 
Zeitraum abgehalten wissen wollte. Ueber solche Fragen, die aus- 
schliesslich formeller Natur sind und lediglich die Geschäfts- 
ordnung der Kommission angehen, hat dieselbe per majora endgültig 
zu entscheiden und auch stets, wie noch die letzten bd der 3. Revi- 
sionskommission vorgekonunenen Fälle darthun, so entschieden." — 

Die Bevollmächtigten für Sachsen, Anhalt und Lübeck stimmen 
der Erklärung des Bevollmächtigten für Preussen bei. 
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Der Bevollmächtigte füi' Hamburg: „Wenn in der zuletzt gefallenen 
Aeusserung der Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg die 
Ansicht zu begründen versucht wird, dass die völlige Resultatlosigkeit 
der gegenwärtigen Revisionskommission zum Nachtheil der Eibschiffahrt 
durch den von der Mehrzahl der Kommissionsmitglieder beschlossenen 
vorläufigen Abbruch der Verhandlungen herbeigeführt sei, so muss hier- 
gegen Verwahrung eingelegt werden. Dieser Abbruch ist, wie in der 
gemeinsamen Erklärung der Bevollmächtigten für Oesterreich, Preussen, 
Sachsen, Lübeck und Hamburg nachgewiesen, durch die behaiTlich ver- 
sagte Zustimmung einzelner Uferstaaten zu den vertragsmässig zu ge- 
währendeli Herabsetzungen der den Verkehr von der Elbe verdrängenden 
Elbzölle herbeigeführt worden. Die Verantwortlichkeit füi- diesen be- 
klagenswerlben Zustand und deren Folgen kann, wie auch in der vorhin 
angezogenen Kdlektiverkl&rung schon hervoi^ehoben , nur diejenigen 
treffen, welche die Revisionskommission in die Lage versetzt haben, die 
ihr nach Artikel 30 der Eibakte obliegende vertragsmässige Aufgabe in 
der Hauptsache nicht erfüllen zu können. ^^ 

Die Bevollmächtigten für Hannover und Mecklenburg: „Wenn 
von Seiten des Bevollmächtigten füi- Preussen aus Vorgängen bei der 
dritten Revisionskonmiission die Zulässigkeit von Majoritätsbeschlüssen 
gefolgert werden wolle, so sei dagegen auf das Protokoll der 39. Kon- 
ferenz und auf das Schlussprotokoll der ersten Revisionskonmiission hin- 
zuweisen^ woraus klar hervorgehe, dass zu allem, was Kommissionsseitig 
zu beschliessen, Unanimität auf Grund der von jeder einzelnen Re- 
giemng zu jedem einzelnen Punkte des Verhandelten ertheilten Ge- 
nehmigung erforderUch gehalten sei. 

Der letzten Aeusserung des Bevollmächtigten für Hamburg hätten 
sie die Bemerkung entgegenzustellen, wie es sich von selbst verstehe, 
dass eine jede Regierung für ihr Verhalten in der Kommission verant- 
wortlich sei; keiner Regierung aber ständen Recht und Beruf zu, andere 
Regierungen für ihre Handlungen oder Unterlassungen in der vorliegenden 
Angelegenheit verantwortlich oder ihn^ desfalls eine Vorhaltung zu 
machen/^ 

Der Bevollmächtigte für Hamburg: „Auch nach der eben vernom- 
menen, als zuti-effend nicht anzuerkennenden Aeusserung der Bevoll- 
mächtigten für Hannover und Mecklenburg müsse der Erklärung inhärirt 
werden, dass nur durch die von einzelnen üferstaaten versagte Zu- 
stimmung zu den als nothwendig nachgewiesenen Elbzollermässigungen 
die Revisionskonmiission in die Unmöglichkeit versetzt sei, die ihr durch 
Art. 30 der Elbschifiiahrtsakte vorgeschriebene Aufgabe zu erfüllen.'' 

Der Vorsitzende: „Unter Bezugnahme auf den von der Minorität 
heute gefassten Beschluss erkläre ich die Sitzung hiermit für aufgehoben.'' 
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Achter Abschnitt» 

Berichte einiger Handelskammern und der betr. 
Kommissionen der Preussischen Kammern über die 

Eibzollfrage. 



L Auszug aus dem JahreBberichte der Konunerad^utatton 
in Hambui^, den 3L Deoember 1868. 

„Zu denjenigen Angelegenheiten, welche in diesem Jahre die Auf- 
merksamkeit der Kommerzdeputation vorzugsweise in Anspruch genommen 
haben, gehört die Elbzollfrage. Bei ihrer nicht hoch genug anzuschlagen- 
den Wichtigkeit für das kommerzielle Gedeihen unseres Platzes und bei der 
eigenthflmlichen Lage, in welche diese Angelegenheit jetzt durch die letzten 
Verhandlungen der Eibuferstaaten gebracht ist, erachtet die Kommerzdepu- 
tation es für ihre Aufgabe, sich über dieselbe diesmal etwas ausführlicher, 
als sonst der allgemeine Jahresbericht mit sich bringt, auszusprechen. 

Der im Jahre 1814 zwischen den fünf Grossmächten und noch einigen 
andei*en Staaten zu Wien abgeschlossene grosse Völkervertfag, die Wiener 
Kongressakte, hat bekanntlich in seinen Artikeln 108 — 116 die allgemeinen 
Grundsätze aufgestellt, wonach die Schiffahrtsverhältnisse auf Flüssen, welche 
verschiedene Staaten durchströmen, regulirt werden sollen. Die Elbe ist 
unter diesen Flüssen ausdrücklich mit aufgeführt. Die Fundamentalbestim- 
mung ist, dass die Schiffahrt auf dem ganzen Laufe dieser Ströme, von dem 
Punkte an, wo sie schiffbar werden, bis zu ihrer Mündung völlig frei sein 
und in Bezug auf den Handel niemand solle untersagt werden können. 
Und wegen der Schiffahrtsabgaben schreibt der Artikel 111 der Akte vor: 
bei Festsetzung des Tarifs solle vÄi dem Gesichtspunkt ausgegangen werden, 
durch Erleichterung der Schiffahrt den Handel zu ermuntern. 

Dass massige Abgaben , wenn sie nur als Aequivalent für eine sorgsame 
Unterhaltung und Verbesserung des Fahrwassers erhoben werden , der Schiff- 
fahrt, und dadurch dem Handel überhaupt, förderlicher sein können, als gar 
keine Abgaben bei kläglicher Verwahrlosung des Fahrwassers, das liegt auf 
flacher Hand, und nur in diesem Sinne kann rationeller Weise jene wichtige 
Bestimmung verstanden werden. Von einem finanziellen Zwecke der Schiff- 
fahrtsabgaben auf den konventionellen Flüssen, auf Kosten der Schiffahrts- 
interessen, sagt jene Akte kein Wort. 

Wie hat es sich nun aber bisher mit der Anwendung dieser weisen 
völkerrechtlichen Bestimmung auf die Elbe verhalten? 
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Die zu Dresden 1821 abgeschlossene Elbschiffabrtsakte, welche einen 
Normalelbzoll von 27 Va Groschen Konventionsmünze per Hamburger Centner 
und ausserdem eine Abgabe von den Fahrzeugen festsetzte, hat zunächst die 
erwähnten Bestimmungen wenig berücksichtigt. Nur darin erkennt man eine 
heilsame Einwirkung derselben, dass Artikd 30 der Eibakte die positive 
Zusage enthält: es sollen von Zeit zu Zeit zusammentretende Re- 
visionskommissionen Massregeln und Anstalten berathen, welche 
nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleich- 
tern könnten. Die 1824 zu Hamburg und 1844 zu Dresden abgeschlosse- 
nen Additionalakten haben der Schiffahrt wenig genützt. Die Rekognitions- 
gebflhr von den Fahrzeugen hat freilich seit 1844 aufgehört, allein dafür ist 
der Normalelbzoll auf 33 Sgr. 11 Pfg. per Zollcentner erhöht worden. Es 
hat freilich schon damals nicht an eindringUchen Vorstellungen von seilen 
Hamburgs gefehlt, um das Miss verhältniss des ElbzoUtarifs geltend zu ma- 
chen; allein es wurde die Thatsache. entgegengehalten, dass der Eibverkehr 
in allen seinen Zweigen von Jahr zu Jahr sich trotz des ElbzoUtarifs geho- 
ben habe, dass der Waarentransport auf den konkurrirenden Routen ver- 
hältnissmässig noch theurer sei als auf der Elbe, dass zur durchgreifenden 
Verbesserung des Fahrwassers in nächster Zeit grosse Summen erforderlich 
sein würden, und anderes. 

Im Verlauf der letzten etwa 12 Jahre ist jedoch eine wesentliche Um- 
gestaltung in diesen Verhältnissen eingetreten. Die LandtransitozöUe des 
Zollvereins sind beträchtlich ermässigt, an beiden Seiten der Elbe sind Eisen- 
bahnen entstanden, die sich nach allen Punkten des früheren Eibverkehr- 
gebietes verzweigen, die Weserzölle sind ganz aufgehoben, und endlich hat 
auch der Sundzoll seit dem 1. April 1857 aufgehört. Dagegen hat eine kon- 
ventionsmässige Herabsetzung der übermässigen Eibzölle nicht erzielt werden 
können und das Fahrwasser der Elbe ist trotz allen Zusagen in den letzten 
Jahren nicht besser, sondern schlechter geworden. 

Die in den Jahren 1850 bis 1854 in Magdeburg gepflogenen Verhand- 
lungen der dritten Elb -Revisionskommission haben nur ungenügende Palliativ- 
mittel gebracht, und hätten nicht vorher schon mit anzuerkennender Libera- 
lität Preussen, Sachsen und Oesterreich aus eigenem Antriebe für ihre Ufer- 
strecken bedeutende Erleichterungen in ihrer Eibzollerhebung eintreten lassen, 
so wäre der Eibverkehr mit fast allen wichtigeren Handelsartikeln schon 
längst völlig unterdrückt worden. 

In den letzten Jahren, namentlich seit Aufhebung des Sundzolls, waren 
indess, aller partiellen Erleichterungen ungeachtet, die Verhältnisse des Eib- 
verkehrs unter dem Druck der Hannoverschen, Mecklenburgischen und 
Lauenburgischen ElbzöUe der Art geworden, dass man endlich mit grösse- 
rer Zuversicht einer Abhülfe durch die im Juni dieses Jahres in Hamburg 
zusammentretende vierte Elb- Revisionskommission entgegensehen zu können 
glaubte. Die bei den früheren Eibkommissionen aus der angeblichen Pros- 
perität der Eibschiffahrt und der Verbesserung des Fahrwassers abgeleiteten 
Einwendungen gegen eine umfassende Reform des Eibzollwesens konnten nn- 
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möglich, angesichts der offen vor Augen liegenden Verdrängung der wich- 
tigsten Zweige des Elbverkehrs durch die Höhe der Elbzölle, im Ernste noch 
geltend gemacht werden. Denn welche Thatsachen konnten überzeugender 
reden als folgende? 

Der konventionsmässige NormalelbzoU von Hamburg nach Magdeburg 
beträgt per Centner 17 Sgr. 4 Pfg.; 

die Eisenbahnfracht dahin (exclusive der Transitzölle) circa 8*4 S^-» 

derselbe Elbzoll nach Dresden 29 Sgr. 10 Pfg.; 

die Eisenbahnfracht dahin circa 19 Sgr.; 

derselbe Elbzoll nach Prag 33 Sgr. 11 Pfg.; 

die Eisenbahnfracht dahin circa 29 Sgr. 

Wenn man einwenden wollte, dass der volle Elbzoll, in Folge der vor- 
hin erwähnten liberalen Massregeln Oesterreichs , Sachsens und Preussens, 
einstweilen nicht vorkomme, und man nur die thatsächliche Eibzollerhebung 
in Betracht ziehen müsse , so erscheint auch hierbei das Missverhältniss noch 
immer schlimm genug, um die Elbe, als den durch Zölle am schwersten 
belasteten schiffbaren Strom der ganzen Erde erscheinen zu lassen. Auf der 
Eibstrecke von Lauenburg bis Wittenberge — nur etwa 16 Meilen lang — 
fttr welche die Wasserfracht höchstens 2 bis 3 Sgr. per Centner gerechnet 
werden kann, erheben Hannover, Mecklenburg und Dänemark that- 
sächKch 6 Sgr. 5 Pfg. NormalelbzoU per Centner, also 2 bis 3 mal so viel 
als die ganze Fracht beträgt, und überdies befindet sich auf dieser Elbstreeke 
das Fahrwasser an manchen Stellen in einem kläglichen Zustande! 

lieber die praktischen Folgen dieser erdrückenden Eibzollbelastung wird 
es genügen, hier nur die Eine Thatsache anzuführen, dass der Elbverkebr 
mit den , dem vollen und dem halben Normalsatz unterliegenden Artikeln von 
2,033,000 Centner im Jahre 1845 auf 294,000 Centner im Jahre 1857, also 
etwa auf den siebenten Theil herabgegangen ist. 

Freudige und dankbare Anerkennung verdient es, dass bei dieser un- 
erträglichen Lage des Eib Verkehrs die Preussische Regierung gleich beim 
Beginn der diesmaligen Eibkonferenzen einen wahrhaft zeitgemässen und wirk- 
liche Abhülfe versprechenden Antrag gestellt und durch die allseitige ver- 
tragsmässige Verpflichtung der Uferstaaten hierzu nachdrücklich motivirt 
hat. Es sollten hiernach die jetzt zum V^, y^» V4 ""^ Vs Elbzoll tarifirten 
Artikel sämmtlich in die Vio-ElbzoUkasse und die jetzt zu V20 tarifirten in 
die Y4o-Elbzollklas8e versetzt werden. 

Diesem Preussischen Antrage, dessen Ausführung eine redliche Erfül- 
lung der Stipulationen der Wiener Akte und eine wirksame Abhülfe für den 
Nothstand der Eibschiffahrt sein würde, haben Oesterreich, Sachsen und 
Hamburg unbedingt beigestimmt. 

Leider hat dieser Antrag die entschiedenste Opposition gefunden, und 
selbst eine wesentliche Beschränkung desselben, nämlich auf eine Reduktion 
der höheren Elbzollklassen auf die V4-Kla88e, von Getreide von V^ auf Vio 
Elbzoll," und Vereinfachung der übrigen Zollklassen, ein Antrag, zu welchem 
schliesslich Oesterreich, Preussen, Sachsen, Hamburg und die beiden 



Digitized by 



Google 



8. AbediiL L Ansmg ans dem Jahresber. der KoBimendepatation in Hambg. 1858. 319 

Anhallschen Herzogthümer sich einmüthig vereinigt hatten, hat eine gleich 
entschiedene Ablehnung von Hannover and Mecklenburg erfahren. Diese 
beiden Staaten haben sogar ein Eingehen anf das von der Dänischen Re- 
gierung gemachte eventuelle Anerbieten einer Herabsetzung des vollen Elb- 
zoUsatzes auf die Hälfte und Ermässigung des Eibzolles für Baumwolle und 
Zink auf ein Viertel aufs Bestimmteste zurückgewiesen. 

Das Einzige, wozu Hannover und Mecklenburg aus besonderen bundes- 
freundlichen Rücksichten sich verstehen wollten, war eine für eine gewisse 
Zeitdauer abzuschliessende und dann widerrufbare Uebereinkunft , wonach für 
den direkten Böhmischen Verkehr zwar etwas weiter gehende Erleichterung 
bewilligt, für den Verkehr nach und von Preussen und Sachsen aber der 
volle ElbzoUsatz nur um % ermässigt werden sollte. Da nun die Erfahrung 
hinlänglich bewiesen hat, dass der Elb verkehr nicht im Stande ist, auch nur 
den halben ElbzoUsatz zu tragen, so ist es einleuchtend, dass die angebotene 
Ermässigung auf % Normalsatz eine gänzlich ungenügende Massregel wäre. 
Die Kommerzdeputation hat deshalb auch keinen Anstand genommen, dem 
Senate, der ihre gutachtliche Ansicht hierüber wünschte, aufs entschiedenste 
abzurathen, hierauf, als auf das Endresultat der diesmaligen Eibkonferenzen, 
einzugehen. Nicht allein aber von Hamburg, sondern auch von andern Ufer- 
staaten ist dieser Hannover -Mecklenburgische Vorschlag als bei weitem 
nicht ausreichend erklärt und der vorerwähnte Kollektivantrag, als das ge- 
ringste Mass der vertragsmässig zu beanspruchenden und zu gewährenden 
Elbzollerleichterungen , wieder aufgenommen worden. 

Infolge der beharrlichen Weigerung Hannovers und Mecklenburgs, ihre 
Zustimmung zu den auf Grund der Wiener Kongressakte und des Artikels SO 
der Eibakte beantragten und mit Evidenz als zur Erhaltung des Verkehrs 
nothwendig nachgewiesenen Erleichterungen zu ertheilen, ist die vierte Elb- 
Revisionskommission nach sechsmonatlichen Verhandlungen ganz resultatlos 
auseinandergegangen. 

Was soll und wird nun aber weiter geschehen? Einstweilen freilich 
haben Hannover und Mecklenburg ihren Willen durchgesetzt, die Elb- 
zdUe in ihrem bisherigen exorbitanten Betrage noch fortzuerheben und da- 
durch ihre Eiseabahninteressen anf Kosten der Eibschiffahrt zu begünstigen. 
Denn das ist eben das ganz Abnorme, dass zum grossen Theil nicht einmal 
Bücksichten auf die Eibzolleinnahmen die Anfrechthaltang der bestehenden 
Elbzölle motiviren, sondern Verhältnisse, welche der Eibschiffahrt völlig 
fremd sind. Und dies wird offen zugestanden. Man besorgt, dass, wenn dem 
Eibverkehr die vertragsmässige Erleichterung zu Theil wird und die Fluss- 
schiffahrt, namentlich ein lebhafter, gut organisirter Schleppdampfschiffahrts- 
dienst, in Aufschwung kommt, dann die Hannoverschen Eisenbahnen minder 
gut rentiren und die Landtransitzölle auf der Berlin -Hamburger Eisenbahn 
unhaltbar werden würden. Diese Besorgnisse mögen begründet sein; allein 
wie kann daraus für einzelne Uferstaaten ein Recht erwachsen, wichtige Ver- 
kehrsinteressen anderer Bundesstaaten dauernd auf das empfindlichste zu 
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beeinträchtigen, vertragsmässigen Verpflichtungen zuwider zu handeln and 
völkerrechtliche Stipulationen zu verletzen? 

Der beharrliche Widerstand Hannovers und Mecklenburgs gegen 
jede durchgreifende Ermässigung der Eibzölle, ungeachtet des seit 1850 
wiederholt und klar nachgewiesenen Bedürfnisses solcher Massregel ftlr die 
Schiffahrt, hat den Ruin eines früher prosperirenden, wichtigen Gewerbs- 
zweiges hauptsächlich herbeigeführt, er hat den Aufschwung der kommer- 
ziellen und industriellen Interessen im oberen Eibgebiet, namentlich in Böh- 
men , wesentlich gehemmt und manche Waarentransporte künstlich auf W^e 
gedrängt, welche dieselben nicht gewählt haben würden, wenn der Elbverkehr 
für wichtige Handelszweige nicht thatsächlich unfrei gemacht wäre. 

Abseiten der Oesterreichischen wie der Preussischen R^ening, 
welche bekanntlich beide die Wiener Kongressakte mit abgeschlossen haben, 
ist es auf das bestimmteste anerkannt worden, dass eine Fortdauer der bis- 
herigen Eibzollverhältnisse im Widerspruche stehe: mit der Eibakte, welche 
Massregeln zugesagt hat, die nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt 
femer erleichtern könnten, — mit dem deutschen Bundesrechte, wel- 
ches die auf die Flussschiffahrt sich beziehenden Artikel der Wiener Kon- 
gressakte vollständig aufgenommen hat, — und endlich mit den völker- 
rechtlichen Stipulationen dieser Akte, welche vorschreiben, dass bei 
den Flusszolltarifen die Ermunterung des Handels durch Erleichte- 
rung der Schiffahrt massgebend sein soll! 

Diesen wohlbegründeten Erklärungen gegenüber wird die lediglich auf 
Sonderinteressen fussende Konvenienz einzelner Uferstaaten nachgeben müs- 
sen, sobald die deutschen Orossmächte in dieser Angelegenheit, die recht 
eigentlich allgemeine deutsche Interessen der wichtigsten Art betrifft, sich 
zu ernstlichen Schritten entschliessen , um endlich eine allseitige Erfüllung 
jener vertragsmässigen Verpflichtungen zu bewirken; oder auch der deutsche 
Bundestag wird, wenn die Beschwerde über Nichterfüllung des Art. 30 der 
Eibakte und jener unverjährbaren völkerrechtlichen Fundamentalbestimmungen 
vor sein Forum gebracht wird, nicht umhin können, eine Abhülfe zu schaffen. 
Würde dies nämlich nicht der Fall sein, so möchte von fremden Mächten, 
welche die Wiener Akte mit abgeschlossen und garantirt haben , das ernstliche 
Verlangen gestellt werden, dahin zu wirken, dass der Eibschiffahrt und damit 
zugleich dem Handel aller Nationen die ihnen durch bündige völkerrechtliche 
Bestimmungen zugesicherten Wohlthaten nicht länger wegen unbegründeter 
Weigerung einzelner Uferstaaten vorenthalten würden. Es ist ein grosser 
Irrthum, wenn man annimmt, dass die vertragswidrige Bedrückung der Elb- 
schiffahrtsinteressen nur die Eibhandelsplätze treffe. Unmittelbar und am 
merklichsten werden allerdings diese berührt, allein die Beeinträchtigung trifft 
indirekt nicht minder auch den Handel fremder Nationen, insofern ders^be 
sich der mit übermässigen Zöllen belasteten Eibkommunikation bedient oder 
durch die Höhe solcher Zölle gezwungen wird, andere an sich minder vor- 
tlieilhafte Routen aufzusuchen. Die von Hannover, Mecklenburg und Däne- 
mark erhobenen oberelbischen Zölle, die Transitozölle auf der Berlin -Ham- 
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borger Eisenbahn, welche notorisch nichts anderes sind, als die anf diese 
Bahn transferirten ElbzöUe, und endlich der Stader Zoll, der ebenfalls den 
Bestimmungen der Wiener Akte unterliegt, diese Abgaben zusammen haben 
in den 10 Jahren von 1848 bis 1857 einen Ertrag von nahezu 9 Millionen Thlr. 
geliefert, und es ist sicher nicht zu hoch gegriffen, dass von diesen 9 Millio- 
nen Thlrn. mehr als 4 Millionen Thlr. den britischen Handel mit Deutschland 
belastet haben, und zwar nicht nur die Ausfuhr von Grossbritannien nach 
Deutschland, sondern auch die Einfuhr in Orossbritannien von dort. Welch' 
ein umfangreicher Handelsverkehr würde sich zwischen Grossbritannien und 
den prodnktreichen und gewerbfleissigen Oesterreichischen Ländern ausbilden 
können, wenn die wichtigste Verbindung eines grossen Theils des Oesterrei- 
chischen Eaiserstaats mit dem Welthandel, der mächtige Eibstrom, nicht mehr 
unter dem Drucke exorbitanter Flusszölle steht? Sollte es wirklich möglich 
sein, dass die natürliche Yerkehrsstrasse zwischen zwei so grossen und mäch- 
tigen Staaten, welche beide auf die Beförderung der materiellen Interessen 
ihrer Unterthanen einen so hohen Werth legen, für viele Verkehrszweige 
dauernd behindert bleiben muss, weil einzelne Eibuferstaaten meinen, es hänge 
lediglich von ihrer Anschauungsweise und Konvenienz ab, ob die Stipulationen 
der Wiener Kongressakte erfüllt werden sollen oder nicht! Diese Uferstaaten 
haben lange genug, unter Konnivenz der übrigen betheiligten Staaten, die 
Erhebung hoher Flusszölle gehabt, und die Belastung des Verkehrs dritter 
Länder, direkt oder indirekt, als bequeme Finanzquelle benutzt, statt die 
Steuerkraft des eigenen Landes dafür mehr anzuspannen. Es ist wahrlich 
Zeit, dass diesem jetzt geradezu unerträglich gewordenen Missverhältniss ein 
Ende gemacht werde! 

Die Kommerzdeputation hegt das feste Vertrauen , dass unser Senat die 
hohe Wichtigkeit der ElbzoUfrage in ihrem ganzen Umfange erkennt und 
kein Mittel unversucht lassen wird, um endlich eine den Verträgen 
entsprechende Regulirung der Eibzölle herbeizuführen. Nicht minder aber 
darf auch die Hoffnung gehegt werden, dass wenn die kommerzielle wie 
rechtliche Sachlage der Eibzollverhältnisse erst allgemeiner bekannt sein wird, 
die öffentliche Meinung sich laut und immer lauter gegen die Fortdauer die- 
ser vertragswidrigen und unerträglichen Verkehrshindernisse erklären und 
deren alsbaldige Abstellung fordern wird. Es werden hoffentlich auch ausser- 
halb Hamburgs die Vertreter von kommerzieUen Interessen, die beim Eib- 
handel betheiligt sind, ihren Regierungen es dringend empfehlen, mit aller 
Energie darauf zu dringen, dass die dem Handel aller Nationen auf den 
sogenannten konventionellen Strömen durch die Wiener Kongressakte zu- 
gesicherten Erleichterungen endlich auch auf der Elbe zur Ausführung 
gebracht werden. — 

Auch des Stader Zolles ist vorhin als ebenfalls unter die Bestimmun- 
gen der Wiener Kongressakte fallend gedacht worden. Die Erhebung dieser 
Abgabe geschieht jetzt bekanntlich in Gemässheit eines am 13. April 1844, 
an demselben Tage, wie die Additional- Eibakte, abgeschlossenen Separat- 
vertrages zwischen den Eibuferstaaten, dess^ Mitgenehmigung damals Harn- 
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borg im eigentlichen Sinne des Wortes abgepresst wurde. Hamburg bitte 
triftigen Grnnd, einem soleben Vertrage zn widerstreben, d«m ders^be war 
Bowol den von der Wiener Akte festgestellten Principien als auch frttheren 
Verträgen entgegen. — Was seitdem den Stader Zoll nns Hamburgern mit 
Grand noch widerwärtiger gemacht hat, ist der Umstand, dass die Hannover- 
sche Regierang, sich nicht damit begnügend, diese Abgabe vom Handel au 
erheben, ohne zum Nutzen der Schiffahrt dafür irgend ein Aequivalent au 
gewähren, diese Abgabe nnbiUigerweise noch dazu benutzt hat, um hieraus 
einen Differentialzoll zum Nachtheil Hamburgs zu gestalten. Es w&re eine 
Hamburgs unwürdige Eifersucht, unseren Nachbarhäfen den Verkehr nriaa- 
g^nen zu wollen, den sie durch ihre Anstrengungen bei ehrlicher Kon- 
kurrenz sich zu verschaffen wissen, denn die progressive Ausdehnung des 
Handels kann auch an demselben Flusse mehrere Häfen prosperiren lassen, 
und die Konkurrenz weckt am besten die Energie aller. Allein es ist ktmo 
ehrliche Konkurrenz, wenn die Hannoversche Regierung einmal durch die 
Aufrechthaltung der exorbitanten oberelbischen Zölle wicht^ Verkehrszweige 
künstlich auf ihre in Harburg mündende Eisenbahn zu leiten sucht und dann 
ausserdem den nach Harburg bestimmten Ladungen den Stader ZoU erlltost, 
während derselbe von den in Hamburg ankommenden Ladungen eriioben wird. 
Es ergibt sich daraus die krasse Unbilligkeit, dass, während Hamburgs Han- 
del dem vollen Drucke des Stader Zolls unterliegt, und die Hamburger Fi- 
nanzen die Unterhaltung aller zum Besten der Schiffahrt auf der Unterdbe 
getroffenen kostspieligen Anstalten zu tragen haben, der Harburger Handel 
diese Anstalten ohne alle Unkosten mitbenutzt, dagegen frei ist vom Stader 
Zoll, dessen Ertrag den Hannoverschen Finanzen als höchst bequeme £in- 
m^hme ohne Aequivalent zugute kommt. 

Von selten Hamburgs muss es daher um so mehr als ein glücklicher 
Umstand anerkannt werden, dass die fremden Regierungen durch den Stader 
Zoll vertrag von 1844 nicht länger zur Entrichtung dieses mit den Stipula- 
tionen der Wiener Kongressakte im Widerspruch stehenden Passagezolles 
verbunden sind, als etwaige besondere Staatsverträge sie dazu zeitiweilig 
verpflichten. Höchst erfreulicherweise hat diese Erkenntniss im Laafe des 
gegenwärtigen Jahres in England Eingang und Konsistenz gewcmnen und die 
Kündigung des Englisch -Hannoverschen Handelsvertrages vom Juli 1644 anr 
Folge gehabt. Ein Parlamentskomit6 hat bekanntlich am 14. JuU d. J. als 
10. und 11. ihrer Resolutionen die Sätze ausgesprochen: 

11) Es stellt sich nicht heraus, dass Hannover als Entgelt für d^ vom 
britischen Handel erhobenen Stader Zoll irgendeiaen Dienst leistet. 

12) Wenn der Traktat von 1844, wonach das Vereinigte Königreidi ver- 
bunden ist, für eine beschränkte Zeitdauer in die Zahlung des Stader 
Zolls zu willigen, durch die vorbehaltene Kündigung sein Ende erreicht, 
kann daraus für den britischen Handel nur wenig Kachtiieil oder Dn- 
gdegenheit erwachsen. 

Hiemach, sowie nach den unter den Vernehmungen vor dem gttiannten 
Komit^ sich vorfindenden Aufklärungen, besonders den treffenden Dari^gm- 
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gen von Sir Emerson Tennent, Sekretär beim Handelsamte, wird man die 
HoAmng hegen dttrfen, dass, ungeachtet aller GegenbemQhungen von selten 
Hannovers, die Britische R^ernng an den Resolutionen des Parlaments- 
komit^ festhalten und nach Ablauf des Vertrages mit Hannover den Stader 
Zoll nicht mehr anerkennen wird. Wird aber erst von Einer mächtigen 
Nation diesem ungerechtfertigten Zolle die Anerkennung versagt, so ist die 
ganze Zollerhebung hinfällig, denn alle Verträge wegen des Stader Zolls ent- 
halten die Klausel der Behandlung auf den Fuss der meistbegünstigten 
Nation, und wenn die Ladungen unter Einer Flagge nicht mehr zur Ent- 
richtung des Stader Zolls herangezogen werden können, so kann dies auch 
bei anderen Flaggen nicht mehr stattfinden. Der Stader Zoll und die übrigen 
ElbzöUe stehen aber in inniger Verbindung, und eine weitere Verhandlung 
Aber die Stader Zollfrage wird den Engländern sicher die Ueberzeugung 
erwecken, von welch einer ausserordentlichen Wichtigkeit es für den all- 
gemeinen Handel ist, dass sämmtliche Eibzölle den Bestimmungen der 
Wittier Kongressakte gemäss regulirt werden. So lange die Uferstaaten selbst 
unter sich einig waren, oder es doch zu sein schienen, über die Fortdauer 
der bestehenden Flusszölle und diese den Verkehr noch nicht förmlich von 
dem natürlichen Wege verdrängten, konnte das Ausland selbstverständlich 
weniger Notiz von der mangelhaften Ausführung jener völkerrechtlichen Be- 
stimmungen nehmen, allein seit dem Abbruch der letzten Elb- Revisions- 
kommission ist die Sachlage eine ganz andere geworden und die Folgen wer- 
den nicht ausbleiben. 



IL Jahresberichte über den Gang des Handels, der Industrie 
und der Schiffahrt Magdeburgs. 

Abgestattet von den Aeltesten der Kaufmannschaft. 

Jahr 1852. 

„Wie wichtig für unsern Strom und somit auch fttr unsern Platz 

und das ganze Eibgebiet die möglichst niedrige Normirung der Elbzölle ist, 
das geht augenscheinlich aus der Zunahme des Eibtransports derjenigen Ar- 
tikel, welche im ElbzoUe auf resp. V5 und V4 ^^^ Normalsatzes herabgesetet 
sind, namentlich bei Heringen, Sttdfrtlchten , Reis u. s. w. hervor. Es ist un- 
zw^felhaft, dass diese Zunahme einen grossen Umfang gewinnen würde, wenn 
diese ungerechtfertigte Belastung unseres Stromes auf ein Minimum zur Unter- 
haltung der erforderlichen Uferbauten und des Fahrwassers ermässigt würde. 

Ein Hohes Ministerium ist mit diesem wichtigen Gegenstande durch die 
während zweier Jahre hier stattgehabten Konferenzen von Bevollmächtigten 
der Elbnferstaaten vollständig vertraut; wir selbst aber haben denselben in 
QBsern Berichten und Denkschriften an Hochdasselbe schon so oft und so 
ausführlich behandelt, dass wir uns heute nur darauf beschränken wollen, 
die Erwartung auszusprechen, dass unter den eingetretenen veränderten Um- 
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ständen die Hannoversche Staatsregierang znr Zollbefreiung der Elbe geneigt 
sein, dass sich dann anch Mittel and Wege finden werden, die Regierungen 
von Mecklenburg und Lauenburg zu denselben Koncessionen zu veranlassen, 
und dass unsere Hohen Staatsbehörden auf Erreichung dieses höchst wfin- 
schenswerthen Zieles unausgesetzt hinarbeiten werden. Die schleunigste Be- 
schlussnahme Aber die Normirung der Eibzölle auf das angedeutete Minimum 
muss aber in der Erwägung als eine dringende Nothwendigkeit erscheinen, 
als nach dem Zustandekommen des Handelsvertrages mit Oesterreich die 
Transitozölle nach Böhmen gänzlich wegfallen werden. 

Beträgt nun jetzt, wie in unserer Eingabe an Ein Hohes Ministerium 
de dato 29. Januar 1852, auf welche wir Bezug zu nehmen uns erlauben, 
angeführt, bei Gütern, die direkt zu Wasser von Hamburg mit dem Umschlage 
in Magdeburg nach Tetschen geführt werden, gegen diejenigen, welche per 
Eisenbahn hierher bezogen und von hier aus zu Wasser nach Tetschen ver- 
laden werden, die Differenz, zu Gunsten des letztem, also unnatflrlichem 
Weges, 3 Sgr. 9 Pfg. per Centner, so wird sich nach gänzlicher Aufhebung 
der Transitzölle also diese Differenz auf 8 Sgr. 9 Pfg. per Centner erhöhen. 
Dass dieser Frachtunterschied aber mit einem Verbote des direkten Eib- 
verkehrs, mit einer Umladung in Magdeburg, völlig identisch sein mflsste, 
ist einleuchtend." 

„Dampfschiffahrt. Der Verkehr war im letzten Jahre befriedigend, denn 

es wurden in Summa 504,534 Centner 

gegen 1851 308,776 „ 

also mehr 196,758 Centner 

bewegt. Das Resultat würde aber noch ungleich günstiger gewesen sein, 
wenn nicht vom Juli bis November andauernd der Wasserstand der Elbe so 
ungünstig gewesen wäre, dass in dieser Zeit meistens nur die halbe, theil- 
weise nur der dritte Theil einer Ladung hätte eingenommen werden können, 
und selbst bei dieser Befrachtung der Betrieb nur durch Ueberwindnng grosser 
Schwierigkeiten ermöglicht werden konnte. 

Bezüglich unserer Segelschiffahrt haben wir zu erwähnen, dass im ver- 
gangenen Jalire der Transport der Stückgüter durch dieselbe infolge der 
Eibzollreduktion auf mehrere Artikel etwas zugenommen hat, indem fftr 
manche Güterposten, welche früher per Eisenbahn bezogen wurden, nun wie- 
der der Wasserweg benutzt wurde. Unser Schifferstand gibt sich der Hoff- 
nung hin, dass die, sich im laufenden Jahre hier wieder versammelnde Elb- 
schiffahrts-Revisionskommission in dieser Hinsicht weitere erleichternde Schritte 
thun werde. 

Die Frachtlöhne stellten sich von Hamburg auf hier 4 — 4V« Sgr. per 
Centner in Jacht, und 3V2 — 4 Sgr. in Separatladung. 

Der Wasserstand der Elbe war bis zum Monat Mai der Schiffahrt gün- 
stig; von dieser Zeit an bis zum Schlüsse aber so, dass die grösseren 
Fahrzeuge nur mit halber, höchstens dreiviertel Ladung befrachtet werden 
konnten. " 
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„Noch mehr zu beklagen haben wir, dass in der in diesem Jahre hier 

wieder vereinigt gewesenen Elbschiffahrts- Revisionskommission über die Herab- 
setzung des Eibzolles für diejenigen Artikel, welche noch dem Normalsatze un- 
terworfen sind, wie verlautet, eine Einigung wieder nicht hat erzielt werden 
können, und dass die bezüglichen Propositionen an dem Widerspruch der 
Regierungen von Mecklenburg und Dänemark gescheitert sind. Es bleibt 
also wieder beim Alten ; für uns bleibt für viele der wichtigsten Artikel der 
wohlfeilste Transportweg verschlossen ; das rege Leben, das andernfalls durch 
Dampf- und Segelschiffahrt sich gestalten würde, kann nicht verwirklicht 
werden; noch ferner ist unser Strom der am meisten mit Zöllen belastete 
der deutschen Flüsse und dazu verurtheilt, mehr und mehr zu veröden. 

Bei dem Hohen Ministerio haben wir diese Angelegenheit schon so oft 
zum Gegenstande unserer Beschwerden gemacht, dass wir Neues nicht weiter 
dafür anzuführen vermögen, müssen aber fürwahr, bei dem hartnäckigen 
Widerstand der beiden fremden Regierungen, an der endlichen Beseitigung 
dieser unrechtmässigen Belastung verzweifeln, wenn es Einem Hohen Mini- 
sterio nicht endlich doch noch gelingen sollte, den erhobenen Widerspruch 
zu beseitigen. 

Tief zu bedauern haben wir jedoch, dass auch eine Zollbelästigung auf 
unserm Strome noch fortdauert, — wir meinen die Rekognitionsgebühr , — 
deren Beseitigung von unserm Hohen Gouvernement allein abhängt. Wir 
könnten liier nur wiederholen, was wir darüber in unsern früheren Jahres- 
berichten angeführt haben, erlauben uns daher, uns hier einfach darauf zu 
beziehen und das damals Gesagte vollständig zu bestätigen. Wir bitten aber 
wiederholt, so dringend wie ganz ergebenst: 

Hochgejieigtest diese unbillige, ja einzig und allein die diesseitigen 
Unterthanen belästigende, den Handel und die Schiffahrt erschwerende 
Abgabe des Schleunigsten aufheben zu wollen." 

„Dampfschiffahrt, lieber den hiesigen Dampfschiffahrtsverkehr können 
wir leider einen so günstigen Bericht wie für 1852 nicht geben. 

Der noch im Februar eingetretene und die bereits begonnene Schiffahrt 
bis zum April störende Winter, sowie die späterhin, infolge der politischen 
Verhältnisse eingetretene Stockung im Handel und die, gegen die Konkurrenz 
der Eisenbahnen immer drückender sich gestaltende Belastung der Schiffahrt 
durch die Eibzölle, haben so nachtheilig eingewirkt, dass der Gesammtverkehr 
in 1863 in Summa nur 397,93874 Centner gegen 504,534 Centner in 1852 
betragen hat. 

Ueber die Segelschiffahrt im vergangenen Jahre lässt sich Erfreuliches nicht 
flselden. Die hohen Eibzölle, deren Reduktion so zuversichtlich, aber wieder 
vergebens von der versammelt gewesenen Elbschiffahrts -Revisionskommission 
erwartet wurde, werden noch länger das Hinderniss einer gedeihlichen Schiff- 
fahrt bilden. Diese muss vielmehr immer mehr in Verfall gerathen, jemehr 
es den, durch jenen Tribut der Schiffahrt geschützten Eisenbahnen gelingt. 
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der Wasserstrasse aach den ihr noch gebliebenen kleinen Theil dPs Verkehrs 
zu entziehen. Es ist unausbleiblich, dass, wenn hierin nicht bald eine Aen- 
derang eintritt, wozu aber leider so wenig Aussicht ist, dann es zu den 
Seltenheiten gehören wird, noch eine Güterladung von Hamburg hierher ex- 
pediren zu sehen." 

18 5 4. 

„Hier im Norden treten uns als die bedeutendsten Belästigungen kom- 
merzieller Thätigkeit der Sundzoll und die £lb zolle entgegen; beide aus 
dem Mittelalter stammend, einer Zeit, wo die Regierungen, ohne volkswirth- 
schaftliche Kenntniss oder ohne Rtlcksichtnahme auf solche, nur darauf bedacht 
waren , von dem schwachen , sich schwerfällig bewegenden Handel den grösst- 
möglichsten Vortheil zu ziehen und ihn auf allen seinen Wegen mit Zöllen 
und Abgaben zu verfolgen. Diese Vexationen mochte der geringe Verkehr 
damals tragen und der Kaufmann sich in seinen Verkaufspreisen fQr diese 
Abgaben entschädigen können. Anders aber jetzt, wo freie Bewegung das 
Element des Handels geworden ist, wo sich die Verkehrswege vervielfältigt 
haben und wo die Frachtstrassen veröden, auf denen noch die alten und 
veralteten Bedrückungen geübt werden. 

Das Hohe Ministerium wird sicherlich darauf Bedacht nehmen, dass 
diese Frage, welche schon vor vier Jahrzehnten in der Wiener Schlussakte, 
wenigstens für die Flussschiffahrt, ihre Erledigung gefunden hatte, bei dem 
nächsten, — Gott gebe, bald eintretenden — Friedensschlüsse endlich die 
erwünschte Erledigung finden möge. 

Als eine rein innere Flussabgabe besteht noch immer die sogenannte 
Rekognitionsgebühr fort; wir sind auf unsere wiederholten Beschwerden 
darüber von des Herrn Ministers für Handel, Gewerbe und öffentliche Ar- 
beiten, Excellenz, abschläglich beschieden worden. 

Dies kann uns jedoch nicht abhalten, immer wieder und so lange, bis 
wir Erhörung gefunden haben werden, auf die Unbilligkeit dieser Abgabe, 
den Angehörigen der andern Eibuferstaaten gegenüber, hinzuweisen und um 
deren Aufhebung zu petitioniren." 

„Bei der Dampfschiffahrt machten sich die ungünstigen Zeitumstände 
besonders in der ersten Hälfte des Jahres fühlbar, weil von Waaren nur der 
dringende Bedarf bezogen wurde, also jene Quanta ausblieben, womit der 
inländische Gewerbtreibende sonst sein Lager auszustatten pflegt. Auf allen 
Beziehungsplätzen häuften sich unterdessen die Vorräthe und drückten die 
Preise, wodurch sich endlich in den Sommermonaten ein lebhafteres Geschäft 
einstellte, welches sich bis zum Schlüsse des Jahres für die Dampfschiffahrt 
auf eine so erfreuliche Weise steigerte, dass sie die Masse der zu expedi- 
renden Güter nicht zu bewältigen vermochte, und dadurch zu dem Resuitale 
kam, dass der Verkehr des Jahres 1864 den, des bis jetzt für das Instüst 
günstigsten Jahres 1862 noch überstieg. — Die Hauptverkehrs- Artikel bildeten 
naturgemäss diejenigen, welche im Elbzoll unter dem Normalsatze stelmi, 
und zeigen sich dabei recht ersichtlich die gedeihlichen Folgen der, in der 
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Mzten Elbschifahrts-Kevisioiiskonferenz erreichten, wenn auch noi* unerheb- 
Hohen Ermässigiingen des Tarifs. 

Welches Gewicht also auch die Dampfschiffahrt auf ^e fernere Herab- 
setzung der den ganzen Eibverkehr bedrückenden ElbzöUe legen muss , bedarf 
keiner erneuerten Darstellung. Dafür ist aber leider dann wenig Hoffnung, 
wenn bei der Bestimmung beharrt wird, dass die nächste Revisionsperiode 
erst in vier Jahren eintritt. Da aber die Ausfälle in den Zollkassen bei 
dieser Position die Noth wendigkeit der Herabsetzung nachweisen, so sprechen 
wir die Erwartung aus, dass man nicht so lange damit zögern werde. Bei- 
spielsweise führen wir zur Bekräftigung des Gesagten an, dass die Dampf- 
schiffahrt in 1853 von Waaren zu dem vollen ElbzoUe zu Thal 16,222 Centner, 
in 1864 dagegen nur 7,064 Centner befördert hat. In den betreffenden Zoll- 
stfttten werden z. B. die grossen Spielwaarcnkisten , welche jetzt des hohen 
Eibzolles wegen per Eisenbahn nach Hamburg gehen, vermisst werden, nicht 
minder findet ein erheblicher Ausfall bei Spiritus statt, der für die Dampf- 
schiffahrt, trotz der auf das Minimum von 3*/« Sgr. per Centner herab- 
gesetzten Fracht , nur in geringen Quantitäten zu erlangen war, während das 
Gros der Sendungen per Eisenbahn ging. — Ebenso findet ein bedeutender 
Ausfall bei den Kaffeesendnngen statt , da namentlich die Holländischen Sor- 
ten fast ohne Ausnahme über Harburg per Eisenbahn dirigirt wurden, und 
dadurch der Elbe verloren gingen. 

Ueberhaupt stellt es sich heraus, dass fast alle, im Zolltarife hoch im- 
postirten Artikel mehr und mehr den Eisenbahnen zufallen , und wird dieser 
Transport immer mehr benutzt werden, so lange die unnatürlichen ElbzöUe 
erhoben werden. 

Der Umfang der Segelschiffahrt war auch im vorigen Jahre ein be- 
schränkter und ninunt fast alljährlich mehr und mehr ab. — Die seit langen 
Jahren unter dem Namen „Verschlussjachten" von Hamburg auf hier ex- 
pedirten Oüterladungen haben fast gänzlich aufgehört, weil die ehemals damit 
verladenen Waaren jetzt, des hohen ElbzoUes wegen und bei den sehr K^ssi- 
gen Eisenbahnfrachten, fast alle dieser zufallen. Im vorigen Jahie sind daher 
von Hamburg nur circa 150 gewöhnliche Ladungen hier angekommen, deren 
Frachten sich durchschnittlich auf den sehr massigen Satz von 3V4 bis 3V2 Sgr. 
per Centner stellten. Getreidetransporte gingen nur wenige nach Hamburg, 
ebenso hat auch die Verladung von Englischen Steinkohlen von da hierher 
sehr wesentlich abgenommen. 

Der Wasserstand der Elbe war im vorigen Jahre ausreichend und konnten 
die Schiffe fortwährend, mit wenigen Ausnahmen, mit voller Ladung befrachtet 
werden, nur fehlte es sehr häufig an zu verladenden Waaren und Kohlen. 

Der Schifferstand hat es mit Vergnügen gesehen , dass durch die Regie- 
rangen ein Dampfbagger zur Instandhaltung des Fahrwassers auf der Elbe 
angeschafft worden ist. 

Derselbe hat eine Zeit lang im Plauenschen Kanal gearbeitet und soll 
spftterlÜB bei Mühlberg benutzt worden sein. 

Ob dieser Bagger so zweckentsprechend konstruirt ist, um auf der Elbe 
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&ik dem jetzigen Bedttrfniss entsprechendes Fahrwasser herzustellen and ia 
Gange zu erhalten, lässt sich noch nicht beortheilen. Indessen spricht der 
Schifferstand die 4nsicht aus, dass für die vollständige Erreichung dieaes 
Zweckes überhaupt Ein Bagger nicht ausreichend sei, yielmehr zwei in Be» 
trieb würden gesetzt werden müssen/' 

18 5 0. 

„I)er Einfluss der Eibzölle bei den mit dem vollen Satze behisteten 

Artikeln ist unverkennbar, während die darin ermässigten uns eine erfreuliche 
Steigerung des Verkehrs zeigen. Unser Handelsstand kämpft mit gewohnter 
Beharrlichkeit gegen die Fesseln, die unsere Wasserstrasse belasten, vermag 
indess in vieler Hinsicht nichts gegen die dadurch erleichterte Konkurrenz 
der Eisenbahnen. Der lebhafte Wunsch, dass hierin endlich den Ansprüchen 
der Zeit und der Verhältnisse Rechnung getragen wird, bildet daher das 
c€ieterum censeo unserer Berichte, weil es eben eine Lebensfrage für unsem 
Handel ist, und jetzt um so mehr, als die bevorstehende Aufhebung des SundzoUs 
viele Artikel wieder auf den unnatürlichen Weg über Stettin drängen wird. 

Im allgemeinen war der Schiffahrtsbetrieb des verflossenen Jahres ein 
sehr lebhafter, und herrschte das ganze Jahr hindurch Mangel an ausreichen- 
den Transportmitteln. 

Allerdings war der grossentheils niedrige Wasserstand die theilweise 
Ursache hiervon, da die Perioden, in welchen die Kähne mit voller Ladung 
fahren konnten, nur sehr kurz andauerten, immerhin aber war der Zufluss 
der Güter ein sehr bedeutender. 

Obgleich die Schiffahrt von hier nach Hamburg infolge der Elbzölle im- 
mer mehr abnimmt, da die Stückgüter dem Eisenbahnverkehr zufliessen, so 
war dies im verflossenen Jahre durch Getreidetransporte und Verladungen 
von gedarrten Wurzeln weniger bemerkbar. 

Auf der Tour von Hamburg nach Magdeburg bildeten Guano, Stein- 
kohlen und Eisen die Hauptartikel und waren die hierbei erzielten Frachten 
befriedigend; die mit dem vollen ElbzoU belasteten Artikel verschwinden auch 
auf dieser Tour immer mehr aus dem Eibverkehr." 

„Im allgemeinen leidet der Betrieb der Dampfschiffahrts- Gesellschaft 
schwer unter den bedrückenden Elbzöllen, ausserdem aber durch die man- 
gelhafte Elbregulirung. Durch die seit Jahren vorgenommenen Strombauten 
ist nicht einmal annähernd jenes normale Fahrwasser erreicht, welches die 
Uferstaaten in der ElbzoU -Additionalakte verbürgt haben, noch weniger ist 
der Eibstrom von den auf seinem Grunde liegenden Steinen und Baumstäm- 
men befreit, welchem bedauerlichen Umstände die Gesellschaft im verflosse- 
nen Jahre die Verunglückung eines beladenen Fahrzeugs zwischen Meissen- 
und D^sden und eines dergleichen zwischen Sandau und Werben zu- 
zuschreiben hat." 

18 5 7. 

„Zunächst begrüssen wir die Aufhebung des Sundzolls als Aufhe- 
bung eines, den Handel zur Ungebühr beschränkenden Hemmnisses, mit Freuden. 
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Wir haben keinen direkten Yortheil von dem Wegfall des SnndzoUes; doch 
erftllt ans die si^freicbe Darchfflhrong des richtigen Princips, die wir anch 
Preassens beharrlicher Mitwirkung verdanken, mit Stolz, und erweckt zu- 
gleich die Hoffnung, dass dasselbe Princip, welches den freien Verkehr durch 
den Sund öffnete, auch die den Handel beschränkenden Flusszölle endlich 
inWegfaU bringen wird. Die Eibzölle werden, so lange sie bestehen, fftr 
uns das caeterum censeo bleiben, und wir glauben um so mehr berechtigt 
zu sein, auf den endlichen und baldigen Wegfall hoffen zu dürfen, als auch 
auf der Donau der abgabenfreie Verkehr hergestellt ist und för alle andern 
deutschen Flüsse bedeutende Ermässigungen eingetreten sind. Die Elbe , die 
verdammt zu sein scheint, die Rolle der Niobe unter den Flüssen zu über- 
nehmen , trägt noch immer für viele und wichtige Artikel den hohen ElbzoU, 
von dem schon vielfach nachgewiesen ist, dass er trotz der Verheissungen 
der Wiener Kongressakte die Rheinzölle um das Doppelte überschreite. Nach- 
dem die Rheinzölle um die Hälfte herabgesetzt sind, der voUe ElbzoU also 
viermal so hoch ist, und nachdem die Weserzölle ganz gefallen sind, ebenso 
wie die Donauzölle, hoffen wir, dass die im Laufe des Jahres zusammen- 
tretende vierte Elbschiffahrts- Revisionskommission für die jetzt so sehr ge- 
hemmte Fahrt auf der Elbe einem ähnlichen Paragraphen Anerkennung ver- 
schaffen wird, wie der §.19 der neuesten Donauschiffahrtsakte, welcher lautet: 
«Es soll auf der Donau keine Gebühr, welche sich einzig und allein 
auf die Thatsache der Beschiffung des Flusses gründet, noch irgend 
eine Abgabe von den Waaren erhoben werden , die sich am Bord der 
Schiffe befinden. Demzufolge werden sämmtliche bisher bestehende 
Gebühren und Abgaben dieser Art, sie mögen was immer für einen 
Namen haben, und sie mögen im Besitze des Staates, der Gemeinden, 
Korporationen oder Privaten sich befinden, hiermit gänzlich aufhören.» 
Nur ein solcher Paragraph, der die Verheissungen der Wiener Kongress- 
akte endlich wahr machen würde, könnte dem schwer gedrückten Handeis- 
und Schiffahrtsstande an den Ufern der Elbe einen neuen Aufschwung geben.** 
„Der Dampfschiffahrt war der abnorm niedrige Wasserstand des ver- 
flossenen Jahres noch ungünstiger als im Jahre 1842. 

Fehlte es auch nicht an Ladungsgut, so war doch die absolute Un- 
möglichkeit vorhanden, annähernd nur soviel befördern zu können, um die 
Betriebskosten zu decken. 

Die Eibzölle, die wir oben in der Einleitung besprochen haben, sind 
ein zu hemmendes Moment fär die Dampfschiffahrt, und wir kommen hier 
nochmals auf den Wunsch zurück, die Konkurrenz der Wasserstrasse gegen 
die Eisenbahnen frei zu geben; nur in dieser Hoffnung ist der Betrieb der 
Güterbeförderung auf der Elbe fortgesetzt und noch ausgedehnt worden. 

Ebenso ungünstig stellte sich das verflossene Jahr für die Segelschiffahrt 
heraus. Bereits bei Beginn der Schiffahrt, Ende Februar, war nur ein Wasser- 
sland von 25 Zoll unter am hiesigen alten Pegel und es wurde dadurch 
die Ableichterung der in Aussicht auf Frütgahrswasser voll beladenen Fahr- 
zeuge bedingt. Im Laufe des Monats März hob sich der Wasserstand bis 
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ftnf Nr. 2 über 0, doch dauerte derjenige Stimd, welcher als wirkMdi volK 
selaffiges Wasser angenommen werden darf, nur bis Anfang Mai, sodass die 
Elbe im ganzen verflossenen Jahre nnr zwei Monate hindurch voUscfaififigr 
gewesen ist. Der höchste Wasserstand im ganzen Jahre am hiesige alten 
Pegel betrug nur Nr. 2 und 2 Zoll, während in anderen Jahren ein Frtüi- 
jtlirswasserstand von Nr. 12, 16 bis 18 kein ungewöhnlich hoher ist Der 
niedrigste Standpunkt der Elbe war in der zweiten Hälfte des November 
52 Zoll unter am alten Pegel. 

Die erhöhten Frachten brachten den Schiffern nicht wesentlichen Vor- 
theil, da dieselben einestheils durch Ableichtung, andemtheils durch ein ausser 
Verhältniss, oft über das Doppelte erhöhtes Leutelohn wieder veraasgalit 
werden mussten. Die Transporte von Stückgütern waren für die Segelschiff- 
fahrt von Hamburg nach hier, im verflossenen Jahre fast ohne Bedeutung, und 
werden immer geringer werden, wenn nicht die verhoffte Beseitigung der 
ElbzöUe dem Betriebe neuen Aufschwung verleiht." 

18 5 8. 

„Der Verkehr auf der Elbe ist uns durch die ElhzöUe v^rtchrJüdct« 

UBStf Packhofsverkehr vermindert sich von Jahr zu Jahr, sodass die stidür 
sch^ Behörden sich bereits veranlasst gesehen haben, eine Kommission zu 
ernennen, um der Sache näher zu treten. Es bleibt uns lediglidi der Eisen- 
bahnverkehr und es wird uns nicht verargt werden, wenn wir den Klagen 
des Handelsstandes, die bei diesem wichtigen Verkehrszweige laut geworden 
sind, hier Raum vergönnen. 

Zu den billigeren Kommunikationsgelegenheiten in unseinn Vaterlande 
gehört die ebenfalls erwähnte Flussschiffahrt; leider haben wir, trotz 
unserer scheinbar gttnstigen Lage an der schiffbaren Elbe, auch hier Klage 
zu erhoben. 

Schon in dem vorigen Jahresbericht musste das Schiffahrt^ahr 1857 
als ein sehr ungünstiges bezeichnet werden ; das jtlngst verflossene Jahr stellt 
sich demselben ziemlich gleich. Die für ein gedeihliches Wirken der Schiff- 
fahrt nöthigste Grundlage, ein günstiger Wasserstand, mangelte fast gänzlich, 
und es konnten die beiden Perioden eines günstigeren Fahrwassers im Mfars 
und August der Segelschiffahrt keinen grossen Vortheil bringen, weil die^ 
selben nicht lange genug andauerten. 

Der alte Pegel an hiesiger Strombrücke markirte im ganzen verflossenen 
Jahre nur an 36 Tagen einen Wasserstand über Nr. 0. 

Davon kommen 8 Tage auf Monat März, 2 Tage auf Monat AprU, 
22 Tage auf Monat August, 2 Tage auf Monat September und 2 Tage auf 
Monat December. 

Die angeführte Ungunst des Eibwasserstandes stellt sich recht deutlicli 
in nachstehender Tabelle dar: 
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Der hdöhate D«r xiiedxigato 

WaMorstand. WasaezstaiuL 

Im Monat Januar .... 17" anter 70" unter 

„ Februar . . . 24" „ 32" „ 

„ „ März Nr. 5 und 3" 43" „ 

„ April Nr. 1 und 1" 25" „ 

„ Mai 5" „ 33" „ 

„ Jnni 17" „ 60" „ 

n Juli 20" „ 54" „ 

„ „ August Nr. 16 u.l" 41" „ 

„ „ September Nr. 1 36" „ 

„ Oktober. . . . 32" „ 43" „ 

„ November. . . 35" „ 48" „ 

„ „ December Nr. 2 ' 43" „ 

Das Fahrwasser der Elbe ist , wie sich durch die im verflossenen Jahr« 
hervorgetretenen seichten Stellen zu: Auenwerder unterhalb Rogätz, Kehnert, 
Springheger bei Bittkau, Ferchland, Schelldorfe, Buch, Arneburg, Dalchau, 
Altenzann, Dankersbillen, Sandau, Roebel, Neu -Werben, Abbendorf, Pech- 
grnbe bei Abbendorf , Camps, Hinzdorf, Bramhorst bei Wittenberge, Wahren- 
berg, Garbe, Schnackenburg, Eibholz, Vietz an zwei Stellen, Garleben, 
Alamnsberg bei Umbesand, Hitzacker an zwei Stellen, Stiefelsen an zwei 
Stellen, Boitzenburg an zwei Stellen, Tespe, Geesthacht und Langegrube ober- 
halb Hoopte deutlich erwiesen hat, durchaus kein gtlnstiges gewesen und hat 
bei einem Tiefgange der Kähne von 2 Fuss 6 Zoll oft noch Ableiehtongen 
erfordert, während volle Ladung der Kähne im Durchschnitt einem Tiefgaufpe 
von 4 Fuss 6 bis 8 Zoll entspricht. 

Nach 14 Jahren ist die Tiefe des Fahrwassers von 3 Fuss Rheinlän- 
disch, wie solche im §. 53 der am 13. April 1844 zu Dresden geschlossenen 
Additionalakte für einen Wasserstand bei 63 Zoll unter am hiesigen Pegel 
(6 Zoll höher als der niedrigste Wasserstand von 1842) verheissen ist, selbst 
bei einem günsUgeren Wasserstande noch lange nicht erreicht.'^ 

„Die Dampfschiffahrt auf der Elbe hat nur ungtlnstige Frachtergebnisse 
zur Folge gehabt; sie war genöthigt, auf der Oberelbc die Fahrten auf län- 
gere Zeit ganz einzustellen." 



nL Jahresberichte der Aeltesten der Kanftnanneehaft 

in Berlin« 

1850, 

„Den fortgesetzten Anstrengungen der Königlichen Staatsregierong 

ist es zu danken, dass nunmehr die Schiffe frei durch den Sund uad die Belte 
ziehen, ein von nnsem sämmtUchen Ostprovinzen mit froher Begeisterung 
begrflsstes Ereigniss; wir ersuchen die Königliche Staatsregiervng am so 
dringender, auf möglichste Entlastung auch der andern Wasserstrassen, na- 
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mentlich des Eibstromes, hinzuwirken; denn ohne Ermftssignng der Zölle 
wird der einer grossen Entwickelung fähige Wasserverkehr zwischen den 
Elbhftfen und Berlin niemals zu dem erwünschten Aufschwung kommen. Eine 
Herabsetzung der Abgaben in den Artikeln, wo jetzt der volle Eibzoll noch 
den Verkehr bedrückt, würde sogar den betheiligten Staaten nicht eine 
Minder-, sondern eine Mehreinnahme verschaffen." 

18 5 7. 

„Die im verflossenen Jahre endlich herbeigeführte grosse Massregel 

der Ablösung der Sundzölle hat der Waarenspedition über Stettin nach den Han- 
delsgebieten , deren Versorgung früher zum Theil Berlin oblag, einen grossen 
Vorschub geleistet; Berlin ist daher in hohem Grade dabei interessirt, dass 
die im Juni d. J. bevorstehen4e vierte Elbschiffahrts- Revisionskommission zu 
einer wirksamen Massregel für durchgreifende Herabsetzung, wenn nicht 
Ablösung der Eibzölle führen möge, und haben wir darüber unsere näher 
motivirten Anträge an die Königliche Regierung gelangen lassen." 

18 5 8. 

„Noch viel empfindlicher aber für unsem Handelsstand ist das 

Scheitern der im vorigen Jahre wieder aufgenommenen Verhandlungen über die 
Ermässigung der Eibzölle. Hier ist noch immer das Verlangen unbefriedigt, 
welches Schiffahrt und Handel auf Grund der Art. 108 — 116 der Wiener 
Kongressakte und des Art. 30 der Eibakte erhoben haben und bei dem un- 
erträglichen Druck, den die Elbzölle ausüben, fort und fort erheben müssen. 
Die Elbe ist unstreitig der durch Zölle am schwersten belastete Strom. Bis 
zu der im Jahre 1844 abgeschlossenen Additionalakte fielen die Missverhält- 
nisse des Eibzolltarifs noch nicht so sehr in das Gewicht; der Eibverkehr 
stieg , weil keine Strasse konkurrirte. Seitdem aber entwickelten sich Eisen- 
bahnen an beiden Ufern der Elbe; die Weserzölle fielen, die Landtransit- 
zölle wurden ermässigt, der Sundzoll wurde abgelöst. Preussen, Sachsen, 
Oesterreich erkannten längst, was für den Eibverkehr geschehen müsse, und 
gewährten diejenigen Erleichterungen, die sie ohne Konkurrenz der übrigen 
Elbufcrstaaten geben konnten. Die dritte Elbschiffahrts -Revisionskommission 
unterhandelte von 1850 — 54 in Magdeburg, brachte aber nur unzureichende 
Ermässigungen der Zölle. Der Handelsstand setzte neue und zuversichtli- 
chere Hoffnungen auf die vierte Elbschiffahrts -Revisionskommission, die vom 
Juni' d. J. bis December tagte. Denn mittlerweile waren die Artikel^ die 
den ganzen oder halben Elbzoll tragen, bis auf den siebenten Theil seit 1845 
aus dem Eibverkehr verschwunden, und die Schiffahrt sah sich auf einige 
massenhafte schwere Artikel beschränkt, für die der Elbzoll bedeutend nie- 
driger gesetzt worden war. Auf der Eibstrecke von Lauenburg bis Witten- 
berge — 16 Meilen lang — erheben Hannover, Mecklenburg und Dänemark 
6 Sgr. 5 Pfg. Normalzoll per Centner, zwei oder dreimal so viel als die 
Fracht beträgt! Wer könnte solche Zustände erträglich finden, wer hätte 
nicht erwartet, dass jene drei Regierangen selbst zu einer durchgreifenden 
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Ermässigung die Hand bieten würden, nm ihre Einkünfte zu erhalten, statt 
dass dieselben jetzt bei der Höhe der Abgaben von den wichtigeren Handels- 
artikeln immer mehr sinken müssen? In der That traten Preussen, Oester- 
reich, Sachsen nnd Hamburg mit den liberalsten Vorschlägen auf, die nur 
noch Vio ^Dd 740 Elbzollklassen bestehen lassen wollten, und modificirten 
sie nachher, um eine Einigung zu erzielen, in einer so weit entgegenkom- 
mendeu Weise, als es mit den Interessen des Handels und der Schiffahrt 
irgend verträglich war. Aber Hannover und Mecklenburg wiesen nicht allein 
diese, sie wiesen selbst die Dänischen Vorschläge zurück, den vollen Elbzoll 
auf die Hälfte zu ermässigen und Baumwolle und Zink in die V4 Klasse 
herabzusetzen, und boten nichts, als die ungenügende Massregel an, den 
Normalsatz auf % zu ermässigen. Die Königliche Regierung erkannte, dass 
mit einer solchen Massregel dem Eibverkehr nicht genützt sei. Die Ver- 
handlungen der Elbschiffahrts- Revisionskommission wurden abgebrochen. Wir 
haben uns kürzlich erlaubt, der Königlichen Staatsregierung mit der Aeusse- 
rung unseres Dankes für die wohlwollende Wahrnehmung der Interessen des 
Elbhandels zugleich das ergebenste Gesuch des hiesigon Handelsstandes vor- 
zutragen, unbeirrt durch die bisherigen Hindernisse ihre Bemühungen für die 
Erleichterung des Handels und der Schiffahrt auf diesem wichtigen deutschen 
Strome fortzusetzen, und wir hoffen zuversichtlich, dass dieses für den 
Handel Berlins so bedeutsame Ziel erreicht werden wird.*' 



IV. Jahresberichte der Handelskammer tfXr Halle und die 

Saalörter. 

1850. 

„Ein dauernd besserer und gesunder Zustand der Saalschiffahrt und 

eine den jetzigen Geschäftszuständen angemessene, so sehr wünschenswerthe wei- 
tere Ausdehnung derselben, ist aber nur dann möglich, wenn ihr nicht mehr, 
wie jetzt, nur die geringen, zu einem niedrigen Elbzollsatz klassificirten, 
aber auch nur niedrige Frachten tragenden Artikel zum Transport überlassen 
bleiben, sondern wenn eine allgemeine Ermässigung des Elbzolles und des 
Bemburger Zolles ihr möglich macht, auch die theureren Material- und 
Farbewaaren, in Konkurrenz mit den durch jenen Zoll nicht betroffenen 
Eisenbahnen, zur Verführung zu übernehmen. Das Aufhören des Sundzolles 
berechtigt in dieser Beziehung zu neuen Hoffnungen. 

Dass die Wasserstrasse nicht eine Belastung von 6% Sgr. Elbzoll und 
circa V4 Sgr. Bernburger Zoll tragen kann, während die direkte Eisenbahn- 
fraeht von Harburg nach Leipzig 12% Sgr. und ldV4 Sgr. steht, bedarf 
keines Nachweises, und eine gleichmässige Behandlung beider Transportmittel 
ist die mindeste Rücksicht, welche die Erhaltung der alten natürlichen und 
wichtigen Verkehrsstrasse zu erwarten berechtigt ist." 
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18 5V. 

„Ein für den Scbiffahrtsbetrieb so höchst nngldckliches Jahr mutete 

4i« U^lstftade, welche denselben druckten, doppelt schwer hervortreten Ussoft, 
niKJi wir sehen uns demnach gezwungen, die dringenden Wünsche itofs neue 
auszusprechen, dass eine Ermässigong der Elbzdlle, and für die Saale nidit 
Qunder des Bembnrger Zolles, endlich der Schiffahrt dieselbe Befreiong ge- 
wMuren möge, welche die Eisenbahnen geniesseu." 

18 5 8. f 

„Im allgemeinen bedrückt vor allem der Eibzoll auch die SaalscMff- 

fahrt, da er ihr den weiteren Verkehr mit aüen vollbesteuerten Artikeln ab- 
schneidet. Bei einer direkten Eisenbahnfracht von 12^4 Sgr. von Hamburg und 
Harburg bis Leipzig, und 12V4 Sgr. bis Halle, kann die Schiffahrt umnög- 
lieh 6% Sgr. ElbzoU tragen und doch noch konkurriren. Gerade diejenigeii 
besseren Güter, welche am leichtesten noch eine lohnende Fracht tra^an 
können, sind ihr dadurch gänzlich entzogen. Die Handelskammer kann sich 
also nur allem denjenigen anschliessen , was an anderen Stellen wegen der 
dringenden Nothwendigkeit der Ermässigung der Eibzölle gesagt ist, und die 
Königl. Staatsregierung auch ihrerseits um fernere kräftige Hinwirkung auf 
dieses Ziel dringend bitten.'* 



V. Jahresbericht der HandelBkammer in Breslau. 

18 5 1. 

„Mit kaum geringerer Theünahme als die Wiener Zollkonferenzen 

wird von uns dem im laufenden Jahre bevorstehenden Zusammentritt der vierten 
Elbschiffiahrts-Revisionskommission entgegengesehen. Wir glauben nieht mit 
Unrecht der Anwendung derselben Grundsätze und derselben Interpretation 
der Staatsverträge, welohe zu Gunsten der freien Donauschifithrt geltoid 
gemacht wurden, zu Ckinsten einer wirklich freien Eibschiffahrt, d. h. der 
Aufhebung der Eibzölle, gewärtig sein zu dtlrfen, mindestens aber würde dfe 
Reduktion aller noch mit dem vollen Zollsatze belasteten Artikel, unter denoi 
wir, wie schon früher wiederholt, das für unsere Provinz besonders wichtige 
Zink hervorheben müssen, anzustreben sein." 

18 5 8. 

„An dem Widerspruche Mecklenburgs, Hannovers und Dänemarics 

mnssten wir die Verhandlungen der vierten Elbschiffahrts-Revisionskommission 
wegen Beseitigung, bez. Ermässigung der Eibzölle, scheitern sehen. Audi 
jiach aufgehobenem Sundzoll und in Erwartung eines vollständig regulirten 
Wasserweges zwischen hier und Stettin bleibt die Verbindung unseres Platzes 
mit der Elbe für viele Artikd, namentlich Tank und Kohlen, überaus wieh- 
tig. Es will uns bedünken, als hätten selten einer Sache so laut redrade 
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Thfttsachen zur Seite gestanden, wie derjenigen, welche Preussen, Oesterrach, 
Sachsen und Hamburg vertbeidigten. Wie aus dem „Handelsarehiy^^ aus- 
führlicher zu ersehen, sank die bei Wittenberge auf der Elbe zum vollen 
Zoll aufwärts transitirende GUtermenge von 1,243,000 Ctr. in 1Ä24 fast in 
ununterbrochener Abnahme auf 67,000 Otr. in 1857 herab. Die Gütermengen 
zum halben Zoll sanken von 363,000 Otr. in 1852 auf 126,000 in 1867. 
Thalwärts nahm der Verkehr zum vollen Zoll von 310,000 Ctr. in 1827 ab 
bis zu 64,000 Ctr. in 1857, und von 74,000 Ctr. zum halben Zoll in 1862 
bis zu 37,000 Ctr. in 1857. Die Unmöglichkeit, die normal-zollpflichtigen 
Güter auf dem Wasserwege zu transportiren , ist mehr als erwiesen. In 
1845 transitirten in Wittenberge 53,626 Ctr. Wein, 365,283 Ctr. Kaffee, 
275,615 Ctr. Twiste; 1857 dagegen nur 4096 Ctr. Wein, 36,922 Ctr. Kaffee 
und 292 Ctr. Twiste. Die niedrig tarifirten Güter zeigen zwar eine stetige 
Zunahme, indessen abgesehen von der geringeren Erheblichkeit dieser That- 
sache für die Schiffahrt, bleibt doch die Steigerung des gesammten Elb- 
vericehrs von circa 8,000,000 Ctr. in 1851 auf circa 11,000,000 Ctr. in 
1857 ganz ausser allem Yerhältniss mit der Zunahme des konkurrirenden 
Güterverkehrs auf der Hamburger Eisenbahn, der in derselben Zelt von 
circa 2,500,000 Ctr. auf 7,000,000 Ctr. gewachsen ist. Thatsache ist fer- 
ner, dass bisher jede Ermässigung der Eibzölle eine Steigerung des Verkehrs 
herbeiführte, und endlich ist als oberster Grundsatz für die gesammte Tarif- 
politik „die Beförderung des Verkehrs durch Erleichterung der Schif^rt'* 
in Art. 111 der Wiener Kongressakte, bez. Art. 30 der Elbschiffahrtsakte, 
von den betheiligten Uferstaaten ausdrücklich anerkannt. Was solchen un- 
zweideutigen thatsächlichen wie rechtlichen Verhältnissen gegenüber, die 
auch wir bereits vor langer Zeit in ausführlicher Denkschrift darzu- 
legen Gelegenheit hatten, die Weigerungen der drei Uferstaaten und ihre 
etwaigen Entschädigungsansprüche zu bedeuten haben, wollen wir nicht be- 
nrtheilen. Wir hegen das unbedingte Vertrauen zu einer hohen Staats- 
regierung, dass kein Mittel unversucht bleibt, in kürzester Frist zum Ziel 
zu gelangen. Wenn wir gleichwohl immer wieder von neuem auf den 
Gegenstand zurückkommen und längst Bekanntes wiederholt vortragen, 
10 gesdüekt «s in Rücksicht auf die Verbreitung der gedrocktmi Jahres- 
berichte, durch welche dieselbe» nicht ohne jeden Einflitss auf die öffentliche 
Meinung bleiben. Dass aber diese bis zur endlichen Abstellung der Elb- 
zölle, wo auch immer das Hinderniss liegen möge, fortwährend lebendig er- 
halten, bez. immer mehr gewonnen werde, darauf dürfte wohl unablässig 
Bedacht zu nehmen sein." 



VI. Bericht der Prager Handels- und Gewerbekainmer vom 

20. Jtdl 1857. 

— — „Die Kammer fühlt sich vom tiefsten Ditnke durchdrungen für die 
.Auflassung der Z511e an der Elbe und unteren Moldau und für die nnfiBSsenden 
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Ufer- und Regnlirnngsbaaten , welche theils schon aosgefllhrt, theils noch in 
der Ansführnng begriffen sind, womit die in den Jahresberichten ausgespro- 
chenen Anliegen der Kammer eine so überaus günstige und schneUe Erle- 
digung gefunden haben. Die Kammer sieht hier von den Bauten an der 
Moldau von Prag aufwärts ab, und erlaubt sich nur auf die Arbeiten an 
der unteren Moldau bei Mirowitz, dann zwischen den Dörfern Wranian und 
Lflzec, weiter zwischen Kozarowitz und Wrbno und bei Melnick an der Ein- 
mündung der Moldau in die Elbe, und an der letzteren, von Melnick ange- 
fangen gegen Unter-Berkowic zu, bei Raudnic, bei Lobosltz und bei Rosawitz 
nächst Tetschen hinzudeuten, Arbeiten, welche da den Schutz der Uferdecken 
und die Herstellung bequemer Treppelwege, dort die Beseitigung von Strom- 
schnellen und gefährlichen Wirbeln, bald wieder die Einengung des Fahr- 
wassers, die Sicherung der nöthigen Fahrtiefe oder die Beseitigung von In- 
seln und Verhütung gefährlicher Eisanschoppungen, theils auch die Anlage 
geräumiger und sicherer Hafenplätze bezwecken. Alle diese in der Anlage 
ebenso zweckmässigen, als in der Ausführung musterhaften Bauten wurden 
in dem kurzen Zeiträume vom Jahre 1851 an projektirt und ausgeführt, 
und erforderten (mit Hinzurechnung der Kosten für die noch nicht gänzlich 
voUendeten Regulirungen bei Lobositz un^ Rosawitz) einen Aufwand von 
722,671 Gulden. Rechnet man einen Aufwand von jährlichen 40 bis 50 
Tausend Gulden, welche die sogenannten kurrenten Wasserbauten, die Repa- 
raturen und Flussräumungen nothwendig machen, und den Betrag Ton circa 
34,000 Gulden für die Einlösung und Abtragung der Mühlhausener Wehre 
hinzu, so stellen sich die Gesammtkosten über eine Million Gulden heraus. 
Wahrlich! solche der Schiffahrt und dem Handel nicht nur des Inlandes, 
sondern auch des Auslandes gebrachte Opfer sollten den Deutschen Ufer- 
staaten des Elbestromes zur Nachahmung dienen, und sie endlich bestimmen, 
bis zur Meeresküste hin auf die Zölle zu yerzichten, welche wie ein Alp auf 
dem Eibhandel lasten und mit den liberalen Verkehrsprincipien unserer Zeit 
und den neueren Staatsyerträgen im grellsten Widerspruche stehen.'^ 



VIL Berichte der betreffenden Kommissionen des Preussi- 
sehen Landtages, Session 1868. 

1« Haas der Abgeordneten. 

„Die Aeltesten der Kau&nannschaft zu Magdeburg tragen darauf an, 
dass das Hohe Haus bei der Königlichen Staatsregierung dringend befür- 
worten wolle, dass diese mit aller Kraft auf den Wegfall, oder doch auf 
die als vertragsmässige Verpflichtung feststehende wesentliche Ermässigung 
der Elbzölle hinwirken möge, da solche jetzt den Handel und Yerkdir 
grosser Landstriche drückend hemmten und den Schifferstand mit Ruin 
bedrohten. 

Dieselben erkennen dabei mit vollen Danke die seitherigen Bestrebun- 
gen der Königlichen Staatsregierung für den gedachten Zweck an, glauben 
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aber, dass, nachdem die jetzt versammelt gewesene vierte Elbschiffahrts- 
Bevisionskommission dennoch resnltatlos abgebrochen sei, die Verwendung 
um fernere anderweite kräftige Verfolgung der Angelegenheit dringende 
Pflicht sei. 

Die Petition und die beigefügten Denkschriften führen zar Begründung 
des Antrags besonders Folgendes an: 

Die Wiener Eongressakte bestimme ausdrücklich, dass die Verhältnisse 
der gemeinsamen Ströme geregelt werden sollen und dass man bei 
Festsetzung des Tarifs von dem Gesichtspunkt ausgehen werde, den 
Handel durch Erleichterung der Schiffahrt aufzumuntern; auch hätten 
sich durch Beschluss der Bundesversammlung vom 31. August 1820 
sämmtliche betheiligte Bundesglieder verbindlich gemacht, diese 
Grundlagen unverbrüchlich zu befolgen. 
Die Elbschiffahrts-Akte vom 23. Juni 1821 habe sodann festgesetzt, 
dass eine Revisionskommission sich von Zeit zu Zeit von der vollständigen 
Beobachtung der Konvention überzeugen, Beschwerden abstellen und Mass- 
regeln berathen solle, um nach neuerer Erfahrung Handel und Schiffahrt 
ferner zu erleichtern. 

Die Kommission sei auch zu drei Malen 1824, 1842 und 1850 zusam- 
mengetreten und habe sich über Reduktionen des ElbzoUs auf einzelne 
Artikel vereinigt. Bei dem vierten Zusammentritt am 17. Juni 1858 aber 
habe Preussen in Verbindung mit allen elbaufwärts betheiligten Staaten 
vergeblich eine weitere Ermässigung der Zölle als eine vertragsmässige 
Verpflichtung verlangt, denn während selbst Dänemark eine, wenn auch nur 
sehr geringe, Herabsetzung befürwortet habe, hätten Hannover und Mecklen- 
burg hartnäckig solche Verpflichtung bestritten und bei demnach mangeln- 
der Einigung sei die Konferenz nach [5 Monaten im November erfolglos 
abgebrochen. 

Eingestandenermassen solle nun die Aufrechterhaltung der Höhe der 
ElbzöUe nur als ergiebige Finanzquelle und dazu benutzt werden, der Han- 
noverschen Staatseisenbahn grössern Gewinn zuzuführen und die Mecklen- 
burgischen Landtransitabgaben sicher zu stellen, während dagegen diese 
Höhe für Schiffahrt und Handel durch die Verhältnisse unerträglich ge- 
worden sei. Wie übertrieben gut diese Finanzquelle sei, ergebe sich dar- 
aus, dass in den Jahren 1841 bis 1855 Mecklenburg eine Einnahme von 
2,600,000 Rthlr., Lauenburg von 1,680,000 Rthlr., Hannover von der Nie- 
derelbe (Stader Zoll) 3,000,000 Rthlr., von der Oberelbe 3,600,000 Rhlr. aus 
den Taschen der Unterthanen der elbaufwärts belegenen Staaten bezogen 
habe, und dass diese Einnahme nach dem Durchschnitt der 3 Jahre 1855 
bis 1857 für Hannover auf seine üferlänge von 25,^1 Meilen, 6973 Rthlr., 
für Mecklenburg auf 3,i Meile 40,613 Rthlr. jährlich für die Meile eintrage, 
während ersteres nur 1365 Rthlr. und letzteres nur 3318 Rthlr. für die 
Meile jährlich verwendeten.*) Dies zu erlangen und dabei sich doch auch 

*) Preussen erhebt zur Zeit kaum 450 Rthlr. per Meile von der Eibschiffahrt 
und verwendet auf dieselbe gegen 1000 Rthlr. per Meile seines Uferbesitzes. 
IH« BlkiöUa. 22 
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noch die andern erwähnten Vortheile zu sichern, werde denn der Normal- 
satz des Eibzolls anf der ganzen Stromlänge für eine grosse AnzM Waaren 
auf 1 Rthlr. 3 Sgr. 11 Pfg. erhalten, was häufig den ganzen Eisenbahn- 
Frachtsatz übersteige. Inbegriffen in diesem Satze werden für solche Waaren 
auf die 16 Meilen lange, keineswegs in befriedigend fahrbarem Stande er- 
haltene Strecke des Lauenburg-, Hannover- und Mecklenburgischen Ufers 
6 Sgr. 5 Pfg. per Centner Zoll erhoben, während den Eisenbahn^Transport 
auf dieser Strecke nur 2 Sgr. 6 Pfg. Mecklenburgischer Transitozoll belasten 
und somit durch diese Mehrbelastung von 3 Sgr. 11 Pfg. den Schiffern, 
selbst wenn sie nur 2 und 3 Sgr. Fracht nähmen, doch die Konkurrenz 
unmöglich gemacht wird. Zum Beweise, wie vollständig dadurch der Schiff- 
fahrt die voll belasteten Artikel entzogen werden müssen, wird angeführt, 
dass bei der Beziehung von Hamburg zu Wasser nach Magdeburg und von 
da durch .die Eisenbahn nach Leipzig der Transport des Centners Kaffee 
20 6gr. 9 Pfg., Indigo 1 Rthlr. 6 Pfg. kostet, während die direkte Eisenbahn- 
fracht von Hamburg nach Leipzig nur 18 Sgr, 7 Pfg. und beziehungsweise 
19 Sgr. 10 Pf. ist. Baumwolle, welche nur den halben Elbzoll zahlt, 
werde noch vom Wassertransport ausgeschlossen, da sie auf ersterem Wege 
14 Sgr. 5 Pfg., auf letzterem 13 Sgr. 2 Pfg. an Fracht und Zoll koste. Die 
Wirkung solcher unnatürlicher Belastung habe sich denn auch in den Folgen 
deutlich gezeigt, und es hätten, nachdem die verschiedenen Elbzoll-Revisionen 
stattgefunden, ' 

die Elbe bei Wittenberge passirt: 

1827 zum vollen Zoll, aufwärts 1,243,000 Ctr., niederwärts 310,000 Ctr. 

1,966,000 „ „ 430,000 „ 

244,000 „ „ 347,000 „ 

halben „ „ 363,000 „ „ 74,000 „ 

vollen „ „ 67,000 „ „ 64,000 „ 

halben „ „ 126,000 „ „ 37,000 „ 



1843 
1852 

1857 



Diesem beklagenswerthen Rückgange gegenüber hätte aber die Zunahme 
der im Zolle etmässigten Artikel bewiesen, welche Entwickelungsfähigkeit die 
Eibschiffahrt bei irgendwelcher Erleichterung habe und wie dringendes Be- 
dürfhiss sie für den Verkehr sei. 

Es hätten Wittenberge passirt 

aufwärts 
zum Zollsatz von 

Vio /20 V40 

1,500 Ctr., 11,000 Ctr., 47,000 Ctr., 

5,000 „ 19,000 „ 1,348,000 „ 

250,000 „ 34,000 „ 4,240,000 „ 

frei 5,000 „ 

292,000 „ 24,000 „ 3,972,000 „ 

frei 18,000 „ 



1827 
1843 
1852 


V4 
29,000 Ctr., 
493,000 „ 
926,000 „ 


1,000 Ctr., 
5,000 „ 
178,000 „ 


1857 


1,292,000 „ 


216,000 „ 



Digitized by 



Google 



Vio 


V« 


72,000 Ctr., 


88,000 Ctr., 


86,000 „ 


692,000 „ 


79,000 „ 


416,000 „ 


190,000 „ 


608,000 „ 
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niederwärts 
züin Zollsatz von 

V4 V5 VlO 

1827 701,000 Ctr., 11,000 Ctr., 1,030,000 Ctr., 
1843 832,000 „ 15,000 „ 1,390,000 „ 
1852 693,000 „ 99,000 „ 1,445,000 „ 
1857 1,967,000 „ 91,000 „ 2,103,000 „ 

Die Steigerung des Gesammtverkehrs sei gewesen, wenn man neben 
dem geschäftlich und dem "Wasserstande nach sehr ungünstigen Jahre 1857 
auch das bessere von 1856 ins Auge fasst, 

aufwärts: niederwärts: 

1827 1,332,500 Centner, 2,212,000 Centner, 

1843 3,836,000 „ 3,445,000 „ 

1852 6,239,000 „ 3,154,000 

1856 7,804,000 „ 4,276,000 „ 

1857 6,007,000 „ 5,059,000 

Wenn somit die Steigerung der Zahl der minder belasteten Güter den 
Ausfall an hochbeschwerten ausgeglichen habe, so entspreche doch dieses 
und der stationäre Zustand der letzten Jahre keineswegs der allgemeinen 
Entwickelung des Verkehrs und dem Masse, in welchem die Eibgegenden 
berechtigt seien an demselben Theil zu nehmen; denn während in Hamburg 
die gesammte Waareneinfuhr im Jahre 1846 10,721,000 Centner betragen 
habe, wäre dieselbe in 1857 auf 21,305,000 Centner, also um 99 pCt. ge* 
stiegen, wogegen von da nach der Ober-Elbe bereits 1846 5,256,700 Centner 
versendet seien und demnach die Zunahme von da bis jetzt nur eine ver- 
hältnissmässig geringe wäre. 

In ganz anderer Progression habe sich der Eisenbahn- Verkehr gesteigert; 
denn es wären beispielsweise auf der Berlin-Hamburger Eisenbahn 
von Hamburg abgegangen: dort angekommen: 

1850 1,182,187 Centner, 665,550 Centner, 

1855 2,203,160 „ 2,486,410 „ 

Der Nachtheil, welcher durch eine solche mit Gtewalt herbeigeführte Ver- 
kümmerung und Vertheuerung der naturgemässen Verkehrsstrasse für alle mit 
der Elbe in Beziehung stehenden Gegenden herbeigeführt werde, sei selbst- 
redend ein unberechenbar grosser. 

Die unmittelbare Wirkung für Magdeburg sei, dass die Einnahmen für 
Benutzung des dasigen Packhofs von 40,572 Rthlr. im Jahre 1831 jetzt 
unter 15,000 Bthlr. heruntergegangen seien, wonach denn ein Schluss auf die 
mittelbaren Verluste an der Abnahme des Handels gemacht werden könne. 
Besonders schwer treffen aber auch diese Verhältnisse die Preussische Elb- 
schiffabrt; es sei deren Umfang in stetem Abnehmen und, während 1845 von 
7568 Schiffen, welche Wittenberge auf- und niederwärts passirten, 5817, also 
77 pCt., unter Preussischer Flagge fuhren, sei dies 1866 von 8758 nur noch 
mit 4584, aldo mit 52 pCt. der Fall gewesen. 

22* 
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Preussen habe also ganz besondern Anlass, für Beseitigung des üebel- 
standes zu sorgen, und der Wegfall des Sundzolls, die Abschaffung der 
Weserzölle, die Befreiung der Donau, die Ermässigung der Rheinzölle auf 
die Hälfte, die Anfechtung, welche der Stader Zoll erfahre, und die bei den 
Zollvereins-Staaten schwebenden Verhandlungen wegen Aufgebung der Durch- 
gangszöUe seien alles Momente, welche dringend unterstützten, dass Preussen 
auch auf der von den Verhältnissen gebotenen und vertragsmässigen Erleich- 
terung der Elbe unermüdlich und kräftigst bestehen möge. 

Die Beferenten der beiden Kommissionen mussten ihrerseits anerkennen, 
dass der angeregte Gegenstand die höchst« Beachtung verdiene und dass 
der Fortbestand der Eibzölle in ihrer jetzigen Höhe eine Vertrags- 
widrigkeit und eine weit über die Interessen Magdeburgs hinausgehende 
Kalamität ist. 

Zur weitern Begründung dieser Ansicht trugen sie vor, dass auch die 
Staatsregierung solche unbestreitbar theilt und demnach für Beseitigung 
des schweren Uebelstandes jederzeit thätig bestrebt war. Leider aber ist 
ein Erfolg immer nur ungenügend und bei den letzten Verhandlungen gar 
nicht erreicht. In der Hauptsache hat man nur die geringsten Artikel, 
welche ihrer Massenhaftigkeit und ihrer billigen Preise wegen für den 
Transport auf den Eisenbahnen durchaus nicht passen, durch Zollermäs- 
sigung der Eibschiffahrt belassen, und für diese können die Schiffe nur 
einen kärglichen Frachtlohn erlangen. Die theuren Waaren, wie Twiste, 
Wein, Kaffee, Taback etc., für welche die Beziehenden bei Freiheit der Elbe 
eher eine leidliche Fracht bewilligen könnten, und welche namentlich für 
die so wünschenswerthe Hebung der Dampfschiffahrt erforderlich sind, 
nicht minder mehrere Hauptartikel, die als Niederwärts-Ladung der Schiff- 
fahrt sehr nöthig sind, haben keine Erleichterung erlangen können. So ist 
namentlich für das Preussische Geschäft von Nachtheil, dass Spiritus und 
Zink auf dem vollen Zoll gehalten werden. Die ersteren Artikel würden 
von Hamburg etc. in der Regel zu Schiff zu 4 und 5 Sgr. nach Magdeburg 
oder Berlin, zu 8 — 10 Sgr. nach Dresden, und zu 10—12 Sgr. bis an die 
Böhmische Grenze verladen werden können, wenn nicht die entsprechenden 
hohen ElbzöUe es hinderten. Zink von Berlin nach Hamburg würde 2Vs 
und 3 Sgr. per Centner Fracht zahlen, aber die 6 Sgr. 8% Pfg. Elbzoll 
(incL 3% Pfg. Preussische Rekognitions-Gebühr) , welche dazu kommen, be- 
rauben die Schiffe dieser Rückfracht. Dabei sind auch die fremden Staaten 
keineswegs eifrig in Erhaltung eines guten Fi^irwassers und so verarmt der 
Schifferstand immer mehr, und der Verlust an Nationalvermögen durch 
die unnatürlichen Sperrungen des schönen und billigen Wasserwegs ist 
unberechenbar. 

Es würde aber der Verkehr auf der Elbe noch viel mehr gelitten ha- 
ben, wenn nicht Preussen bereits längst, seinen Unterthanen seinen gesamm- 
ten ZoU-Antheil und allen Passirenden 6 Sgr. 6 Pfg. per Ctr. an demselben 
erlassen hätte, und wenn nicht Sachsen ebenfalls eine wesentliche Restitution 
darauf gewährte; auf diese liberale Weise tragen zur Zeit beide selbst dazu 
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bei, den Niedereibischen Staaten ihre Einkünfte zu erhalten, finden dafür 
aber leider nm so schrofTem Widerstand nnd nm so konsequenteres Ver- 
neinen vertragsmässiger Verpflichtung. Dass es dringend wünschenswerth 
und nothwendig ist, diesen Widerstand zn heben oder zu brechen, and der 
Elbe endlich ihre natnrgemässe Freiheit und Bedeutung zu schaffen, darüber 
kann diesseits wol keine Meinungsverschiedenheit sein; — nur das Recht 
und die Möglichkeit wären näher zu erwägen. 

Will man zu diesem Ende die Gründe kennen lernen, welche jene Staa- 
ten den Anträgen auf Ermässigung entgegenstellen, so ist man in Erman- 
gelung anderer Unterlagen auf die Aeusserungen in deren offiziöser Presse 
hingewiesen; diese scheint zuvörderst die Absicht zu haben, den Olauben 
hervorzurufen, dass nur „das handeltreibende und konsumirende Publikum, 
welches lieber sein Greld in den Taschen behält, als es für Zölle hingibt, 
und deshalb ein natürlicher Gegner aller Zölle ist," es sei, welches Verlangen 
nach der Heruntersetzung trage. Die Blätter sagen femer, „dass die Elb- 
zölle nicht, wie man sagt, unerträglich sind, weil sie an sich zu hoch ge- 
stellt sind, sondern weil die Eisenbahnen einige Artikel billiger befördern 
können, als die Eibkähne; sie brauchten aber nicht nachzuweisen, dass mit 
der Herabsetzung dör ElbzöUe auch der Frachtpreis der Eisenbahnen herab- 
gesetzt werden wird, dass voraussichtlich die Eibschiffahrt nicht mit den 
Eisenbahnen wird konkurriren können, jene also etwa auf ihrem jetzigen 
Standpunkte bleiben wird; dass mithin das Verlangen nach Ermässigung der 
ElbzöUe weniger die direkte Hebung der Schiffahrt im Auge hat, als das 
Erlangen niedriger Waarenpreise, und dass, wenn dies erreicht wird, die 
Konsumenten, d. h. die wirklich mit dem Elbzoll Belasteten, nur einen höchst 
geringen, kaum zu berechnenden Vortheil daraus haben würden, der eigent- 
liche Vortheil aber lediglich den Handelsständen an der Elbe zugute kommen 
würde, indem deren Absatzrayon vergrössert würde." 

Auch unterscheiden diese Artikel zwischen „Waaren, die zum Wasser- 
transporte qualificirt sind, und solchen, die hierzu nicht qualificirt sind," 
und meinen, die erstem seien bereits ausreichend im Zolle ermässigt, die 
letztem hätten eine Ermässigung um so weniger anzusprechen, als that- 
sächlich der volle Zollbetrag in Folge der von Oesterreich, Preussen und 
Sachsen freiwillig zugestandenen Nachlässe überhaupt nicht zu entrichten 
und die Benutzung der Schiffahrt im ganzen deshalb ja auch immer gestiegen 
sei. Zur rechtlichen Begründung der Weigerung Hannovers und Mecklenburgs 
wird dann ferner ganz in Abrede gestellt, dass die Artikel 109 — 116 der 
Wiener Kongress-Akte und 30 der Elbschiffahrts-Akte die Regierungen ver- 
pfichteten, die Eibzölle herabzusetzen, wenn die Erleichterung des Schiff- 
fahrtsverkehrs es verlange. 

Es habe vor jener Akte jeder Staat Stromzölle nach Belieben erhoben; 
um diesem Uebelstande abzuhelfen, haben die Uferstaaten unter Beschränkung 
ihrer Hoheitsrechte sich zu jener Akte vereinigt und den Tarif aufgestellt, 
bei dessen Festsetzung allerdings von dem Gesichtspunkte ausgegangen sei, 
durch Erleichterung der SchiffaÄirt den Handel zu ermuntern. 
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Es Bei weiter zugesagt, dass Revisions-Kommissiofien zasammentreten 
and nach neaern £rfahr«ngen Massregeln zur Erleichterung berathen soll- 
ten; dass aber die Regierungen auch diese Massregeln genehmigen und dem- 
gemäss den Tarif, welcher zur Erfüllung der im Art. 111 der Eibakte ein- 
gegangenen Yerpfliditung derzeit regulirt sei, nachher weiter ermAssigen 
müssten, daron stehe nirgends ein Wort geschrieben. Auch die^jenige Aus- 
legung, wonach die Zölle nicht finanziellen Zwecken, sondern nur als Aequi- 
valent fOr die Erhaltung des Fahrwassers dienen sollten, verdrehe den Stand- 
punkt; denn die Wiener Kongressakte spreche dies nirgends aus; früher 
hätte niemand an deren finanziellem Charakter gezweifelt, und nur erst in 
neuester Zeit hätten freihändlerische Ideen und das sc^enannte Naturrecht 
die richtige Einsicht beeinträchtigt und Staaten veranlasst, die Zölle vom 
Gesichtspunkte des Aequivalents zu behandeln. Es hätten demnach die Staa- 
ten, welche nicht in die Herabsetzung der Eibzölle gewilligt häUen, dadurch 
keine Yertragspflicht verletzt. Wenn also gemeint werde, dass die Deutschen 
Grossmächte einschreiten mtissten oder der Bundestag sich zu ernstlichen 
Schritten entschliessen mtlsse, um Abhülfe zu schaffen, so sei kein Grund 
dazu, weil eben keine Verpflichtung verletzt sei, — und wenn ausserdem 
sogar selbst Wttnsche laut würden, dass fremde Mächte dahin wirken möch- 
ten, dass den Eibuferstaaten die durch völkerrechtliche Bestimmungen zu- 
gesicherten Wohlthaten nicht länger vorenthalten blieben, so sei es gani 
ungeheuerlich, die Hülfe Fremder für einen Deutschen Strom anzurufen, 
und so die Deutsche Ehre zu gefährden, nur um den eigenen Säckel 
zu füllen. 

Darf man annehmen, dass Ansichten, wie die hier durch offiziöse Presse 
ausgesprochenen, auch in den leitenden Kreisen Hannovers und Mecklenburgs 
Anklang finden, dann ist freilich wenig Hoffnung fär eine Verständigung vor- 
handen. Betrachtet man zuerst den materiellen Theil der Einwürfe, so be- 
darf es in der That nur einer geringen praktischen Erfahrung und sehr 
massiger staatswirthschaftlicher Kenntnisse, um zu beurtheilen, dass jede 
Hemmung einer so grossen natürlichen Wasserstrasse, jede Verschliessung 
derselben für einzelne Artikel eine viel weiter greifende Bedeutung hat als 
den einigen Kaufleuten entgehenden Gewinn, und dass Zollermässigungen, 
welche die Hemmung heben, nicht etwa nur die durch die Konkurrenz je- 
denfalls zuletzt den Konsumenten zugute kommende Ermässigung der Preise 
der betreffenden Artikel zur Folge haben, sondern dass sie durch Belebung 
der Schiffahrt in alle Verkehrszweige des ganzen Flussgebiets fördernd ein- 
greifen und den Gang des Handels, der durch unbillige Besteuerungen auf 
theure Umwege gezwungen wird, in seine naturgemässe und sparsamste Rich- 
tung zurückfahren. Wenn man gegenüber solchen Anforderungen für die 
Elbe die Behauptung versucht, dass die Transportgegenstände sich theilen 
lassen in solche, welche für die Schiffahrt passen, und solche, die nicht dafür 
qnalificirt sind, und dass damit nur die Eisenbahnfracht billiger gemacht, 
die Schiffahrt aber, da sie nicht konkurriren könne, doch nichts gewinnen 
würde, so ist das in der That sehr naiv. Die Verträge, welche allgemeine 
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and gleiche Freiheit versprechen, geben sicher keinen Anhalt für solche, ein- 
zelne Waaren ausschliessende färsorgliche Bevormundung, und der jetzige 
niedrige Stand der Schiffrachten beweist, dass die Schiffahrt unter Beihttlfe 
der auch für ihre Vervollkommnung gemachten Erfahrungen nicht säumen 
wird, zu Gunsten des Verkehrs und des Publikums diejenigen natürlichen 
Vorzüge für sich zur Geltung zu bringen, welche ihr den Eisenbahnen gegen- 
über noch immer verblieben sind; es muss nur dazu eine Last von ihr ge- 
nommen werden, welche, wie so nichtige Ausflüchte doppelt klar machen, 
nur darauf berechnet ist, auf Kosten der betreffenden fremden Staatskassen 
und fremden ünterthanen die eigenen Eisenbahnen und Zolleinnahmen zu 
begünstigen. 

Sollen weiter die vermeinten vertragsmässigen Berechtigungen zu solcher 
Besteuerung Fremder näher beleuchtet werden, so ist der Rückblick auf die 
Traktate nicht zu vermeiden. 

Die Schlussakte des Kongresses zu Wien vom 9. Juni 1815, als die 
Grundlage des neuen Deutschen Staatenverbandes, hat in voller Anerkennung 
der Gerechtigkeit und Nothwendigkeit freier Bewegung auf den gemeinsamen 
Deutschen Strömen und zur Beseitigung der auf diesen bis dahin lastenden 
vielseitigen Bedrückungen und Hemmungen Folgendes bestimmt: 

„Art. 108. Die Mächte, deren Staaten durch denselben schiffbaren 
Strom getrennt oder durchschnitten sind, verpflichten sich, durch ge- 
meinsame Uebereinkunft alles zu regeln, was auf die Schiffahrt des 
Flusses Bezug hat. Dieselben werden zu diesem Zwecke Kommissare 
ernennen, welche sich spätestens sechs Monate nach dem Ende des 
Kongresses versammeln und zur Grundlage ihrer Arbeiten die Prin- 
cipien nehmen werden, die in den nachfolgenden Paragraphen fest- 
gestellt sind." 

„Art. 109. Die Schiffahrt wird auf dem ganzen Laufe der vorbezeich- 
neten Flüsse vom Punkte ihrer Schiffbarkeit bis zum Ausflusse voll- 
ständig frei sein und kann mit Bezug auf den Handel niemand unter- 
sagt werden; selbstverständig hat man sich dabei aber nach dei\je- 
nigen Bestimmungen der Schiffahrts-Polizei zu richten, welche gleich- 
massig für alle und dem Handel aller Nationen möglichst günstig 
aufgestellt werden sollen." 

„Art. 110 bestimmt, dass das System der Zollerhebung und Polizei 
auf dem ganzen Strome ein gleiches sein soll." 

„Art. 111. Die Schiffahrtsabgaben werden auf gleiche , unveränderliche 
Weise und so unabhängig (d'une mani^re uniforme invariable et assez 
ind^pendante etc.) von der verschiedenen Beschaffenheit der Waaren 
festgesetzt, dass eine genaue Prüfung der Ladung nur wegen Betrugs 
oder Unterschlagung nöthig werden kann. Die Höhe der Zölle, die 
keinenfalls die jetzt bestehenden übersteigen soll, wird sich nach den 
örtlichen Verhältnissen (circonstances locales), welche es nicht 
erlauben, in dieser Beziehung eine allgemeine Regel aufzustellen, 
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richten. Man wird aber bei Anfertigung des Tarifs von dem Ge- 
sichtspunkte ausgehen, den Handel zn beleben (d'enconrager le 
commerce), indem man die Schiffahrt erleichtert, and der fftr 
den Rhein geltende Oktroi wird als annähernde Norm (norme i^p- 
proximative) dabei dienen können. Nachdem der Tarif einmal ge- 
regelt sein wird, kann er ohne gemeinsame Uebereinknnft der Ufer- 
staaten nicht erhöht nnd eine Belastung mit irgend andern Zöllen, 
als den im Reglement bestimmten, nicht eingeführt werden.*^ 

„Art. 113. Jeder Uferstaat wird innerhalb seiner Grenzen die Unter- 
haltung der Leinpfade und die Arbeiten übernehmen, welche im Fluss- 
bett nöthig sind, um die Schiffahrt an keinerlei Hindernissen leiden 
zu lassen etc." 

Es wird niemand in Abrede steUen, dass die Fassung dieser Artikel 
zeigt, wie sehr die hohen Kontrahenten von der Nothwendigkeit, den Verkehr 
auf den betreffenden Flüssen zu befreien und zu erleichtern, durchdrungen 
waren, und wenn der von diesem Gesichtspunkt aus anzufertigende Tarif 
nach örtlichen Verhältnissen regulirt werden sollte, so zeigt das gewiss, 
dass man keine finanziellen Verhältnisse dabei vorherrschen lassen wollte. 
Würde aber über diesen Punkt noch irgendein Zweifel sein können, so hebt 
sich derselbe durch die Verhandlungen der Kommission, welche den von dem 
Minister v. Humboldt vorgelegten Entwurf der die Rheinschiffahrt betref- 
fenden Artikel berieth. 
Der Art. 4 lautete: 

„Der so festgestellte Tarif kann nur in gemeinsamer Uebereinstimmung 
erhöht werden, und die Regierungen der Uferstaaten des Rheins, 
indem sie von dem Grundsatz ausgehen, dass ihr wahres Interesse 
darin besteht, die Schiffahrt zu erleichtern und dadurch den Handel 
in ihren Staaten zu beleben, und dass die auf die Schiffahrt gelegten 
Zölle vorzugsweise bestimmt sind, die Kosten ihrer Unterhaltung 
zu decken, verpflichten sich auf das bestimmteste (prennent Tenga- 
gement formel), zu solcher Erhöhung nur aus den gerechtesten und 
dringendsten Gründen zu schreiten etc." 
Hierzu lautet das Sitzungs-Protokoll: 

„zu Art. 4: Mylord Clancarty schlug vor, dass anstatt zu sagen: 
dass die auf die Schiffahrt gelegten Zölle vorzugsweise zur Deckung 
der Kosten für deren Unterhaltung bestimmt seien, es vorzuziehen 
wäre, als Princip hinzustellen, dass die Zölle nicht als eine Quelle 
direkter Einnahmen betrachtet werden sollten. Nachdem 
aber alle Mitglieder der Kommission der Meinung waren, dass man 
dies Princip nicht voran stellen könne (ne pouvait pas mettre 
en avant ce principe), und nachdem Herr v. Humboldt besonders 
bemerkt hat, dass diese Bestimmung zu strikt (trop pr^cise) wäre, 
als dass die Regierungen sich so die Hände binden lassen könnten, 
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stand Mylord Glancarty daTon ab, ttber seioen Vorschlag abstimmen 

zu lassen.'^ 

Die derzeitige Absicht, die Zölle der Hauptsache nach nnr znr Deckung 

der Kosten zu erheben, ohne sich gerade bis auf das Genaueste daran zu 

binden, geht aus diesen, beziehungsweise auch fdr die Elbe Greltung habenden 

Anf&hrungen klar hervor. 

Auf Grund der Beschlösse zu Wien ist sodann die Elbschiffahrts-Akte 
unterm 23. Juni 1821 geschlossen. Dieselbe wird eingeleitet durch die 
Worte: 

„Nachdem die Wiener Kongressakte die allgemeinen Grundsätze aus- 
gesprochen hat, nach welchen die Schiffahrt auf den Strömen geordnet 
werden soll, so haben die Staaten, deren Gebiet die Elbe in ihrem 
schiffbaren Laufe trennt oder durchströmt, beseelt von dem Wunsche, 
die dadurch dem Handel und der Schiffahrt zugesicherten Vortheile 
und Erleichterungen baldmöglichst ins Leben zu rufen, den Zusam- 
mentritt der Kommission in Dresden veranlasst, um in gemeinschaft- 
licher Uebereinkunft die für die Schiffahrt auf der Elbe nöthigen 
Bestimmungen zu treffen." 
Die Akte selbst schliesst sich in ihrem Inhalte wesentlich den Wiener 
Beschlflssen an und bestimmt in Art. 30, dass von Zeit zu Zeit eine Revisions- 
kommission zusammentreten solle: 

Der Zweck und die Wirksamkeit dieser Bevisionskommission sind, 
sich von der voUstftndigen Beobachtung der gegenwärtigen Konvention 
zu überzeugen, einen Yereinigungspunkt zwischen den Uferstaaten 
zu bilden, um Abstellung von Beschwerden zu veranlassen, auch 
Veranstaltungen und Massregeln, welche nach neuerer Erfahrung 
Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten, zu be- 
rathen. Diese wird jeder Bevollmächtigte bei seiner Regierung zur 
Bewirkung eines Beschlusses in Vorschlag bringen. 

Es sind doch sicher alle Deutschen Mächte noch heute gebunden, die 
Verpflichtungen der Wiener Bundesakte, wie der darauf gegründeten Ver- 
träge ihrem wahren derzeitigen Sinne gemäss im vollen Umfange zu erfQllen. 
Wie wenig dies bis jetzt bei den Elbzöllen geschehen ist, beweist der Um- 
stand, dass der derzeit als allgemeine Norm hingestellte Rhein-Oktroi bei 
vollem Zoll die Güter aufwärts mit 0,5^6 RtWr. , abwärts 0,44« Rthlr. per Meile 
belastet, während solche auf der Elbe 1,41^ Rthlr. [per 100 Meilen gerechnet] zu 
zahlen haben. Dass aber auf der Elbe die Verpflichtung der Erleichterung der 
Schiffahrt nicht etwa eine mit der ersten Akte abgeschlossene, sondern 
ebenso, wie auf dem Rheine, eine nach Massgabe der Erfahrungen und des 
Bedttrfliisses fortschreitende sein sollte, beweist die Anordnung der zum 
Zwecke der Berathung von Erleichterungen regelmässig wiederkehrenden 
Revisionskommissionen. 

Der Anerkennung des dringendsten Bedürfnisses hat sich die letzte 
Revisionskommission nicht verschliessen können. 
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Pie föFtsohmteode Eatwickeloag der EiseobaluieQ hat andere Yerhält- 
nisse geschaffen, and diese neuen £rfahrnngen müssen nach der Elb^cte neue 
Erleichterungen nach sich ziehen, wie sie Preotsea, Oesterreich, Sachsen etc. 
in entgegenkommendster Weise Torgeschlag^ haben. Dass solche Yor8chl4^ 
der Kommissionen dann den Beschlossen der einzdnen Begierungen anter- 
liegen, ist selbstverständlich, aber dass diese sich nicht entbrechen kOnnen, 
soweit die Angemessenheit und Nothw^digkeit vorhanden ist, ihre Oeneh- 
nugung dazu zu geben, wenn aaders sie die früher eingegangenen Verpflich- 
tungen und Verträge nicht brechen wollen, und dass die möglicherweise 
daraus folgende Mindereinnahme an Zöllen, sofern sie nicht unter die 
Erhaltungskosten zurücktritt, sie von der Verpflichtung nicht entbindet, 
da ein solcher rein finanzieller Grund, der vorzugsweisen Pflicht der Erleich- 
terung gegenüber, eine Berücksichtigung nicht finden darf, das wird nach 
den vorgedachten Vertragsverhandlungen keinem Zweifel unterzogen wer- 
den können. 

Es liegt nun aber hier nicht einmal die Wahrscheinlichkeit vor, dass 
eine Ermässigung der Eibzölle, die besonders in den mit vollen und höhera 
Theilsätzen des Zolles belegten Artikeln nothwendig ist, für Hannover und 
Mecklenburg eine wesentliche Mindereinnahme auf der Elbe herbeiführen 
werde. Im Gegentheil ist wohl keine Frage, dass, wenn die gegenwärtige 
Ueberlastung fortdauert und die Staatsregierungen von Preussen, Oester- 
reich und Sachsen die Opfer, die sie ohne alle Erwiderung von selten 
Hannovers und Mecklenburgs schon so lange der Elbsehiffahrt gebracht ha- 
ben, einmal müde würden und sich bewogen finden könnten, von dem Rechte 
Gebrauch zu machen, auch ihrerseits die vollen, ihnen zukommenden ElbzöUe 
wieder zu erheben, dies eine allgemeine Stockung des Eibverkehrs herbei- 
führen und die Einnahmen der letztem Staaten wesentlich mindern müsste; 
es ist femer nicht zu bezweifeln, dass, ganz abgesehen von der ersten 
Eventualität, sofern eine Ermässigung für die mit V^ und V« Zoll belasteten 
Waaren nicht eintritt, diese ganz von der Elbe verschwinden und dann also 
gar keine Einnahme mehr bringen werden, während bei angemessener Her- 
untersetzung dieser und der sonst noch zu schwer belasteten Artikel der 
Zufluss der Güter zu der Elbe ein steigender sein und die Menge der Ein- 
nahmen deren verminderte Höhe übertragen wird. 

Demnach kann gar nicht angenommen werden, dass ein wesentlich finan- 
zielles Interesse an den Eibzolleinnahmen selbst es ist, welches die 
Ablehnung jener Staaten begründet, sondern es müssen für dieselbe andere 
Motive angenommen werden. Das aber können dann nur diejenigen Ein- 
nahmen sein, welche Hannover und Mecklenburg ans den Eisenbahnen, welche 
den Staaten gehören, oder wobei sie betheiligt sind, resp. aus dem Land- 
transitozoll, zufliessen, deren Erkältung und Erhöhung durch Hemmnng der 
Elbsehiffahrt gefördert werden soll 

Einem solchen ganz fremdartigen, finanziellen Interesse' zn dien^ 
ist aber sicher die Wiener Kongress- und Elbschiffahrts-Akte nicht gescUessen, 
und das traurigste Zeichen Deutscher Zustände würde es sein, wenn jetat 
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noch Deatsche Regierungen sich kein Gewissen daraus machten, Vertrag 
willkürlich auszulegen, um so für Partikularzwecke nicht nur fremde Unter- 
thanen, sondern auch die Gnade fremder Regierungen auszubeuten. 

So lange solche Zustände, wenn auch nur dem Scheine nach, bestehen, 
darf man sich nicht wundern, wenn die ausläjidische Presse mit Hohn der- 
selben gedenkt und wenn fremde Hülfe für Missbrauch gewünscht wird, für 
welche eigene Hülfe zu finden bis jetzt nicht gelungen ist. Mit bitterm Ge- 
fühle muss man in Englischen Blättern lesen: 

Kein Fluss, den wir kennen, hat dasselbe Mass der Misshandlung zu 
erdulden gehabt, wie die Elbe. Dieser edle Fluss, der in den Ge- 
birgen Böhmens entspringt und eine treffliche Verbindung bildet zwi- 
schen den reichen Ländern in dem Herzen Deutschlands und dem 
Ocean, welcher den Deutschen Namen führt, scheint dazu ausgewählt 
zu sein, um den Beweis zu führen, was der Mensch zu leisten ver- 
mag, wenn es gilt, mittels der ärmlichsten Künste und jämmer- 
lichsten Aushülfen den wohlthätigen Absichten des Schöpfers ent- 
gegenzuwirken. 

Und anderwärts: 

Wie aber ist es möglich, wird man nun fragen, dass, wenn die Höfe 
von Berlin, Dresden und Wien mit Hamburg im Verein gegen diese 
Zölle Einsprache erheben, welche den Handel von dem Flusse ver- 
treiben, der seit Jahrhunderten bis nach Böhmen hinein vorgedrun- 
gen ist, wie kann es geschehen, dass unter solchen Umständen diese 
verderblichen Abgaben beibehalten werden können? Weil — ant- 
worten wir mit der Verwunderung, mit welcher das Publikum in 
England diese Antwort aufnehmen wird — weil vermöge einer nach 
Massgabe des Wiener Vertrags unter den Uferstaaten abgeschlos- 
senen Konvention Einstimmigkeit nöthig ist, um eine Abänderung zu 
bewirken, und Hannover und Mecklenburg selbstsüchtigerweise ihre 
Zustimmung zu dem Vorschlage verweigern, über den sich die Mehr- 
heit der Staaten verständigt hat. Bevor wir aber näher auf eine 
Sache eingehen, welche lebhaft darthut, wie die wahren Interessen 
Deutschlands seiner absurden politischen Spaltung geopfert werden, 
erlauben wir uns zu fragen, was Lord Malmesbury in Bezug auf 
den Stader Zoll thut etc. 

Solchen missachtenden Aeusserungen des AusUindes gegenüber, die in 
so herber Weise unterstellen, dass hier Deutsche Ehre und Wohl gefährdet 
werden y nur um den eigenen Säckel zu füllen, und besonders in Anerken- 
nung der schweren Folgen, welche es für einen grossen Theil des Preus- 
sischen und Deutschen Vaterlandes nach sich ziehen muss, wenn die jetzigen 
ElbzöUe eine den Verhältnissen und den Verträgen entsprechende Ermäs- 
sigung nicht finden, ist es nach Ansicht der Referenten gewiss Pflicht für 
jeden, welchem das Wohl des Vaterlandes zu wahren und eu fördern obli^, 
soweit an ihm ist, auf Beseitigung dieses Uebelstandes hinzuwirken, und die- 
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selben trugen demnach darauf an, dass die beiden Kommissionen dem Hohen 
Hanse vorschlagen möchten, auf Anlass vorliegender Petition seine volle 
Anerkennung der Nothwendigkeit der Abhülfe und sein warmes Interesse 
fQr die Sache auszusprechen und die Petition zur Berücksichtigung an die 
Staatsregiernng zu überweisen. 

Bei der hierauf folgenden Berathung erklärten sich die Mitglieder der 
beiden Kommissionen mit den dargelegten Ansichten durchaus einverstanden. 
Es wurde von einer Seite der Vorschlag gemacht, gerade die von den Pe- 
tenten in erster Stelle beantragte Aufhebung der ElbzöUe besonders zu be- 
fürworten, da bei der von selten der Mehrzahl der Zollvereins-R^erungen 
ausgesprochenen Absicht, sämmtliche Durchgangszölle fallen zu lassen und 
somit den Transito auf anderm Wege ganz frei zu geben, der Eibzoll keinen- 
falls fortbestehen könne, und neue Klagen über ungerechte Hemmung und 
Bedrückung der Schiffahrt dann nicht ausbleiben würden. Andererseits hielt 
man einen solchen Antrag jetzt nicht für räthlich; seine finanziellen Folgen, 
meinte man, würden nur den Widerstand der dissentirenden Staaten noch 
verstärken; besonders aber dürfe keinenfalls der Boden der Wiener Verträge 
verlassen werden, welche die hauptsächlichste Stütze für die Forderungen der 
Zollermässigung wären und durch welche der Fortbestand eines Zolls, soweit 
er zum Ersatz der Erhaltungskosten diene, jedenfalls festgesetzt werde, wes- 
halb denn auch nur dieses Mass der Herabsetzung der Zielpunkt der Bean- 
tragungen sein könne. 

Die anwesenden Herren Kommissarien der Staatsregierung erklärten: 

Dass die Staatsregierung die Anträge auf eine gänzliche Aufhebung 
der ElbzöUe nach Lage der bestehenden Verträge nicht für begründet er- 
achte, dass sie aber die Nothwendigkeit der Zollerleichterung für die Eib- 
schiffahrt auf das vollständigste anerkenne, und auch, wie bekannt sei, 
fortwährend und besonders wieder bei der neuesten Elbschiffahrts-Revisions- 
kommission für die Herbeiführung einer Zollherabsetzung bemüht gewesen 
sei. Die Staatsregierung habe bei dieser Kommission zunächst beantragt, 
dass der Elbzoll für alle Artikel , welche jetzt mit 7^ , 7^ , V4 ^^d V5 des 
Normalsatzes belegt sind, auf y^^ heruntergesetzt und mit denjenigen 
Artikeln, welche jetzt y^» tragen, zu einer Klasse vereinigt, diejenigen 
aber, welche jetzt yjo zahlen, mit in die Klasse zu y^ versetzt würden, 
so dass demnach nur noch die zwei Sätze zu yio und y^o verblie- 
ben wären. 

Nachdem dieser Vorschlag aber nicht genügende Unterstützung gefun- 
den, sei man Preussischerseits einem anderweiten Vorschlage beigetreten, 
alle Güter in drei Klassen zu y^, y^, und y^ des Normalzolls zu bringen, 
sei aber bei dem vollständigsten Einverständniss mit den übrigen Staaten an 
dem fortwährenden Widerstände Hannovers, Mecklenburgs und Lanenburgs 
auch hiermit gescheitert. Letztere Staaten bestritten das Bestehen einer 
rechtlichen Verpflichtung zur Zollermässigung, Preussen werde aber an 
seiner Ueberzeugung, hinsichtlich des Bestehens einer solchen Verpflichtung, 
festhalten und unablässig bemüht sein , Mittel und Wege zu finden, 
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am diese Ansicht zur Geltung zu bringen nnd dem Bedflrfniss Bechnong 
zn tragen. 

Beide Kommissionen des Hauses konnten diese Erklärung nur mit be- 
sonderer Befriedigung vernehmen und durften die Hoffnung hegen, dass, bei 
so festem Willen Preussens und der mit ihm darin einigen Elb-Uferstaaten, 
eine dem Bechte wie der Natur der Verhältnisse widersprechende und die 
Vernichtung eines wichtigen Theils des Elbschiffahrtsverkehrs unstreitig 
herbeiführende Höhe der ZöUe nicht werde aufrecht erhalten werden kön- 
nen und unter möglichst annähernder ZurflckfOhrung auf die fQr die Er- 
haltung der Schiffbarkeit des Stroms nöthigen Kosten eine baldige Abhülfe 
finden werde. 

Die Befürwortung des Antrags auf gänzliche Aufhebung der ElbzöUe 
konnte nach Lage der Verhältnisse nicht eintreten, dagegen wurde einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen: 

die Petition der Aeltesten der Kaufmannschaft der Stadt Magdeburg, 
soweit solche die Ermässigung der Elbzölle betrifft, der Staatsregierung 
zur Berücksichtigung zu überweisen." 

Berlin, den 30. März 1859. 

Die vereinigten Kommissionen für Finanzen und Zölle, und für 
Handel und Gewerbe. 



Z. Herrenhaus. 

Der Bericht der Finanzkommission des Herrenhauses über die Petition 
der Aeltesten der Kaufmannschaft zu Magdeburg, betreffend die Ermässigung 
der Elbzölle, enthält wesentlich die nämlichen Nachweise und Motive wie 
der vorstehende Bericht der vereinigten Kommissionen für Handel und Finanzen 
des Hauses der Abgeordneten. Der Schluss lautet wie folgt: 

„Die Herren Begierungskommissarien erklärten ihrerseits: 

Die Staatsregierung habe das Bedürfniss, die Elbzölle wesentlich zu 
ermässigen, fortdauernd anerkannt und habe deshalb auch auf der 
vierten Elbschiffahrts-Bevisionskommission zunächst den Antrag gestellt, 
alle Güter hinsichtlich des Eibzolles in nur zwei Klassen, zu y^^ und 
Vfto des Normaisatzes zu ordnen, als aber die Hoffnung aufgegeben 
werden musste, hierfür Einverständniss zu erzielen, eventuell befür- 
wortet, dass wenigstens nur drei Klassen, zu V4} Vio ^^^ Vto ^^^ 
Normalsatzes beibehalten werden möchten. 

Allerdings seien die Verhandlungen der vierten Bevisionskommission 
resultatlos abgebrochen, nachdem auch auf diplomatischem Wege ver- 
geblich ein befriedigendes Ergebniss herbeizuführen versucht worden; 
die Staatsregierung hoffe indessen Mittel zu besitzen, um dennoch zum 
Ziele zu gefangen. Mit der Ueberweisung der Petition an die Staats- 
regierung zur Berücksichtigung seien sie einverstanden.^' 
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Diese sehr allgemein gehaltene Erklftmng genügte zwar einzelnen Wt- 
gliedern der Kommission nicht. Von denselben wnrden verschiedene dtrch- 
greifende Massregeln gegen die widerstrebenden Staaten in Vorschlag gebracht 
und der Staatsregierang zur Anwendung empfohlen, indess hielt es doch ^ 
Kommission nach längerer Berathnng nicht ftlr angemessen, diese Mittd hier 
noch näher zu erwähnen, indem es nicht die Absicht sein könne, die Mass- 
regeln der Staatsregierang zn dnrchkrenzen, die Absicht vielmehr nnr dahin 
ginge, die Bestrebungen der Staatsregierang durch die Zustimmung der 
Landesvertretung zu unterstützen. Wenn irgendwo, so trete bei der Frage 
der Flusszölle auf den mehrere deutsche Staaten durchströmenden oder be- 
grenzenden Flüssen die traurige Zerrissenheit Deutschlands hervor und man 
dürfe daher hoffen, dass auch die widerstrebenden Staaten der deutschen 
Nation den Anblick dieses Zwiespalts bald zu ersparen sich entschlies^en 
und es nicht dahin kommen lassen würden, dass sich das Ausland in die 
Sache einmische und den Deutschen Stämmen zu dem verhelfe, was ihre na- 
tionale Wohlfahrt erheische. 

Der Staatsregierung müsse im übrigen vertraut werden, dass sie keine 
Mittel unversucht lassen werde, um eine erhebliche Ermässigung der ElbzöUe 
zu erreichen. 

Nach dieser Erörterung trägt die Kommission einstimmig darauf an: 
„Das Haus wolle beschliessen : 

Die Petition der Aeltesten der Kaufmannschaft zu Magdeburg vom 
18. Febr. d. J. der Staatsregierung zur Berücksichtigung zu überweisen." 

Berlin, den 30. März 1859. 

Die Finanzkommission: 

Fürst zu Hohenlohe (Vorsitzender), v. Brand -Lauchsledt, 

Dr. Brüggemann, Frhr. v. Buddenbrook, Graf xu Dohna-8(^odien» 

Dr. V. Düesberg, Hasselbach, v. Kleist-Retzow, Oraf v. Maltsan, 

V. Meding, Frhr. v. Oldersiiausen, Graf v. Schwerin. 



In beiden Häusern wurden die Anträge der Kommissionen angenommen. 
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Neunter Aliscluittt. 

Tabellarische üebersichten zur Erläuterung der 
Elbzollverhältnisse. 1827—1858. 



L Yerzeichniss der wichtigeren Artikel nach den verschiedenen Elbzollklassen. 
n. Uebersicht der wirklichen Elbzoll-Erhebnngsweise nach den verschiedenen 

Routen, 1851—1859. 
m. Schifiahrtsverkehr auf der Elbe bei Wittenberge im allgemeinen, in den Jahren 

1827—1858. 
IV. Schifiahrtsverkehr auf der Elbe bei Wittenberge von und nach Sachsen, in 

den Jahren 1845 — 1858. 
V. Schiffahrtsverkehr auf der Elbe bei Wittenberge von und nach Böhmen, in 

den Jahren 1845 — 1858. 
VI. Tergleichende Zusammenstellung des Güterverkehrs auf der Oberelbe beim 
Preussischen Hauptzollamte Wittenberge aufwärts und auf der Berlin-Hambg. 
Hisenbahn nach Preussen und weiter. 
yn. Vergleichende Zusammenstellung des Güterverkehrs auf der Oberelbe bei 
Wittenberge abwärts und auf der Berlin • Hamburger Eisenbahn von und 
über Preussen. 
Vni. uebersicht der Ertr&ge der Elbsölle, des Stader Zolls und der Transitozölle 
auf der Berlin -Hamburger Eisenbahn, sowie über die verwendeten Kosten für 
Bauten am und im Eibstrome. 
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L Verzeichniss der wichtigeren Artikel nach den ver- 
sohiedenen ElbzoUklaesen. 

Zum Tollen ElbzolUatse: 



Apotheker- und Drogueriewaaren (excl. 

der speciell aufgeführten). 
Blei- und Zinkweiss in der Auffahrt. 
Chemische Fabrikate. 
Cichorien. 

Effekten und Hausgeräthe. 
Farbewaaren (Indigo, Cochenille etc.). 
Fruchtsaft und eingemachte Früchte. 
Game, aller Art 
Gewürze. 
Honig. 
Kakao. 
Kaffee. 



Kurze Waaren. 

Lumpen. 

ManufiEkkturwaaren. 

Maschinen. 

Perlmutterschaalen. 

Seife. 

Spirituosen aller Art. 

Südfrüchte, frische. 

Taback und Tabacksfabrikate. 

Wein. 

Zink und Zinkbleche. 

Zinn. 

Zucker u. a. A. 



Zum halben Elbzollsatze : 



Baumwolle (seit 1852). 

Blei - und Zinkweiss in der 

Niederfahrt (seit 1852). 

Cichorien, präparirte (seit 1854). 

Eisenwaaren u. Maschinentheile 

in der Auffahrt (seit 1852). 

H&ute und Felle, rohe (seit 1852). 

Holzwaaren, feine und hölzerne 

Spielsachen (seit 1852). 

Kali, chromsaures (seit 1852). 

Krapp, Krappwurzel und Ga- 

rancine (seit 1852). 



Oel, Rüb-, Lein- und Mohnöl 

Papier in der Auffahrt 

Reis , . 

Salpeter, anderer als roher Süd- 

seesalpeter 

Schellack 

Schmälte und Zaffern 

Südfrüchte, trockene 

Terra japonika und Katechu . . 

Weinstein 

Zündhölzer und Zündrequisite 
u. a. A. 



(seit 1852). 
(seit 1852). 
(seit 1852). 

(seit 1854). 
(seit 1852). 
(seit 1852). 
(seit 1852). 
(seit 1852). 
(seit' 1852). 
(seit 1854). 



Zum viertel ElbsoUtatse: 



Alaun. 

Arsenik (seit 1852). 

Bimstein. 

BleL 

ChlorkaiL 

Eisen und Stahl, Eisenschienen, Bleche 

und Draht, sowie grobe Gkr&the. 

Farbehölzer (seit 1848). 

Flachs und Hanf! 

Getreide , Hülsenfirüchte und Saamen aller 

Art. 
Di« Blbxön«. 



Glas und Glaswaaren. 
GlÄtte. 

Gummi aller Art (seit 1852). 

Harz (seit 1848). 

Hopfen. 

Kupfer und Messing (seit 1852), 

Leim. 

Leinen, in der Nieder&hrt . . .(seit 1852). 

Mehl und Mühlenfabrikate. 

Nutzhölzer, fremde, u.KorkholE (seit 1852). 

Oel, Baum- und Palmöl (seit 1848). 

23 
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Papier, in der Niederfahrt ...(seit 1852). 

Quercitron (seit 1848). 

Sal£. 
Salzsäure. 

Schafwolle (seit 1864). 

Schwefelsäure (seit 1848). 



Sirup (seit 1854). 

Starke und Kartofielmebl (seit 1853). 

Sumach (seit 1848) 

Talg und Talgöl. 
VitrioL 
Wagenschmiere u. a. A. 



Zum fünftel ElbsoUtatce: 



Bier und Essig. 

Borke. 

Kurkume. 

Fustagen. 

Collen und Knoppem. 

Haare und Borsten. 

Holzwaaren, grobe. 

Homer. 



Knochenkohle, ungebrauchte, 

und Beinschwarz (seit 1852) 

Marmorfliesen. 

Oelkuchen (seit 1852). 

Pottasche (seit 1852). 

Sauerkohl. 

Schwefel (seit 1848). 

Soda und Sodaasche (seit 1848). 

Thran (seit 1848). 



Zum sehntel Elbselltatie: 



Backobst (seit 1854). 

Eisen, altes Brucheisen. 

Erdenwaaren und Steingut- 

Erdfarben und Farbeerden . . . (seit 1852). 

Graphit und Braunstein (seit 1852). 

Heringe (seit 1848). 

Holz, europäisches Nutzholz u. 
Korbruthen. 



Knochen. 
Kreide. 

Mineralwasser. 
Pech und Theer. 
Runkelrübensirup . 
Schiefertafeln. 
Südseeaalpeter . . . 
u. a. A. 



.(seit 1852). 
.(seit 1848). 



Zum swanzigstel ElbsoUtatBe: 



Asphalt 

Blutdünger. 

Brennbolz. 

Cichorienwurzeln. 

Gips. 

Heu. 



(seit 1852). 



Kalk. 

Kartoffeln. 

Nüsse. 

Obst, frisches. 

Rohr. 

Runkelrüben-Blätter und Wurzeln o. a. A. 



Zorn ▼ierzigstel ElbBoUeatse: 



Cement, Trass und Tuffstein. 

Dachschiefer. 

Erden aller Art. 

Feldspath. 

Glasbrocken. 

Guano. 

Kalk und Gipssteine. 



Knochenkohle, gebrauchte . 

Mühlsteine. 

Schwerspath. 

Steine, gemeine, aller Art 

Steinkohlen und Koaks. ' 

Zuckererde 

u. a. A. 



.(seit 1854). 
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IV. Sfthifhliitevwkehr anf der Elbe hei 'Wi tt e nb e rg e 
und tMcSh SacbsMi bi den Jahren 164S Mb 1668. 



von 





Zum 


Zam 


Zum 


Zum 


Zum 


Zmm 


Zum 


QesammtM 





Jabr. 


ToUenSatM. 


V, 8»t«e. 


V« 8ata. 


% 8«t«e. 


V.0 8«tw. 


y^ 8*tw. 


V« Satse. 


Quantum. 


Jahr. 




Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 




1845 


161,553 


__ 


210,004 


2,848 


603 


462 


32,554 


408,024 


1845 


184« 


184,209 


— 


151,188 


2,337 


321 


411 


32,173 


370,639 


1846 


1847 


174,339 


— 


102,430 


2,010 


292 


311 


76,231 


355,613 


1847 


1848 


95,852 


— 


90,257 


5,395 


10,047 


284 


39,248 


241,083 


1848 


1849 


84,586 


— 


65,517 


13,127 


13,365 


215 


24,048 


200,858 


1849 


185« 


76,110 


— 


84,030 


14,754 


6,548 


286 


41,047 


222,775 


1850 


1851 


77,207 


— 


93,082 


21,517 


8,444 


1,413 


62,347 


264,010 


1851 


1852 


40,308 


55,772 


119,896 


14,360 


12,497 


916 


96,649 


340,398 


1852 


1853 


70,087 


35,806 


167,898 


31,386 


16,306 


1,881 


147,465 


470,829 


1853 


1854 


41,463 


62,571 


171,932 


64,821 


22,989 


1,937 


204,931 


570,644 


1854 


1855 


64,605 


80,415 


222,519 


51,562 


45,167 


2,829 


134,698 


601,795 


1855 


185« 


28,732 


50,557 


305,163 


51,879 


27,040 


1,920 


222,424 


687,715 


1856 


1857 


16,177 


36,976 


176,403 


42,119 


17,228 


1,745 


169,382 


460,030 


1857 


1858 


13,819 


48,512 


146,620 


19,670 


18,757 


2,621 


229,636 


479,635 


1858 



ViedMftOirt. 



=^ 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Qeaammt«s 


=9 


Jahr. 


ToUenSatse. 


»ASats«. 


% Satee. 


V. Satae. 


V.o 8«t««. 


Vto BtAte. 


V40 Satae. 


Quantum. 


Jahr. 




Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


^Ctr. 




1845 


34,318 




19,243 


822 


12,648 


820 


98,819 


166,670 


1845 


1846 


36,117 


— 


8,017 


4,395 


18,143 


17 


150,296 


216,985 


1846 


1847 


29,458 


— 


26,520 


2,415 


9,352 


510 


124,125 


192,380 


1847 


1848 


21,702 


— 


52,762 


1,090 


8,713 


67 


1 28,933 


113,267 


1848 


1849 


13,676 


— 


13,610 


573 


12,130 


— 


24,563 


64,552 


1849 


1850 


14,070 


— 


28,511 


1,156 


19,018 


— 


34,127 


96,882 


1850 


1851 


12,975 


— 


10,782 


896 


28,199 


-» 


55,205 


108,057 


1851 


1852 


13,257 


1,611 


23,251 


2,759 


30,497 


12 


66,294 


137,681 


1852 


1853 


13,253 


1,704 


52,601 


13,164 


17,735 


— 


50,592 


149,049 


1853 


1854 


2,619 


13,720 


53,641 


36,905 


95,226 


177 


51,878 


254,166 


1854 


1855 


1,238 


15,206 


49,044 


22,034 


175,989 


67 


113,891 


377,469 


1855 


1856 


2,820 


13,868 


74,274 


6,625 


308,963 


63 


82,588 


489,201 


1856 


1857 


7,615 


11,830 


260,381 


20,898 


149,089 


4,462 


61,679 


515,954 


1857 


1858 


870 


14,889 


25,860 


12,279 


101,947 


1,726 


82,463 


240,034 


18.58 



AnfCahrt und ViectorfiAlirt gnaammim. 





Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Oeaammtes 


^™^ 


Jafar. 


vollen Satie. 


•A Satse. 


V4 Satae. 


V» Sau«. 


V,o Satse. 


V« 8*tw. 


'/« »»tae. 


Quantum. 


Jalir. 




Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 




1845 


195,871 


__ 


229,247 


3,670 


13,251 


1,282 


131,373 


574,694 


1845 


1846 


220,326 


— 


159,205 


6,732 


18,464 


428 


182,469 


587,624 


1846 


1847 


203,797 


-. 


128,950 


4,425 


9,644 


821 


200,356 


547,993 


1847 


1848 


117,554 


— 


143,019 


6,485 


18,760 


351 


68,181 


354,350 


1848 


1849 


98,262 


— 


79,127 


13,700 


25,495 


215 


48,611 


265,410 


1849 


1859 


90,180 


— 


112,541 


15,910 


25,566 


286 


75,174 


319,657 


1850 


1851 


90,182 


— 


103,864 


22,413 


36,643 


1,413 


117,552 


372,067 


1851 


18S2 


53,565 


67,383 


143,147 


17,119 


42,994 


928 


162.943 


478,079 


1852 


185S 


83,340 


37,510 


220,499 


44,550 


34,041 


1,881 


198,057 


619,878 


1853 


1854 


44,082 


76,291 


225,573 


101,726 


118,215 


2,114 


256,809 


824,810 


1854 


185S 


65,843 


95,621 


271,563 


73,596 


221,156 


2,896 


248,589 


979,264 


1855 


1856 


31,552 


64,425 


379,437 


58,504 


336,003 


1,983 


305,012 


1,176,916 


1856 


18S7 


23,792 


48,806 


436,784 


63,017 


166,317 


6,207 


231,061 


975,984 


1857 


1858 


14,689 


63,401 


172,480 


31,949 


120,704 


4,347 


312,099 


719,669 


185S 
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Auiüeairt. 



— 


Zorn 


Zum 


Zum 


Zam ' 


Zam 


Zam 


Zam 


Gesammtes 





JAbr. 


vollen 8«Ue. 


»A8«tM. 


V« Sttee. 


% ßatxc. 


V,o 8«U«. 


V« Satze. 


V*, 8«t«e- 


Quntam. 


Jahr. 




Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 




1845 


69,936 


— 


1,842 


257 


53 


2,084 


16,564 


90,736 


1845 


1846 


100,621 





3,306 


698 


92 


1,825 


10,982 


117,524 


1846 


1847 


68,263 


— 


3,474 


343 


168 


2,214 


28,359 


102,821 


1847 


1848 


40,515 


— 


5,133 


3,944 


3,677 


1,511 


3,078 


57,858 


1848 


1849 


40,919 


— 


24,625 


37,175 


7,504 


1,964 


10,125 


122,312 


1849 


1850 


48,983 


— 


33,373 


42,083 


10,070 


2,038 


5,990 


142,537 


1850 


1851 


18,522 


— 


54,428 


42,619 


12,824 


2,802 


9,77Q 


140,965 


1851 


1852 


1,941 


12,458 


92,867 


56,623 


47,905 


6,569 


7,551 


225,914 


1852 


1853 


966 


6,250 


39,068 


32,032 


89,847 


264 


10,067 


178,494 


1853 


1854 


3,555 


11,531 


18,669 


43,757 


37,817 


892 


1,415 


117,636 


1854 


1855 


157 


3,698 


61,315 


34,722 


20,953 


962 


842 


122,649 


1855 


1856 


46 


2,300 


135,456 


35,020 


30,228 


449 


1,593 


205,092 


1856 


1857 


15 


3,331 


82,052 


48,579 


50,610 


347 


6,564 


191,498 


1857 


1858 


18 


7,919 


98,828 


50,619 


39,969 


250 


14,628 


212,231 


1858 



Viederfiahrt. 





Znm 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zom 


Gedämmtes 




Jahr. 


vollen Satie. 


V, Satse. 


'/. Satxe. 


V» Satze. 


Vio 8»t«e. 


%o Batse. 


V^Satae. 


Quantum. 


Jahr. 




Ctr.^ 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


ar. 


Ctr. 


Ctr. 




1845 


11,096 





106,875 


6,912 


30,959 


98 


6,467 


162,407 


1845 


1846 


8,690 


— 


120,600 


5,152 


18,085 


221 


2,048 


154,796 


1846 


1847 


14,477 


— 


121,469 


12,367 


11,748 


26 


— 


160,087 


1847 


1848 


9,812 


— 


77,277 


11,380 


7,146 


31 


4 


105,650 


1848 


1849 


13,629 


— 


97,606 


12,099 


5,459 


178 


358 


129,329 


1849 


1850 


13,950 


— 


89,850 


13,661 


8,193 


23 


253 


125,930 


1850 


1851 


14,178 


— 


100,512 


14,390 


7,984 


13 


110 


137,187 


1851 


1852 


2,175 


1,915 


111,402 


19,280 


29,373 


36 


13 


164,194 


1852 


1853 


708 


2,533 


68,927 


37,281 


23,796 


35 


179 


133,459 


1853 


1854 


3,393 


1,707 


45,104 


7,742 


56,358 


475 


1,472 


116,251 


1854 


1855 


4,307 


2,757 


36,032 


185 


52,164 


1,611 


10,184 


107,240 


1855 


1856 


933 


559 


36,286 


181 


29,620 


1,952 


7,126 


76,656 


1856 


1857 


411 


39 


38,243 


124 


55,365 


530 


2,705 


97,417 


1857 


1858 


82 


1,566 


27,898 


47 


28,567 


503 


66 


58,729 


1858 



Auffohrt und Kiederfalirt zusamxnen. 





Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Zum 


Gesammtes 





Jiihr. 


vollen SaUe. 


V, Satae. 


•/« 8aUo. 


•A Satze. 


Vio 8«tze. 


V,o 8«tze. 


•/«Satze. 


Quantum. 


Jahr. 




Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 


Ctr. 




1845 


81,032 


— 


108,717 


7,169 


31,012 


2,182 


23,031 


253,143 


1845 


1846 


109,311 


— 


123,906 


5,850 


18,177 


2,046 


13,030 


272,320 


1846 


1847 


82,740 


— 


124,943 


12,710 


11,916 


2,240 


28,359 


262,908 


1847 


1848 


50,327 


— 


82,410 


15,324 


10,823 


1,542 


3,082 


163,508 


1848 


1849 


54,548 


— 


122,231 


49,274 


12,963 


2,142 


10,483 


251,641 


1849 


1850 


62,933 


— 


123,223 


55,744 


18,263 


2,061 


6,243 


268,467 


1850 


1851 


32,700 


— 


154,940 


57,009 


20,808 


2,815 


9,880 


278,152 


1851 


1852 


4,116 


14,373 


204,269 


75,903 


77,278 


6,605 


7,564 


390,108 


1852 


1853 


1,674 


8,783 


107,995 


69,313 


113,643 


299 


10,246 


311,953 


1753 


1854 


6,948 


13,238 


63,773 


51,499 


94,175 


1,367 


2,887 


233,887 


1854 


1855 


4,464 


6,455 


97,347 


34,907 


73,117 


2,573 


11,026 


229,889 


1855 


1856 


979 


2,859 


171,742 


35,201 


59,848 


2,401 


8,718 


281,748 


1856 


1857 


426 


3,370 


120,295 


48,703 


105,975 


877 


9,269 


288,915 


1857 


1858 


100 


9,485 


126,726 


50,666 


68,536 


753 


14,694 


270,960 


1858 



Digitized by 



Google. 



361 



VL Verglelct)tzöllamte Wittenberge aufwärts 



t. 



Tg nach und über Preussen mit der Berlin- 
Hamburger Eisenbahn versandt. 



Bezeichnung der A*" 



851. 



Kaffee 15,410 

Zucker, roh und raffinirt&5,038 

Gewürze Äl,999 

Südfrüchte, frische a 1,264 

Wein und Spirituosen ..^5,346 

Kakao 3,7X4 

Thee 6,613 

Taback.und Cigarren . . .12,990 

Game ^8,606 

Manufakturen 22,220 

Uebrige, nicht reducirt66,189 

Normalzollartikel, 19,389 



1852/55. 



341,562 

100,700 

26,587 

20,952 

36,530 

7,911 

14,820 

51,341 

441,785 

54,775 

83,788 



1,180,751 



1856. 



1857. 



303,876 

159,076 
24,468 
27,308 
34,070 
15,367 
10,426 
61,549 

538,737 
84,037 

143,090 



1,402,004 



355,961 
50,993 
23,849 
26,520 
27,207 
8,938 
10,475 
75,861 

485,258 
83,816 

118,254 



1,267,132 



1858. 



385,866 
47,552 
29,730 
23,410 
24,055 
13,844 
11,703 
59,726 

392,770 
75,852 

111,854 



1,176,362 



Reis 36,928 

Baumwolle 84,271 

Oel, Lein-, Rüb- und 1 335 

H&ute und Felle B4,514 

Südfrüchte, trockene . . .18,567 
Salpeter, Ostindischer ul (500) 

Krapp ^2,013 

Farbehölzer, Sumak, Ql 5,794 

Harz 1,262 

Oel, Baum-, Palm- um 8,580 
Nutzhölzer, transatlant. 17,699 



Sirup 



Schwefel 1(1,300) 



Soda 

Thran 

Heringe 

Salpeter, Südsee- 



Reducirte Artikel Jl,323 



Eisen und Eisenbahnschiö 1,207 



Getreide, Hülsenfrüchte, S 
Kohlen, Guano, Steine u 



Uebrige Artikel zum . . . &6,035 



3,227 



1,103 
6,070 
7,478 
1,682 



4,904 
1,936 



Artikel zum %, y^, 
Artikel zum Norm 

Total: Centner 



H,794 



46,150 

257,582 

11,208 

49,680 

25,445 

8,300 

6,987 

9,478 

1,080 

30,757 

14,507 

8,492 

2,t37 

1,380 

14,300 

9,834 

10,821 



508,438 



39,289 
17,700 
10,242 

199,721 



135,405 I 775,390 
jl9,389 I 1,180,751 



1,956,141 



30,730 

214,092 

28,404 

57,374 

31,684 

9,642 

5,654 

21,445 

1,165 

51,692 

13,487 

4,549 

1,430 

4,048 

17,651 

11,846 

29,478 



534,371 



113,451 
28,911 
37,849 

310,053 



1,024,635 1,084,057 
1,402,004 1,267,132 



42,765 

183,860 

16,121 

61,964 

22,316 

3,397 

1,788 

54,451 

3,701 

52,187 

15,943 

1,405 

1,942 

4,814 

20,315 

12,134 

10,500 



509,603 



115,087 
15,573 
82,813 

360,981 



2,426,639 



2,351,189 



46,500 

160,656 

24,264 

63,219 

35,378 

4,800 

4,498 

65,045 

5,471 

54,127 

16,244 

3,548 

2,814 

2,360 

28,468 

12,104 

14,406 



543,902 



72,725 

16,795 

190,748 

284,416 



1,108,586 
1,176,362 



2,284,948 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



tniese. 



363 



yrr Veii Hauptzollamte Wittenberg^e abwärts tind 
sen. 



Bezeichi; 



ambarg von und über Preussen mit der Berlin - 
Hamburger Eisenbahn angekommen. 



1851. 



Zink. . . 
Spirituosen . . | 

Lumpen 

Uebrige, nid 

Normalzo 



i 



62,765 

59,204 

751 

67,468 



Zündhölzer u 
Cichorien . 
Schmälte und! 
Blei- und Zii 

Rüböl 

Südfiüchte, t: 
Schaf- und S« 

Sirup 

Stärke und K 

Leinen 

Manufakturwfi 
Schwefelsäure 
Waid und Wi 
Knochenkohle 
Oelkuchen . . . 

Graphit 

Backobst 

Reducirt^ 



190,188 

4,384 

592 

1,976 

41 

952 

214 

51,182 

16 

275 

35,030 

77,056 

2,101 

154 

213 

336 

268 

313 



1852/55. 



1856. 



162,968 

77,884 

4,500 

134,627 



175,103 



379,979 

6,565 

320 

2,245 

485 

7,717 

889 

73,798 

80 

592 

40,362 

101,540 

715 

167 

875 

75 

154 

4,633 



332,541 

77,644 

390 

151,704 



241,212 



562,279 

8,191 

1,649 

2,346 

82 

221 

1,324 

77,515 

180 

999 

41,052 

118,264 

148 

144 

136 

2 

701 

8,196 



1857. 



407,541 

269,093 

4,464 

205,548 



886,646 



1858. 



281,836 

165,977 

2,634 

131,808 



582,255 



261,150 



288,011 



13,359 


6,283 


1,163 


532 


2,907 


2,337 


395 


— 


3,034 


13 


238 


1,028 


76,298 


102,775 


2,600 


5,600 


1,901 


1,021 


42,775 


34,369 


117,249 


87,704 


474 


405 


91 


109 


188 


78 


335 


— 


366 


305 


24,548 


8,743 



251,302 



Getreide, Hii 
Glas und Gla( 

Nutzholz }"* 

Ballastartikel 1^ 

in der K 

Ttialfahrt g^ 

Uebrige ArtiL 


56,990 
12,762 

4,006 

52 

280 

44,678 


113,189 

19,561 

4,040 

7 

3,531 

2,483 

74,451 


392,182 

29,200 

7,515 

671 

8,438 

1,618 

135,750 


323,118 

32,020 

8,331 

20 

3,771 

3,891 

140,642 


93,203 

27,145 

2,314 

1,638 

4,378 

97,525 


Artikel z 
Artikel 4_ 


293,871 1 458,474 
190,188 1 379,979 


836,524 
562,279 


799,804 
886,646 


477,505 
582,255 




484,059 


838,453 


1,398,803 


1,686,450 


1,059,760 



Auoo 1858. 



Preussen. 



Thalfahrt 



Bergfahrt 



Sachsen. 


Anhalt. 


Elbe. 


Saale. 


Havel. 


Total 
Elbe. 


53,028 
186,136 


32,614 
120,447 


330,875 
269,990 


23,024 
88,760 


117,318 
1,706,594 


586,370 
2,401,063 


239,164 
870 


153,061 


600,865 
6,136 


111,784 
265 


1,823,912 
24,007 


2,987,433 
31,360 


240,034 


153,061 


607,001 


112,049 


1,847,919 


3,018,793 



1214,802 
251,014 


43,234 
142,021 


667,682 
4,114,355 


112,016 
443,844 


312,612 
1,664,762 


1,507,712 
6,670,843 


465,816 
13,819 


185,255 
217 


4,782,037 
24,336 


555,860 
609 


1,977,374 
30,068 


8,178,555 
69,067 


479,635 


185,472 


4,806,373 


556,469 


2,007,442 

Digi 


8,247,622 

tized by L:»C 



Digitized by 



Google 



365 
Vjlll. Uebersiclit der ^enbahn, sowie über die verwen- 





Beim Elbzoll- 
amt zu Witten- 


urger 


Eisenbahn in Preuss. Thalern. 












Jahre. 


berge passirte 

Waarenqnanta 

redncirt auf 






Bergedorf. 


Total. 




Normalzoll- 
centner. 


iinmen. 


Esslinger 
Zoü. 


Eisenbahn- 
Transitozoll. 


zusammen. 








m- 


m- 


m- 


m^ 


m- 


1845 


3,217,834 


18,281 


13,849 


___ 


13,849 


1,151,613 


1846 


2,971,341 


0,817 
U,868 


14,908 


91 


14,999 


1,100,970 


1847 


2,489,940 


15,777 


7,687 


23,464 


1,056,8^1 


1848 


1,894,200 


16,619 


12,892 


9,218 


22,110 


858,641 


1849 


1,807,957 


H,722 


11,404 


11,499 


22,903 


897,717 


1850 


1,787,547 


^9,490 


13,951 


13,608 


27,559 


917,599 


1851 


1,364,492 


26,805 


13,676 


16,350 


30,026 


855,168 


1852 


1,570,247 


34,572 


4,438 


22,313 


26,751 


918,374 


1853 


1,385,067 


75,798 


3,192 


25,433 


28,625 


911,358 


1854 


1,522,357 


)6,112 


3,333 


33,338 


36,671 


984,849 


1855 


1,581,963 


H,076 


3,724 


34,294 


38,018 


1,052,125 


1856 


1,609,150 


53,152 


3,936 


40,164 


44,100 


1,176,853 


1857 


1,453,480 


32,208 


2,406 


41,739 


44,145 


1,071,092 


1850/57 Zttsam. 


12,274,303 


12,213 


48,656 


227,239 


275,895 


7,887,418 


Durchschnitt 


1,534,288 


JO,277 


6,082 


28,405 


34,487 


985,927 



Jahre. 


Bergedorf 


Hamburg 


Total 


Uf erlange 


Ufer]ängo 


Uferlänge 




5794 Riithcu. 


13,794 Ruthen. 


405,889 Ruthen. 


1850 


5,441 


48,491 


343,353 


1851 


1,638 


79,674 


284,354 


1852 


1,970 


95,942 


444,870 


1853 


16,327 


88,287 


353,779 


1854 


11,946 


135,041 


391,828 


1855 


2,908 


120,191 


350,332 


1856 


4,968 


126,596 


445,190 


1857 


8,192 


131,081 


420,092 


zusammen 


53,390 


825,303 


3,033,798 


Durchschnitt. 


6,674 


103,163 


379,225 



Jährliche DurohsohnittsäBeträge, in den Jahren 1850—1867. 



DuffiSittlf'-t^V^i 
1850/57. ( Ausgabe für Baii 

Mehrausgabe .... I 
Mehreinnahme ... * 



Bergedorf. 



6,082 
6,674 



592 



Hamburg. 



103,163 



103,163 



. I 



Total. 



456,381 
379,225 



77,156 
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Anhang. 

Verhandlungen über die Ausführung der Flussechiif- 
fahrtsbestimmungen der Wiener Kongressakte, auf 
dem Kongress zu Verona und bei den Pariser Kon- 
ferenzen in ßetreif der Donau -Schiffahrtsakte. 



L Verhandlung auf dem Kongress zu Verona in der 
Sitzung am 27. November 1822. *) 

Der Grossbritannische Bevollmächtigte, Herzog von Wellington, 
reichte in der Sitzung vom 27. Novbr. 1822, in welcher die Angelegen- 
heiten der SchifEahrt zor Sprache kamen, folgende Note ein: „Der Be- 
vollmächtigte Minister des Königs von England hat von seiner Regierung 
den Auftrag erhalten, die Aufmerksamkeit der Herren Gesandten der 
hohen verbündeten Machte auf den gegenwärtigen Zustand der Rhein- 
schifiiahrt zu leiten. Zufolge des ersten der Artikel, welche die Schiffahrt 
dieses Flusses betreffen, und der Wiener Kongressakte einverleibt sind, 
soll diese Fahrt von dem Punkte an, von welchem der Rhein schiffbar 
wird, bis in das Meer (jusqu'ä la mer) vollkommen frei sein; und dieser 
Grundsatz ist im allgemeinen durch alle Verfügungen des Separataktes 
bestätigt, zu welchem der besagte Artikel ab integrirender Tbeil gehört. 
Dennoch hat die Regierung der Niederlande für gut befunden, die Mün- 
dung des Rheins dem Welthandel zu verschliessen ; ich füge die Liste 
der Handelsartikel bei, für welche der Transit auf dem Rhein, von der 
Niederländischen Regierung gesetzlich verboten ist, obschon dieses Verbot 
weder im Geist noch in dem Buchstaben des erwähnten Tr^tats liegt. 
Da dieser G^enstand ein allgemeines Interesse hat, so eriiielt der brit- 
tische Bevollmächtigte den Auftrag, den Gesandten der aUürten Mächte 
den Vorschlag zu machen, durch ihre Minister an dem Hofe zu Brüssel 



*) Der hier mitggthfiHe Bendtt iii eaiacmmea der Beilage Ho, S4 der (Ang»- 
bnrger) AUgemanen Zdtmig TOm 28. Msi 1S23. 
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die geeigneten Schritte bei Sr. Mhjestät dem König der Niederlande thun 
zu lassen, um den Verfügungen des Wiener Traktats, welche 
die Rheinschiffahrt betreffen, ihre Vollziehung zu sichern." 
In dem Protokoll dieser Sitzung heisst es ferner: „Beiliegende Note, welche 
den Vorschlag enthält, die Gesandten der fftnf Mächte am Brüsseler Hofe 
zu beauftragen, die nöthigen Schritte bei der Niederländischen Regierung 
zu thun, um mit ihr die Mittel zu verabreden, wodurch die noch immer 
der freien Schiffahrt entgegenstehenden Hindemisse der Wiener Kon- 
gressakte gemäss, aus dem Weg geräumt werden könnten, wurde von 
dem Bevollmächtigten Seiner Majestät des Königs von England vorge- 
tragen und zu Protokoll gegeben. IMe Bevoümäditigten von Oeeterreich, 
Preussen imd Russland, anerkennend, dass die fünf Mächte wirk- 
lich die Befugniss haben, zur Vollziehung der in der Wiener 
Kongressakte enthaltenen und die Schiffahrt betreffenden 
Verfügungen mitzuwirken, und dass die bestehenden Hindernisse 
grösstentheils der Niederländischen Regierung zuzuschreiben sind, haben 
mit Seiner Herrlichkeit dem Herzog von^ Wellington die Uebereinkunft 
getroffen, den in Brüssel akkreditirten Gesandtschaften ihrer respektiven 
Höfe die Weisung zu ertheilen, sich miteinander und mit dem Minister 
Seiner Majestät des Königs von Frankreich zu besprechen, um die ge- 
eigneten Vorstellungen an das Ministerium der Niederlande [gelangen zu 
lassen, in der Absicht, sobald wie möglich eine befriedigende Ueberein- 
kunft in Betreff des Gegenstandes, der die Klagen d^ Betheili^n er- 
regt, zu bewirken. Die Bevollmächtigten von Frankreich, im voraus 
überzeugt, dass ihre Regierung keinen Anstand nehmen dürfte, um diesen 
Schritt in Gemeinschaft mit den andern betheiUgten Staaten zu thon, 
behalten sich vor, über diese Angelegenheit an iise Regierung zu be- 
richten." 



n. Verhandlungen der Pariser Konferenzen über die An- 
erkennung der neuen Donau -Schiffahrtsakte. *) 

18. Conference, le 16 Aotit, 1858. 

M. le pl^nipotentiaire de France rappeile que MM. les pl^nipoten- 
tiaires d'Autriche et de Turquie ont pr6sent^, dans une des demiferes 
s^ances, le travail 3abor^ ä Vienne pour le r^glement de la navigation 
du Danube; U propose k la Conference de s'en occuper et d'entendre 
les observations que les pl^nipotentiaires peuvent avoir h präsenter sur 
ce siget important. 



*) Mitgetheilt nach dem Abdrucke der Protokolle dieser Eonferenfeen im „Nord" 
vom 27. Oktober 1858. 
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M. le pl^nipotentiaire de la Grande -Bretagne dit qu'ayant soumis 
1^ rfeg^ements pour la navigation du Danube, pr^sentts k la Conference 
dans sa XIV* s^anoe par M. le pl^nipotentiaire d'Autriche, k Texamen 
de son gouvemement, il a reqn Tordre d'y proposer plusieurs modifi- 
cations. 

D doit remarquer d'abord que dens Fartide des r^lements pour la 
libre navigation des fleuves, ins^r^ au trait^ de Vienne, trait^ qui doit 
servir de base aux rfeglements concemant le Danube, se trouve la phrase 
suivante: «La navigation — sera entiferement libre et ne pourra, sous 
le rapport du commerce, 6tre interdite ä personne.» 

Or, ces mots ne se trouvent pas dans les r^lement$ pour le Danube 
^tbor^s k Vienne. De plus, Facte du Congris de Vienne d^clare que 
les r^lements pour la navigation du Rhin seront arr^t^s cd'une mani^re 
uniforme pour tous, et aussi favorable que possible au commerce de 
töutes les nations.» 

Ces mots sont ^galement omis dans Facte de 1857, con(ju dans un 
eeprit plus exclusif et plus favorable aux Etats riverains. 

Dans Facte de 1857, aucune mention n'est faite des affluents du 
Danube. Lord Cowley d^sire que cette lacune soit remplie. 

Passant ä Fart. 5, le pl^nipotentiaire de la Grande -Bretagne remar- 
que que cet article devient superflu, si les art. l*' et 8 sont modifi^s 
ou supprim^s conform^ment ä sa proposition. 

Sur Fart. 8, lord Cowley d^clare que cette disposition n'est 
pas d'accord avec les pr^liminaires de paix annex^s au premier proto- 
cole du Congres de Paris, qui porte que «la libert^ du Danube et de 
ses embouchiu^s sera efficacement assur^e par des institutions europ^ennes, 
dans lesquelles les puissances contractantes seront ^galement repr^sent^s.» 

La m6me disposition est, suivant lui, oppos^ aux art. 15 et 16 
du trait^ de Paris, qui, non*seulement d^clarent d'une mani^re g^n^rale 
que la navigation du Danube sera r^gl^ d'apr^s les principes ^tablis 
par le Congres de Vienne, mais qui stipulent, en outre, que «sauf ces 
reglements (de police et de quarantaine), il ne sera apport^ aucun ob- 
stade, quel qu'il soit, ä la libre navigation de ce fleuve.» D est ajout^ 
(art. 16) que sous tous les rapports «les pavillons de toutes les nations 
seront trait^ sur le pied d'une parfaite ^alit^.» Ces deux passages ne 
peuvent se concilier avec Fintention manifest^e par Facte de 1857 de 
d^fendre le commerce du fleuve k tous les pavillons, except^ ceux des 
Etats riverains. 

Cet art 8 n'est pas non plus en harmonie, poursuit M. le pl^po- 
tentiaire de la Grande-Bretagne, avec Fart. 5 du trait^ de Paris de 1814 
(base du trait^ de Vienne de 1815), qui dit que la navigation des fleuves 
europ^ns sera r^^ «de la mani^re la plus ^ale et la plus favorable 
au commerce de toutes les nations,» ni avec les principes ^tablis par 
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le trait^ de Vienne de 1815, ainsi qu'avec les actes y annex^s sur 1a 
navigation des fleuves. n lui semble enfin Stre en desaccord avec Tacte 
le plus r^cent d'une pareüle nature, c'est-ä-dire le trait6 sur la libre 
navigation du Po, pass^ entre rAutriche et trois Etats italiens en 1849, 
en conformit^ des pr6visions expresses du Congrfes de Vienne. 

Les Privileges exclusifs accord^s par Part. 9 aux entrepreneurs de 
navigation « appartenant ä Fun des pays riverains» ne sauraient, dws 
l'opinion du pl^nipotentiaire de la Grande-Bretagne, sliarmoniser avec 
Tesprit de liberalite qui animait les Congres de Vienne et de Paris. 

Les art;. 11 ä 18, dit M. le pl^nipotentiaire d'Angleterre, r^dig^s 
dans le but de pourvoir ä la süretö publique, ont pour efifet de sauve- 
garder le monopole cr46 par l'art. 8; il propose qu'ils soient supprim6s 
de m^me que cet article. 

La mSme Observation s'applique aux deux demiers paragraphes de 
l'art. 35, lesquels se rattachent aux articles 14, 16 et 17. Aucun in- 
conv^nient ne peut r^sulter de cette Omission, puisque IMtablissement 
des pilotes, l^alement autoris^s dans les parties dangereuses du fleuve, 
est pr6vu par l'art. 33. II serait ä d^sirer, cepeudant, que les droits 
de pilotage fussent assujettis ä l'approbation et ä la r^vision de la 
commission permanente. 

Quant aux articles concemant la quarantaine, M. le pl^nipotentiaire 
de la Grande -Bretagne feit observer que la teneur en est trfes-vague, 
et il doit se prononcer contre la d^tention des bätiments «sous soup(on 
de maladie pestilentielle dans la Turquie d'Europe.» D croit que le 
feit de l'existence d'une teile maladie dans le port que le bätiment vient 
de quitter, mentionn^ sur la patente de sant^, doit seul justifier sa 
mise en quarantaine. 

Par l'art. 34, les puissances riveraines se r^servent le droit de mo- 
difier les reglements existants ou d'en ^tablir d'autres. M. le plönipo- 
tentiaire de la Grande- Bretagne exprime la conviction que de tela 
changements ne pourront s'efiFectuer sans le consentement des puissances 
signataires du traite de Paris. 

Finalement, M. le pl^nipotentiaire de la Grande -Bretagne croit qu'il 
est n^cessaire d'ajouter ä l'art. 45, qui stipule que «pour tout ce qui 
ne se trouve pas r^gl^ par le präsent acte de navigation, les trait^s, 
Conventions et arrangements existants d^jä entre les Etats riverains restent 
en vigueur,») les mots suivants: «pourvu qu'il ne s'y trouve rien d'in- 
compatible avec les principes de libre navigation ^tablis par le traite de 
Vienne.» 

M. le pl^nipotentiaire de la Grande -Bretagne demande l'insertion 
au protocole des propositions suivantes: 

Supprimer les articles 5, 8 et 9 ä 18 inclusivement. 

Substituer ä l'art. 1^' la r^daction ci-apräs: «La navigation du 
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Danube, depuis Tendroit oü ce fleuve devient navigable jusque dans la 
mer Noire, et depuis la mer Noire jusqu'audit endroit, soit en descen- 
dant, soit en remontant, sera enti^rement libre, tant pour ie transpoi:t 
des marchandises que pour celui des voyageurs, et ne pourra 6tre inter- 
dite ä personne, en se confonnant toutefois aux r^glements qui seront 
arrdt^s pour sa police d'une mani^re uniforme pour tous, et aussi favo- 
rable que possible au commerce de toutes les nations.» 

„Le syst^e qui sera ^tabli pour la navigation du Danube, tant pour 
la perception des droits que pour le maintien de sa police, sera le 
mftme pour tout le cours du fleuve et s'^tendra sur ceux de ses affluents 
qui, dans leur cours navigable, siparent ou traversent diffSrents Etats." 

A Part. 7 supprimer les mots: «et 6.» 

A Part. 9 supprimer les mots «appartenant ä un des pays riverains.» 

A Fart. 30. substituer la r^daction ci-aprfes: «Les bätiments navi- 
guant sur le Danube ne pourront 6tre assujettis ä aucune mesure qua- 
rantenaire, k moins que Texistence d'une maladie pestilentielle dans le 
port d'oü ils viennent ne soit constat^ par la patente de sant^ dont ils 
sont munis.» 

A l'art. 35. supprimer les deux demiers paragraphes. 

A Part. 45. Faddition des mots suivants: «Pourvu qu'il ne s'y* 
trouve rien qui soit incompatible avec les principes de libre navigation 
^tablis par le trait^ de Vienne.» 

M. le pl^nipotentiaire de France pense que les dispositions contenues 
dans le travail ^bor^ ä Vienne ne sont d'accord ni avec les stipula- 
tions du trait^ de Paris de 1856, ni avec les principes de l'acte de 
Vienne de 1815, ni avec les ^nonciations du trait6 de Paris de 1814, 
auxquelles il convient de se r^förer pour d^terminer le sens pr6cis de Facte 
du Congrfes de Vienne. M. le comte Walewski adh^re entierement aux ob- 
servations et aux propositions pr^sent^es par M. le plenipotentiaire de 
la Grande -Bretagne. 

D ajoute qu'en ce qui conceme les affluents, il doit faire reraar- 
quer que son gouvemement est d'autant mieux fond^ k demander que 
la libertö de navigation soit ^alement appliqu^e aux cours d'eau de 
cette nature, qu'on se rappellera qu'ä Foccasion d'une concession faite 
par le gouvemement moldave ä une compagnie fran<;aise pour Fexploita- 
tion du Sereth, et sur la r^damation formelle de FAutriche et ä la 
suite d'une correspondance ^chang^e avec cette puissance et avec la 
Porte, le gouvemement fran^ais consentit k Fannulation de ce privil^e. 
M. le comte Walewski se croit en droit, au nom de son gouvemement 
et conform^ent aux d^darations par lui faites ant^rieurement, d^invo- 
quer ce pr6c^dent pour demander avec insistance que tous les affluents 
du Danube, sans exception, soient ouverts k la navigation de toutes les 
puissances. 
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11 le plänipotentiaire de Prusse adh^re, comme M. le pl^poten- 
tiaire de France, aux propositiona de lord Cowley. 

M. le pl^mpotentiaire de RusBie adhke aux propositiona de lord 
Cowley qui renferment celles qu'il avait lui-m6me a faire aa Bom de 
8011 gouvemement. D iait, en oulre, lue propoatioii tendante h ce que 
les pUotes de toutes les nations soieat admis sur le Danube, en se 
conformant aux conditions impos^s aux pilotes des Etats riverains. 

M. le pl^pontiaire de Sardaigne ^met Tavis que Tacte äabor^ ä 
Vienne ne rSpond pas ä ce que la Conference ^tait en droit d'attendre. 
II adh^re aux observations de MM. les pKnipotentiaires de France, 
d'Angleterre, de Prasse et de Russie. 

M. le pl^njpotentiaire d'Autriche r^pond que, contrairement aux 
d^clarations exprim^ par MM. les pl^nipotentiaires de France et de la 
Grande-Bretagne, auxquelles ont adh^rä MM. les pl^nipotentiaires de 
Prasse, de Russie et de Sardaigne, son gouvernement a la conviction 
que le travail de la commission riveraine est, en tows points, eonfonne 
aux trait^s de Vienne et de Paris. 

M. le baron de Hübner commence par 6tablir que les prindpes de 
Pacte du Congr^s de Vienne et les stipulations du ta'ait^ de Paris de 
1856 sont seuls obligatoires pour les Etats riverains signataires du trait^ 
de Paris. Or, quels sont ces principes, quelles sont ces stipuli^ions? 

L'article 109 de Facte du Congrfts de Vienne dit: «La naviga- 
tion dans tout le cours des riviferes indiqu^es dans l'acte prÄj6- 
dent, du point oü chacune d'elles devient navigable jusqu'ä son 
embouchure, sera entierement libre et ne pourra, sous le rapport 
du commerce, Ätre interdite ä personne; bien entendu que Ton se 
conformera aux r^glements relatifs ä la police de cette nav^- 
tion, lesquels seront con^us d'une manifere uniforme pour tous, et 
aussi favorables que possible, au commerce de toutes les nations-" 

On ne saurait dMuire de cette disposition une libertä absolue de 
navigation pour les pavillons de toutes les nations. Mais en admettant 
m^me, ce que le pl^nipotentiaire d'Autriche est loin d'admettre, que crt 
article soit susceptiWe d'interpr^tations diverses, oü doit-on chercher 
Finterpr^tation authentique, si ce n'est dans les protocoles de la com- 
mission Institut pour les questions de navigation fluviale et compos^e 
de ce mfime Congrte? Consultons, dit M. le baron de Hübner, ces 
protocoles. 

Le 2 f^vrier 1615, dans la premi^re s^ance de cette comwisRian, 
M. le tluc de Dalberg, pl^potentiaire de France, a propos^: « Artide l*'. 

Le Rbin sarasous le ri^port du commyeree et de la navigation, 

consid^r^ comme un fleuve commun eittre le$ divers Etats qu'ü 
separe ou traverse. Art. 2. La navigation sera entito^n^t 
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libre et ne pourra fitre interdite ä personne; en se conformant, 

toutefois, aux r^glements, etc.)» 

Dans la seconde Conförence, tenue le 8 fövrier 1815, lord Clancarty, 

se rö<6rant au traitö de Paris de 1814, «a propos^,» dit le protocole, 

«sur la base du traite de Paris, et aftn d'etendre la liberte de 

la navigation du Shin ä tautes les nationa, de substituer ä la 

r^action du pl^nipotentiaire de France la r^daction suivante: 

Art. 1^. Le Rhin sera entifereiDent libre au commerce et ä la 

navigation de toutes les nations.» 

Cette proposition, n'ayant pas cu de suites, il la reproduit daus la 

septitoe Conförence, du 3 mars 1815. «Cependant,» dit le protocole, 

«les autres membres de la commission ont it& d'avis qu'ü n'y 

avait pas Heu ä faire cet amendement, vu que les dispo- 

sitions du traite de Paris ne visaient qu'ä debarrasser la naviga- 
tion des entraves qu'un conflit entre les Etats riverains paurrait 
faire mdtre, et non ä donner ä totU sujet d'Etat non-riverain 
un droit de navigation egal ä celui des sujets des Etats rive- 
radnSy et pour lequel ü n'y aurait atkcune reciprocite.n 
Teile ^tait la pens6e des auteurs de Tacte du Congrte de Yienne, tel 
est le sens qu'ils ont eux-mSmes donn^ ä leur ceuvre, et notanunent ä 
Part 109, lorsqu'ils 6taient occup^ ä jeter les bases des r^lements 
pour le Rhin. Les dispositions qui, encore aujourdliui, rfeglent la navi- 
gation de ce fleuve, ne s'en ^cartent point, et si elles sont conformes 
aux principes de Tacte du Congrfes de Vienne, ce qui n'a jamais 6t^ 
contest^, — Tacte de navigation du Danube, äabor^ dans un esprit bien 
plus liberal, — une comparaison des deux r^ements le prouve, — doit 
VÜxe ^alement et a plus forte raison. 

M. le pl^nipotentiaire d'Autriche passe ä Texamen du traite de 
Paris. Ce traite place en tSte des articles relatifs ä la navigation du 
Danube la disposition fondamentale que les principes de Tacte du Gon- 
gr^ de Vienne seront ä Vavenir appliqu^s au Danube. D^s lors, Tacte 
du Gongr^s de Vienne est devenu la i^le; les exceptions ont du Mre, 
et elles ont 6t6j en effet, express^ment stipul^ par le traitö de Paris. 
Or, Facte du Gongrte de Vienne maintient la distinction entre les Etats 
riverains et non -riverains, et le traite de Parte ne Fabolit pas. Les 
positions parüculi^s des riverains ont ^t^ express^ent r6serv^es dans 
les präiminaires de la paix de Paris et dans le protocole Vin du 
12 mars 1856. Ce n'est que pour les.boucbes du Danube que le traite 
du 30 man a ar6^ un ^tat de choses nouveau, et, par lä, exceptionnd 
au point de vue de Facte du Gonpte de Vienne. 

«M. le pl^nipotentiaire de la Oraade-firetagne,» poursuit M. le baron 
de Utibner, «objecte k Fart. 8 de Facte de navigation du Danube, parce 
qu'ü r^erve le cabotage aux Etats riverains, mais Facte du Congrfes de 
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Vienne n'a pas accord^ ce droit aux paviQons des Etats non-riverains, 
t^moin les r^ements de la navigation du Bhin, et de TElbe, elabor^ 
en confonnit^ de cet acte, et le trait^ de Paris ne contient aucune 
clause ^tendant aux paviUons d^ toutes les nations la jouissance de ce 
droit. L'art. 16 du trait^ de Paris, cit^ par lord Cowley, ne peut 
s'appliquer, selon M. le pl6mpotentiaire d'Autriche qu'ä la navigation 
aux bouches du Danube. Mais, de ce que les riverains se rfeervent le 
droit de cabotage pour les raisons qui viennent d'ktre expos^, il ne 
s'ensuit pas qu'ils entendent, comme le pense M. le plönipotentiaire de 
la Grande -Bretagne, interdire le commerce du fleuve ä tous les pavil- 
lons non-riverains.» 

La suppression des art. 11 ä 18 et les modifications que lord Cow- 
ley propose d'apporter k Tarticle concemant les quarantaines, et ä 
Fart. 34, relatif aux changements ult^rieurs du r^lement fluvial, seraient 
incompatibles avec les droits de souverainet^ des Etats riverains et prive- 
raient les gouvemements de ces Etats des moyens de pourvoir efficace- 
ment au maintien de Fordre et aux exigences de Fhygi^ne publique: 
Notamment en ce qui conceme Tobservation de M. le pl^nipotentiaire 
de la Grande- Bretagne k l'art. 34, le pl^nipotentiaire d'Autriche rappeile 
que les reglements pour la navigation du Rhin et de FElbe ont 4i^ sou- 
vent modifife par des commissions riveraines, sans que jamais, autant 
qu'il Sache, des puissances non- riveraines eussent demandö, et, certes 
sans que jamais les Etats riverains leur eussent reconnu le droit d'inter- 
venir dans ces travaux. 

M. le baron de Hübner croit avoir constat^ le parfait accord du 
r^glement dannbien avec les prindpes de Tacte du Congr^ de Vienne 
et avec le trait^ de Paris, et avoir, en möme temps, r^pondu aux prin- 
cipales objections de M. le pl^nipotentiaire de la Grande-Bretagne. Si, 
pour ne pas entrer dans trop de d^veloppements, il n'a pas combattu 
une ä une toutes les observations pr^sent^s par MM. les pl^nipoten- 
tiaires de France, de la Grande -Bretagne, de Prusse, de Russie et de 
Sardaigne, il prie la Conförence de ne pas en införer qu'il y adh^re. 

M. le pl^nipotentiaire de France croit devoir präsenter deux obser- 
vations sur Texpos^ de M. le baron de Hübner: il dit que ce sont les 
prindpes de l'acte du Congr^s de Vienne qui doivent 6tre invoqu^, et 
non les cons^quences qui, par voie d'interprötation, ont pu 6tre d^uites 
par les auteurs du r^glement de la navigation du Rhin; or, si quelque 
doute subsiste sur Tesprit et la port^e de ces prindpes, il sentit dissip^ 
par la disposition primitive et fondamentale du trait^ de 1814. Quant 
k Targumentation que M. le plMpotentiaire d'Autriche a bas^e sur le 
trait^ de Paris de 1856, M. le comte Walewski se bome k rappeler les 
termes de l'art. 16, portant que, sous le rapport des droits k pr^lever 
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aux embouchures, "comme sous les autres, les pavillons de toutes les 
nations seront trait^s sur le pied d'une parfaite 6galit6." 

M. le pl^nipotentiaire de Turqide est d'avis que Facte 61abor6 ä 
Vienne est conforme au trait^ de Paris et ä Tacte du Congrte de Vienne. 
n adhere donc ä ce qu'a dit M. le pl^nipotentiaire d'Autriche. 

Lord Cowley fait remarquer que M. le baron de Hübner n'a 
parl6 que du reglement pour la navigation du Rhin, et qu'il a pass6 
sous silence les reglements plus röcemment adopt^s pour la navigation 
du Po. Du reste, si le reglement de la navigation du Rhin n'a 6t^, 
jusqu'a präsent, Tobjet d'aucune r6clamation, on ne serait nullement 
fondd ä conclure de cette abstention que ce rfeglement est conforme aux 
principes de Facte du Congrfes de Vienne. 

M. le pMnipotentiaire d'Autriche dit qu'il transmettra ä Vienne le 
protocole oü seront consign6es les opinions 6mises, afin que son gouver- 
nement puisse les prendre en consid^ration, et en faire l'objet d'une 
entente avec les autres gouvemements riverains, pour rechercher les 
moyens d'avoir 6gard aux voeux des puissances, sans porter atteinte au 
droit de souverainetö des Etats riverains. 

M. le pl^nipotentiaire de Turquie fait la m^me d^daration. 

M. le comte Walewski demande si M. le pMnipotentiaire d'Autriche 
peut fixer T^poque ä laquelle il sera en mesure de faire connaitre ä la 
Conference la r^ponse de son gouvernement. 

M. le baron de Hühner r^pond que, dans son opinion, l'entente 
qu'il s'agit d'^tablir au sujet du travail de la commission riveraine r6cla- 
mera quelques mois. D ajoute qu'un ^al espace de temps suffira, sans 
doute, ä la commission europ^enne pour terminer sa täche, en sorte que 
la Conference se trouverait en mesure de prendre acte, en mfeme temps, 
des travaux des deux commissions, de prononcer, aux termes de l'art. 18, i 

la dissolution de la commission europ^enne, et d'en transf6rer les pouvoirs 
ä la commission riveraine permanente. 

MM. les pienipotentiaires de France, de la Grande -Bretagne, iß 
Prusse et de Sardaigne fönt observer que la commission europ^enne ne 
pourra pas avoir termine ses travaux dans l'espace de quelques mois; 
ils rappellent que, conform^ment ä l'art. 18 du traite de Paris, la com- 
mission riveraine doit avoir termine son travail dans l'espace de deux 
ans, et que, comme on ne saurait, ä leur avis, faire d^pendre la cloture 
du travail de la commission riveraine de celle de la commission eu- 
rop6enne, ils esp^rent que les pienipotentiaires d'Autriche et de Turquie 
seront en mesure, avant l'expiration de ce däai, de faire connaitre la 
suite qui aura 6te donn^e par la commission riveraine aux observations 
consign^es dans le protocole de ce jour. 

M. le pienipotentiaire d'Autriche dit que le traitä de Paris a fixä 
le ni^me d^lai pour les deux commissions et rappeile ce qu'il a ^nonc^ ä 
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ce sujet, en Präsentant ä la Conference, dans la XIV*' s^ance, Facte de na- 
vigation. - 

MM. les pl6nipotentiaires de France, de la Grande -Bretagne, de 
Prasse, de Russie et de Sardaigne persistent dans leur opinion et ils 
ajoutent que d'apr^s les termes et l'esprit du trait^ de Paris, il n'est 
pas douteux que le soin de d^barrasser les embouchures de tous les 
obstacles apport^s ä la navigation ne soit d^volu exdusivement ä la com- 
mission europ6enne. 

M. le plMpotentiaire d'Autriche pense que si le Congres avait eu 
Tintention de charger la commission europ^enne de rentiere exöcution de 
de ces travaux, il aurait fix^ pour sa dor^ nn phis long d^lai. 

MM. les pl^nipotentiaires de France, de la Grande -Bretagne, de 
Prusse, de Bussie et de Sardaigne n'admettent pas que les tennes de 
Tart. 16 puissent laisser subsister ä cet ^gard le moindre doute. 

M. le pl^nipotentiaire de Turquie annonce que bien qu'ayant donn^ 
une Interpretation diff^rente ä Tart. 16, son gouvemement adh^rera ce- 
pendant ä Topinion qui vient d'^tre ^mise par MM. les pienipotentiaires 
de France, de la Grande-Bretagne, de Prusse, de Russie et de Sardaigne. 

M. le comte Kissäeff dit qu'il doit Stre bien entendu que Taete de 
navigation ne sera pas mis ä execution avant qu'un accord complet ne 
soit etabli entre toutes les puissances signataires. 

M. le baron de Hübner r6pond que Tacte de navigation a 6t^ rendu 
ex^cutoire, en vertu d'un droit de souverainete, que son gouvemement 
eonsidere comme incontestable, et qu'il doit en cons^quence maintenir. 

MM. les pienipotentiaires de France, de la Grande -Bretagne, de 
Prusse, de Russie et de Sardaigne pensent que la question dont il s'agit 
conceme uniquement Tex^cution des trait^s et ne toucbe nullement au 
droit de souverainete*, ils d^clarent que, dans leur opinion, le travail de 
la commission riveraine ne peut pas £tre rendu ex^eutoire, avant qu*une 
entente ne se soit stabile sur son contenu entre toutes les puissances 
signataires. 

M. le pienipotentiaire ottoman maintient que la Turquie se trouve 
placke dans la m^me position que les autres puissances riveraines, et 
qu'en vertu des droits de souverainete, eile pourrait mettre ä execution 
Tacte de navigation. Toutefois, prenant en consideration les observaüons 
qui ont Ü6 pr&entöes, la Subüme-Porte consent ä attendre la scdution 
de la question soulev^e, avant d'appliquer sur la partie du fleuve qui par- 
court le territoire de Tempire ottoman, l'acte de navigation, et ä main- 
tenir retat actuel des choses, resultant de ses traitös avec les puissances 
non-riveraines. 

MM. les pienipotentiaires de France, de la Grande -Bretagne, de 
Prusse, de Russie, et de Sardaigne ne doutent pas que les d^clarations 
consign^es au präsent protocole ne soient prises en coasid^ration par le 
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gouvemement de S.M. l'empereur d'Autriche, et qu'elles n'aient pour eflfet 
de modifier la d^cision qu'il avait prise ant^rieurement. 

M. le baron de Hübner, s'en r^f^rant ä la röponse qu'il a faite ci- 
dessus, diclare r^server ä son gouvernement rentier exercice de son droit. 

Lord Cowley ayant appel6 Tattention de la Conference sur la ne- 
cessite d'am^iorer les conditions de la navigation aux Portes de Fer, et 
ayant exprim^ le d^sir de savoir si quelque chose avait 6t4i fait pour 
cet objet, M. le plönipotentiaire d'Autriche repond que son gouvernement 
apporte une constante sollicitude aux travaux qui tendent ä ram^lio- 
ration de cette partie du Danube. 

(Suivent les signatures.) 






Digitized by 



Google 



Dmek Von F. A.. Brockh«ua in Leipsig. 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



Digitized by 



Google 



HARVARD LAW LIBRARY 



FROM THE LIBRARY 

OF 

RAMON DE DALMAU Y DE OLIVART 
MARQUES DE OLIVART 



Received December 31, 191 1 



BK2003 




Google 



Digitized by 



Google 



